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Stephen A. Schuker 
Einführung

Der vorliegende Band enthält die Referate und Kommentare des wissenschaftli­
chen Kolloquiums „Westeuropäische Sicherheit und die deutsch-französischen 
Beziehungen, 1914-1963“, das auf Einladung des Historischen Kollegs am 8. und 
9. Juli 1997 in München stattfand. Eine Gruppe von Historikern aus fünf Ländern 
kam zusammen, um den gegenwärtigen Forschungsstand zu den deutsch-franzö­
sischen Beziehungen zu diskutieren und neue Perspektiven aufzuzeigen. Den 
Anlaß für das Kolloquium bildete mein Stipendienaufenthalt am Historischen 
Kolleg im Jahr 1996-97. Dort habe ich mich einer Studie über Westeuropa und die 
Sicherheit des Westens von 1914 bis 1950 gewidmet, die den Titel „Die Wacht am 
Rhein“ tragen wird. Dies ist allerdings im Gegensatz zur ursprünglichen Bedeu­
tung des deutschen Liedes im 19. Jahrhundert gemeint, weil zumindest in der 
Zwischenkriegszeit das Hauptproblem darin bestand, nicht die deutschen Staaten 
gegen das westliche Eingreifen zu verteidigen, sondern die westlichen Mächte vor 
den Konsequenzen des deutschen Revisionismus zu bewahren. Eine erste Vor­
schau habe ich in meinem Vortrag in der Bayerischen Akademie der Wissenschaf­
ten im Juli 1997 gegeben, der jetzt im Jahrbuch des Historischen Kollegs ver­
öffentlicht worden ist1. Zu diesem Zeitpunkt begegnete ich noch Zeitzeugen, die 
als Kinder die mit Leidenschaft erfüllte Auseinandersetzung um die Zukunft 
des Rheinlands miterlebt haben. Einer der Reize der historischen Forschung im 
20. Jahrhundert besteht darin, daß das Gesicht Westeuropas sich so radikal und 
schnell geändert hat, daß, wer in den Archivalien der Zwischenkriegszeit stöbert, 
mit einer verschwundenen Welt konfrontiert wird. Die Gegenwart, um Goethe zu 
paraphrasieren, hat es besser.

Das Kolloquium und der daraus hervorgegangene Band beruhen auf drei Ge­
danken: Die Geschichte der deutsch-französischen Beziehungen im 20. Jahrhun­
dert sollte man nicht isoliert betrachten; sie ist stets mit dem übergeordneten Pro­
blem der europäischen Sicherheit seit dem Ersten Weltkrieg verbunden. Der Aus­
gang des deutsch-französischen Konflikts im Ersten Weltkrieg beruhte vor allem 
auf der Intervention Großbritanniens und letzten Endes der Vereinigten Staaten. 
Nach dem Krieg blieb eine defensive Allianz gegen Deutschland das Hauptanlie­

1 S tephen  A. Schuker, Bayern und der rheinische Separatismus 1923-24, in: Jahrbuch des H i­
storischen Kollegs 3 (1997) 75-111.
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gen der französischen Außenpolitik, während das Deutsche Reich versuchte, die 
Revision des Versailler Vertrags mit Hilfe der beiden außerkontinentalen Staaten 
durchzusetzen. Die Einbindung der deutsch-französischen Beziehungen in die 
größere Problematik der westeuropäischen Sicherheit und der entsprechenden 
Allianzbildungen spiegelt sich wider in der Quellenlage zum Thema. Der derzei­
tige Wissensstand beruht zu einem großen Teil nicht nur auf unserer Kenntnis der 
deutschen und französischen Archivalien, sondern auch der einschlägigen briti­
schen und amerikanischen Materialien. Seit den 1960er Jahren hat eine Generation 
von Historikern, von denen erfreulicherweise viele an diesem Band mitgewirkt 
haben, die Diplomatiegeschichte des 20. Jahrhunderts als internationales Bezie­
hungsnetz verstanden und die multiarchivalische Forschung entsprechend geför­
dert und betrieben. Aus diesem Grund befaßt sich dieser Band mit dem deutsch­
französischen Verhältnis im Kontext der internationalen Beziehungen der atlanti­
schen Welt.

Weiterhin sollte man die deutsch-französischen Beziehungen nicht nur als 
außenpolitisches Problem alten Stils auffassen, sondern auch die Gesamtheit der 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Kontakte in Betracht ziehen. Wie das 
Beispiel der lang umstrittenen Reparationsfrage in der Zwischenkriegszeit deut­
lich zeigt, sind Wirtschaft und Politik seit dem Ersten Weltkrieg oft für ihre ge­
genseitigen Belange instrumentalisiert worden. Hier, wie im Bereich der Einbin­
dung der deutsch-französischen Beziehungen in das Problem der europäischen Si­
cherheit, läßt sich eine Kontinuität zeigen. Von den Auseinandersetzungen nach 
dem Ersten Weltkrieg um Kohle und Stahl, Währungs- und Handelspolitik bis 
zur Konkurrenz zwischen Kennedys „Grand Design“ für Westeuropa und de 
Gaulles Gegenkonzeption einer deutsch-französischen Allianz zu Beginn der 
sechziger Jahre, als die Vormachtstellung des amerikanischen Dollars abnahm, 
sind Politik und Wirtschaft miteinander verquickt worden.

Des weiteren war es unser Anliegen, die beiden aus dem Ersten Weltkrieg er­
wachsenen langfristigen Probleme der Kontrolle des Rheinlands und der Zusam­
menarbeit beider Staaten im europäischen Verbund anzusprechen. Die vorge­
nannten Themen beleuchten sowohl das Problem der Sicherheit als auch den 
Komplex der Zusammenarbeit zweier recht komplementärer Volkswirtschaften. 
Beide Fragen wurden erst in den fünfziger Jahren durch die deutsch-französische 
Einbindung in die NATO und in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ge­
löst2.

Frankreich und Deutschland sind keineswegs immer „Erbfeinde“ gewesen. Die 
Beziehungen untereinander waren differenziert, kulturell sich gegenseitig be­

2 Siehe unter anderem G eo r g e s -H en r i  Soutou ,  L’Alliance incertaine. Les Rapports politico- 
strategiques franco-allem ands, 1954-1996 (Paris 1996); M arc T ra ch tenb erg ,  A Constructed 
Peace. The M aking of the European Settlement, 1945-1963 (Princeton 1999); Klaus S chw ab e  
(H rsg.), Die Anfänge des Schuman-Plans 1950/51 (Baden-Baden 1988); J o h n  Gil l ingham, 
C oal, Steel, and the Rebirth of Europe, 1945-1955. The Germans and French from Ruhr 
Conflict to Economic C om m unity (N ew York 1991); Thomas P ed e r s en ,  Germany, France, 
and the Integration of Europe. A Realist Interpretation (London 1998).
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fruchtend, vertieft durch vielfältige menschliche Kontakte, wirtschaftlich oft posi­
tiv. Die Auseinandersetzungen während der Französischen Revolution und der 
Napoleonischen Kriege förderten jenseits des Rheins konservativen Protest und 
das Aufkommen des deutschen Nationalismus3. Frankreichs Politik blieb aller­
dings Vorbild und Gegenpol. Bereits die französische Lösung des Rheinbunds 
von 1806 nahm die Bundesakte von 1815 vorweg4. Unter französischer Verwal­
tung wurden im Rheinland und in Westfalen erste verwaltungstechnische und so­
zialpolitische Neuerungen durchgesetzt5. In den 50 Jahren nach dem Wiener 
Kongreß intensivierten sich die kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen beiden Ländern. Franz Schnabel stellte fest: „Der Adel -  soweit er nicht 
im Junkertum unterging oder eine gewollte Verachtung des Auslandes zur Schau 
trug -  pflegte die französische Sprache und die Kunst des ,savoir vivre‘, die in Pa­
ris und Versailles ihre klassische Vollendung gefunden hatten.“6 Auch der deut­
sche Zollverein stellte kein wirkliches Hindernis für die wachsenden Wirtschafts­
beziehungen des bis dahin weiter entwickelten Frankreichs und der sich indu­
strialisierenden deutschen Staaten dar. Frankreich wollte im allgemeinen keine 
wirtschaftliche oder politische Einheit Deutschlands. Zahlreiche französische In­
tellektuelle wie Taine hatten allerdings lobende Worte für die geistigen Leistungen 
der Deutschen: „Dans les sciences et dans les lettres, dans la philosophie et dans 
l ’erudition, les Allemands sont les initiateurs et peut-etre les maitres de l ’esprit 
moderne.“7

Selbst im Gefolge des deutsch-französischen Kriegs von 1870/71 übte Deutsch­
land bis zur Bildung der 3. Republik einen bestimmenden Einfluß auf die franzö­
sische Innenpolitik aus. Die Konkurrenz mit dem nun militärisch, wissenschaft­

3 J a cq u e s  Droz, L’Allem agne et la Revolution frangaise (Paris 1949); Elisabeth Feh renba ch ,  
Traditionale Gesellschaft und revolutionäres Recht (Göttingen 1974); Klaus Epstein , The Ge­
nesis of German Conservatism  (Princeton 1966) 434-502; Reinhar t  Kose l l e ck ,  Preußen zw i­
schen Reform und Revolution (Stuttgart 1967).
4 Karl O tm a r  F re ih err  v o n  Aretin, Das deutsche Problem im Alten Reich, in: Kar l  O tm ar  
Freih e rr  v o n  Aretin, J a cq u e s  Bariety , Horst M ölle r  (Hrsg.), Das deutsche Problem in der 
neueren Geschichte (M ünchen 1997) 3-15.
5 Norber t  Finzsch,  O brigkeit und Unterschichten. Zur Geschichte der rheinischen Unter­
schichten gegen Ende des 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts (Stuttgart 1990); H elm u t  
Berd ing ,  Napoleonische Herrschafts- und Gesellschaftspolitik im Königreich Westfalen, 
1807-1813 (Göttingen 1973); F. C. W. B lanning ,  Reform and Revolution in Germany. Occu­
pation and Resistance in the Rhineland, 1792-1802 (Oxford 1983).
6 Franz Schnabel ,  Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhundert, Bd. 2. M onarchie und 
Volkssouveränität (Freiburg 1933) 182.
7 R a ym on d  P o id ev in ,  Aspects cconomiques des relations franco-allemandes 1834-1848, in: 
Centre de recherches Relations internationales, Bd. 9 (M etz 1978) 63-71; id em ,  Les Relations 
economiques entre la France et le Zollverein 1851 ä 1866, in: R. P o id e v in  und FL O  . Sieburg, 
Aspects des relations franco-allemandes ä l ’epoque du Second Empire (M etz 1982) 97-104; 
W. E. Masse, The European Powers and the German Question 1848-1871 (Cam bridge 1958); 
Fiermann  Oncken , Die R heinpolitik  Kaiser Napoleons III, von 1863 bis 1870 und der U r­
sprung des Krieges von 1870/71, 3 Bde. (O snabrück 21967). H ippolyte Taine zitiert in R ay ­
m o n d  P o id e v in  und J a cq u e s  Bariety , Les Relations franco-allemandes, 1815-1975 (Paris 
1977) 55.
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lieh und technisch führenden Deutschen Reich prägte die französische Heeres-, 
Bildungs- und Kirchenpolitik. Bis in die 1890er Jahre blieb Frankreich militärisch 
weit unterlegen. Nationalisten wie der junge Georges Clemenceau haben ihre 
Mitbürger ermahnt, die verlorenen Provinzen nie zu vergessen und die blaue 
Linie der Vogesen stets im Auge zu behalten. Aber weite Kreise hatten sich mit 
der Niederlage von 1870 mehr oder weniger abgefunden8.

Erst mit dem Ende von Bismarcks Politik des europäischen Gleichgewichts und 
der französisch-russischen Militärkonvention von 1892 zeichnete sich ein Ende 
von Frankreichs Isolation ab. Allerdings hat sich die Bildung von Frankreichs 
neuen Allianzen über zwei Jahrzehnte erstreckt. In der Ara des Imperialismus 
blieben Frankreich und Großbritannien die Hauptgegner in Afrika, Rußland uncl 
Großbritannien die großen Rivalen in Asien. Die nun in Rückstand geratene 
französische Industrie fürchtete die zunehmenden Investitionen der innovativen 
deutschen Stahlbarone. Aber trotz dieser vermeintlichen Bedrohung blieb die 
wirtschaftliche Interdependenz beider Länder ein Faktor der Beschwichtigung9. 
Erst das deutsche Vabanquespiel in der zweiten Marokko-Krise hat eine ernst­
hafte Verstimmung in Frankreich hervorgerufen und den Ideen der Revanche für 
1870/71 neuen Auftrieb gegeben10.

Der Ausgangspunkt für unsere Betrachtungen ist das schicksalsträchtige Jahr 
1914, der Beginn des Ersten Weltkriegs und die Explosion des deutsch-französi- 
schen Antagonismus. Der Endpunkt ist 1963. Dieser erscheint zunächst kaum als 
ein dem Jahr 1914 vergleichbarer Wendepunkt. Nichtsdestoweniger gilt das Jahr 
1963 üblicherweise als Ende der ersten und heißesten Phase des Kalten Krieges. 
Die lange schwelende Berlin-Krise kam durch einen stillen Kompromiß zu einem 
Schlußpunkt. Sowohl die UdSSR als auch die Vereinigten Staaten respektierten 
seither den Status quo Berlins wie auch Mitteleuropas. Die Bundesrepublik ak­
zeptierte für den Moment den Status einer nicht-nuklearen Macht und strebte 
nicht mehr so offensichtlich nach militärischer Gleichheit mit Frankreich und 
Großbritannien innerhalb der westlichen Allianz. Die Vereinigten Staaten bestä­
tigten ihre langfristige Präsenz auf deutschem Boden. Das Atomtest-Abkommen 
vom Juli 1963 war ein Symbol dieser Arrangements.

8 M icha e l  H ow ard ,  The Franco-Prussian War (London 1961); Allan Mitche l l ,  Bismarck and 
the French N ation, 1848-1890 (N ew  York 1971); id em ,  The German Influence in France 
after 1870 (Chapel H ill, N C  1979); id em ,  Victors and Vanquished (Chapel H ill, N C 1984) 
244-248; Claud e  D ig eon ,  La Crise allemande de la pensee frangaise, 1870-1914 (Paris 1959); 
William L. Langer, European A lliances and Alignments, 1871-1890 (N ew York 21962).
9 H enr i  B ru m ch w ig ,  M ythes et realites de l ’imperialisme colonial franijais (Paris 1960); Pe t e r  
C m pp ,  Deutschland, Frankreich und die Kolonien (Tübingen 1980); C hris tophe r  Andrew,  
Theophile Delcasse and the M aking of the Entente Cordiale (London 1968); G eo r g e  E K en -  
nan,  The Fateful A lliance. France, Russia, and the Com ing of the F irst World War (M anches­
ter 1984); J o h n  F. V. K e ig e r ,  France and the O rigins of the F irst W orld W ar (London 1983); 
R a y m on d  P o id e v in ,  Les Relations economiques et financieres entre la France et l’A llemagne 
de 1898 a 1914 (Paris 1969).
10 H en r y  C on tam ine ,  La Revanche, 1871-1914 (Paris 1957); Eugen Weber, The N ationalist 
Revival in France, 1905-1914 (Berkeley 1959).
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Zu diesem Zeitpunkt war es jedoch weder Präsident John F. Kennedy noch Prä­
sident Charles de Gaulle gelungen, dem neuen Europa den Stempel ihrer Außen­
politik aufzudrücken. Das amerikanisch-französische Duell endete in einem Patt. 
Kennedy vermied erfolgreich die Beteiligung der NATO-Partner an der Atom­
waffentechnologie, aber es gelang ihm nicht, die amerikanische Führungsrolle in 
anderen Bereichen seines „Grand Design“ durchzusetzen. Die sich aufheizende 
Inflation in den Vereinigten Staaaten wie auch das sich vergrößernde Zahlungsbi­
lanzdefizit offenbarten deutlich, daß Amerika nicht länger die Voraussetzungen 
besaß, um ,jede Last zu tragen1 und seine Hegemonie (ob willkommen oder nicht) 
durch die Stärke des Dollars durchzusetzen. Zur gleichen Zeit mißlang es de 
Gaulle, sein eigenes strategisches Konzept eines Europa vom Atlantik bis zum 
Ural mit Frankreich als logischem Zentrum zu verwirklichen11.

Im Januar 1963 legte de Gaulle sein Veto gegen den Eintritt Großbritanniens in 
den Gemeinsamen Markt ein und gewann die Bundesrepublik zur Konsolidie­
rung der bilateralen Beziehungen mit Hilfe des Vertrages über die deutsch-franzö­
sische Zusammenarbeit. Jedoch konnte keiner dieser Erfolge die Logik von Poli­
tik und Wirtschaft zunichte machen. Die Handelsverbindungen zwischen Groß­
britannien und der EFTA sowie der EWG intensivierten sich, bis Großbritannien 
der EWG zehn Jahre später beitreten konnte. Zwar stellte die Force de Frappe den 
Mittelpunkt von de Gaulles Plan eines starken Europa dar, jedoch wußte der Ely- 
see-Palast nur zu genau, daß man eine Atommacht nur mit einer gesunden Wirt­
schaft aufbauen konnte. Bundeskanzler Ludwig Erhard, Adenauers Nachfolger, 
machte bald deutlich, daß Bonn den Vertrag über deutsch-französische Zusam­
menarbeit als Zusatz, aber nicht als Ersatz für eine größere atlantische Rahmenal­
lianz um die NATO herum betrachtete12. Knapp zusammengefaßt: Die Struktur 
der zweiten Phase des Kalten Kriegs geriet mehr und mehr ins Blickfeld. Europa 
sollte als wirtschaftliche Kraft wieder aufblühen, angetrieben durch die ,deutsch­
französische Maschine', während sich die Institutionen der EWG in Brüssel kon­
solidierten. Daneben fanden durch den neuen französischen Wohlfahrtsstaat und 
die soziale Marktwirtschaft in der Bundesrepublik tiefgreifende soziale Reformen 
in beiden Ländern statt. Gleichzeitig jedoch, und im Gegensatz zu de Gaulles Be­
strebungen, wurde Europa nicht die politisch oder militärisch dritte Kraft zwi-

11 T ra ch t enb e r g , Constructed Peace 352-402; M aurice  Vaisse, La Grandeur. Politique etran- 
gere du general de Gaulle, 1958-1969 (Paris 1998) 162-262; D av id  P. C a l l e o , Beyond Am eri­
can Hegemony. The Future of the Western A lliance (N ew York 1987); Pasca line Winand, 
Eisenhower, Kennedy, and the United States of Europe (N ew York 1993); Fred e r i c  Bozo, 
Deux Strategies pour l ’Europe. De Gaulle, les Etats-Unis et l ’alliance atlantique (Paris 1996); 
H ans-P et e r  S chwarz,  Adenauer. Der Staatsmann: 1952-1967 (Stuttgart 1991) 627-868. Über 
das Konzept vom W eltreich auf Einladung, s. Geir Lundestad ,  Empire by Invitation? The 
United States and Western Europe, 1945-1952, in: Journal of Peace Research 23 (1986) 263- 
277.
12 Volker H entsch e l ,  Ludw ig Erhard (München 1996) 435-578; Eckhard Conze,  Die gaulli­
stische H erausforderung. Die deutsch-französischen Beziehungen unter am erikanischer Eu­
ropapolitik, 1958-1963 (M ünchen 1995); P ie rr e  Maillard, De Gaulle et l ’A llem agne. Le Reve 
inachevee (Paris 1990).
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sehen den Supermächten; auch ersetzten die wachsenden und komplementären 
wirtschaftlichen und kulturellen Wahlverwandtschaften zwischen Deutschland 
und Frankreich nicht die weltweite Führungsmacht der Vereinigten Staaten13.

Der erste Teil des vorliegenden Bandes befaßt sich mit den Kriegszielen beider 
Länder und ihrer Entwicklung im Ersten Weltkrieg. Zwar behauptet David Ste­
venson, der Verfasser des ersten Beitrags, daß sich der Kreis der Forschung, der 
mit den Arbeiten von Fritz Fischer und Pierre Renouvin in den sechziger Jahren 
begann, inzwischen geschlossen habe. Sein eigener Aufsatz deutet jedoch auf das 
Gegenteil hin. Stevenson, der seit 1982 als bester Kenner der französischen 
Kriegsziele gilt, deutet an, daß er die Beschlüsse und Verantwortlichkeiten jetzt 
anders gewichtet als früher. Gemäß seiner neueren Interpretation gab es keinen 
deutschen Sonderweg. Frankreich wie Deutschland haben zunehmend offensiver 
geplant. Stevenson unterscheidet allerdings zwischen jenen französischen Kriegs­
zielen, die unabdingbar waren, und jenen, die nur bedingt Geltung hatten. Zu den 
ersteren gehörten die Restitution von Elsaß-Lothringen und die Wiedergutma­
chung für die Schäden im zerstörten Nordosten Frankreichs. Probleme wie die 
genaue östliche Grenzziehung von Elsaß-Lothringen, die Beschlagnahmung deut­
scher Kolonien, das handelspolitische Regime der Nachkriegszeit und die Zu­
kunft des Rheinlands waren alle verhandlungsfähig. Im Vergleich zu anderen H i­
storikern scheint Stevenson aber die deutschen Friedensfühler von 1916 und 1917 
ziemlich ernst zu nehmen. Er sieht französische Diplomaten, Militärs und Öffent­
lichkeit in wachsendem Konsens darüber, das Rheinland von Restdeutschland ab­
zutrennen. In diesem Zusammenhang neigt er zu der Einschätzung, daß Cle- 
menceau frühere ehrgeizige Kriegsziele wieder aufgenommen habe.

Elisabeth Glaser hingegen erinnert an den Wilhelminischen Übermut und die 
wachsende Aggressivität des Reiches während des Krieges. Seit den Forschungen 
von Hans Gatzke und Fritz Fischer ist das September-Programm von 1914 hin­
länglich bekannt, auch wenn eine populärwissenschaftliche Publikation es jüngst 
zu relativieren suchte14. Glaser beweist, daß die deutschen Kriegsziele nach dem 
Beginn der M ilitärdiktatur Hindenburgs und Ludendorffs sowie der Verschär­
fung der Alliierten Blockade noch expansiver geworden waren. Sie schließt nicht 
aus, daß die OHL nicht nur Mitteleuropa bis zum Ural ausdehnen wollte, 
sondern auch eine Zerschlagung Frankreichs und Belgiens erwog. Glaser fügt 
hinzu, daß Etienne Clementei als Handelsminister Frankreichs von 1915 bis 1919 
eine umfassende Verteidigungsstrategie entwickelt hat. Dieser Strategie zufolge 
sollte die wirtschaftliche Überlegenheit Deutschlands durch stringente Handels­
kontrollen nach dem Krieg unterminiert werden. Eine solche Strategie war in

13 S tephen  G eo r g e ,  Politics and Policy in the European C om m unity (O xford 1996); Keith  
M idd lem as  (H rsg.), O rchestrating Europe. The Informal Politics of the European Union 
1973-1995 (London 1995); D av id  Ca l leo  und Erie R. Staal (I lrsg .), Europe’s Franco-German 
Engine (Washington D .C . 1998).
14 Niall F erguson ,  Der falsche Krieg. Der Erste W eltkrieg und das 20. Jahrhundert (Stuttgart 
1999).



Einführung XIII

einer Allianz mit den freihändlerischen Vereinigten Staaten schlechthin unreali­
stisch. Mit Blick auf die lange Wirtschaftskrise der Zwischenkriegszeit betont 
Glaser, daß zuletzt alle Seiten verloren und niemand den Preis der Prosperität er­
halten habe.

Gerald D. Feldman ist unter anderem für seine These berühmt, wonach die 
wirtschaftlichen Belastungen des Versailler Vertrags viel zu dem Inflationskon­
sens im Weimarer Nachkriegsdeutschland beigetragen haben15. Sein bemerkens­
werter Beitrag über Hugo Stinnes macht deutlich, daß ein Versöhnungsfriede, zu­
mindest zwischen Frankreich und Deutschland, zu keiner Zeit eine realistische 
Möglichkeit war. Mit großer wissenschaftlicher Akribie zeigt Feldman, daß Stin­
nes stets eine wirtschaftliche Verflechtung zwischen Lothringen und der Ruhr an­
gestrebt habe. Jedoch sollte diese, in Anerkennung der deutschen Tüchtigkeit und 
industriellen Überlegenheit, unter Berlins Federführung stattfinden. Während des 
Krieges wollte Stinnes nicht nur Longwy-Briey, sondern auch weite Teile des 
französischen Nordens annektieren. Nach dem Versailler Vertrag demonstrierte 
er die Bereitschaft, Kokskohle an Frankreich mit angemessenem Gewinn zu ver­
kaufen, nicht aber auf Reparationskonto zu liefern. Während der Ruhrbesetzung 
spielte er mit der Idee, eine Wirtschaftsdiktatur in Berlin zu errichten. Am Ende 
war er gewillt, lieber die Ruhr-Industrie zu zerstören, als sie dem westlichen 
Nachbarn preiszugeben. Einige Amerikaner waren weit genug entfernt, um dieses 
Szenario ruhig zu betrachten. Präsident Coolidge äußerte sich gelassen: „I do not 
feel that if certain people in Germany act foolishly, the result is going to be the 
downfall of civilization, as some people seem to think.“ Der amerikanische Bot­
schafter in London charakterisierte Coolidge zu dieser Zeit als den besten Kopf 
im Weißen Haus seit Madison16. In dieser Hinsicht zumindest hat die Weitsicht 
des Präsidenten versagt. Der sorgfältige Leser wird in Feldmans Referat implizite 
Andeutungen über die Kontinuität des absolutistischen Denkens vom Zweiten bis 
zum Dritten Reich finden können.

Alan Sharp hebt die besondere Bedeutung Englands für das europäische 
Gleichgewicht nach dem Ersten Weltkrieg hervor. Sein Kommentar wirft die 
Frage auf, ob die Londoner Elite das Gleichgewicht richtig beurteilt hat und, falls 
dies nicht der Fall war, warum. Sharp richtet unseren Blick auf die Frage, wie die 
allgemeine Stimmung eines Zeitalters sich in den internationalen Beziehungen 
umsetzen konnte. Dieses Thema ist um so aktueller, als am Ende des 20. Jahrhun­
derts die Vereinigten Staaten unter ganz anderen Umständen Spuren eines wilhel­
minischen Anspruchsdenkens aufzuweisen scheinen.

Der zweite Teil des Bandes befaßt sich mit der Sicherheitsfrage und den Wirt­
schaftsbeziehungen in den zwanziger Jahren. Peter Krüger gilt als der beste Ken­

15 Gera ld  D. F e ldm an , The Great Disorder. Politics, Economics, and Society in the German 
Inflation 1914-1923 (N ew York 1993); s.a. id em ,  H ugo Stinnes. Biographie eines Industriel­
len 1870-1924 (München 1998).
16 Tagebuch W illiam  R. Castle, 25. 9. 1923, 14. 11. 1923, Houghton Library, H arvard U ni­
versity.
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ner des Politischen Archivs des Auswärtigen Amtes17. Er vermittelt uns eine pri­
vilegierte Einsicht in die bis dahin unter Verschluß gehaltenen Tagebücher des 
leitenden Berufsdiplomaten in der Wilhelmstraße, Carl von Schubert. Schubert ist 
trotz seiner technischen Fähigkeiten unter seinen alliierten Gegenspielern nie be­
liebt gewesen. Sie warfen ihm vor, ob zutreffend oder nicht, die Reise Lenins 1917 
von der Schweiz zum Finnischen Bahnhof in St. Petersburg organisiert zu haben. 
Wie Krüger darlegt, hat Schubert selbst über seinen Ruf als Mann, der stets das 
Böse will und das Gute schafft, gewitzelt. Vor allem zeigt Krüger überzeugend, 
daß Schubert als Staatssekretär unter Gustav Stresemann eine Verständigung mit 
Frankreich herbeiführen wollte. Genau wie bei Stinnes bestand der heikle Punkt 
darin, wer die Oberhand behalten sollte.

Clemens Wurm ist ein hervorragender Experte zur neuen Wirtschaftsdiplo­
matie. Er beschreibt in seinem Beitrag die Verquickung zwischen Politik und 
Wirtschaft in den zwanziger Jahren. Er weist auf eine Fülle von neuen Arbeiten 
hin, die sich mit internationalen Kartellen der Stahl-, Chemie-, Kali-, Aluminium- 
und anderen Industrien befassen. Nach dem Ersten Weltkrieg war die Idee ver­
breitet, eine Verständigung zwischen Industrien und Industriellen könne auch 
eine Versöhnung zwischen den Regierungen in Paris und Berlin herbeiführen. In 
den linken Kreisen wurden die Barone der Großindustrie als allmächtig an­
gesehen. Wurm belegt, daß paradoxerweise nur die zeitweilige politische Rege­
lung von 1924/25 eine wirtschaftliche Detente ermöglicht hat. Die Politik und 
nicht die Wirtschaft blieb federführend. Die meisten Kartelle konnten weder die 
wirtschaftliche Depression noch die politischen Ressentiments nach 1930 über­
leben.

Jacques Bariety behandelt die Sicherheitskonzeptionen von Aristide Briand, 
der mit Unterbrechungen von 1915 bis 1932 verschiedene Male das Amt des Pre­
mierministers oder Außenministers bekleidet hat. Als Mitherausgeber der Docu­
ments diplomatiques fran$ais hatte Bariety Einsicht auch in den noch nicht zu­
gänglichen Schriftverkehr des Quai d’Orsay, z.B. den Nachlaß Oswald Hesnard. 
Bariety erläutert Briands noble Gutmütigkeit -  um Clemenceaus Witz über Woo­
drow Wilson abzuwandeln -  und versucht, ihn als Sicherheitspolitiker zu rehabi­
litieren. Er beweist, daß Briand nach 1925 keine andere Wahl gesehen hat, als sub­
stantielle Konzessionen zu machen, um eine Annäherung an das wirtschaftlich 
stärkere und bevölkerungsreichere Deutschland zu verwirklichen. In seinem 
Kommentar gebraucht Franz Knipping die in den zwanziger Jahren verbreiteten 
Begriffe der ,Logik von Genf' und der ,Ökonomisierung' der internationalen Po­
litik. Die sprachlichen Gepflogenheiten -  so lehren uns die Kulturhistoriker -  ver­
raten viel über die Mentalität eines Zeitalters. Und es ist wohlbekannt, daß Briand 
als Inspirator des Quai d’Orsay seinem Fingerspitzengefühl in diplomatischen 
Gesprächen vertraut und die amtlichen Schriftwechsel vernachlässigt hat. Trotz­
dem ist es schade, daß es ihm zu Lebzeiten nie vergönnt war, u.a. die Beiträge 
Feldmans und Krügers in diesem Band zu lesen.

17 P e t e r  K rüger ,  Die Außenpolitik der Republik von Weimar (Darmstadt 1985).
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Der dritte Teil diskutiert die Herausforderung des Nationalsozialismus und die 
Appeasement-Politik der Alliierten. Gustav Schmidt präsentiert als Zeithistoriker 
und Politologe eine Kombination von Einsichten zu den strukturellen Problemen 
des internationalen Systems in der Elitlerzeit. Er skizziert die Anliegen der be­
kannten Figuren in Whitehall und erklärt, warum man es als -  nach eigener Defi­
nition -  außereuropäische Macht vermeiden wollte, im Schlepptau Frankreichs zu 
segeln. London dachte, daß es durch einen langen Zermürbungskrieg Deutsch­
land besiegen könnte. Wie uns durch die Arbeit von Correlli Barnett verge­
genwärtigt worden ist, war Großbritannien industriell so weit zurückgefallen, 
daß diese Hoffnung ohne die Intervention der Vereinigten Staaten jedoch Illusion 
blieb. Obwohl die Schlußfolgerung auch heute unpopulär ist, bleibt festzu­
stellen, daß wirtschaftliche und verteidigungstechnische Momente deutlicher für 
einen Aufschub der Konfrontation sprachen, als alle Gegenargumente von Chur­
chill18.

Martin Alexander, der durch eine Biographie von Gamelin hervorgetreten ist, 
versucht, die Meriten der Anti-Appeaser Louis Barthou, Edouard Daladier und 
Paul Reynaud ins Rampenlicht der Geschichte zu rücken. Sein Flauptanliegen 
lautet, daß eine besser geführte Regierung vielleicht eine schnellere Aufrüstung 
hätte verwirklichen können. In der hohen Politik wie im täglichen Leben sind 
Großmütter leider nur Omnibusse, wenn sie Räder haben. Am Ende konzediert 
Alexander, daß allem Revisionismus zum Trotz Pertinax vielleicht Recht gehabt 
hat, als er Frankreichs Vorkriegselite als Totengräber bezeichnete19. In seinem 
Kommentar betont Lothar Kettenacker auch die tiefgreifenden Probleme der 
französischen und englischen Gesellschaft in den dreißiger Jahren. Vor Flitlers 
Einmarsch in Prag im März 1939 gab es weder in England noch in Frankreich ei­
nen öffentlichen Konsens über die nötigen finanziellen und persönlichen Opfer, 
die für eine effektive Verteidigung unerläßlich waren. Die Jahre vor Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs illustrieren trefflich, warum man die internationale Politik 
nicht losgelöst von der Sozialgeschichte dieser Periode betrachten kann. Hitlers 
Erfolge in der Organisation und Motivation der Bevölkerung unterstreichen 
dies20.

Der vierte Teil des Bandes beschäftigt sich mit der wirtschaftlichen Entwick­
lung eines neuen Europakonzepts im ersten Nachkriegsjahrzehnt. Dietmar Hüser 
macht klar, daß in gewissem Sinn sowohl Frankreich als auch Deutschland in den 
Jahren 1940 bis 1945 eine Niederlage erlitten haben. Die deutschen Städte waren 
zum großen Teil durch Bomben zerstört, und die Elite der jüngeren Generation

18 Corre l l i  Barnet t ,  The A udit of War. The Illusion and Reality of Britain as a Great Nation 
(London 1986).
19 Andre Gerattd  (Pertinax), The Gravediggers of France. Gamelin, Daladier, Reynaud, 
Petain, and Laval (Garden C ity , NY 1944).
20 D av id  S eho enbaum ,  H itler’s Social Revolution. C lass and Status in N azi Germ any 1933- 
1939 (N ew York 1966); T imo thy  W. Mason, Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiterklasse 
und Volksgemeinschaft (O pladen 1977).
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war entweder gefallen oder noch in Rußland gefangen. Die französische Industrie 
war seit 1930 nicht erneuert worden und durch die Besatzung völlig ausgelaugt. 
Mehr noch, Frankreich ging aus den Jahren der teilweise erzwungenen Kollabora­
tion moralisch geschwächt und gedemiitigt hervor. Nur wenige Beobachter haben 
zwischen 1945 und 1948 eingesehen, daß beide Länder in einem Boot saßen. Hü- 
ser spricht von einer doppelten Deutschlandpolitik in Paris. Seine These ist, daß in 
Wirklichkeit Georges Bidault und sein Stab im Quai d ’Orsay allmählich auf die 
von anglo-amerikanischer Seite vorgegebene Linie eines Wiederaufbaus West­
europas als Ganzes einschwenkten, obwohl das französische Außenministerium 
offiziell noch auf einer Abtrennung von Ruhr und Rheinland vom übrigen 
Deutschland bestand. Die Debatte darüber, wie rasch die Politik in diesem Fall 
umschlug, ist noch nicht abgeschlossen.

John Gillingham beschreibt den Einfluß von Jean Monnet als erstem Bürger 
Europas. Obwohl in den letzten Jahren zwei große Biographien zu Monnet er­
schienen sind, bleibt das allgemeine Interesse für seine Leistung nach wie vor be­
stehen und dies um so mehr, als die Europäische Union in der Phase nach Maas­
tricht anfängt, den ursprünglichen Erwartungen Monnets für übernationale Inte­
gration näherzukommen21. Wer immer das Vergnügen genossen hat, einen For­
schungsaufenthalt in der Jean-Monnet-Stiftung am reizvollen Ufer des Genfer 
Sees bei Lausanne zu verbringen, wird das bleibende Interesse für diese Persön­
lichkeit leicht nachvollziehen können. Gillingham verdeutlicht, daß Monnets Er­
folge auf seiner Rolle als M ittler zwischen Europa und eien Vereinigten Staaten be­
ruhen. Monnet hat diesen Einfluß benutzt, um die Position Frankreichs im neuen 
Europa zu verbessern. Obwohl der Schuman-Plan für Kohle und Stahl nur wenig 
Resonanz unter den Stahlerzeugern in Lothringen und an der Ruhr gefunden hat, 
war er ein politischer Durchbruch und hat den Prozeß der Einbindung der Bun­
desrepublik in das westeuropäische Staatengefüge gefördert. In gleicher Weise, so 
Gillingham, hat die Idee einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft wenig 
militärischen Sinn, war aber als Schritt zur politischen Verständigung gemeint, als 
sich die französische öffentliche Meinung mit der Gleichberechtigung des Nach­
barn noch nicht abfinden wollte.

Matthias Kipping bestreitet die alte Interpretation, nach der die europäische 
Kohle- und Stahlgemeinschaft ein volkswirtschaftlicher Fehlschlag war. Als erfah­
rener Unternehmenshistoriker zeigt er, wie detailliertes Wissen über einzelne In­
dustriezweige neues Licht auf die Probleme der großen Politik werfen kann. Kip­
ping gibt zu, daß die Stahlerzeuger beider Seiten mit dem dirigistischen Modell 
der EGKS höchst unzufrieden blieben. Er legt allerdings auch dar, daß Monnet ein 
besserer Volkswirtschaftler war, als viele seiner Kritiker annehmen. Laut Kippings 
Forschungsergebnissen hat Monnet richtig erkannt, daß die französische verar­
beitende Industrie -  Fahrzeuge, Elektrogeräte usw. -  nur konkurrenzfähig expor­
tieren konnte, wenn sie hochwertigen Rohstahl zu einem billigen Preis ankaufen

21 Frangois D u ch en e ,  Jean Monnet. The First Statesman of Interdependence (New York 
1994); Eric Roussel ,  J a m  M onnet, 1888-1979 (Paris 1996).
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konnte. In den Jahren 1946 bis 1949 hat Monnet durch einen einmaligen Glücks­
lall mit amerikanischen Krediten die Effizienz der französischen Binnenindustrie 
erhöht. Auf lange Sicht jedoch konnte sein Land nicht im Malthusianismus des ge­
schützten Marktes verharren. Frankreich, hier Deutschland sehr ähnlich, brauchte 
den Anreiz einer größeren Freihandelszone, um eine soziale Marktwirtschaft auf­
zubauen.

Durch zahlreiche Studien über das Zusammenwachsen Europas ausgewiesen, 
versucht Klaus Schwabe, ein ausgewogenes Urteil über die vorgelegten Interpre­
tationen zu formulieren. Die Originalität des Schuman-Plans und seine positiven 
Langzeitwirkungen sind kaum zu bestreiten. Nur über die Art der Weichenstel­
lung wie auch den Grad des Fortschritts gibt es unter den Historikern noch Dis­
sens. Schwabe qualifiziert die Ergebnisse von Hüser, indem er notiert, daß das 
State Department und die amerikanische Militärregierung in Deutschland die sog. 
doppelte Deutschlandpolitik Frankreichs bis 1949 sehr ernst genommen haben. 
Als Verehrer Monnets hebt Schwabe hervor, daß die Einzelheiten der verschiede­
nen Schöpfungen Monnets weniger bedeutend waren als die grundlegende Tat­
sache, daß die Vereinigen Staaten eine dauerhafte Verpflichtung für die Verteidi­
gung des alten Kontinents eingegangen sind. In diesem Sinne, fügt Schwabe hinzu, 
habe Monnet immer verschiedene Motive für sein Handeln gehabt. Schwabe be­
streitet nicht die mikroökonomischen Befunde Kippings, weist allerdings darauf 
hin, daß Monnet von seinen ersten Aufsätzen in Algier 1943 bis zu seinem Tod 
eine ganz ehrlich gemeinte Neigung für die Versöhnung und Einigung Europas 
gehegt habe.

Der letzte Teil des Bandes diskutiert die deutsch-französische Versöhnung 
während des Kalten Krieges als ein kulturelles Phänomen und als Bestandteil der 
übergeordneten Auseinandersetzung zwischen den Supermächten. Laut Marc 
Trachtenberg bestand die deutsche Frage als Kernproblem des Kalten Kriegs. Er 
unterstreicht die zentrale Bedeutung der impliziten Regelung von 1954 als Ersatz 
für den nie geschlossenen Friedensvertrag. Deutschland, so Trachtenberg, mußte 
sich mit einer begrenzten Souveränität begnügen. Die westlichen Mächte waren 
befugt, für unbegrenzte Zeit ihre Truppen in der Bundesrepublik zu belassen. 
Mehr noch, die ehemaligen westlichen Alliierten behielten ein Vetorecht in bezug 
auf die deutsche Wiedervereinigung. Warum konnte sich die UdSSR nicht mit 
einer solchen Sicherheitslösung in Mitteleuropa abfinden? Trachtenberg führt aus, 
daß unter der Präsidentschaft Eisenhowers die Amerikaner geneigt waren, Kern­
waffen mit den bedeutendsten NATO-Alliierten, Deutschland eingeschlossen, zu 
teilen, in der Hoffnung, daß die Vereinigten Staaten endlich ihre militärische Prä­
senz in Europa abbauen konnten. Ab 1963 hatten Frankreich und die Vereinigten 
Staaten überraschenderweise die Rollen getauscht. Washington wollte nunmehr 
den Status der Bundesrepublik als nicht-nukleare Macht perpetuieren, um eine 
Detente mit der Sowjetunion in die Wege zu leiten. De Gaulle seinerseits war jetzt 
bereit, ein militärisch stärkeres Deutschland zu befürworten, mit dem gewöhnli­
chen Caveat, daß Frankreich die führende Rolle in Europa einnehmen sollte. So 
ging das große Spiel der hohen Politik weiter.
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C yril Buffet hat seine akademische Laufbahn als Diplomatiehistoriker begon­
nen22. Im vorliegenden Aufsatz hingegen befaßt er sich nicht in erster Linie mit 
der politischen Versöhnung Frankreichs und Deutschlands, sondern mit dem kul­
turellen Zusammenwachsen der Völker. Bücher, Jugendaustausch, Filme und 
Tourismus haben keine kurzfristig meßbare Wirkung, sondern setzen einen Lern­
prozeß über Generationen in Bewegung. Allerdings konnte Buffet die große 
Wende in der öffentlichen Stimmung Frankreichs mit Hilfe der Meinungsfor­
schung datieren. 1954 nahmen nur neun Prozent der Franzosen eine positive Hal­
tung gegenüber ihrem östlichen Nachbarn ein. Zehn Jahre später waren es schon 
53 Prozent. Es scheint daher, als ob der Meinungswandel den Entscheidungen der 
politischen Eliten eher gefolgt ist, weniger diese vorherbestimmt hat. Vielleicht 
findet die These von Alan M ilward, daß die europäische Integration mehr durch 
nationale Interessen und nüchterne Kompromisse statt durch hehre Ideale geför­
dert worden ist, hier eine unerwartete Bestätigung23. Allerdings erzählt Buffet 
eine schöne Geschichte. Kulturwissenschaftler behaupten heutzutage, daß die 
Mythen einer brauchbaren Vergangenheit genau so wichtig seien wie die pro­
saischen Fakten. Wie dem auch sei, man kann über Buffets Leistung sagen, si non 
e vero, e ben trovato.

Hermann-Josef Rupieper erklärt den Zusammenbruch der Regelung von 1954 
etwas anders als Trachtenberg. Die Franzosen waren nie restlos begeistert von der 
Einbindung der Bundesrepublik in die NATO, so Rupieper. Er hebt auch hervor, 
daß Eisenhower und sein Außenminister Dulles eine scheinbare europäische Be­
teiligung an der nuklearen Bewaffnung als Mittel zu nutzen versuchten, um die 
weitere westeuropäische Integration zu fördern. Er läßt sich nicht davon überzeu­
gen, daß die Amerikaner es ernst gemeint haben. Wie er bemerkt, gab es ebenfalls 
eine Diskrepanz zwischen der propagandaträchtigen amerikanischen Befürwor­
tung des Roll-back und der ganz nüchternen Reaktion Washingtons auf den ost­
deutschen Aufstand 1953 und den Widerstand Polens und Ungarns gegen die so­
wjetischen Interventionen 195624. Rupieper stimmt größtenteils mit Buffets Auf­
fassung über die deutsch-französische Annäherung überein. Er fügt aber hinzu, 
daß die Franzosen das Beste aus ihrer Schwäche machen mußten. Sie konnten Ein­
fluß nur auf die E^inzelentscheidungen der amerikanischen Deutschlandpolitik 
nehmen, nachdem sie deren Hauptprinzipien akzeptiert hatten.

Ich nehme die Gelegenheit wahr, dem Stifterverband für die Deutsche Wissen­
schaft für die Gewährung eines großzügig bemessenen Stipendiums in München 
in der Kaulbach-Villa zu danken. Mein Dank gilt ferner dem Historischen Kolleg 
und allen seinen stets hilfsbereiten Mitarbeitern für die mir erwiesene Gastfreund­
schaft und Unterstützung. Herr Georg Kalmer leitete die Geschäftsführung des

21 S. Cyri l  B u f f e t , M ourir pour Berlin. La France et rA lIem agne, 1945-1949 (Paris 1991).
23 Alan S. M ilward , The Reconstruction ol Western Europe, 1945-1951 (London 1984);
M ilward  e t  a l ,  The European Rescue of the Nation State (Berkeley 1992).
24 S.a. H erm an n -J o s e f  Rupieper, Der besetzte Verbündete. Die amerikanische Deutschland­
politik 1949-1955 (O pladen 1991).
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Kollegs mit bewundernswerter Klugheit und Gelassenheit. Unter den Kollegen, 
die meinen Aufenthalt in München bereichert und das Symposion durch ihre Dis­
kussionsbeiträge angeregt haben, möchte ich besonders Knut Borchardt und Ger­
hard A. Ritter meine Anerkennung aussprechen. Die Freundschaft mit Aharon 
Oppenheimer, 1996-97 ebenfalls Stipendiat des Kollegs, und seiner Frau Nili er­
weiterte unseren Horizont. Mein ganz herzlicher Dank geht an Frau Dr. Elisabeth 
Müller-Luckner. Stets war sie bereit, mit wissenschaftlichem Rat, menschlicher 
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I. Kriegsziele und Friedensschluß, 
1914-1919

David, Stevenson
France and the German Question in the Era of the 

First World War1

This paper examines French war aims against Germany during World War I. It 
traces the prewar roots of wartime policy before discussing that policy’s evolution 
in the first and second halves of the conflict. Historians had largely neglected this 
subject until in 1966 Pierre Renouvin published a pathbreaking article in response 
to the debate on Germany’s war aims launched by Fritz Fischer2. Renouvin 
signalled the imminent opening of the relevant Paris archives, and in the next 
two decades several other writers followed his lead. Little new information has 
been added, however, since Georges Soutou’s L’O r e t  l e  sa n g  in 19893, and French

1 I have used the follow ing abbreviations:
AN Archives nationales, Paris
FO Foreign Office papers, Public Record Office, London
JO  Journal officiel de la Republique franijaise. Debats parlem entaires: Cham bre des 

Deputes/Senat. Com pte-rendu in extenso.
LGP Lloyd George papers, H ouse of Lords Record Office, London
MAE Archives du M inistere des Affaires etrangeres, Paris
PAM Pont-a-M ousson archive, Blois
SHA Service historique de l’armee de terre, Vincennes
The Tardieu manuscripts and the Serie A -Paix in the MAE have been recatalogued since I 
consulted them. I have used the previous file numbers.
1 Pierr e  R enouv in ,  Les Buts de guerre du gouvernement frangais, 1914-1918, in: Revue hi­
storique 235 (1966) 1-37. Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht: Die K ricgszielpolitik des 
kaiserlichen Deutschland 1914-18 (Düsseldorf 1961); English edn., G erm any’s A im s in the 
First W orld War (London 1967).
3 Am ong the principal works were: P ierr e  Miquel,  La Paix de Versailles et l ’opinion publique 
fran^aise (Paris 1972); G uy Pedron c in i ,  Petain: General en chef, 1917-1918 (Paris 1974); 
D av id  R. Watson, Georges Clemenceau: A Political B iography (London 1974); A ndre  Kaspi, 
Le Temps des americains: Le concours americain ä la France en 1917-1918 (Paris 1976); 
J a cq u e s  Bariety ,  Les Relations franco-allemandes apres la Premiere Guerre M ondiale (Paris
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war aims are considered here in the light of what appears to be a completed cycle 
of research4.

Before 1914

French leaders first identified Germany as the principal threat to their security in 
1866-67. After Prussia defeated Austria, Emperor Napoleon III launched a fruit­
less search for allies, and an arms race began. These developments help explain 
why France declared war in 1870, and the resulting catastrophe and the cession of 
the provinces of Alsace-Lorraine confirmed the new pattern of Franco-German 
relations5. Between 1871 and 1914 those relations passed through three phases.

Until the early 1890s France was diplomatically isolated. As World War I 
leaders such as Raymond Poincare and Georges Clemenceau uncomfortably re­
called, all the other European Powers were more or less aligned with Germany, 
and new crises in 1875 and 1887 underlined France’s exposed position. None the 
less, the Third Republic staged a remarkable recovery from its defeat, and the ce­
menting of an alliance with Russia in 1891-94 ended France’s acutest vulnerability 
to war threats from Berlin.

Between the early 1890s and 1905 Germany ceased to expand its army, and 
France was more secure, but domestic consensus over defence policy broke down. 
Radical politicians brought the French army under tighter civilian control and 
shortened military service from three years to two. Yet meanwhile French com­
mentators became preoccupied with Germany’s faster economic and demographic 
growth6, and extra-European conflicts with Britain produced little Franco-Ger­
man rapprochement. On the contrary, in 1900 the Germans stipulated that if 
France wanted co-operation against London it must reaffirm the legitimacy of 
Germany’s possession of Alsace-Lorraine. The French Foreign Minister, Theo- 
phile Delcasse, turned to seek accommodation with Britain, and achieved it in 
1904 with the celebrated Entente cordiale7.

1977); G eo r g e s -H en r i  Soutou ,  La France et les marches de l’est, 1914-1919, in: Revue histo- 
rique 578 (1978) 341-388; Walter A. McDouga l l ,  France’s Rhineland D iplomacy, 1914-1924: 
The Last Bid for a Balance of Power in Europe (Princeton 1978); Gisela S te inm eye r ,  Die 
Grundlagen der französischen D eutschlandpolitik, 1917-1919 (Stuttgart 1979); M arc Trach­
t en b e r g ,  Reparation in W orld Politics: France and European Economic Diplomacy, 1916— 
1923 (N ew  York 1980); D a v id  S t ev en son ,  French W ar Aims against Germany, 1914-1919 
(Oxford 1982); J ea n -B ap t i s t e  Durose l l e ,  C lemenceau (Paris 1988); G eo r g e s -H en r i  Soutou,  
L’O r et le sang: les buts de guerre economiques de la Premiere guerre mondiale (Paris 1989).
4 But see J o h n  F. V. K eig e r ,  Raym ond Poincare (Cam bridge 1997).
5 R a y m on d  P o id e v in  and J a cq u e s  Bariety ,  Les Relations franco-allemandes, 1815-1975 (Paris 
1977).
6 Claud e  D igeon ,  La C rise allemande de la pensee frangaise, 1870-1914 (Paris 1959) is the 
classic discussion.
7 Chris topher  M. Andrew ,  Theophile Delcasse and the M aking of the Entente Cordiale: A 
Reappraisal of French Foreign Policy, 1898-1905 (London, N ew York 1968) 172-175.
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The final prewar period began when Germany attempted in the First Moroccan 
Crisis of 1905-06 to disrupt both the Anglo-French entente and the Franco-Rus- 
sian alliance. It not only failed to do so, but encouraged military and diplomatic 
liaison between Paris and London. All the same, down to 1911 European diplo­
macy stayed relatively fluid, and economic trends favoured Franco-German co­
operation. French banks made short-term placements on the German money mar­
kets, French steel production drew increasingly on Ruhr coking coal, and the 
Ruhr combines imported iron ore from Normandy and from the French portion 
of Lorraine. French and German heavy industry were more closely intercon­
nected than they would be again until the 1950s. If peace broke down, however, 
this same economic interdependence would necessitate that the entire resources of 
the Rhine-Meuse basin be controlled by one or the other side8.

After the second Moroccan (or Agadir) crisis of 1911, relations deteriorated 
rapidly. Although Jean-Jacques Becker has stressed the limits of the French 
“national awakening” (r e v e i l  na t iona l)  in these years9, patriotic feeling un­
doubtedly revived among Parisian students, among politicians, and in the press. 
Publicists, aided by new frontier incidents, again spotlighted Alsace-Lorraine. 
French financiers withdrew short-term deposits from Germany, French officials 
restricted German purchases of French iron ore, and each country obstructed 
imports from the other10.

First as premier in 1912 and then as president in 1913-20, Raymond Poincare 
was central to prewar politics. Although his diplomacy exacerbated German 
anxieties, he did not provoke a showdown. His objective was to deter and to con­
tain Berlin, though also to repel invasion if deterrence failed. No French govern­
ment would risk hostilities over Alsace-Lorraine, and in 1912 Poincare rejected a 
German offer to grant greater autonomy to the lost provinces because he feared 
that friendlier relations with Berlin would jeopardize the Franco-Russo-British 
Triple Entente11. Although w illing to negotiate over second-order issues such as 
Asia Minor, he was convinced he must uphold French independence against an 
untrustworthy, bullying neighbour.

Poincare therefore intensified m ilitary and diplomatic co-operation with St. Pe­
tersburg and London. He supported Russia during the First Balkan War in 1912, 
and the French and Russian general staffs agreed that in hostilities with the Cen­
tral Powers they would unleash rapid and synchronized offensives. In November 
1912, Britain agreed to consult with France if peace were threatened. The German 
Chancellor Theobald von Bethmann Hollweg realized that diplomacy was failing

8 R a y m on d  P o id e v in ,  Les Relations economiques et financieres entre la France et PAllema- 
gne de 1898 ä 1914 (Paris 1969); Carl Strikwerda,  The Troubled O rigins of European Econo­
mic Integration: International Iron and Steel and Labor M igration in the Era of W orld War I, 
in: A H R 98  (1993) 1106-1141.
9 J ea n - J a cq u e s  Becker,  1914: Com ment les Frangais sont entres dans la guerre (Paris 1977).
10 Po id e v in ,  Relations economiques, Part IV.
11 J o h n  F. V. K eige r ,  France and the O rigins of the First World W ar (London 1983) 69-71.
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to break Germany’s “encirclement” by the Triple Entente, and that realization en­
couraged him to contemplate more forceful methods12.

France and Russia, moreover, were determined to keep pace with German re­
armament and sensed that they were gaining the edge. A lter Russia reorganized its 
army in 1910, the Agadir crisis prompted Berlin to redirect its armaments policy 
away from naval competition with Britain and toward land expansion through 
army bills approved in 1912 and 1913. The French responded with their 1913 law 
restoring three-year m ilitary service and with a massive reequipment credit13. Yet 
from Germany’s vantage point France in Ju ly  1914 appeared threatening in the 
medium term but vulnerable in the short. The Three-Year Law, which caused two 
classes of raw recruits to be called up in the autumn of 1913, expanded the stand­
ing army, but temporarily diluted its quality. By 1917, in contrast, the reform 
would yield much greater benefit, while a French-financed programme of Russian 
railway construction, approved in January 1914, would exacerbate Germany’s 
vulnerability in the east14.

The 1870s and 1880s had underlined the dangers posed by isolation; the years 
from 1890 and 1905 spotlighted those of domestic disunity. French policy in the 
crisis of July-August 1914 reflected these lessons. The government restrained the 
army from taking precautions until Germany had done so, and held it ten kilo­
metres behind the frontier. Although Poincare and the prime minister, Rene Vi- 
viani, were for much of the crisis out of radio contact with Paris while sailing back 
from a visit to St. Petersburg, on regaining the capital they urged Russia to take no 
steps that might encourage German mobilization. But the message came too late. 
In the meantime the French ambassador in Russia, Maurice Paleologue, had 
pledged that France would stand by its alliance in all eventualities. When con­
fronted with a German demand for French neutrality, Poincare and Viviani re­
fused to commit themselves, and when Germany declared war on the Russians 
they assured the latter they would join them, though even now Poincare waited 
for Germany to take the initiative in opening hostilities. To ensure domestic unity 
and to reassure Britain it was essential to seem non-provocative, and French 
leaders succeeded in doing so. None the less they went to war with an offensive 
strategy and believing that the European military balance had altered to their ad­
vantage15.

12 Sam u e l  R. Williamson, Jr. , The Politics of Grand Strategy: Britain and France Prepare for 
War, 1904-1914 (Cam bridge, Mass. 1969).
13 D av id  S t ev en son ,  Armaments and the Com ing of War: Europe, 1904-1914 (Oxford 1996); 
D av id  G. H errm ann ,  The Arm ing of Europe and the Com ing of the First World War 
(Princeton 1996); G erd  K rum e i ch ,  Armaments and Politics in France on the Eve of the First 
W orld War: The Introduction of Three-Year Conscription, 1913-1914 (English edition, Lea­
mington Spa 1984).
14 S tev en son ,  Armaments, chs. 5, 6.
15 Keig e r ,  France, and M. B, H ayne ,  The French Foreign Office and the O rigins of the First 
W orld War, 1898-1914 (Oxford 1993), for the Ju ly  Crisis.
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1914-17

The war began badly. The Germans repulsed Frances opening offensives and 
overran its richest industrial areas. After being turned back at the battle of the 
Marne in September 1914, they dug in fifty miles from Paris. Still, that France had 
withstood the initial onslaught and kept Britain and Russia on its side gave French 
leaders grounds for optimism. Nor did they foresee four years of carnage. The 
“short-war illusion identified by Lancelot Farrar in the Ju ly  Crisis persisted after 
the trench lines formed16. Governments prolonged the fighting through incre­
mental decisions to hold on for six months more and trust in the next offensive. 
But each abortive operation and each fresh casualty bill added new obstacles to a 
compromise peace.

What prospects were there for such a compromise? Germany’s western war 
aims were schizophrenic17. Bethmann Flollweg’s “September Programme” of 
9 September 1914 intended to make France’s “revival as a Great Power impossible 
for all time”. France would lose the Longwy-Briey iron-ore basin, and possibly its 
northern coalfields and the Channel ports, as well as its Central African colonies. 
It would enter a German-led customs union and pay a crippling indemnity18. But 
this programme represented “provisional notes” drafted when total victory mo­
mentarily seemed imminent, and after the battle of the Marne Bethmann and the 
new Commander-in-Chief, Erich von Falkenhayn, agreed that Germany could 
not defeat all its enemies19. Bethmann was prepared to moderate his war aims in 
order to achieve a separate agreement with one or more allies, and he renewed his 
prewar efforts to split the Triple Entente. During 1915 the chancellor saw Russia 
as the most promising candidate for a breakaway, but Falkenhayn’s ferocious Ver­
dun offensive in the following year was intended to destroy France’s will to fight. 
As defined by State Secretary Gottlieb von Jagow in June 1916, Germany’s condi­
tions for a French separate peace would be merely Longwy-Briey and a protective 
glacis; though if France fought on the terms would be much harsher. Following 
internal discussions in the autumn, the German leaders concurred that France’s 
losses would be confined to Briey-Longwy and its Central African possessions20.

In public the French authorities alleged that the Berlin government shared the 
aims of the extremist Pan-German League21. A rally of patriotic associations at

16 Lance lo t  L. Farrar ; Jr. , The Short-W ar Illusion: German Policy, Strategy, and Domestic 
Affairs, August-December 1914 (Santa Barbara, Calif. 1973).
17 Hans Gatzke, G erm any’s Drive to the West: A Study of G erm any’s Western W ar Aims 
during the First World War (Baltimore 1950); Fischer , A ims; Sou tou ,  L’O r et le sang; Andre 
S ch er er  and J a cq u e s  G rün ew a ld  (eds.), L’A llem agne et les problemes de la paix pendant la 
Premiere guerre mondiale (4 vols., Paris 1966-78).
18 Fischer, Aims 103-105.
19 Farrar, Illusion, ch. 9.
20 Jagow  to Romberg, 8 June 1916; Bethmann to Grünau, 7 Nov. 1916, S ch er e r  and G rün e ­
w a l d  (eds.), L’Allem agne, Vol. 1 docs. 268, 369.
21 E.g. Petain article, “Pourquoi nous nous battons”, in: Le Figaro, 27 June 1917, FO 800/ 
201.
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the Sorbonne in March 1917, for example, held in the presence of Poincare and 
Premier Aristide Briand, denounced Germany as a permanent menace. A compro­
mise settlement, leaving it free to renew aggression, would end French indepen­
dence and great-power status. The invaded provinces must be liberated, repar­
ation paid, and the dead avenged22. Other public declarations reiterated these 
themes.

In reality, by this point Briand knew that the territorial price of a separate peace 
with Germany would be relatively cheap23. But such a peace would shatter the al­
liances on which French security rested as well as thwart France’s own developing 
war aims. In September 1914 Viviani told Tsar Nicholas II that French troops 
would advance toward his forces until the Allies could obtain “every legitimate 
reparation and . ..  guarantee for many years the peace of the world”24. Until 
French soil was cleared negotiations were unwelcome, and French governments 
vehemently rejected mediation efforts25. By the Pact of London, signed in Sep­
tember 1914, France, Britain, and Russia undertook not to make a separate peace 
or offer terms without a previous inter-Allied accord. In the Straits Agreement of 
March 1915 London and Paris headed off an implicit Russian threat to leave the 
war by endorsing St. Petersburg’s claims to annex Constantinople and the Bos­
phorus. In February 1916 the Declaration of Sainte-Adresse pledged the Allies to 
restore Belgian independence. While the French authorities signed up to a leng­
thening list of coalition objectives, France’s allies remained uncommitted to its 
own war aims.

A word is needed here about terminology. War aims -  the conditions France 
would impose if Germany lost -  were necessarily hypothetical, predicated on a 
victory that remained uncertain until the conflict’s final weeks. Determining them 
was an exercise for which administrators overwhelmed by pressing tasks had little 
patience26. But for purposes of analysis declared aims should be kept distinct from 
confidential ones. Absolute war aims that could not be abandoned short of utter 
defeat (such as regaining Alsace-Lorraine) must be distinguished from supple­
mentary goals (such as taking German colonies) that would be desirable if victory 
permitted. Differing views about how to define war aims and about what forms of 
evidence shed light on them have led to differences in historical interpretation. 
Thus whereas Renouvin concluded that French war aims consistently included 
only Alsace-Lorraine, and that more ambitious demands were short-lived, Soutou 
is impressed by the continuity (p e rm a n en c e )  from 1915 onwards of French ambi­

22 Bertie to Balfour, 7 Mar. 1917, FO 371/2934. Deschanel to Briand, 19 Feb. 1917, AN 
F 127976.
23 Bertie to Balfour, 1 Feb. 1917, FO 800/169.
24 Delcasse to Paleologue, 21 Sept. 1914, MAE, Papiers d ’Agents, Paleologue MSS Vol. I.
25 S t e v e n so n , War A ims 13.
26 According to the Political D irector of the Foreign M inistry, only “professors and idealistic 
theoreticians” had the leisure for post-w ar questions. M argerie to de Billy, 3 Aug. 1916, 
MAE, Papiers d ’Agents, de B illy  MSS (63).
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tions to dominate the Rhineland. He has provided a valuable corrective, but both 
viewpoints contain elements of the truth27.

The one French economic claim pursued overtly throughout the war was that 
for reparations. The one such territorial claim was for the provinces lost in 1871. 
Whereas before 1914 no French government had been willing to launch hostilities 
for Alsace and Lorraine, now none was willing to cease hostilities without regain­
ing them. The Alsatians and Lorrainers themselves voted for autonomist rather 
than pro-French parties before 1914, and French leaders never dared entrust the 
issue to a plebiscite28. But all French parties except for the left wing of the Social­
ists supported the provinces’ unconditional restoration. Viviani could proclaim 
this objective without endangering the political truce.

Conversely, the fragility of domestic consensus inhibited governments from 
specifying a solution to France’s security problem, despite growing calls on them 
to do so. Nationalists such as Maurice Barres raised the question of the left bank 
of the Rhine from spring 1915 onward, and the eastern frontier “haunted” indus­
trialists such as the director of the Pont-a-Mousson steelworks, Camille Caval- 
lier29. In August 1915 the iron and steel trades association, the Comite des Forges, 
set up a peace-treaty commission, and in December the Comite’s secretary testi­
fied to a government advisory committee30. Many French businessmen feared that 
the restoration of Alsace-Lorraine, with its steel and textile mills, would create 
overcapacity and exacerbate France’s coal shortage. Undeterred, the Comite des 
Forges eventually decided to press for German coal deliveries and the annexation 
of Alsace-Lorraine and the Saar coalfields, and to welcome in principle the ac­
quisition of yet further Rhineland territory31. In the winter of 1916-17 the other 
main French business organizations and the largest political party, the Radicals, 
adopted war-aims programmes, and a new pressure group, the Comite de la rive 
gauche du Rhin, demanded that Germany should lose sovereignty over the left 
bank32.

Pressure from nationalists and from business was offset by Socialist and Radical 
caution, and not until the ministry of Aristide Briand (November 1915 -  March 
1917) did France equip itself with a programme of anti-German aims. It did so, as 
concerned economics, at the inter-Allied Paris Economic Conference of June
1916. As concerned territory, it did so with the “Cambon letter” and Doumergue 
agreement of January-March 1917. The initiative and the agenda for the Paris con­
ference came from Briand’s Commerce Minister, Etienne Clementel, who feared 
that immediately the war ended Germany would begin an export drive while 
France remained handicapped by the destruction of its northern industries. Cle-

27 R enou v in ,  Buts de guerre 35-36; Soutou ,  Marches de Test 387.
28 R a y m on d  Poin care ,  Au Service de la France (10 vols., Paris 1926-33), vol. 6, 67-71.
29 C avallier to Pinot, 17 Mar. 1915, PAM 06673.
30 H earing of Robert Pinot by Bureau d ’etudes economiques, 3 Dec. 1915, MAE Serie A- 
Paix (178).
31 M inutes of the Commission de Direction of the Com ite des forges, PAM 06673.
32 On this group, D riault to Balfour, 7 August 1918, FO 371/3436.



8 David Stevenson

mentel wanted to form an Allied trading bloc in retaliation against Berlin’s 
projected European customs union. A hitherto free-trading Britain agreed that the 
Allies must co-operate in reconstructing their devastated regions, reserve raw 
materials primarily for themselves, retaliate against postwar enemy dumping, and 
consolidate their economic independence from the Central Powers. None of this 
led to immediate action, in part because Russia and Italy wanted continuing access 
to German and Austrian markets. But in contrast to pre-1914 trends toward eco­
nomic integration, France was looking now to postwar discrimination against the 
Central Powers and to minimizing trade with them33.

Although France’s declared territorial war aims in 1914—16 were limited to Al­
sace-Lorraine, the government left unclarified whether the provinces’ northern 
border would be that of 1815—70, 1814, or 179 034. From 1915 on, moreover, Poin­
care and Briand spoke of “guarantees” of French security against German aggres­
sion35. This codeword probably referred to the left bank of the Rhine, whose pos­
session would give France a m ilitary frontier on the river. For the authorities to 
commit themselves to such a solution, however, stimuli from within the hexagon 
needed reinforcement from outside it. In March 1915 Nicholas II had pledged that 
in return for the Straits Agreement he would support French claims against Ger­
many’s western borders. Delcasse, the French Foreign Minister in 1914—15, pre­
ferred to leave this undertaking as a promissory note and discouraged closer dis­
cussion of European war aims. When Briand took over as premier and foreign 
minister, in contrast, he relaxed the censorship of war-aims discussion in the press, 
consulted industrialists, and faced increasing controversy on the subject in his 
cabinet36. In August 1916 the headquarters staff (GQG) of the French Com- 
mander-in-Chief, General Joseph Joffre, drew up its recommended peace condi­
tions, proposing that Alsace-Lorraine and the Saar should be annexed and that the 
left bank of the Rhine should be divided into autonomous states in a customs 
union with France, occupied for thirty years while Germany paid an indemnity37. 
In the same month Sir Edward Grey, the British foreign secretary, suggested con­
versations about war aims. But warnings from the embassy in Petrograd had 
greater impact, Paleologue urging that France should head off a Russian separate 
peace by committing the tsar to territorial expansion at Germany’s expense. While 
the Government prepared a mission to Russia, Paul Gambon, the ambassador in 
London, drafted with his brother Jules, the secretary-general of the Foreign Min­
istry, a document intended to guide conversations with Britain, Almost certainly

53 On the Paris conference, Soutou ,  L’O r et le sang, chs. 7 and 8; Com merce M in istry files, 
A N  F 127988.
34 The 1814 frontier gave France most of the Saar coalfield and a salient round Landau; that 
of 1790 som ewhat more.
35 Poincare message, 5 Aug., and Briand speech, 3 Nov. 1915, JO  (Cham bre), 1915 1227, 
1681-1682.
36 S tev en son ,  War Aims 27, 31, 38-40.
37 GQG memoranda on peace conditions, 25 Aug. and Oct. 1916, SHA 14N/35. J o s e p h  J .-C . 
J o f f r e ,  Memoires du M arechal Joffre, 1910-1917, Vol. 2 (2 vols., Paris 1932) 371-80.
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they were influenced by the GQG recommendations. In January 1917 the cabinet 
approved a modified version of the brothers’ draft, which Briand dispatched to 
Paul Gambon on the 12th as the “Cambon letter”. Until the end of the war it 
would remain the most authoritative statement of French objectives38.

Greater ambiguity surrounds the Doumergue agreement, a Franco-Russian ex­
change of letters between 14 February and 10 March. Briand had sent Gaston 
Doumergue, his minister of colonies, to Petrograd with a copy of the Cambon 
letter and instructions to discuss war aims. But Doumergue drew up a much more 
specific agreement than the letter envisaged, and Briand’s c h e f  d u  ca b in e t  at the 
Foreign Ministry, Philippe Berthelot, authorized Doumergue to sign it. The 
agreement was negotiated in great confusion and without the cabinet being in­
formed. None the less, after investigating the circumstances Briand’s successor, 
Alexandre Ribot, ruled that France was bound39.

Inter-Allied diplomatic developments determined the timing of the Cambon 
letter and the Doumergue agreement, but French ideological, economic, and stra­
tegic exigencies shaped their content. Restoring Alsace-Lorraine would give 
France potash, iron ore, steel and textile mills, and an eastern frontier on the 
Rhine, but the French leaders wanted the provinces also for reasons rooted in 
their sense of national identity. The demand for the Saar, in contrast, though it had 
some historical plausibility if presented as a claim to the 1790 or 1814 frontier, was 
primarily intended to reduce France’s coal dependence on Germany. Finally, the 
claim to the left bank had essentially a security justification, and was much the 
most controversial. The Cambon letter demanded Alsace-Lorraine with the fron­
tier of 1790 (therefore including the Saar), but its final draft said nothing explicit 
about Rhineland buffer States, referring instead to “neutrality” and “provisional 
occupation”, although the left bank was to be detached from German sovereignty 
and France to have the “preponderant voice” in its fate40. The Doumergue agree­
ment, in contrast, called “at the very least” for the frontier of 1790, and for the left 
bank to be divided into disarmed and independent buffer states under long-term 
French occupation41. Briand grudgingly promised in exchange to support the 
Russians in demanding whatever they wanted on Germany’s eastern border. Yet 
simultaneously his ministry was in contact with Austria-Hungary, to which in 
March 1917 Poincare and Jules Cambon offered Germany’s territories of Silesia 
and Bavaria, while indicating that France would expect reparation, indemnities, 
the Alsace-Lorraine of 1814, and “guarantees” on the left bank42. Briand’s explo-

38 S tev en son ,  War Aims 40-44, 48-49.
39 Ibid. 51-56.
40 Briand to Paul Cambon, 12 Jan. 1917, MAE, Papier d ’Agents, Pichon MSS (4). Published 
in part in G eo r g e s  Suarez,  Briand -  sa vie, son oeuvre, Vol. 4 (6 vols., Paris 1938-52) 128-130.
41 Letters exchanged between Paleologue and Pokrowski, 14 Feb. 1917, MAE Serie A-Paix 

(164)'
42 H earings of Alexandre R ibot and Ju les Cambon by Commission des affaires exterieures of 
Cham ber of Deputies, 30 Apr. and 7 M ay 1918, AN C7491.
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ration of a separate peace with Vienna may help explain his reluctance to endorse 
the Doumergue accord.

By spring 1917 the French leadership’s preferred solution to the German ques­
tion was becoming clear. Germany would be disarmed, lose territory to Russian 
Poland, and cede sovereignty west of the Rhine. Transferring Alsace-Lorraine and 
the Saar would help equalize French and German heavy industry, while the Paris 
Economic Conference resolutions would keep Germany dependent on the Allies. 
The Reich would lose its overseas colonies, pay reparations, and be squeezed be­
tween French armies west of the Ruhr and Russian ones east of Berlin. French 
politicians disregarded a recommendation from the GQG to break Germany up, 
but they would deprive it of all power to do France harm.

1917-19

Within weeks of the Doumergue agreement, France began to fight a very different 
war. The fall of Nicholas II, American belligerency, and the failure of the April
1917 offensive launched by General Robert Nivelle transformed the context of the 
Franco-German relationship.

It is true that Germany’s Western European war aims changed relatively little in 
1917, and even softened. Bethmann Flollweg and the new High Command of Paul 
von Hindenburg and Erich Ludendorff were prepared to cede some border terri­
tory; Georg Michaelis, who replaced Bethmann as Chancellor in July, was willing 
to abandon Longwy-Briey if Germany were guaranteed access to its ore43. But the 
Germans still refused to return most of Alsace-Lorraine, and in Eastern Europe 
their ambitions were expanding dramatically. In 1917-18 they constructed at Rus­
sia’s expense a chain of satellites extending from the Black Sea to the Baltic.

France, on the other hand, was approaching exhaustion. N ivelle’s defeat was 
followed by mutiny, strikes, and plummeting civilian morale. 1917 witnessed frag­
ile and short-lived ministries under Alexandre Ribot and Paul Painleve, and be­
cause of disagreements over war aims the Socialists withdrew from the cabinet. 
After November the premiership of Georges Clemenceau restored firm leader­
ship, but economically and m ilitarily France was now much more dependent on 
its allies, and their support for its war aims remained highly uncertain.

Nicholas IPs territorial demands had been embarrassing, but at least he had 
backed French claims in return. The Russian Provisional Government that re­
placed him pressed its allies to repudiate annexations and indemnities. After the 
Bolsheviks seized power, they published and denounced the wartime secret 
treaties, including Doumergue’s, signed a ceasefire, and made peace at Brest-Li- 
tovsk in March 1918. Italy, which the French distrusted, was no substitute. In 
Britain the Lloyd George Government remained evasive even about Alsace-Lor­

43 Griinau to Bethmann, 24 Apr. 1917; Prussian Crown Council, 4 Sept. 1917, S ch er e r  and 
G rü n ew a ld  (eds.), L’Allem agne, Vol. 2 docs 87, 236.
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raine. Paul Cambon read out the Cambon letter to Grey’s successor, Arthur Bal­
four, in August 1917, but met with no encouragement and discontinued the dia­
logue44. Finally, the United States, which entered the war as an “Associated 
Power” rather than an ally, reserved its right to make peace separately and gave no 
undertaking whatever to support French goals.

A first question in the face of these imponderables was whether to fight on at 
all. In the Chamber of Deputies in June 1917, Victor Augagneur caused a sen­
sation by demanding how if Russia dropped out France could win a decisive vic­
tory, and whether it was not obliged to limit its objectives45. In the event, neither 
the French military nor the political leadership abandoned hope of success, but 
both became more cautious. In association with General Philippe Petain, Nivelle’s 
replacement as commander-in-chief, Painleve (as war minister from March to No­
vember 1917) recast strategy. The French army must conserve its strength in order 
to play a leading part in a victory to be achieved probably in 1919. For 1918 Petain 
planned a limited offensive in Upper Alsace, in pursuit of “gages” or pawns for 
use in peace negotiations46. Meanwhile, whereas Delcasse in 1915 had refused any 
conversations with the Central Powers, Briand, Ribot, and Painleve in 1917 all 
sounded out Austria-Hungary about the possibility of a separate peace. Nor did 
they reject contacts with Germany, although Ribot insisted that France’s partners 
must be consulted. On this latter point, in the “Briand-Lancken” affair of autumn
1917, Briand wavered, but Ribot and a hesitant Painleve vetoed his proposed 
meeting in Switzerland with a German official47. Ribot had decided, as he tele­
graphed to his Washington ambassador, that to speak of peace as imminent would 
be to “enter into Germany’s game . . .  Until the United States has made the decisive 
effort it is preparing we shall not be in a favourable position to negotiate.”48 
Clemenceau’s view was similar49. As 1918 dawned, the French leaders had opted 
for a gamble that America’s aid could bring a victory adequate to achieve their 
objectives.

Renouvin believed that French war aims contracted after the spring of 1917. In 
contrast, Soutou stresses the continuity between the Cambon letter and Clemen- 
ceau’s peace programme two years later50. Certainly, the greater universalism of 
French public rhetoric was misleading. Ribot echoed the American President 
Woodrow Wilson in appealing for democracy in Germany, but Clemenceau 
dropped that theme, and French leaders seem to have placed little confidence in a 
change of regime in Berlin. Ribot endorsed the principle of a League of Nations in

44 Balfour to Bertie, 2 Ju ly  1917, FO 371/2937. Paul Cambon to Ribot, 10 Ju ly  1917, MAE 
Pichon MSS (4).
45 Cham ber of Deputies, 2 June 1917, appended to JO  (Chambre), 16 M ay 1925, 518-520.
46 Pedron c in i ,  Petain 122-146.
47 S tev en son ,  War Aims, ch. 3; P ierr e  R en ou v in ,  Le Gouvernement fran^ais et les tentatives 
de paix en 1917, in: La Revue des deux mondes (15 Oct. 1964) 492-513.
48 R ibot to Jusserand, 30 Sept. 1917, MAE, Papiers d ’Agents, Jusserand MSS (32).
49 Clemenceau in Commission des affaires etrangeres du Senat, 19 Dec. 1917, Archives du 
Senat, Paris.
50 R enou v in ,  Buts de guerre 2; Soutou ,  Marches de l ’est 368-387.
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order to humour Wilson and the Socialists, but Clemenceau was openly cynical 
about the idea. The Dumont resolution on war aims, passed by the Chamber of 
Deputies on 6 June 1917, rejected “conquering and subjugating foreign popu­
lations”, yet beside demanding reparations and the return of the invaded terri­
tories and of Alsace-Lorraine it called for “lasting guarantees of peace and inde­
pendence” for all League of Nations members51. This hint that the League alone 
would be insufficient protection mirrored Ribot’s handling of the debate on the 
resolution. He stood by the Cambon letter and criticized the Doumergue agree­
ment, but repudiated neither document52. In the ensuing Senate debate, he spelled 
out that he desired the Alsace-Lorraine of 1790 and that a neutral and autonomous 
buffer State between France and Germany “cannot be considered a conquest; it is 
a protective measure”53. When Clemenceau took over, his foreign minister, 
Stephen Pichon, referred the Chamber back to the Dumont resolution as authori­
tative54. Clemenceau s apparent acquiescence when President Wilson unveiled the 
American peace programme in the Fourteen Points of January 1918 was grudging 
and insincere.

All the same, the reconfiguration of the alliance and Frances growing depend­
ence on London and Washington severely restricted French diplomacy. French 
soundings about American adhesion to the 1916 Paris economic resolutions, for 
example, got nowhere, and in 1917-18 Clementel pursued just one aspect of the 
earlier programme. America’s war entry enabled the allies to control most of 
world trade in food and raw materials. Clementel wanted those controls to con­
tinue in peacetime, thus guaranteeing France the commodities it would need for 
reconstruction and providing permanent leverage over Germany. Yet although the 
British expressed sympathy, Wilson was hostile, and after the Armistice he in­
sisted on world commerce being deregulated as fast as possible55. As for territory, 
the overriding French concern was simply a British and American undertaking to 
restore the Alsace-Lorraine of 1871 without a plebiscite. Lloyd George’s January 
1918 speech at Caxton Hall and Wilson’s Fourteen Points gave more reassurance 
on this issue than previously, although their language remained ambiguous. But 
there was no prospect of either leader’s endorsing claims to the Saar or the Rhine­
land. Even within the Paris bureaucracy discussion of these subjects ceased from 
the autumn of 1917 until the autumn of 1918, or at any rate has left no archival 
trail.

Instead, French efforts focused on Eastern Europe. The objectives here were 
still to weaken Germany by taking territory and to strengthen potential French al­
lies, but the Russian Revolution necessitated a complete reconsideration of how to

51 Dumont resolution, published in JO  (Cham bre) 16 M ay 1925, 539-540.
52 S t e v e n so n , War Aims 69-70.
53 Ribot speech, 6 June 1917, published in JO  (Senat) 1968, 764-767.
54 Pichon speech, 27 Dec. 1917, JO  (Cham bre) 1917, 3626-3631.
55 Soutou ,  L’Or et le sang, chs. 13 and 20; M arc  Tra ch tenbe rg ,  “A New Economic O rder”: 
Etienne C lementel and French Economic D iplom acy during the First W orld War, in: French 
H istorical Studies 10 (1977) 315-341.
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achieve them. Clemenceau informed Wilson that leaving Germany a free hand in 
Eastern Europe would be to "lose the w ar”56. He was willing to help the Bolshe­
viks if they resisted German expansion, but after Brest-Litovsk he turned his 
hopes toward the eventual reemergence of a non-Communist Russia, stripped of 
its western borderlands'’7. In April 1918 , moreover, in the so-called “Czernin inci­
dent”, he made public the secret Austro-French conversations conducted in the 
previous year via Prince Sixte de Bourbon, thus writing off any possibility of Aus­
tria-H ungary’s making a separate peace. If both Russia and Austria-Hungary 
were discarded, the best remaining course appeared to be support for East Euro­
pean nationalism, and France took the lead among the allies in calling as early as 
December 1917 for a united and independent Poland. In June 1918 a letter to the 
Czech National Council pledged French support for an independent Czechoslo­
vakia including the Germans of the Sudetenland58, and in September a letter to the 
Polish National Committee promised backing for “a free Poland corresponding 
to the latter’s national aspirations and bounded by its historic [i.e. 1772] lim its”59.

It is crucial evidence in support of Soutou’s continuity thesis that, after the tide 
of battle turned on the Western Front, French thinking reverted to earlier and 
more ambitious objectives. On 28 September 1918 Clemenceau approved a broad 
new programme of economic aims. Another conference was to supersede that of 
1916, its agenda including the “systematic use of the raw-materials arm as a means 
of compelling German industry to co-operate peacefully with that of other 
nations”60. As for territory, Pichon told Poincare in August that France must have 
the Alsace of 1790 and a neutralized left bank of the Rhine61, while Petain’s staff 
renewed their planning to seize “gages”, this time by an offensive into Lorraine62.

The November Armistice forestalled this latter operation, but the ceasefire con­
ditions made it unnecessary anyway. During the discussions of the Armistice 
Marshal Foch advised Clemenceau that it must “put into our hands sureties which 
will guarantee that in the peace negotiations we obtain the conditions that we wish 
to impose upon the enemy”, and Clemenceau’s reply acknowledged that “the 
necessary guarantees of the peace must have p o in t s  d ’appu i  in the clauses of the 
Armistice”63. At an inter-Allied conference in Paris, the Premier secured agree­
ment that Allied troops should occupy Alsace-Lorraine, the Saar, the left bank, 
and bridgeheads east of the Rhine, thereby establishing French forces in all the 
territories that had figured in French war aims. Although Clemenceau agreed in

56 Pichon to Jusserand, 27 Ju ly  1918, MAE Serie A-Paix (63).
37 M icha e l  J. Carley, The O rigins of French Intervention in the Russian C ivil War: A Reap­
praisal, in: JM H  42 (1976) 361-385.
58 Pichon to Benes, 29 June 1918, Eduard Benes ,  Souvenirs de guerre et de revolution, Vol. 2 
(2 vols., Paris 1928-9) 231-232.
59 Clemenceau to Zamoyski, 5 Sept. 1918, MAE Serie Z-Europe, 1918—29 Pologne (65).
60 C lem entel to Clemenceau, 19 Sept., and meeting of 28 Sept. 1918, AN  F128104.
61 Poin care ,  Au service, Vol. 10, 335.
62 Pedron c in i ,  Petain 422-429.
63 S t e v e n so n , W ar Aims 122.
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return that the peace settlement should be based on Wilson’s principles, he re­
garded that concession as less significant than the m ilitary terms.

French pretensions to the Rhineland had resurfaced as soon as it became clear 
that Germany was beaten and would accept whatever the Allies imposed. Clem­
enceau agreed to halt the war in the knowledge that the longer it went on the less 
might be his leverage in Washington. Between the Armistice and the peace confer­
ence Andre Tardieu, who during the war had been the French high commissioner 
in the United States, supervised the preparation of a programme of French de­
mands whose territorial, economic, and security elements had much in common 
with those of 1917. Alsace-Lorraine was to return to France with the 1814 fron­
tier. France would occupy the portion of the Saar coalfield lying north of this line, 
and incorporate it into the French monetary and customs zone. The remainder of 
the left bank of the Rhine would be separated from Germany, disarmed, and neu­
tralized. Germany should cede territory to Belgium and to Denmark, cede to Po­
land the 1772 frontier (including the port of Danzig) and the coalfield of Upper 
Silesia, and was to be forbidden to absorb the Germans of Austria and the Sude­
tenland. It should compensate France for damage, pay for French war pensions, 
and reimburse the entire cost of the war, as well as repaying the 1871 indemnity. It 
must make coal deliveries of up to 35 million tonnes annually for 25 years and 
concede preferential access to goods imported from Alsace-Lorraine and the Saar. 
Finally, the German army should be cut to 200,000 men and deprived of heavy 
weapons. A strong League of Nations from which Germany would be excluded 
must monitor German armaments, and the Allies should permanently occupy the 
left bank and the Rhine bridges64.

This French programme would deprive Germany of little territory inhabited by 
ethnic Germans, but would drastically restrict its sovereignty. It represented a 
consensus view among the political elite, extending from Foch and Poincare to 
Tardieu and Clemenceau, while most of French public opinion endorsed the key 
principles of exacting reparation and guaranteeing security. Clemenceau and Tar­
dieu were unimpressed by the German revolution of November 1918 and un­
moved by fears of Germany going Bolshevik. They started from the premises that 
Germany understood only force and was incorrigibly malevolent, but also that 
France was inherently weaker and needed the protection of a coercive treaty. The 
Rhineland occupation, Clemenceau told Lloyd George, was essential to restore 
his people’s morale while they rebuilt their ruins: as a shield behind which their 
vital forces could revive65.

This summary of French peace aims has stressed the defensive preoccupation 
with security. But three qualifications are needed. Clemenceau, like Briand and 
Painleve during the war, kept open channels of communication with the enemy. 
Professor Emile Haguenin, an academic and secret service official, was stationed 
in Berlin from February 1919 onward and solicited German politicians’ and busi-

64 On the preparation of the French peace terms, ibid., ch. 6.
65 Watson , Clemenceau 352, 361.
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nessmcn’s opinions on the treaty’s commercial clauses and on reconstruction. The 
result may have been a tacit understanding that Germany would accept the settle­
ment on its western borders in return for French concessions elsewhere, particu­
larly over Silesia. Similarly, the diplomat Rene Massigli held secret conversations 
with the German delegation at Versailles in May-June 1919. Once having estab­
lished a position of strength, Clemenceau was probably ready to be accommodat­
ing if thereby he could obtain economic benefits and facilitate treaty enforce­
ment66.

Second, however, Clemenceau’s programme contained elements of imperialism 
and might be the basis for further expansion. The occupation forces in the Rhine­
land tried to seal the region off from Germany, and Clemenceau admitted pri­
vately that he hoped it could be persuaded to unite with France. In Luxemburg the 
French took possession of the railway system and wanted to install a francophile 
government, and they also hoped for a customs union and military convention 
with Belgium67.

But third, and most important, as Clemenceau warned the Chamber of Dep­
uties in December 1918, his “directing thought” in the peace negotiations was that 
“nothing must happen which might separate after the war the four Powers that 
were united during it. To this unity I w ill make every sacrifice.”68 Given the chaos 
in Russia and the likelihood that the emergent East European states would be stra­
tegic liabilities rather than assets, the future relationship with Britain and America 
was crucial. Clementel’s raw-materials plan would fail without Anglo-American 
co-operation, and British loans were essential to keep the French government sol­
vent. Clemenceau pressed his buffer-state scheme in the knowledge that a Rhine­
land occupation would be expensive, might foment irredentism, and was of ques­
tionable m ilitary value, but at a moment when he had no future commitment from 
London or Washington. After Lloyd George and Wilson on 14 March 1919 of­
fered France a guarantee, Clemenceau aimed to combine it with as much of his 
earlier programme as possible, thereby retaining the option of unilateral action to 
enhance French influence on the left bank69.

Poincare criticized Clemenceau for giving up too much too early at the peace 
conference in the hope of winning British goodwill, and the Premier himself came 
to regret trusting too much in Lloyd George. None the less, the French came to 
the conference with clearer goals for the German settlement than did either 
Anglo-Saxon power, they set the agenda on most of the issues, and they got much 
of what they wanted. French claims to Germany’s African colonies were satisfied. 
Clementel’s raw-materials plan was dropped, but the commercial clauses of the 
Versailles treaty provided safeguards against overproduction and underpinned

66 G eo r g e s -H en r i  Soutou ,  The French Peacemakers and their Home Front, in: M an fr e d  F. 
B o em ek e  et al., The Treaty of Versailles: A Reassessment after 75 Years (N ew York 1998) 
167-188.
67 S tev en son ,  W ar Aims 138-141, 158.
68 Clemenceau, 29 Dec. 1918, JO  (Cham bre), 1918, 3732-3733.
69 S tev en son ,  W ar Aims, ch. 7.
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French prosperity in the 1920s. The German army was reduced even more than 
Foch had envisaged, and the Rhineland demilitarized in perpetuity. Belgium and 
Denmark expanded at Germany’s expense, if less that France had hoped; Cze­
choslovakia got the Sudetenland while Austro-German union was prohibited. 
Over Poland, Clemenceau failed to drive a wedge between Wilson and Lloyd 
George, and he accepted free-city status for Danzig and a plebiscite in Upper Sile­
sia.

As regarded France’s own objectives, however, he was more successful in divid­
ing his partners. Thus Lloyd George failed to support Wilson’s resistance to 
French claims to the Saar. The French won de facto control of the coalfield for fif­
teen years pending a plebiscite that they expected to win. They settled for the 
1815-70 rather than the 1814 frontier for Alsace-Lorraine, but Tardieu (if not 
Clemenceau) believed the latter would have been a “third-rank gain” anyw ay70. In 
contrast, over the Rhineland Clemenceau struck a deal with Wilson and isolated 
Lloyd George, obtaining a fifteen-year occupation “as a guarantee of the execu­
tion by Germany of the peace treaty”71. “Execution” referred primarily to repar­
ations and, although in the financial negotiations the French dropped their de­
mands for repayment of the 1871 indemnity and for war costs, they and Lloyd 
George won Wilson’s agreement to doubling Germany’s reparation liability by in­
cluding war pensions as well as compensation for damage to property. Hence 
Clemenceau could predict to his ministers that Germany would default and 
France stay in the Rhineland indefinitely, while keeping the Anglo-American al­
liance72. He also gained a right to reoccupy, as well as the option to prolong the 
occupation if after fifteen years the Allied leaders still considered France inad­
equately safeguarded: a clause proposed specifically because he foresaw that the 
Anglo-American guarantee might fall through73.

Once Clemenceau retreated from his initial programme, the unity of the French 
elite disintegrated, and he came under attack from Poincare and Foch as well as in 
parliament. But Poincare and Foch shifted their ground too, eventually pleading 
that the occupation should continue for as long as the treaty was being executed 
rather than for fifteen years, which differed little from the package Clemenceau 
accepted74. In the crucial meeting of the Council of Ministers in April 1919 the 
Premier’s critics failed to press their case; in August the parliamentary investi­
gation committee into the peace negotiations reported that the government had 
done as well as could be expected75; and the treaty was ratified with large major­
ities. It is doubtful whether Clemenceau could have held out for much more with­
out a breakdown that would have left France isolated and deprived him of a settle­

70 Tardieu, “Note sur la conversation du 14 m ars”, 15 March 1919, Papiers d ’Agents, MAE 
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72 S tev en son ,  War Aims 177.
73 Andre Tardieu, La Paix (Paris 1921) 233-236.
74 Poincare to Clemenceau, 28 Apr. 1919, LGP F/51/1/20.
75 Barthou Commission report in FO 608/125.
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ment to present to his people after years of sacrifice. Instead he signed a treaty that 
was primarily French in inspiration, anti set the mould of Western European 
politics for the next two decades.

Conclusion

France’s aims in World War I had an impact on almost the entire course of Franco- 
German relations in the twentieth century. For their sake the French Government 
rejected German peace feelers in 1916 and 1917, and without French influence the 
Versailles Treaty would have been much milder. How appropriate were French 
solutions to the “German problem”? And did Clemenceau after the First World 
War miss an opportunity for a settlement more like the one that followed the 
Second?

A frequent starting point for discussion of Versailles is Jacques Bainville’s 
aphorism that it was "une paix trop douce pour ce qu’elle a de dur” (a peace too 
gentle for what is in it that is harsh)76. It was severe enough to inflame German 
nationalism, but not to protect the rest of Europe by containing the blaze. This 
appraisal provides a useful analytical framework, but is misleading. Clemenceau’s 
conception of the settlement was flexible, and the treaty would permit either in­
definite containment of Germany or a controlled relaxation. Both options, how­
ever, would require inter-Allied agreement, which after World War I was notori­
ously lacking.

Disarmament and the Rhineland occupation rendered Germany unable, for as 
long as they were implemented, to start a new war. Exactly when and how be­
tween the wars treaty enforcement failed (and who was responsible for that fail­
ure) remain debated, but it is hard to maintain that Germany’s military renaissance 
was foreordained from 1919 onward. None the less, after its experience in the 
Ruhr occupation crisis of 1923-24, France was unlikely to act alone against 
H itler’s violations of the Versailles clauses, and the British Government shunned 
involvement. Unlike the Soviet Union after World War II, France was unwilling -  
and possibly unable -  alone to keep Germany harmless. Already during the peace 
conference, Clemenceau had distanced himself from Foch’s pleas to stay in the 
Rhineland indefinitely and from the support given by his generals to Rhenish sep­
aratists. Like Poincare during the Ruhr occupation, he preferred a solution to the 
German question that enjoyed British and American sanction. The alternative of 
unilateral enforcement was theoretically available, but its costs were thought too 
high.

On the other hand, the Versailles provisions impeded Franco-German rap­
prochement. As A. J. P. Taylor once commented, Germany’s superior power po­
tential meant that the settlement must be discriminatory if France was to feel se­

76 Miquel,  L’O pinion publique 404.
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cure77: yet such discrimination ruled out a treaty based on voluntary compliance. 
The Briand-Stresemann detente of the later 1920s was an unstable arrangement 
that rested on French willingness to make concessions to earn goodwill. In 
contrast, after 1945, dictatorship and renewed defeat transformed German elite 
and popular mentalities in a w ay that Clemenceau and Tardieu correctly recog­
nized had not happened in the Weimar Republic.

The settlement that emerged by the 1950s rested both on coercion (by the So­
viet Union) and on conciliation (within the Western camp) of a Germany restored 
much closer to parity in strength with France. The Soviet presence in Eastern Eu­
rope encouraged Britain and America to adopt a role in West European stabiliz­
ation that between the wars they had rejected. In 1919 the absence of such a trans­
formation within Germany -  and of a Soviet threat sufficient to overcome Anglo- 
Saxon wariness of a Continental European commitment -  made it doubtful 
whether either coercion or conciliation were effective strategies for France 
alone78. French aims in the World War I era therefore reflected the dilemma of 
how to choose between what Tardieu described as two systems of security: unilat­
eral controls on Germany versus the maintenance or creation of an encircling 
alliance.

This analysis raises the final question of whether German reunification and the 
break-up of the Soviet Union in 1990—91 will revive Anglo-American isolationism 
and destroy the post-1950 Franco-German axis. So far the answer has been no. 
There is little reason to expect a return to the balance-of-power relationship that 
preceded 1914. But less extreme varieties of antagonism are possible short of that, 
and rougher waters may yet lie ahead than we have known for the last forty years.
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Elisabeth Glaser
Handelspolitische Kriegsziele Deutschlands und 

Frankreichs, 1914-1918

Deutschlands und Frankreichs handelspolitische Zielsetzungen im Ersten Welt­
krieg werfen ein Schlaglicht auf die Veränderungen der außenpolitischen Strategien 
in Paris und Berlin von 1914 bis in die Nachkriegszeit hinein. Für Frankreich spielte 
die Handelspolitik in den ersten Monaten des Kriegs noch eine untergeordnete 
Rolle. Deutschland stellte hingegen im Rahmen der Mitteleuropapläne ab Septem­
ber 1914 ein aggressives Kriegszielprogramm auf, das territoriale und handelspo­
litische Anliegen miteinander verband. Die handelspolitische Planung wurde damit 
politisiert und war abhängig vom Ausgang des Krieges. Die deutschen Zielformu­
lierungen variierten, je nachdem, ob sie sich auf einen Kompromiß- oder einen Sieg­
frieden bezogen und waren mal rein taktischer, mal grundsätzlicher Natur. Die A l­
liierten reagierten auf die deutschen Verlautbarungen, besonders was Mitteleuropa 
anbetraf, mit eigenen handelspolitischen Formulierungen. Angesichts der sich ver­
schärfenden Blockade Deutschlands und der wachsenden Dauer und Kosten der 
Auseinandersetzung wurde die Diskussion um die Gestaltung der internationalen 
Handelspolitik der Nachkriegszeit in den letzten zwei Kriegsjahren ein beherr­
schendes Thema sowohl bei den Entente- als auch den Mittelmächten. Deutschland 
war bereits vor dem Krieg, seit den 1880er Jahren, zur stärksten Industriemacht auf 
dem Kontinent aufgerückt. Ein noch stärkeres Übergewicht des deutschen Reichs, 
dessen Industrie anders als die Frankreichs und Belgiens unbeschädigt aus der Aus­
einandersetzung hervorging, mußte aus der Sicht Frankreichs in Zukunft vermie­
den werden, um einen neuen Krieg zu verhindern. Ein wirtschaftliches Mächte­
gleichgewicht auf dem europäischen Kontinent zu schaffen, wurde dabei die über­
geordnete langfristige wirtschaftliche Zielsetzung Frankreichs und seiner Verbün­
deten für eine europäische Friedensordnung.

Handelspolitische Kriegsziele Deutschlands

Unter der Führung von Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg entwik- 
kelte die Reichsregierung mittels des Septemberprogramms 1914 einen weitrei­
chenden Plan zur wirtschaftlichen Durchdringung Europas auf der Grundlage der 
militärischen Vorherrschaft Deutschlands. Das geheime Kriegszielprogramm des
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Reichskanzlers vom 9. September 1914 sah einen deutsch-französischen Handels­
vertrag vor, der Deutschland in die Lage versetzte, die Rolle Großbritanniens als 
primärer Lieferant von Kohle und Industriegütern zu übernehmen. Frankreich 
sollte auch umfangreiche Reparationen an Deutschland zahlen. Belgien sollte 
wirtschaftlich und politisch eine deutsche Provinz werden. Die Niederlande soll­
ten mit dem Reich gemäß der Vorgaben des Septemberprogramms eine Zollunion 
eingehen, wie auch Dänemark, Polen und Österreich. Die geplante Annexion von 
Luxemburg, Lüttich, Antwerpen sowie eines deutschen Korridors nach Antwer­
pen, wie auch des nordfranzösischen Erz- und Kohlengebiets von Briey und des 
benachbarten Longwy und der nordfranzösischen Kanalküste bis nach Boulogne 
bildeten die materielle Grundlage für diese Formulierungen. Damit sollte 
Deutschland die Kontrolle über alle bedeutenden Kohle- und Erzvorkommen in 
Westeuropa erhalten, also den Rohstoffbezug für diesen und einen zukünftigen 
Krieg sichern. Diese Zielsetzungen bedeuteten eine freiwillige und radikale Ab­
kehr vom profitablen status quo ante bellum im Kohle- und Metallhandel wie 
auch de facto von der Handelspolitik der zweiseitigen Meistbegünstigungsver­
träge der Vorkriegszeit. Allein von 1910 bis 1913 hatte Deutschland seine Kohlen­
ausfuhr nach Frankreich um 70% sowie seine Metall- und Metallwarenausfuhr 
um 84% gesteigert1. Zwar sollte das Septemberprogramm zunächst auch als 
Druckmittel gegen Großbritannien dienen und wurde nie innerhalb der deut­
schen Regierung zirkuliert oder offiziell als Kriegsziel verkündet. Lediglich In­
nenminister Hans von Delbrück wurde konsultiert. Die Bestimmungen des Sep­
temberprogramms weisen jedoch deutlich auf die Intention hin, im Falle eines 
deutschen Sieges im Osten und Westen Frankreich wirtschaftlich und militärisch 
zu einem Tributstaat des Deutschen Reichs zu machen. Diese Begehren gegenüber 
Frankreich und Deutschlands anderen Nachbarstaaten bestimmten für die Dauer 
des Krieges die Haltung der deutschen Regierung2.

Das Septemberprogramm war eng mit der Idee einer mitteleuropäischen Zoll­
union unter deutscher Führung verknüpft. Die Mitteleuropakonzeption der 
friedlichen wirtschaftlichen Durchdringung Europas hatte auch schon vor Kriegs­
beginn Anhänger gefunden, so in Walther Rathenaus Plänen für eine mitteleuro­
päische Zollunion3. Die Umsetzung dieser Idee zum Kriegsziel ließ sich im 
Wunschdenken deutscher Politiker an verschiedene Möglichkeiten des ungewis-

1 Berechnet nach dem G eldwert der deutschen Ausfuhrstatistik, A usw ärtiger Handel im 
Jahr 1913, Frankreich, 8-9. Vgl. auch R a y m on d  P o id e v i n , Les Relations economiques et 
financieres entre la France et l’A llem agne de 1898 a 1914 (Paris 1969).
2 E gm on t  Zech lin ,  Deutschland zwischen Kabinettskrieg und W irtschaftskrieg, in: H isto ri­
sche Zeitschrift (1964) 347-458; Kurt Riezler, Tagebücher, Aufsätze, Dokumente (Göttingen 
1972), im folgenden zitiert: Riezler, Tagebuch, 6. O ktober 1914, 212; Hans Gatzke, Germa­
n y ’s Drive to the West. A Study of G erm any’s Western War Aims during the First W orld War 
(Baltimore 1950) 13-14. Ich unterscheide mich von der Interpretation Niall Fergusons ,  The 
P ity  of War (London 1998) 168-171, der den Kriegseintritt Großbritanniens für die A usw ei­
tung der deutschen Kriegsziele verantwortlich macht.
3 Zur Entstehung und Entw icklung dieser Zielsetzungen s. Fritz Fischer, Griff nach der Welt­
macht (Düsseldorf 1961) 246-359.
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sen Kriegsausgangs anpassen. Auch stand sie zumindest in äußerlichem Einklang 
mit der Angabe von Innenminister von Delbrück gegenüber Vertretern der SPD 
im Juli 1915, die Regierung strebe keine Annexionen in Belgien und Frankreich 
an. Während der ersten zwei Kriegsjahre zeigte sich die Flexibilität des Zolluni­
onsplans, vor allem im Falle eines deutschen Separatfriedens mit Rußland. Unter 
dieser Voraussetzung, so Bethmann vor einer Gruppe von Industriellen am 6. De­
zember 1914, könnte man auf größere Annexionen von französischem Gebiet ver­
zichten und einen Einschluß Frankreichs in eine mitteleuropäische Zollunion er­
wägen. Das Projekt der mitteleuropäischen Zollunion wurde jedoch, besonders 
was Österreich anbetraf, von einer Mehrheit in den Kreisen der deutschen Indu­
strie mit begründeter Skepsis betrachtet4.

Gemäß seiner Idee vom neuen Nachkriegseuropa unter deutscher Führung 
kraft dessen militärischer und wirtschaftlicher Plegemonie strebte Bethmann über 
das Septemberprogramm hinaus keine umfangreichen territorialen Erwerbungen 
an. Extensive Gebietsansprüche würden nur diesen Anspruch auf informelle 
Herrschaft in Frage stellen und überdies die Interessen des deutschen Volkes ge­
fährden. Außenminister Gottlieb von Jagow warnte vor der Annexion von Polen 
und seiner nicht assimilierbaren polnischen und jüdischen Bevölkerung. „Die 
Millionen Juden würden für uns zu Parasiten.“ Bethmann wandte sich zunächst 
seinerseits gegen umfangreiche Gebietserwerbungen in Belgien „mit zum Teil 
recht unerwünschter z.B. wallonischer Bevölkerung“5.

Mit der deutschen Niederlage in der Marneschlacht hatte sich deutlich gezeigt, 
daß der Krieg nicht innerhalb eines Jahres zu gewinnen war. Bethmann formu­
lierte daraufhin in bezug auf Frankreich, daß „dies Volk nicht anders als w irt­
schaftlich zu vernichten“ sei6. Ein mitteleuropäischer Wirtschaftsblock erschien 
nun nicht nur als ein erstrebenswertes Fernziel, sondern als das einzige Mittel, 
einen Wirtschaftskrieg gegen Frankreich und England für Deutschland zu ent­
scheiden. Ein solches Handelssystem zur Sicherung des Rohstoffbezugs im Krieg 
war nach Vorstellungen der militärischen Führung und einiger Wirtschaftskreise 
durch Annexionen und Protektorate zu schaffen, nach den Ideen Bethmanns und 
anderer durch Zollunionen. Die handelspolitische Diskussion der Kriegsziele ver­
lagerte sich auf die Organisierung der deutschen Kriegswirtschaft. Die Sicherung 
von Lebensmittel- und Rohstofflieferungen aus den neutralen Grenzstaaten trat 
in der Vordergrund. Laut verkündete Progamme zur Wirtschaftsdurchdringung 
dieser Staaten waren dieser kriegswichtigen Zielsetzung nicht dienlich. Demge-

4 D av id  S t e v e n so n , The First W orld W ar and International Politics (Oxford 1988) 92; 
G eor g e s  Soutou ,  L’Or et le sang. Les buts de guerre economiques de la Premiere Guerre mon­
diale (Paris 1989) 60-85; Tagebuch Eduard David, 13. Ju li 1915, Bundesarchiv Koblenz.
5 Bethmann an H ertling, 14. November 1914, Ernst D eu er l e in ,  Briefwechsel H ertling-Ler- 
chenfeld Bd. 2 (Boppard 1973) 966-68; Bethmann an Falkenhayn, 11. September 1915 mit 
einer Denkschrift von Jagow, in: Andre Scherer , J a cq u e s  G rün ewa ld ,  L’A llem agne et les pro- 
blemes de la paix, 4 Bde. (Paris 1962-1978) (im folgenden zitiert: Scherer , G rün ewa ld ,  APP)
I, No. 140,
6 Riezler,  Tagebuch, 11. Novem ber 1914, 216.
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maß verabschiedete Bethmann Hollweg eine Abordnung des Kriegsausschusses 
des Reichbunds der Deutschen Industrie, die ihre wirtschaftlichen Kriegsziele 
darlegen wollte, am 9. Januar 1915 mit dem Verweis, daß die derzeitige m ilitäri­
sche Situation zu sehr im Fluß sei und man mit Kriegszieldiskussionen bis zum 
Kriegsende warten möge. Diese abwartende Haltung blieb für die Dauer von 
Bethmanns Kanzlerschaft bestimmend. Bei seinem Sturz wurde ihm vorgeworfen, 
bei der Formulierung von klaren Kriegszielen versagt zu haben7.

Diese taktische Zurückhaltung beschränkte sich indes auf öffentliche Verlaut­
barungen über die Hauptgegner: Belgien sollte seine militärische und wirtschaft­
liche Unabhängigkeit nach den Vorstellungen, die der Reichskanzler ab 1915 ge­
genüber seinem Sekretär Kurt Riezler äußerte, verlieren, galt es im Oktober 1914 
noch als Trumpfkarte für mögliche Verhandlungen mit Frankreich8. Auch in den 
inoffiziellen deutsch-belgischen Törring-Waxweiler Gesprächen im Winter 1915— 
16 blieb von deutscher Seite die Zielvorstellung einer deutsch-belgischen Zoll­
union und der Reduzierung Belgiens auf ein Quasi-Protektorat bestimmend. 
Hingegen gab Berlin im Frühjahr 1916 ,gute Dispositionen', d.h. eine gewisse Fle­
xibilität in seinen Ansprüchen an Frankreich und Neigung zu einem ,billigen Frie­
den' zu erkennen. Dieser Schwenk wurde durch das Scheitern der deutschen Be­
mühungen veranlaßt, Rußland aus der Entente herauszulösen. Die angebotenen 
,Konzessionen“ bestanden in einer Reduzierung von Berlins territorialen Ansprü­
chen auf den Besitz von Longwy-Briey und eine ,erhebliche“ Kriegsentschädi­
gung für einen Separatfrieden mit Frankreich. Kontrolle dieses Erzgebiets blieb 
damit ein wirtschafts- und handelspolitisches Kriegsziel ersten Ranges, daneben 
gebot die wachsende Inflation die Forderung nach Reparationen9.

Nach der italienischen Kriegserklärung an Österreich-Ungarn am 23. Mai 1915 
begann die deutsche Regierung, konkrete Pläne für eine deutsch-österreichische 
Zollunion zu erörtern. Dieses Projekt Bethmann Hollwegs und des deutschen Fi­
nanzministers Karl Helfferich sollte eine langfristige militärisch-wirtschaftliche 
Zusammenarbeit gegen Frankreich und Großbritannien vorbereiten. Dies war 
auch von Generalstabschef Erich von Falkenhayn gefordert worden. Die wahr­
scheinliche Schwächung Österreichs durch den Krieg bildete einen weiteren Be­

7 Soutou,  L’O r et le sang 68; Klaus Epstein, M atthias Erzberger and the Dilemma of German 
Democracy (Princeton 1959) 204 ff.; K on rad  Ja rau s ch ,  The Enigmatic Chancellor. Bethmann 
H olkveg and Imperial Germ any (N ew  Haven 1973) 349-380; Torsten O ppe land ,  Reichstag 
und Außenpolitik im Ersten W eltkrieg: Die deutschen Parteien und die Politik der USA 
1914-1918 (Düsseldorf 1995); Gatzke, G erm any’s Drive to the West 68-76.
8 Riezler,  Tagebuch, 11. O ktober 1914, 216-217, über ein Gespräch mit Bethmann am 
11. 10.: „Wäre der Vernunft irgendeine M acht zuzutrauen, so müßten w ir uns mit den Leuten 
verständigen, sur le dos du Beige -  1/2 Belgien gegen das Erzgebiet und die Kolonien, und 
stille Kooperation gegen England“; Fischer, Griff nach der W eltmacht 125-127.
9 S tev en son ,  The First W orld War 94-95; Jagow  an Gesandtschaft in Bern, 2. April 1916, 
Scherer , G rün ewa ld ,  APP I, No. 218, s.a. No. 233 und 250; Jagow  an Romberg, 8. Juni 1916, 
ibid., No. 268; s.a. No. 302. Zur H altung der deutschen Industrie in der Frage der Sicherung 
der französischen Erz- und Kohlegebiete s. den Beitrag von G era ld  D. Fe ldman  in diesem 
Band.
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weggrund für diese Überlegungen. Die deutsch-österreichische Zollunion wurde 
zum kleinsten gemeinsamen Nenner der deutschen handelspolitischen Kriegs­
ziele: Sic half Bethmanns Kernprogamm der Mitteleuropapolitik in die Tat umzu­
setzen und stellte gleichzeitig ein defensives Bündnis gegen den sich verschärfen­
den alliierten Wirtschafts- und Handelskrieg in Aussicht10. Im November 1915 
begannen zweiseitige Kontakte zur Vorbereitung eines umfassenden deutsch­
österreichischen Unionsvertrags. Dilatorisch behandelt von Wien sowie gestört 
durch die ständigen Konflikte der beiden Staaten um die Oberherrschaft über 
Polen blieben diese Bestrebungen bis 1917 ohne greifbares Ergebnis11.

Der Sieg über Rumänien im Herbst 1916 gab Bethmanns Aspirationen der 
„staatsrechtlichen Zusammenfassung“ Mitteleuropas mit Spitze gegen Frankreich 
frischen Auftrieb. Am 8. Januar 1917 beschloß die deutsche Regierung, neue Ver­
handlungen mit Wien über eine umfassende Zollunion zu beginnen12. Politische 
und wirtschaftliche Gespräche zwischen Bethmann und dem österreichischen 
Außenminister Ottokar von Czernin zwischen März und Juni 1917 über eine 
deutsch-österreichische Union folgten13. Der fehlende Konsens über die polni­
sche Frage sowie die Modalitäten der Zollunion ließen es wiederum nicht zu einer 
schnellen Einigung kommen. Als langfristiges Defensivbündnis wurde die Zoll­
union, alternativ die handelspolitische Allianz Deutschlands mit Österreich, mit 
der alliierten Drohung eines Wirtschaftsboykotts gegen Deutschland nach dem 
Krieg immer wichtiger: Am 6. Februar 1918 kamen Czernin, Reichskanzlei- 
Georg von Hertling und Ludendorff darin überein, daß auch die „Ausschaltung 
des Wirtschaftskriegs“ zu dem Minimalprogramm gehörte, ohne das Österreich 
keinen separaten Frieden schließen könne14.

Neben diesen defensiven Konzeptionen lebte die Idee der wirtschaftlichen und 
militärischen Degradierung Frankreichs wieder auf, nachdem Paris auf Berlins 
Fühler für einen Separatfrieden nicht eingegangen war. Dies zeigte sich in der 
Liste von Bethmanns Forderungen gegenüber Frankreich und Belgien, die er im 
November 1916 der österreichischen Regierung mitteilte. Zu diesen gehörte der 
Erwerb von Longwy und Briey, gegebenenfalls auch von Luxemburg und Lüt­
tich, ,Grenzberichtigungen', Reparationen, ein kolonialer Ausgleich und der Er­
werb der Kongo-Kolonie. Alles weitere konnte man dem Kriegsglück überlassen, 
das sich nach dem Friedensschluß von Bukarest zugunsten Deutschlands zu wen­
den versprach. Jagow, der sich vergeblich dafür eingesetzt hatte, der Entente die

10 Sou tou ,  L’O r et le sang 31-45, 86-94; zur m ilitärischen Lage G erhard  Ritter,  Staatskunst 
und K riegshandwerk, Bd. 3, Die Tragödie der Staatskunst (München 1964) 85-94; Thomas  
Nipperdey ,  M achtstaat vor der Demokratie. Deutsche Geschichte, 1866-1918, Bd. 2 (M ün­
chen 1992) 766-768 und passim; Fischer, Griff nach der W eltmacht 310-321, 698-713.
11 Soutou ,  L’O r et le sang 94-103; C lem en s  v o n  Delbrück ,  Die w irtschaftliche M obilm a­
chung in Deutschland 1914 (München 1924) 127-128; Riezler, Tagebuch, 8./I I. Dezember
1914, 225-226; H o lg e r  Aff lerbach ,  Falkenhayn. Politisches Denken und Handeln im Kaiser­
reich (M ünchen 1994).
12 Riezler, Tagebuch, 2. 12. 1916, 386, und Ergänzungstagebuch 8. Januar 1917, 392.
13 Sou tou ,  L’Or et le sang 428-438.
14 H ertling an Grünau, 6. Februar 1918, Scherer , G rün ewa ld ,  APP III, No. 228.
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Wiederherstellung Belgiens und Räumung Nordfrankreichs anzubieten, wurde 
am 22. November 1916, wie Riezler es formulierte, „abgesägt“. Zwar skizzierte 
Bethmann gegenüber Wilson am 31. Januar 1917 ein westliches Friedenspro­
gramm, das Jagows Konzeption entsprach, blieb jedoch in den entscheidenden 
Details vage15.

Die folgende Ausweitung des neuen Kriegszielprogramms anläßlich der Auf­
nahme des unbeschränkten U-Bootkriegs und des Kriegseintritts der Vereinigten 
Staaten belegen die Kreuznacher Gespräche am 23. April 1917 zwischen Beth­
mann und der OHL. Der Katalog der Forderungen gegenüber Frankreich war 
nun noch umfangreicher: Deutschland beanspruchte das Gebiet von der West­
grenze Lothringens bis zum Osten Longwys sowie die Bergbauregion im Norden 
von Pont ä Mousson. Damit wäre Frankreich seiner bedeutendsten aktiven Koh­
lereviere beraubt. Belgien sollte bis zur Einigung mit Berlin über einen Protekto­
ratsvertrag militärisch besetzt bleiben. Lüttich, Tongeren und die Küste bis 
Brügge wie auch Luxemburg sollten annektiert werden. Das Scheitern des Hin- 
denburg-Programms und der nun kraß hervortretende Kohlemangel bildeten den 
aktuellen Anlaß für diese Forderungen. Die Kreuznacher Liste stellte auch nach 
Bethmanns Rücktritt die Grundlage für das deutsche Kriegszielprogramm im We­
sten dar16.

Entsprechend wurden die weitreichenden Zielsetzungen der Zollunionen mit 
Deutschlands Nachbarländern 1917 und 1918 ausgeweitet und ergänzt durch For­
derungen nach handelspolitischen Übereinkünften gegen den alliierten ,Wirt­
schaftskrieg*. Beides wurde umgesetzt im wirtschaftlichen Teil des Friedensver­
trags von Brest-Litovsk am 3. März 1918. Im Rahmen eines Meistbegünstigungs­
vertrags mit Rußland waren Zollunionen auf beiden Seiten zugelassen. Die 
deutsch-österreichische Zollunion bildete zwar den Mittelpunkt des deutschen

15 N otiz von Jagow, 21. November 1916, Sch er er ; G rün ew a ld , APP I, No. 388; Lerchenfeld 
an H ertling, 24. November 1916, Briefwechsel H ertling-Lerchenfeld, Bd. 2, 772-773; Ler­
chenfeld an H ertling, 28. November 1916, ibid., Bd. 2, 775-776; H indenburg an Bethmann 
H ollweg, 23. Dezember 1916, APP I, No. 435; Riezler, Tagebuch, 22. und 29. Dezember 
1916; Fischer, Griff nach der W eltmacht 408-424. Zu Bethmanns Botschaft an W ilson vom 
31. 1. 1917 s. Gatzke , G erm any’s Drive to the West 164-165.
16 Bethmann behauptete später, das Kreuznacher Programm niemals als Grundlage für die 
Entscheidung über die weitere Kriegsführung, sondern nur für Friedensverhandlungen mit 
Rußland betrachtet zu haben. Dies w ar jedoch ein Gemeinplatz: Bethmann hatte seit Kriegs­
beginn die Entscheidungen über die Kriegsführung der O H L überlassen. Die Anfang 1918 
geführten Friedensverhandlungen mit Rußland führten nicht zur Revision des Kreuznacher 
Programms, sondern zur deutschen M ärzoffensive 1918 gegen Frankreich und G roßbritan­
nien. Bethmann I io llw eg  an H ertling, 25. April 1917, Briefwechsel H ertling-Lerchenfeld 
Bd. 2, 1021; Kessler an Romberg, 14. M ärz 1917, Scherer , G rün ew a ld ,  APP II, No. 18. Wie 
R iezler im M ärz 1917 festgestellt hatte, hielt Bethmann daran fest „das deutsche Reich in e i­
nen Imperialismus deutscher Gebärde hineinzuführen, den Continent von der M itte her 
(Ö sterreich, Polen, Belgien) um unsere stille Führung zu gruppieren“, Riezler, Tagebuch,
11. M ärz 1917; N otiz von Kessler für Zimmermann, 17. April 1917, ibid., No. 72; Grünau an 
Bethmann Elollweg, 24. April 1917, ibid., No. 87; Bethmann Holhveg an Flertling, 26. J a ­
nuar 1918, ibid., III, No. 198; Ritter, Staatskunst und Kriegshandwerk, Bd. 3, 506-508; 
Fischer, Griff nach der W eltmacht 453-459.
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handelspolitischen Programms, jedoch offenbarten sich im Laufe der vorbereiten­
den Verhandlungen weitergehende Pläne zur Ausweitung des deutschen W irt­
schaftsgebiets: Während der zweiten Phase der Verhandlungen im Januar 1918 be- 
harrte die deutsche Delegation auf dem Recht des Reiches, mit Polen, Belgien, 
Litauen und Kurland Zollsondervereinbarungen abzuschließen17. Der Vertrag 
sollte den Rohstoffbezug aus Rußland sichern und Großbritannien wie Frank­
reich als Konkurrenten ausschaltenis. Dementsprechend legte der ergänzende 
deutsch-sowjetische Vertrag vom 27. August 1918 die Bedingungen für einen 
engen deutsch-russischen Austausch im Rohstoffhandel fest und untersagte es 
Rußland, sein Territorium für alliierte Wirtschaftsmaßnahmen gegen das Reich 
nutzbar zu machen19.

Im Gegensatz dazu führte die deutsche Furcht vor einer alliierten Nachkriegs- 
wirtschaftsblockade zu einem demonstrativen Festhalten am handelspolitischen 
status quo ante im Westen: Die unbeschränkte Meistbegünstigungsklausel setzte 
sich während der Vorbereitungsarbeiten für die Friedensvertragsprojekte mit den 
westlichen Kriegsgegnern durch. Dies zeigte sich im Planungsentwurf des Aus­
wärtigen Amts für einen Friedensvertrag mit Frankreich. Der Entwurf lag im Juni
1918 fertig vor und beabsichtigte, Paris mittels der angedrohten Verweigerung der 
Abnahme von landwirtschaftlichen Gütern zum Abschluß eines Handelsvertrags 
zu bringen. Weiterhin wurde stipuliert, daß Frankreich nicht die Ausfuhr von 
Bauxit, Kalk, Gemüse und weiteren für die deutsche Wirtschaft wichtigen Roh­
stoffen und Mineralien besteuern durfte und deutschen Bürgern Gleichberechti­
gung in der Frage des Niederlassungsrechts gewähren sollte20. Alle diese projek­
tierten Klauseln hatten ein gemeinsames Ziel: Die Durchführung des angedrohten 
alliierten Wirtschaftsboykotts gegen Deutschland, den man in der Wilhelmstraße 
sehr ernst nahm, zu verhindern. Davon abgesehen, unternahm das Auswärtige 
Amt keine Schritte, um zu einem Kompromiß mit Frankreich zu gelangen. Im 
Dezember 1917 hatte Kühlmann auf Anregung industrieller Kreise vorüberge­
hend einen Gebietstausch von Longwy und Briey gegen einen französischsprachi­
gen Distrikt Lothringens erwogen, war jedoch nicht durchgedrungen. Danach 
setzte sich das Auswärtige Amt nicht mehr für einen Verständigungsfrieden mit 
Frankreich ein, sondern zielte auf eine Übereinkunft mit Großbritannien, wenn 
man auch darauf gehofft haben mag, daß die Forderungen der OHL in Bezug auf 
Frankreich, die zwischen „Zerschmetterungsideen“ und dem Kreuznacher Pro­
gramm schwankten, sich auf das letztere beschränken würden21. Die deutliche

17 Soutou,  L’O r et le sang, 637-58; Aufzeichnung über die Besprechung vom 22. Dezember 
1917 im Reichsamt des Inneren über den Prälim inarfrieden mit Rußland, Scherer , G rün e ­
wa ld ,  APP III, No. 108.
18 Fischer, Griff nach der W eltmacht 641.
19 S ou tou , L’O r et le sang 694-701.
20 Soutou ,  L’O r et le sang 582-594.
21 N otiz von Kühlmann, 3. September 1917, Scherer , G rün ewa ld ,  APP II, No. 235; Kiihl- 
mann an Romberg, 20. September 1917, ibid., No. 259. Kühlmann an Lersner, 13. Dezember 
1917, und Griinau an Ausw ärtiges Am t, 14. Dezember 1917, berichtet über herrschende 
,Zerschmetterungsideen“ in bezug auf Frankreich im O H L, Scherer , G rün ewa ld ,  APP, Bd. 3,
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Sorge der deutschen Regierung vor den Folgen einer alliierten Handelskontrolle 
nach dem Krieg zeigte sich im Benehmen mit den Neutralen. So drängte die deut­
sche Regierung in Verhandlungen über neue Handelsabkommen mit Skandina­
vien und den Niederlanden auf Zusagen, sich keinem alliierten Handelsboykott 
nach dem Krieg anzuschließen-2.

Die weitgehende handelspolitische, wenn nicht staatsrechtliche Kontrolle der 
benachbarten Staaten Österreich, Belgien und Luxemburg bildete auch nach dem 
Kriegseintritt der Vereinigten Staaten und Bethmann Hollwegs Rücktritt noch 
einen integralen Bestandteil des deutschen handelspolitischen Kriegszielpro­
gramms im Westen, nun verstärkt motiviert durch die Rohstoff- und Kohle­
knappheit. Damit fungierten die außenwirtschaftlichen Pläne des Auswärtigen 
Amts lediglich als eine Fassade. Die anläßlich der päpstlichen Friedensnote sowie 
der französisch-österreichischen Armand-Revertera-Sondierungen im August 
und September 1917 angestellten deutschen Überlegungen über die handelspoliti­
schen Inhalte einer möglichen Friedensregelung und die wirtschaftliche Kontrolle 
Mitteleuropas belegen dies23. Auf einer Besprechung der preußischen Ministerien 
am 4. September 1917 forderte Helfferich eine deutsch-belgische Zoll- und 
Münzunion wie auch deutsche Mehrheitsrechte an den belgischen Eisenbahnen. 
Dies wollte er im Rahmen der seit Anfang 1916 angestrebten Verwaltungstren­
nung Belgiens, eventuell in Form einer Personalunion, zwischen ,Flamland‘ und 
,Wallonien‘ erreichen. Bei dieser sollte der flämische Teil der stärkere sein, um 
„einen Damm gegen die Verwälschung und den französierenden Einfluß“ zu 
bauen. Diese weitreichenden wirtschaftlichen Forderungen, die auch von Befür­
wortern eines Kompromißfriedens unterstützt wurden, waren ein Bestandteil von 
Helfferichs Programm, die kleineren europäischen Staaten zu wirtschaftlichen 
Protektoraten Deutschlands zu machen24.

Im Gegenzug zu der angestrebten wirtschaftlichen Vorherrschaft in Belgien 
vereinbarten Regierung und OHL in einer Kreuznacher Besprechung am 7. Ok-

No. 79 und 84. Bereits Anfang Dezember 1917 drohte Kühlmann informell Frankreich einen 
,k.o .-Schlag' an: Sir Horace Rum bold an Balfour, 4. 12. 1917, W olfgang S teg l i cb ,  Die Frie­
densversuche der kriegführenden Mächte im Sommer und Herbst 1917 (Stuttgart 1984) 
Nr. 236. Schon Ende 1915 hatte Ludendorff die Hoffnung geäußert, daß Frankreich als selb­
ständiger Staat den Krieg nicht überdauern werde, E gm on t  Z ech l in , Ludendorff im Jahre 
1915. Unveröffentlichte Briefe, in: Zechlin ,  Krieg und Kriegsrisiko. Zur deutschen Politik im 
Ersten W eltkrieg. Aufsätze (Düsseldorf 1979) 192-226, Ludendorff an Elans Delbrück, 
29. Dezember 1915. Zum Ausmaß der zivilen Schäden in Frankreich durch deutsche W ill­
kürakte s. z .B . ArnoldJ .  Toynb ee ,  The German Terror in France (London, N ew York 1917).
22 Pichon an Blocus RX, 13. Ju li 1918, Papiers d ’Agents Andre Tardieu, M inisterc des Affai­
res Etrangeres (MAEF), Paris, PA-AP 166, vol. 167.
23 Note von Kühlmann, 3. September 1917, Scherer , G rün ew a ld ,  APP II, No. 235; S t e v e n ­
son,  The First W orld W ar 162-164.
24 Protokoll eines Treffens des Preußischen M inisterrats, 4. September 1917, Scherer , G rün e ­
w a ld ,  APP II, No, 236, Zitate 396-397, s.a. die Kommentare von H andelsm inister von 
Sydow, ibid.; G era ld  D. Feldman,  Army, Industry and Labor in Germany, 1914-1918 
(Princeton 1966) 266-273, 349-404 ; J o h n  Williamson,  Karl Helfferich, 1872-1924 (Princeton 
1971)256-258.
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tober die zu fordernden Konzessionen für eine dominante Stellung in Rumänien. 
Diese galt als Gegenleistung zum  deutschen Einverständnis zu einem austro-pol- 
nischen Zusammenschluß. Eine Initiative Wilhelms II im September hatte diese 
Sondierungen in Gang gebracht25. Die sogenannte austro-polnische Lösung 
wurde auch von Außenminister Richard von Kühlmann nachdrücklich befürwor­
tet. Die österreichischen Gegenleistungen bestanden in der Zollunion mit 
Deutschland sowie der Einräumung einer deutschen Kontrolle der polnischen Ei­
senbahngesellschaft und der deutschen Mitsprache bei der Regelung der polni­
schen Erzausfuhr26. Das Programm für Rumänien führte die modifizierte M ittel­
europapolitik fort, wenn es auch von seiner praktischen Intention her zunächst 
darauf abzielte, Österreich im Krieg zu halten und die alliierte Blockade zu unter­
laufen27. Die wirtschaftlichen Folgebestimmungen des Friedensvertrags von Bu­
karest vom 26. März 1918 verlängerten die Gültigkeit des 1904 abgeschlossenen 
deutsch-rumänischen Handelsvertrags bis 1940. Dieser Vertrag gab Deutschland 
das alleinige Recht, die rumänischen Einfuhrzölle zu ändern. Die Verlängerung 
dieser Klausel sollte dabei helfen, die Position der österreichischen Ausfuhren ge­
genüber Rumänien in der künftigen deutsch-österreichischen Zollunion zu stär­
ken. Daneben schlossen Österreich und Deutschland am 6. April einen Vertrag, 
nach dem Wien ein Drittel der rumänischen Ölaktien und der Dividenden sowie 
ein Viertel der rumänischen Ölproduktion bekam. Weiterhin sollte die rumäni­
sche Erdölproduktion einem Monopol unter deutscher Kontrolle unterliegen. 
Rumänien hatte Reparationen an Deutschland zu bezahlen. Kühlmann hielt die 
Einigung über die wirtschaftliche Umsetzung des Mitteleuropaprogramms für so 
wichtig für Deutschland, daß er diese technischen und handelspolitischen Bestim­
mungen zu einem Bestandteil des Gesamtvertrags machte28.

Nach dem Abschluß der Verträge von Brest-Litovsk und Bukarest begannen 
neue Bemühungen, das Projekt der deutsch-österreichischen Zollunion durchzu­
führen. Wie M inisterialdirektor von Koerner auf einer Chef-Besprechung in der 
Reichskanzlei am 7. Juni zur Vorbereitung der bilateralen Verhandlungen unter­
strich, diente die Zollunion dazu, Österreich-Ungarn dem Deutschen Reich an­
zugliedern und dadurch eine Gegenposition gegen das französische Projekt einer 
alliierten Wirtschaftsallianz aufzubauen: „Da w ir wirtschaftlich die stärkeren 
sind, wird das Wirtschaftsbündnis dazu führen, daß Österreich-Ungarn in das 
Schlepptau Deutschlands kommt. ... Ein Gebiet von 120 Millionen Einwohnern 
kann ganz anders auftreten als zwei nebeneinander oder vielleicht sogar gegenein­
ander arbeitende Staaten von 70 und 50 Millionen Einwohnern. Nach dem Kriege

25 W ilhelm  II an Reichskanzler Georg M ichaelis, 24. September 1917, Scherer , G rün ewa ld ,  
APP II, No. 266; Ritter, Staatskunst und Kriegshandwerk, Bd. 4, 188-190 und passim.
26 N otiz von Prittw itz über eine Besprechung in Kreuznach am 7. Oktober 1917, Scherer , 
G rün ewa ld ,  APP II, No. 280; Botho von Wedel an M ichaelis, 20. O ktober 1917, ibid., 
No. 296.
27 S. Kühlmann an H ertling, 18. M ärz 1918, Scherer , G rün ewa ld ,  APP IV, No. 31.
2S Kühlmann an H ertling, 20. und 25. M ärz 1918; Scherer , G rün ewa ld ,  APP IV, No. 36 und 
44, Soutou,  L’O r et le sang 674—81; Schreiben von H indenburg, 2. April 1918, ibid., No. 58.
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wird zwischen uns und unseren Gegnern noch eine längere Zeit ein gewisser Ge­
gensatz bestehen. Da ist dieses gemeinsame Wirtschaftsgebiet, in dem wir den 
maßgeblichen Einfluß haben, für uns von größter Wichtigkeit. In den Friedens­
schlüssen mit der Ukraine, mit Rußland und mit Rumänien ist schon die Bestim­
mung enthalten, daß die besonderen Vereinbarungen, die wir mit Österreich-Un­
garn oder anderen zollverbündeten Ländern treffen, nicht unter die Meistbegün­
stigung fallen. Je enger unsere Zollunion mit Österreich-Ungarn ist, umso leichter 
werden w ir diesen Grundsatz auch den Westmächten gegenüber durchfechten 
können. Und da die Friedensverhandlungen mit diesen Mächten doch nicht in 
allzu ferner Zeit vielleicht schon eintreten können, gilt es, die Verhandlungen mit 
Österreich-Ungarn nach Möglichkeit zu beschleunigen.“ Dementsprechend ver­
wies Kühlmann gegenüber den Ressortchefs darauf, daß der Abschluß einer Zoll­
union mit Österreich noch zu Kriegszeiten dringlich sei: „Haben wir die Sache 
nicht vor dem allgemeinen Friedensschluß unter Dach und Fach, so sind w ir ret­
tungslos verloren. Dann stehen w ir einem souveränen Österreich und Polen ge­
genüber, die Verträge schließen können, wie es ihnen beliebt.“29

Die deutsch-österreichische Zollunion ließ sich jedoch nicht realisieren. Sie 
scheiterte vordergründig daran, daß sich im Laufe des Frühjahres angesichts der 
immer schwächeren militärischen Lage Österreich-Ungarns der Widerstand 
Hertlings und der OHL gegen die austro-polnische Lösung verstärkte. Nach 
Czernins Rücktritt am 14. April verlor diese Lösung ihren eifrigsten Befürworter. 
Vor allem Berlins Insistieren auf die Aufgabe der austro-polnischen Lösung auch 
gegen den Widerstand von Czernins Nachfolger Stefan Graf Burian führte zum 
Scheitern der geplanten Wirtschafts- und Bündnisverhandlungen mit Wien30. An­
gesichts des wachsenden Anscheins einer geheimen österreichischen Annäherung 
an Italien und des österreichischen Drängens auf Friedensverhandlungen mit den 
Alliierten erschien die weitere Verfolgung des Projekts inopportun31.

Das Mißlingen der deutsch-österreichischen Zollunion bedeutetet jedoch kei­
neswegs das Ende der deutschen Überlegungen über die Schaffung eines mitteleu­
ropäischen Wirtschaftsverbunds mit gleichberechtigten und abhängigen Teilen. So 
beantwortete der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes Paul von Hintze eine An­
frage des Schweizer Gesandten in Washington, Hans Sulzer, nach der deutschen 
Stellungnahme zu Präsident Woodrow Wilsons Vierzehn Punkten damit, daß 
Punkt 1 nicht notwendigerweise Elsaß-Lothringen umfasse, während der Friede 
von Brest-Litovsk von Punkt 2 gedeckt sei. Darüber hinaus sei Deutschland zu 
der Herausgabe Belgiens bereit, falls sichergestellt sei, daß das Reich in Belgien ge­
genüber keiner Macht wirtschaftlich schlechter gestellt sei. Die wirtschaftliche 
Durchdringung Mitteleuropas und Belgiens wie auch die Beendigung des W irt­
schaftskrieges durch die Alliierten blieben also noch kurz vor Kriegsende die han­

29 S itzung in der Reichskanzlei am 7. Jun i 1918, S ch er er , G rün ew a ld ,  APP [V, No. 124.
30 H intze an Wedel, 24. August 1918, Scherer , G rün ewa ld ,  APP IV, No. 207.
31 Soutou ,  L’Or et le sang 718-725; Ritter,  Staatskunst und Kriegshandwerk 294-295.
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delspolitischen Kriegsziele Deutschlands32. Das Quid-pro-Quo für Berlins Auf­
gabe der formalen Kontrolle über Belgien bestand in der wirtschaftlichen Kon­
trolle über Rußland, die in dem deutsch-russischen Vertrag vom 27. August fest­
gelegt wurde. Die hier festgelegte neue Sonderstellung Deutschlands gegenüber 
Rußland zeigte sich in der deutschen Anerkennung der Enteignungen und Zah­
lungseinstellungen Rußlands. Das Deutsche Reich erreichte im Gegenzug die rus­
sische Verpflichtung zur Leistung von Entschädigungszahlungen an Deutschland 
von 7,25 Milliarden Mark. Dieser aus dem Friedensvertrag von Brest-Litovsk er­
wachsende Vertrag, unter anderem von Gustav Stresemann ausgehandelt, sugge­
riert, welche Konsequenzen Deutschland aus der Niederlage im Westen zu ziehen 
gedachte: Man suchte eine bevorzugte Stellung in Rußland zum Bezug von Roh­
stoffen, auch als Gegenmittel gegen einen möglichen alliierten Wirtschaftsboy­
kott. Nach der Aussage des russischen Unterhändlers Victor Krassin war dieser 
Vertrag „das demütigendste, was man Rußland zugemutet habe“33.

Die Konzeption der wirtschaftlichen und militärischen Kontrolle M itteleuro­
pas mit Spitze gegen Frankreich entsprach nicht den Interessen der exportorien­
tierten deutschen Wirtschaft. In diesen Kreisen fürchtete man den von den Verei­
nigten Staaten und den Alliierten angedrohten Handelsboykott nach dem Krieg 
am meisten. Fritz Warburg skizzierte typisch im Ju li 1918 in Stockholm, wie die 
deutschen Bedingungen für Friedensgespräche aussehen könnten. Er ließ durch- 
blicken, daß man den Vertrag von Brest-Litovsk revidieren könne. Auch die Räu­
mung Belgiens sei möglich, jedoch bestehe Deutschland auf der Rückgabe seiner 
Kolonien. Eine Diskussion über die Rückgabe Elsaß-Lothringens an Frankreich 
verbiete sich. Mit dieser Weigerung, die französische Hauptforderung für einen 
Friedensschluß zu erfüllen, hielt sich Warburg eng an Kühlmanns „Nein, niemals“ 
auf eine entsprechende Anfrage im Reichstag im Vorjahr34. Diese westorientierte 
und liberalere Variante des Kriegszielprogramms der deutschen Regierung ver­
zichtete auf eine friedensvertraglich sanktionierte Vormachtstellung in Mitteleu­
ropa zugunsten der Wahrung des deutschen Besitzstandes im Westen und den Ko­
lonien. Dies entsprach den Vorstellungen von Max Warburg und Albert Ballin in 
Hamburg und möglicherweise all derer, die einen Siegfrieden im Westen für un­
möglich, eine Zollunion mit Österreich für nicht wünschenswert hielten und eine 
Verständigung mit den Vereinigten Staaten auf der Grundlage des status-quo-ante 
anstrebten35. Aber auch diese Vorstellungen wiesen nicht genügend Berührungs­
punkte selbst mit Lloyd Georges gemäßigtem Programm der Caxton-Hall-Rede 
auf und bildeten vier Jahre nach dem deutschen Angriff auf Frankreich und Bel­

32 H inze an Romberg, 31. August 1918, Sch er er ; G rün ewa ld ,  APP IV, No. 224.
33 Soutou,  L’O r et le sang 700-708; Erzberger an von Bergen, 12. August 1918, Nachlaß M at­
thias Erzberger 4, Bundesarchiv Koblenz.
34 Esme H oward an Robert Cecil, 2. Ju li 1918, Nr. 123220, FO 371/3442, Public Record 
Office, London (PRO ); Martin Vogt, L’Allemagne et les ncgociations de paix en 1917, in: 
Guerres Mondiales et Conflits Contem porains 170 (A pril 1993) 77-104, 94.
35 Niall Fergu son ,  Paper and Iron. H am burg Business and German Politics in the Era of In­
flation, 1897-1927 (Cam bridge 1995) 135-40; Soutou,  L’O r et le sang 100 und passim.
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gien keine G rundlage mehr für einen Verständigungsfrieden m it Frankreich. Die 
Reichsregierung erfuhr keinen effektiven W iderstand gegenüber ihrer Konzep­
tion der w irtschaftlichen Kontrolle und D urchdringung M itteleuropas einschließ­
lich Frankreichs, Belgiens und Luxem burgs. Es war von der deutschen Regierung 
nie ein p lausib ler oder nachvollziehbarer Katalog von m inimalen Kriegszielen 
oder solchen für einen Verständigungsfrieden mit Frankreich aufgestellt worden. 
Im Falle eines deutschen Sieges wäre Frankreich dam it zum indest zu einem w irt­
schaftlichen Protektorat des Deutschen Reichs geworden.

Die handelspolitischen Zielvorstellungen Frankreichs und 
seiner Verbündeten

Die französischen handelspolitischen Zielsetzungen in den ersten zwei Jahren des 
Krieges kreisten um das Ziel der Rückgew innung von Elsaß und Lothringen. Die 
Rückführung dieser Gebiete m it ihren Industriegebieten und Kohle- und Erzvor­
räten würde Frankreich zu einer erstrangigen Industriem acht werden lassen. 
Damit würden neue Zölle sowie eine industrielle Zusammenarbeit mit Belgien 
notwendig werden, die sich auch auf den M etallrohstoffhandel erstrecken sollte. 
Frankreich w ürde darüber hinaus zum H auptlieferant für industrielle Rohstoffe 
für Italien werden. G renzdefinitionen, die von dem Gebiet E lsaß-Lothringens 
von 1790 oder 1918 anstatt von 1870 ausgingen, im plizierten Annexionen im Saar­
gebiet. W eitere D etailpläne aus dem Q uai d ’O rsay zielten vor allem auf die Sicher­
heit und w irtschaftliche U nabhängigkeit Frankreichs nach dem Krieg. Die deut­
schen M itteleuropapläne führten Ende 1915 zur Ausarbeitung eines defensiven 
Projekts für eine Zollunion m it Belgien, Luxem burg und Italien sowie mit den an­
deren A lliierten36.

Ende Jun i 1915 zeigte sich, daß es im Q uai d ’O rsay schwere Bedenken gegen 
einen Kernbestandteil dieser Konzeption gab. Dies betraf die belgischen Pläne der 
Annexion Luxem burgs -  eine Randanm erkung des zw eiten politischen D irektors 
des Außenm inisterium s Philippe Berthelot verwies darauf, daß sich hinreichend 
gezeigt habe, daß auf die N eutralität und U nabhängigkeit Belgiens kein Verlaß sei. 
Luxem burgs w irtschaftliche Bedeutung für Frankreich sei zu groß, um die Kon­
trolle dieses Gebietes Belgien zu überlassen. Damit waren kurzfristige Projekte 
einer französisch-belgisch-luxem burgischen Zollunion zunächst auf Eis gelegt. 
H ingegen blieb die französisch-belgische Zollunion als Kernbestandteil eines 
möglichen italienisch-luxem burgisch-französisch-belgischen W irtschaftsblocks 
fester Bestandteil der Z ielvorstellungen der französischen Regierung37. Paris rea­

36 D avid  Stevenson, F rench  W ar A im s aga in st G erm any, 1914-1919 (O xfo rd  1982) 11-13 ; 
Soutou, L’O r et le sang 171-179; s.a. F. Cbapsal, B ureau d ’E tudes E conom iques, N ote su r les 
m esures ä p rendre p ar les p ays a llies en p resence des p ro jets d ’un ion  econom ique au stro -a l- 
lem ande, 24. D ezem ber 1915, F 12 7985, M in istere  du C om m erce , A rch ives N ation a les, Paris.
37 Soutou, L’O r et le sang 171-92.
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gierte dam it auf die deutschen K riegszielform ulierungen, in denen Zollunionen 
als M ittel der W irtschaftsexpansion während und nach dem Krieg erschienen. Be­
sorgnis in Paris erregten nicht nur die expansiven deutschen Vorstellungen vom 
Aufstieg des Reichs, sondern auch der Fall der M ark. Ende 1915 verwies eine Stu­
die aus dem Pariser H andelsm inisterium  auf die N otw endigkeit, Frankreich und 
die A lliierten vor dem unvermeidlicherweise aus der deutschen Inflation hervor-
o-ehenden Finanzkrach zu schützen38.Ö
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-P a ris Berlin, B asle rate

A bb ild ung  1: K urs-Index  des Franc und der M ark , B asel, A ugu st 1914 (100) b is D ezem ber 
191639

Finanzielle W iedergutm achung für Kriegsschäden auf französischem Gebiet in 
Form von Reparationen wurde bereits von Prem ierm inister Rene Viviani in seiner 
Ansprache vor der französischen Kammer am 22. Dezember 1914 gefordert. Das 
deutsche M itteleuropaprogram m  und das deutliche m ilitärische Ü bergew icht des

38 Crozier, N ote su r un p ro je t d ’en ten te econom ique en tre les puissances a llies , 8. D ezem ber
1915, F 12 7985, A N ; zu r deu tschen  K riegsin flation  und  ihren  finanzie llen  und w irtsch a ftli­
chen G ründen  s. Gerald D. Feldman, The G reat D isorder. P o litics , Econom ics, and Soc ie ty 
in the G erm an In flation , 1914-1921 (N ew  Y ork 1993) 25 -51 .
39 Federal R eserve B u lle tin  (Sep tem ber 1, 1918) 838.
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Reichs ordneten jedoch in der Folge die Reparationsforderungen der Erfordernis 
einer w irtschaftlichen A llianz gegen D eutschland unter. A llerdings sollte diese A l­
lianz auch die französischen Reparationsforderungen zu Kriegsende unterstützen. 
A uf dieser Prioritätensetzung bauten die weiteren Pläne zur Pariser W irtschafts­
konferenz 1916 auf.

Beim Com ite des Forges, dem politisch gewichtigen französischen Schw erin­
dustrieverband, ließ sich bis Anfang 1917 kein Konsens über die w irtschaftspoli­
tisch wünschenswerten Kriegsziele aufstellen. Erst danach schloß sich der Ver­
band weitgehend der Linie der Regierung an. N icht umsonst bemerkte Fernand 
Pila, der handelspolitische Experte des A ußenm inisterium s Ende 1915, daß 
Frankreich bei seinen künftigen H andelsvertragsverhandlungen die breiten A n lie­
gen des Staates berücksichtigen müsse und nicht nur die Spezialinteressen der In­
dustrie40. H ier wie mit dem Projekt einer handelspolitischen A llianz der A lliie r­
ten zeigte sich bereits der Einfluß des neuen Chefs im M inistere du Commerce.

M it dem Am tsantritt Etienne Clem enteis als neuer H andelsm inister im O kto­
ber 1915 begann eine neue Phase der französischen handelspolitischen Planung 
für die N achkriegszeit. C lem entel, vorher Vorsitzender der Finanzkom m ission 
der Abgeordnetenkammer, hatte sich bereits Anfang 1915 für eine Zollunion der 
A lliierten nach dem Krieg ausgesprochen41. Im Dezember 1915 begann Clementel 
mit der Planung einer alliierten W irtschaftskonferenz, die für die Kriegs- und 
N achkriegszeit M aßnahm en erarbeiten sollte, den Fluß von Waren und Gütern an 
die M ittelm ächte zu kontrollieren und unter den A lliierten ein Präferenzsystem  
zum Bezug von Rohstoffen und Waren zu schaffen. Zugleich förderte er die O r­
ganisation der französischen Industrien42.

Die Reaktionen der britischen Regierung auf die Konferenzeinladung waren 
gemischt. Von den zuständigen Ressorts reagierten das Foreign Office sowie das 
Colonial Office positiv. Das Board of Trade hingegen, welches die R ichtlin ien­
kom petenz für die H andelspolitik besaß, verwies gemäß dem zollpolitischen M o­
ratorium  darauf, daß für die H andelspolitik nach dem Krieg noch keine binden­
den Beschlüsse auf der Konferenz gefaßt werden könnten43. Diese G rundlinie be­
stimmte die britische Politik bis zum Kriegsende und begrenzte die französisch­
britische Zusammenarbeit, die Paris w irtschaftlich und politisch für lebenswichtig 
hielt, die für London aber nicht mehr als ein allianzpolitisches Desiderat bildete.

40 Stevenson, French W ar A im s 32 -40 , 112-3 ; Fernand Pila, C o nd ition s econom iques de la 
Paix F ran co -A llem an d e en 1871: Le prob lem e c o m m e rc ia l q u i se posait: la so lu tio n  qu i lu i 
fü t donnee, D ezem ber 1915, Pap iers d ’A gen ts A n d re  Tard ieu, P A -A P  166, Bd. 448, M AEF.
41 Soutou , L’O r et le sang  234-235 .
42 M arc Frachtenberg, A  N ew  Econom ic O rder: E tienne C lem en te l and French Econom ic 
D ip lom acy d u rin g  the F irst W orld  W ar, in: French H is to rica l S tud ies 10 (1972) 315-341 ; Sou­
tou, L’O r et le sang 237 -238 ; Robert Paxton, The C a lc iu m  C arb id e  C ase, in: Patrick Frie- 
denson, The French L lom e F ront, 1914-1918 (P rov idence 1992) 153-180; S ir  Eric D rum ­
m ond an Francis B ertie , 21. Jan u ar 1916, F rancis B ertie  Papers, A dd . M ss. 63040, B ritish  
L ib rary.
43 Bernd Bom&etscb, R uß lan d  in den  W irtsch aftsin teressen  E nglands und F rankre ichs 1914— 
1917 (D üsse ld o rf 1973) 161-163 ; Soutou, L’O r et le sang 241-242 .
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W ährend eines Treffens zwischen W alter Runciman, dem Vorsitzenden des 
B o arc ! of Trade, und Clementel am 4, und 5. F e b r u a r  1916 e r a r b e i t e t e n  die beiden 
R e s s o r tc h e f s  eine gemeinsame G rundlage fü r  die geplante Konferenz. Im Falle ei­
nes unbefriedigenden Friedens sollten die A lliierten sich selbst sowie den N eutra­
len Vorrang bei der Zuteilung von Rohstoffen und Waren einräumen. Dies könne 
a u c h  ohne eine zollpolitische D iskussion in G roßbritannien erreicht werden. Wei­
terhin sollten die A ll i ie r t e n  ihre Abhängigkeit fü r  den Bezug a l l e r  G ü te r  abbauen, 
für deren Export die M ittelm ächte eine beherrschende Stellung einnahmen44.

Stellten diese Pläne auf den ersten B lick eine Vorstufe zur defensiven handels­
politischen Zusammenarbeit nach dem Krieg dar, räumte sich Runciman w ichtige 
Vorbehalte ein. Die angestrebte Regelung galt nur im Falle des N ichtzustande­
kommens eines gerechten Friedens. Auch sollte die Rolle der Vereinigten Staaten 
sowie die w irtschaftliche A bhängigkeit G roßbritanniens von den U SA sowie an­
deren Ländern bedacht werden. D am it ließ sich die britische Regierung weiten 
Freiraum , während der Kriegszeit mit Frankreich und den anderen A lliierten die 
Blockade zu verstärken und handelspolitisch zu sichern. Jedoch nach Kriegsende 
war man -  auch nach der zu hoffenden Erweiterung der A llianz gegen die M itte l­
mächte durch die USA -  frei für jede andere O ption.

Für die französische Regierung w ar zunächst die positive britische Reaktion auf 
die E inladung zur W irtschaftskonferenz das w ichtigste. Weitere D ifferenzen 
traten zunächst nicht auf. D iese K onfliktverm eidung diente der gemeinsamen 
Priorität der beiden Regierungen Anfang 1916, die Blockade gegen Deutschland 
zu verschärfen. Am 16. Februar stimmte, vor allem  auf das Betreiben Runcimans 
hin, das Kabinett dem Konferenzvorhaben zu. A uf dieser provisorischen G rund­
lage wurde die W irtschaftskonferenz vorbereitet45.

Die vom 13. bis 17. Jun i in Paris stattfindende Zusammenkunft der A lliierten 
erarbeitete gemäß den Plänen Clementeis eine Reihe von Resolutionen zur inter­
alliierten w irtschaftlichen und handelspolitischen Zusammenarbeit während und 
nach dem Krieg. Der erste als Kriegsmaßnahme gedachte Komplex der R esolutio­
nen erklärte die Veräußerung von konfisziertem  Eigentum der M ittelm ächte für 
legal und postulierte die solidarische Zusammenarbeit der A lliierten für den w irt­
schaftlichen W iederaufbau der besetzten Gebiete. Für die N achkriegszeit wurde 
auf britischen Antrag (2.) festgelegt, daß die M ittelm ächte für fünf Jahre nicht die 
M eistbegünstigung genießen sollten. Italien und Rußland w urde eingeräum t, daß 
die anderen A lliierten  sie für ihre daraus resultierenden Exportausfälle entschädi­
gen würden. D ie Zusammenarbeit und gegenseitige Bevorzugung der A lliierten 
(3.) bei der Zuteilung von Rohstoffen sowie (4.) eine mindestens zw eijährige 
Phase verschärfter Anti-D um ping-Zölle und Sondermaßnahmen gegen die A us­
fuhren der M ittelm ächte stellten w eitere Übergangsm aßnahm en dar. Die Anti- 
D um ping-K lausel w urde von der britischen Delegation vorgeschlagen, entsprach

44 Soutou , L’O r et le sang 242.
45 Soutou , L’O r et le sang 241-5 .
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jcdoch auch, w ie vorher gezeigt, den im französischen H andelsm inisterium  gefor­
derten Reaktionen auf eine inflationsbedingte deutsche Exportflut nach dem 
Krieg.

Zur Verstärkung der w irtschaftlichen U nabhängigkeit der A lliierten von den 
M ittelm ächten nahm die Konferenz eine Reihe von permanenten Grundsätzen an. 
Diese sollten es den betreffenden Regierungen ermöglichen, gegen U nternehmen, 
Forschungsprojekte oder Beteiligungen der M ittelm ächte sowie andere Formen 
der feindlichen E influßnahme auf die nationale W irtschaftsentw icklung der a lli­
ierten Staaten vorzugehen. Dies entsprach dem britischen Desiderat, die Konfis­
zierung der deutschen chemischen Fabriken in England zum Aufbau einer eige­
nen chemischen Industrie zu nutzen. W eiterhin beschloß die Konferenz eine In­
tensivierung der interalliierten Verkehrsbeziehungen und Kom m unikationswege 
w ie auch eine Vereinheitlichung der Gesetzesbestimm ungen über H andelsm arken 
und H erkunftsbezeichnungen. Eine geheime Resolution sah den Inform ations­
austausch der A lliierten  über die materiellen Vorräte der M ittelm ächte in neutra­
len Staaten vor. H ierdurch wollten sich die englische und die französische R egie­
rung H andhaben zur Kontrolle deutscher Industriegroßunternehm en mit A us­
landstochtergesellschaften schaffen w ie der I.G. Farben oder der M etallgesell­
schaft, deren L iqu id ität im Krieg beträchtlich gewachsen war46.

D ie Konferenzergebnisse w urden von der französischen Regierung am 17. Jun i, 
vom britischen Kabinett am 14. Ju li angenommen. Zweifelsohne stellt die re i­
bungslose Zusammenarbeit während und nach der Konferenz eine weitgehende 
britische Konzession gegenüber der französischen Regierung dar; dies suggeriert 
auch das Datum des Kabinettsbeschlusses. Neben den konsensfähigen A nliegen 
der Verstärkung der B lockade sowie der Festlegung von notwendigen handelspo­
litischen Ü bergangsm aßnahm en für die N achkriegszeit spielten seit dem Frühjahr 
ernsthafte Befürchtungen innerhalb der britischen Regierung über ein eventuelles 
Aufgeben Frankreichs eine Rolle bei der britischen Entschlußfassung. Auch die 
britische Regierung zweifelte zu diesem Zeitpunkt an der M öglichkeit eines ent­
scheidenden Sieges über Deutschland. H ingegen erschien ein Verhandlungsfriede 
nicht unwahrscheinlich. Dies verlieh den Pariser Beschlüssen bis A nfang 1917 
eine D ringlichkeit, die mit dem am erikanischen K riegseintritt schwand. Nach der 
Konferenz ließ sich die britische Regierung deshalb alle M öglichkeiten offen, 
indem sie die französischen handelspolitischen A nliegen wenn möglich bew illigte, 
wenn auch konkrete M aßnahmen zu ihrer U m setzung vielfach unterlassen w ur­
den47. Dies erklärt auch, weshalb die britische Regierung auf der Pariser Konfe­
renz bereit war, Anti-D um ping-M aßnahm en gegenüber den M ittelm ächten für 
die N achkriegszeit vorzuschlagen, nachdem ein ähnlicher Vorstoß des französi­
schen M inisterpräsidenten und A ußenm inisters A ristide Briand auf der in teralli­

46 Soutou, L’O r et le sang  246 -71 ; D avid  French, B ritish  E conom ic and S trateg ie  P lann ing  
1905-1915 (L ondon  1982) 194-195 ; Gerald D. Feldman, Iron and Steel in the G erm an In fla­
tion , 1916-1923 (P rinceton  1977) 56-71 .
47 French, B ritish  S tra tegy  and W ar A im s 189-95; V. H. Rothwell, B ritish  W ar A im s and 
Peace D ip lom acy, 1914-1918 (O xfo rd  1971) 268-269 .
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ierten W irtschaftskonferenz am 24. M ärz von H enry H erbert A squith und Sir 
Edward G rey sehr reserviert aufgenommen worden w ar48. Im Licht dieser R eak­
tionen betrachtet, stellte die Pariser W irtschaftskonferenz lediglich ein allianzpo­
litisch motiviertes allgemeines Programm für die H andelspolitik der Kriegs- und 
der N achkriegszeit auf. Ü ber die Zusam m enkunft hinaus kam es 1916 nicht zu 
weiteren interalliierten Plänen zur D urchführung ihrer Beschlüsse.

Die weitgehende A blehnung der Konferenzbeschlüsse in Washington zeigte 
deutlich die Grenzen des M öglichen für die Po litik Clementeis. Der am erikani­
sche Außenm inister Robert Lansing wies auf die negativen A usw irkungen der Be­
schlüsse für den w irtschaftlichen W iederauf bau der M ittelm ächte nach dem Krieg 
hin49. Im Lichte der um fangreichen am erikanischen Kredite und W arenlieferun­
gen an die A lliierten erschienen die negativen Kommentare innerhalb der Woo- 
drow -W ilson-A dm inistration Clem entel derart prekär, daß er eine G egendarstel­
lung für notw endig hielt. In einem Interview  mit einem am erikanischen Jo u rn a li­
sten unterstrich er, daß es das H auptanliegen der Pariser Konferenz gewesen sei, 
die legitimen W irtschaftsinteressen der A lliierten  zu schützen. W eiterhin legte er 
dar, daß keinesfalls an einen W irtschaftskrieg nach dem Krieg gedacht sei und man 
keine Zollunion der A lliierten anstrebe50. M it der letzten Ä ußerung leugnete C le ­
mentel das Projekt einer französisch-belgischen Zollunion, das er m it dem Segen 
von Briand und Präsident Raym ond Poincare verfolgte. N ichtsdestoweniger traf 
er sich acht Tage danach, am 16. August, mit dem belgischen M inisterpräsidenten 
Comte Charles de Broqueville, um die M öglichkeiten einer engen handelspoliti­
schen Zusammenarbeit in Form von binationalen Kartellen, Freihandelszonen 
und einer zw eiseitigen oder trilateralen -  unter Einschluß Luxem burgs -  Zoll­
union zu erörtern. Diese bilateralen Kontakte im Anschluß an die Pariser Kon­
ferenz führten zu einer französisch-belgischen W irtschaftskonferenz vom 
10.-13. April 1917, zeigten jedoch, dank des belgischen Desinteresses an dem 
Projekt, für die Dauer des Krieges kein konkretes Ergebnis51.

->s Bertie, M em orandum  üb er d ie  in te ra lliie rte  K onferenz, 24. M ärz  1916, B ertie  Papers, 
A dd. M ss. 63041; s.a. Yves-Henri N ouailhat, F rangais, A ng la is  et A m erica in s face au p ro- 
b lem e de la reo rgan isation  du com m erce in tern ation a l, 1914-1918, in: R ela tion s In te rna tio ­
nales 10 (1977).
49 Soutou , L’O r et le sang 354-355 ; C arl Parrini, H e ir  to Em pire. U n ited  States Econom ic 
D ip lom acy 1916-1923 (P ittsbu rgh  1969) 1-35.
50 In terv iew  de M . C lem en te l, M in istre  du C om m erce , exphquan t le b ut de la C onference de 
Paris (par Fred M. Pitney, texte revu avec M . P itn ey  le 8 aoüt 1916), P A -A P  T ard ieu , Bd. 447; 
zu r am erikan ischen  w irtsch aftlich en  und fin an z ie llen  U n terstü tzun g  der A lliie r ten  1915— 
1916 s. Elisabeth Glaser, B etter L ate than N ever: The A m erican  E conom ic W ar E ffort, 1916— 
1918, in: Roger Chiekering, H o w  Total W as the G reat W ar? (N ew  Y ork 2000); idem, J . P. 
M organ  and A m erican  A id  fo r the A llies , 1915-1916 , in: Elisabeth Glaser et al., B rid g in g  the 
A tlan tic  (in V orbere itung).
51 Eric Bussiere, La France, la B e lg ique et l ’o rgan isatio n  econom ique de l ’E urope 1918-1935 
(Paris 1992) 18; Stevenson, F rench  W ar A im s 50 -51 ; B alfour an B ertie , 10. F eb ruar 1917, 
B ertie Papers, A dd . M ss. 63044, w o  B alfour darauf verw eist, daß  m an m it einer ab lehnenden  
Ä uß erun g  über das französische P ro jek t der A nnex ion  L uxem b urg  w arten  könne, bis d ieses 
eine b re itere  öffentliche U n ters tü tzu n g  gefunden  habe.
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Eine kühle Reaktion auf die Pariser Beschlüsse kam auch vom D irektor der be­
deutenden Eisengießerei Pont-ä-M ousson. C am ille C avallier legte gegenüber dem 
H andelsm inisterium  dar, daß ein Friedensvertrag, der einen W irtschaftsboykott 
gegen Deutschland zum Inhalt habe, abzulehnen sei. Frankreich sollte, wenn viel­
leicht auch mit Einschränkungen, den bilateralen H andel mit dem deutschen 
Reich nach dem Krieg w ieder aufnehmen52. D arüber hinaus ratifizierten Rußland 
und Italien die Beschlüsse der Pariser Konferenz nicht, hatte sich doch schon 
während der Konferenz gezeigt, daß die U m setzung der dort gefaßten R esolutio­
nen ihre A bsatzm ärkte und dam it den w irtschaftlichen W iederaufbau nach dem 
Krieg gefährden w ürde53.

Die französische Regierung unternahm  in der Folge der Pariser Konferenz um ­
fangreiche K onsultationen mit der französischen Industrie w ie auch innerhalb der 
Regierung. Im M ittelpunkt stand das Anliegen, Frankreich zur stärksten Indu­
striem acht Europas zu machen. Der Besitz von Elsaß und Lothringen w ie auch 
der Saar m it ihren reichen Kohle- und Koksvorkommen bildeten die G rundvor­
aussetzungen für diesen Plan. Ein von Frankreich handelspolitisch kontrolliertes 
Rheinland sollte als A bsatzm arkt dienen. In enger Zusammenarbeit mit G roßbri­
tannien sollte schon im Krieg eine französisch-britische Kontrolle des W eltm ark­
tes für Eisenerze erm öglicht werden. Pläne zum Aufbau einer A utom obilindustrie 
entstanden im Flerbst 1916s4. Poincare entw ickelte unabhängig davon im A ugust 
1916 den Gedanken, daß der Friedensvertrag mit D eutschland ein Verbot der Ver­
einigung m it D eutsch-Ö sterreich enthalten müsse55. Damit reagierte der Präsi­
dent auf die Befürchtungen über einen baldigen Zusammenbruch Ö sterreichs und 
form ulierte das entgegengesetzte Projekt zu den deutschen Unionswünschen. 
Indes sprach sich auch eine D enkschrift des französischen Generalstabs für fran­
zösische Zollunionen mit Belgien sowie m it dem linksrheinischen Gebiet 
D eutschlands aus, das für die D auer der deutschen Reparationszahlungen nach 
dem Krieg -  30 Jahre -  von D eutschland abgetrennt sein sollte. Nach diesem 
Schema sollten auch das Saarland und Luxem burg unter französischer Kontrolle 
verbleiben56.

D ie nur ganz partielle und zögerliche U m setzung der Beschlüsse der Pariser 
W irtschaftskonferenz beruhte vor allem  auf der Unsicherheit über die Rolle der 
Vereinigten Staaten. Die ablehnende am erikanische Reaktion auf die Konferenz 
erschien London zunächst nicht als erheblicher Faktor, w ar sie doch ganz durch

32 A ffaires E trangeres, B ureau  d ’E tudes E conom iques: E nquete su r les R apports E conom i- 
ques Fu turs de la F rance avec l ’E tranger. N ote de M . C am ille  C avallier, D irecteu r de la 
Societe des H au ts-F o u rn eau x  et Fonderies de P o n t-ä-M ousso n , 15. 10. 1916, F 12 7985.
53 Stevenson, The F irst W orld  W ar 115.
54 B erich t von H en ry  B laze ix  vom 17. Ju li 1916, F 12 7661; R apport du C ap ita in e  H en ry  B la- 
ze ix  su r la constitu tion  d ’une C o m m issio n  de la M eta llu rg ie  et de la construction  m ecan ique 
et e lec tr iqu e , 14. N ovem ber 1916, ib id .; B rief von H en ry  B lazeix  an  C lem en te l, 20. F ebruar
1917, ib id .; Soutou, L’O r et le sang 279-97 .
55 M em orandum  von B ertie , 19. A ugu st 1916, B ertie Papers, A dd . M ss. 63043.
56 Stevenson, French W ar A im s 40 -44 ; Soutou, L’O r et le sang 279-296 .
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das Scheitern der Brusilov-O ffensive, den Fall Rumäniens und die D iskussion 
über eine mögliche Verm ittlung W ilsons zwischen den A lliierten und den M itte l­
mächten überschattet57.

Der zu erwartende am erikanische K riegseintritt stellte einen wesentlichen Fak­
tor in der britischen Planung der handelspolitischen Zusammenarbeit m it F rank­
reich dar. Ein Bericht des W iederaufbau-Ausschusses der britischen Regierung ge­
langte im A pril 1917 zu dem Schluß, daß die Schließung des amerikanischen 
M arktes für Deutschland eine Schlüsselrolle für die künftige H andelspolitik spie­
len könnte58. Ende 1916 raisonierte H ardinge of Penshurst, der ständige Staatsse­
kretär für außenpolitische Fragen im Foreign Office, daß der neugeschaffene 
Kriegsausschuß seine A rbeit nicht zufriedenstellend ausführen könne, ohne daß 
die grundlegenden Fragen des Kreditvolumens aus den Vereinigten Staaten und 
des deutschen Einsatzes der U -Boot-W affe geklärt seien59.

Beide Fragen kamen durch den Beginn des uneingeschränkten U -Boot-K rieges 
durch die deutsche Regierung ab Februar 1917 einer Lösung näher. M it dem 
K riegseintritt übernahm die am erikanische Regierung die Zuständigkeit über die 
Kreditvergabe an die A lliierten  von J. P. M organ & Co. In den folgenden Ver­
handlungen des am erikanischen Secretary of the Treasury W illiam  G. M cAdoo 
mit Vertretern der britischen und französischen Regierung in W ashington band 
M cAdoo im Ju li 1917 die Vergabe w eiterer Kredite an die Schaffung einer in teral­
liierten Planungs- und E inkaufsbehörde60. Diese allianzpolitische Initiative des 
für die am erikanische W irtschafts- und Finanzhilfe an die A lliierten federführen­
den Secretary of the Treasury entsprach lediglich kriegsw irtschaftlichen Gesichts­
punkten. M cAdoos Vorschläge hatten keinen Bezug auf die langfristigen handels­
politischen Überlegungen der am erikanischen Regierung. Seine Forderung mag 
aber Lord Robert Cecil dazu erm utigt haben, am 19. Ju li einen Kabinettsbeschluß 
zu beantragen, durch den Präsident W ilson erm utigt werden sollte, gemeinsam 
mit der britischen Regierung D eutschland mit einem H andelsboykott nach Been­
digung des Krieges zu bedrohen. Der Beschluß wurde angenommen. Clementel 
griff diesen Vorschlag auf. Er suchte vor allem einen strategischen und handelpo­
litischen Trumpf der A lliierten  bei den unverm eidlichen W irtschaftsverhandlun­
gen mit D eutschland nach Abschluß des Konflikts61.

Paris nahm in der Folge sofort Kontakt m it der britischen Regierung auf. C le ­
mentel reiste in der zweiten A ugusthälfte nach London, um die Idee der in teralli­
ierten Zusammenarbeit im Rohstoffhandel zu propagieren. Dies schien der beste

57 M em o randum  von B ertie , 15. A ugust 1916, B ertie Papers, A dd . M ss. 63043; French, 
B ritish  S tra teg y  and W ar A im s 220-229 .
58 R econstruction  C om m ittee : G erm an Post-W ar E conom ic Po licy, Jan u a r  1917, C A B  1/24/ 
11a, PR O .
59 H ard in ge  an B ertie , 12. D ezem ber 1916, B ertie Papers, A dd . M ss. 63044.
60 Kathleen Burk, B rita in , A m erica , and the S inew s of War, 1914-1918 (L ondon  1985) 193— 
203 und passim ; Glaser, B etter Late.
61 D avid  French, The S tra tegy  of the L lo yd  G eorge C o a lit io n , 1916-1918 (O xfo rd  1995) 
244 -245 ; Stevenson , F rench  W ar A im s 84.
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Weg, die Q uintessenz der Pariser Beschlüsse in die Ä ra der alliierten W irtschafts­
kooperation unter am erikanischer Vorherrschaft zu retten62. Dort mußte er je ­
doch zur Kenntnis nehmen, daß die britische O rganisation des W irtschaftskriegs 
im Vergleich zu Frankreich schon sehr weit entw ickelt war. Eine sofortige A uf­
nahme der interalliierten Zusammenarbeit erschien deshalb nicht sinnvoll. Die 
britische Regierung nahm Clementeis Vorschläge interessiert zur Kenntnis, hatte 
es jedoch mit der praktischen U m setzung nicht eilig63.

Vielmehr w ar London wenig geneigt, dem geplanten Interalliierten Rat kon­
krete Entscheidungsvollmachten zu gewähren. Dies hätte einen Eingriff in die b ri­
tische Kriegshandelsschiffahrt bedeuten können, ein angesichts der überaus knap­
pen Schiffahrtskapazitäten prekäres U nterfangen64. Schon vorher hatte W ilson 
deutlich gemacht, daß W ashington keinen am erikanischen Repräsentanten zu der 
neuen interalliierten O rganisation entsenden werde. Der Präsident w ollte durch 
diese Entscheidung vermutlich bew irken, daß Washington die Kontrolle über die 
Entscheidungsfällung im W irtschaftskrieg behielt65.

Parallel dazu kam in W ashington am 24. A ugust ein Abkom m en der vier a lliier­
ten M issionschefs zwecks der K oordinierung der alliierten M aterialforderungen 
zustande66. Die im September gegründete interalliierte Einkaufs- und Finanzor­
ganisation in Europa w urde in eine Pariser (Finanzen) und eine Londoner Sektion 
(E inkauf) aufgeteilt67. C lementeis Reise nach London im A ugust resultierte in der 
G ründung der alliierten M eats and Fats Executive, die von H erbert Hoover, dem 
am erikanischen Food Commissioner, unterstützt w urde68. Beide Gremien besa­
ßen jedoch nicht die Entscheiclungs- und Planungsbefugnisse im Konzert mit der 
am erikanischen Regierung, die der französische F landelsm inister angestrebt hatte.

C lem entei warb in Paris m it mehr Erfolg für den politischen Teil seines Plans: 
Nach seiner Rückkehr überzeugte er den politischen D irektor im französischen 
Außenm inisterium  w ie auch Pila davon, daß das Konzept der interalliierten Roh­
stoffkontrolle die U nterstützung W ilsons finden könnte. Die alliierte Koopera­
tion in diesem Bereich könne eine Vorstufe zur Zusammenarbeit im Völkerbund 
sein. Ferner könne sie für die Dauer des Krieges die neutralen Staaten zur Zusam­
menarbeit m it den A lliierten  anhalten und stelle darüber hinaus ein geeignetes 
D ruckm ittel für die Friedenskonferenz dar, „un gage de prem iere valeur pour la 
negociation de la paix; ä la ,carte de guerre* des A llem ands constitutee par des ter- 
ritoires, nous pourrons opposer, des que nous le voudrons, la ,carte des stocks““69. 
In der Folge fand Clem enteis Idee weitgehende U nterstützung im französischen

62 Stevenson, F rench  W ar A im s 84-85 .
63 Pau l C am bon  an A lexan d re  R ib o t, 3. Sep tem ber 1917, Serie A -P a ix , vo l. 347, M AEF.
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Kabinett und wurde im Außenm inisterium  in mehrere Einzelstudien ausgearbei­
tet70. Damit w urde das Konzept der interalliierten Rohstoffkontrolle von der 
Kriegs- bis zur N achkriegszeit zur handelspolitischen D efensiv-Strategie Frank­
reichs. Es basierte auf den Beschlüssen der Pariser W irtschaftskonferenz. Hatte 
man dort im Sommer 1916 versucht, ein gemeinsames Programm der W irtschafts­
kontrolle für den Krieg und die unm ittelbare N achkriegszeit aufzustellen, plante 
man nun die institutionelle U m setzung. Nach w ie vor stellte die französisch­
britische Zusammenarbeit den Dreh- und A ngelpunkt für das Konzept der inter­
alliierten Kooperation dar. London beschränkte sich dagegen auf das Projekt einer 
Ü bergangszeit nach dem Friedensschluß, während der Deutschlands Exporte von 
der M eistbegünstigung ausgenommen sein sollten und A nti-D um pingzöllen un­
terworfen werden konnten. H ierzu benötigte man keine supranationale Zusam­
menarbeit. Die W ilson-A dm inistration schließlich w ollte keinerlei Verpflichtun­
gen hinsichtlich der H andelspolitik der N achkriegszeit eingehen und strebte eine 
weitgehende L iberalisierung des W elthandels an. W ashington plante aber, das In­
strum ent der anglo-am erikanischen Rohstoffkontrolle als quid pro quo auf der 
Friedenskonferenz einzusetzen. Das Vorhaben einer fortgesetzten alliierten Kon­
trolle des deutschen H andels durch Blockademaßnahmen und eingeschränkte 
N ahrungsm ittel- und Rohstoffausfuhren nach Deutschland bis zum Friedens­
schluß stellten also den einzigen logischen Bezugspunkt zwischen den divergie­
renden französischen und britischen sowie den am erikanischen Plänen dar.

Ab Ju li 1917 begannen in Paris die Vorarbeiten für eine umfassende Revision 
des französischen Zollsystem s. F lierbei w urde vor allem  angestrebt, die G rund­
sätze der W irtschaftskonferenz von 1916 im Bereich der Zollpolitik umzusetzen. 
Eine Kernbestimmung der Zollrevision umfaßte das Recht, innerhalb der Spanne 
zwischen M inim al- und M axim altarif die E infuhrzölle für jedes Land individuell 
auszuhandeln. Damit w ar eine wesentliche Voraussetzung für ein System  der Prä­
ferenzzölle erfüllt. M it der Kündigung aller bestehenden H andelsverträge durch 
den M inisterrat am 23. A pril 1918 erhielt Frankreich die M öglichkeit, seine H an­
delspolitik mit den Grundlagen der Pariser Konferenz in Einklang zu bringen. 
Die gesetzliche Grundlage für die Aushandlung neuer H andelsverträge auf dieser 
Basis w urde durch ein Zollgesetz vom 29. Ju li 1919 gelegt71.

Der Abschluß der deutschen Verträge mit der U kraine sowie der Friedensver­
trag von Brest-L itovsk bestärkte das Bureau economique des H andelsm inisteri­
ums in der Auffassung, daß ein zentraler a lliierter K ontrollrat für den Rohstoff­
handel notwendig war. Damit sollte verm ieden werden, daß D eutschland kraft 
seiner bevorzugten Position in O steuropa Frankreich w irtschaftlich von sich ab­
hängig machen könne. Zu dem gleichen Zweck sollte die a lliierte Blockade der 
M ittelm ächte über einen W affenstillstandsvertrag hinaus verlängert werden. In

70 F. P ila , Le G age econom ique des A llies : La m aitrise des m atieres p rem ieres, 6. O ktober
1917, Serie Y -in ternationa le  1918—40, vol. 209; F. P ila , Q uestion  d ’un C o n trö le  In ternational 
des M atieres Prem ieres (I), 2. D ezem ber 1917, Serie A -P a ix , vol. 347, M A E F; Stevenson, 
F rench  W ar A im s, 85; Soutou, L’O r et le sang  490-501 .
71 Soutou, L’O r et le sang 551-557 .
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diesem Sinne bew irkte Clementei, nicht ohne Kontroversen innerhalb der Regie­
rung, daß auf der zweiten Sitzung des A M TC am 23. April 1918 ein Beschluß zum 
Ausbau der interalliierten Kooperation ratifiziert wurde. C lem enteis Vorstoß zur 
Erweiterung der interalliierten Zusammenarbeit ko llid ierte jedoch mit bestehen­
den französischen Liefervereinbarungen mit den Dominions und krankte eben­
falls an der mangelnden Koordinierung der Po litik  in Paris72. G leichzeitig 
schwächte Tardieu Clem enteis Konzeption, indem er gegenüber Colonel House 
abstritt, daß Frankreich eine O rganisation für den W irtschaftskrieg plante, die 
über den Krieg hinausreichen so llte73. Da die Vereinigten Staaten aufgrund ihrer 
w irtschaftlichen M acht den Schlüssel für eine künftige w irtschaftliche Kontrolle 
Deutschlands in der Hand hielten, bedeutete diese Konzession mehr als nur eine 
Sprachregelung.

Dennoch hielt der H andelsm inister an seinem Plan fest. Gemäß Clementeis 
schriftlicher Zusammenfassung der handelspolitischen K riegsziele vom, 19. Sep­
tember 1918 sollte eine interalliierte Kommission die Befugnis erhalten, die 
Grundlagen für weitere Verhandlungen mit dem deutschen Reich auszuarbeiten. 
Den deutschen M itteleuropaplänen sollte eine atlantische W irtschaftsunion unter 
Einschluß Belgiens entgegengestellt werden. Neben deutschen Reparationszah­
lungen sollten die fortgesetzte a lliierte Rohstoffkontrolle w ie auch M aßnahmen 
gegen deutsches D um ping und für eine friedliche Zusammenarbeit der deutschen 
Industrien mit denen anderer Länder ein Fortbestehen der w irtschaftlichen Vor­
herrschaft des deutschen Reiches in Europa verhindern. D ie letztgenannten bei­
den Punkte entstammten der Resolution der Pariser W irtschaftskonferenz. C le- 
mentels Betonung des W iderstandes gegen die deutsche M itteleuropapolitik ent­
sprach Georges Clemenceaus fundamentalem  Ziel, den Frieden von Brest-L itovsk 
aufzuheben. W ie H enri Hauser, Vordenker von Clementeis handelspolitischem 
Program m, betont hatte, brauchte Frankreich die Zugehörigkeit zu einem w estli­
chen W irtschaftsbündnis, w eil es andernfalls iso liert einem sich herausbildenden 
anglo-am erikanischen w ie einem von D eutschland dom inierten m itteleuropäi­
schen B lock gegenüberstehe. Ein enger belgisch-französischer industrieller Zu­
sammenschluß stellte einen integralen Bestandteil dieser defensiven Konzeption 
für das französische handelspolitische K riegszielprogram m  dar. In der Folge 
scheiterte der Plan der französisch-belgischen Zollunion am W iderstand des bel­
gischen Außenm inisters Paul H ym ans. Bereits vorher, im Frühjahr 1917, wurde 
Clementels Projekt der partiellen Zollunion mit Italien aufgrund von Roms Des­
interesse zu den Akten gelegt74.

72 Ib id . 561-568 ; T ard ieu  an  D ip lom atie Paris für P residen t du C o n se il, 1. A pril 1918, PA- 
A P T ard ieu , Bd. 45: C om m an dan t R . F illio u x  an M . V ilgra in  (so us-secreta ire  d ’Etat au  R avi- 
ta illem en t), 10. Sep tem ber 1918, A rch ives de Jean  M onnet, A M B  1/1/9, Fondation  Jean  
M onnet pour l ’Europe, L ausanne; W ar O ffice, D irecto r of W ar M ateria ls  [A . IT. G oldfinch ] 
an U n d er-Secreta ry  o f S tate , 30. Jan u a r  1918, C O  687/49.
73 T ard ieu an H ouse, 1. M ai 1918, P A -A P  Tard ieu, Bd. 135.
74 Soutou, L’O r et le sang 273, 561-568 , 767-769 ; Trachtenberg, R ep aration  in W orld  Po litics 
18-27; Stevenson, F rench  W ar A im s 104-105 , 113—114; Bussiere, La France, la B e lg ique  2 3 -
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Auch mit London kam es zu keiner Einigung über das Ausmaß der interalliier­
ten Rohstoffkontrolle. Der Q uai d ’O rsay verdarb Clementeis Spiel, indem man 
einen britischen Vorschlag für interalliierte Gespräche über Rohstofflieferungen 
an Frankreich und Belgien nach Kriegsende als nicht weitgehend genug ablehnte. 
Paris verlangte, daß Italien und die Vereinigten Staaten an einer solchen Konfe­
renz teilnehmen sollten. W ie Tardieus Vertreter in W ashington jedoch m itteilte, 
hielten Baruch und M cCorm ick als potentielle Ansprechpartner eine solche Idee 
der amerikanischen und alliierten H andelskontrolle mittels der weiteren Zusam­
menarbeit in den interalliierten Kriegsausschüssen nach dem Krieg für politisch 
unrealisierbar75. Damit begann der Abstieg von Clementel als leitender Gestalter 
von Frankreichs K riegswirtschafts- und A ußenhandelspolitik. Die Geschichte be­
lohnt nicht im m er ihre Helden.

Dennoch versuchten die französischen M itglieder des A M TC  und der Services 
de Ravitaillem ent noch vor dem W affenstillstand, den W eiterbestand der in teralli­
ierten Kriegsausschüsse bei der britischen und französischen Regierung durchzu­
setzen76. Dieses Vorhaben war allerdings durch das Projekt Clemenceaus gefähr­
det, das französische Personal des N ahrungsm ittelausschusses zu verkleinern. Auf 
am erikanischer Seite w idersetzte sich H oover gegen einen Freibrief für die Wei­
terarbeit der interalliierten Ausschüsse. Es kam lediglich zu einer Fortführung der 
Ausschüsse für die Dauer des W affenstillstandsperiode. Die H auptarbeit wurde 
einem im September 1918 gegründeten Ausschuß für Ernährungsfragen übertra­
gen, in dem die Vereinigten Staaten kraft ihrer umfangreichen Getreidelieferungen 
den größten Einfluß hatten77. Zum Ende des Krieges fand sich dam it Frankreich 
bei der Verfolgung seiner handelspolitischen Ziele weitgehend isoliert.

Ein erster Vergleich der handelspolitischen Z ielsetzungen Frankreichs und 
Deutschlands während des Ersten W eltkriegs suggeriert eine paradoxe Situation 
zu Kriegsende. Frankreichs außenw irtschaftliche Konzepte waren zw ar kurzfri­
stig kaum durchzusetzen, stellten aber dennoch ein realistisches Friedenspro­
gramm wie auch eine glaubw ürdige A lternative zum deutschen Expansionismus 
dar. Berlins Pläne der w irtschaftlichen Kontrolle und U nterw erfung M itteleuro­
pas waren zw ar in den großen Linien konsistent, jedoch in den Details und der 
D urchführung hauptsächlich abhängig vom wechselnden K riegsglück und des-

28; M in istre  du C om m erce an Presiden t du C o nse il, M in istre  de la G uerre, 27. Septem ber
1918, Serie Y -in ternationale , 1918-1940, Bd. 212.
75 Soutou, L’O r et le sang 816-819 ; G C  an D ip lom atie Paris für C o m m issaria t 4/TB, 7. O k ­
tober 1918, P A -A P  T ard ieu , Bd. 477.
76 N ote pour M . C lem en te l: C onsequences vra isem b lab les de l ’A rm istice  sur les arrange­
m ents p ar lesquels son t actuellem en t assurees les im portation s essen tie lles des A llies , 30. O k ­
tober 1918, A rch ives Jean  M onnet, A M B  1/1/47.
77 Soutou, L’O r et le sang 824-6 ; F illiou x  an M. V ilg ra in , 30. O k to ber und 6. N ovem ber
1918, A rch ives de Jean  M onnet, A M B  1/1/48 und 61: N ote p ou r M . C h apsa l, Serv ice des Sta- 
tis tiques , R apport su r l ’o rig in e et la creation  des d ifferen ts com ites du rav ita illem en t ä Lon- 
dres, 20. N ovem ber 1918, ib id . A M B  1/1/77; Jean  M onnet an C om m an dant F illio u x , 25. N o ­
vem ber 1918, ib id . A M B 1/1/97; Je an  M onnet an C om m an dan t F illioux , 24. D ezem ber, ib id ., 
A M B  1/1/124; s.a. Eric Roussel, Jean  M onnet, 1888-1979 (Paris  1996) 57 -76 .
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halb nur innerhalb der R egierung konsensfähig und nachvollziehbar. Das m ittel­
europäische K riegszielprogram m  D eutschlands beruhte auf einer aggressiven und 
destruktiven K riegsführung in Frankreich. Es baute auf der Idee eines Siegfrie­
dens auf und w ar mit den G rundsätzen eines europäischen G leichgewichts nicht 
vereinbar. Sogar während der sich deutlich abzeichnenden N iederlage Deutsch­
lands blieb Berlin bei seinen Planen zur w irtschaftlichen Kontrolle M itteleuropas. 
Frankreich, von Beginn des Krieges an in einer defensiven Position, fand sich des­
halb Ende 1918 abermals genötigt, Verbündete gegen ein m ilitärisch geschlagenes, 
aber w irtschaftlich nach w ie vor überm ächtiges D eutschland zu finden78. M it den 
schwindenden Aussichten auf eine handelspolitische Zusam m enarbeit der A lliie r­
ten verstärkte Paris seine Reparationsforderungen. Der deutsch-französische 
Konflikt über die Kriegsentschädigung bestimmte in der Folge die außenw irt­
schaftliche Debatte zw ischen beiden Ländern79. Die Lösung des zugrunde liegen­
den Interessenkonflikts beschäftigte die besten Köpfe in Berlin, Paris w ie auch in 
W ashington, N ew  York und London während der 1920er Jahre, wurde aber erst 
nach dem Zweiten W eltkrieg m öglich. In U m kehrung des Satzes vom Dodo hat­
ten 1919 alle verloren und niemand sollte einen Preis erhalten80.

78 A ngesich ts d er fo rtgesetzten  geringen  Z ustim m ung in London  und W ash ington  zu  F ran k ­
reichs D esiderat e iner gem ein sam en  handelspo litischen  L in ie  gegen üb er D eutsch land nach 
dem  K rieg kann  ich  m ich D avid  Stevensons E inschätzung in d iesem  Band , daß F rankre ich  
durch  d ie F ried ensko n ferenz  in eine starke P osition  versetzt w o rd en  sei, n ich t ansch ließen .
79 Elisabeth Glaser, T he M ak in g  of the E conom ic Peace, in: M anfred Boemeke, Gerald Feld­
man, Elisabeth Glaser, The T reaty  o f V ersailles (N ew  York 1998) 371-400 .
80 „E verybo d y has w o n , and a ll m ust have p r iz e s .“ Lewis Carroll, A lice 's  A dven tures in 
W onderland  (K ingsport/T N  1946) 24.



Gerald D. Feldman 

The French Policies of Hugo Stinnes

Hugo Stinnes (1870-1924) p layed a major role in Franco-G erm an relations during  
his lifetime and pow erfu lly influenced the security issues connected w ith  them 1. It 
is, to say  the least, odd that a private businessman should be of such im portance to 
international relations, and Stinnes has no counterpart in any other m ajor indus­
trial nation. Even J. P. M organ did not exert the kind of influence over foreign  p o l­
icy w ielded by Stinnes. In fact, the on ly com parable figure was another German 
industrialist, W alther Rathenau, who was often Stinnes’s rival. Rathenau, however, 
held official government posts, including that of Foreign M in ister in 1922, and 
was not as engaged in business affairs as Stinnes during the w ar and postw ar years.

Indeed, this was the period in which Stinnes reconstructed and expanded his 
economic empire in coal and its by-products, iron, steel, electric power, urban 
transport, shipping, oil, cellulose, hotels, and a variety  of other things. F u r­
thermore, Rathenau did not exercise the influence and pow er in business circles 
enjoyed by Stinnes; indeed he was viewed w ith  suspicion because of his p lanned 
econom y ideas. W hile Stinnes w orried his colleagues because of his acquisitive ap­
petite, he nevertheless came to be regarded by 1918 as the most im aginative, ener­
getic, and formidable spokesman for German heavy industry  and, increasingly, for 
German industry as a whole. This was made possible, of course, by his w illingness 
and desire to take a leadership role despite his m anifold activities and, above all, by 
the profound weakness of G erm any’s political leadership and deficiencies in G er­
man political culture.

The Evolution of Stinnes’s French Policy to 1919

Stinnes had substantial prew ar interests in France through the D eutsch-Luxem ­
burg M ining and Sm elting Com pany, which had ore holdings in L ongw y and 
N orm andy, and also through his com mercial firm , which had an im portant office

1 T h is p aper is based on Gerald D. Feldman, H ugo  Stinnes: B iograph ie  eines G ro ß in d u s­
trie llen  (M ünchen  1998) and G erald D. Feldman, The G reat D iso rder: P o litics , Econom ics, 
and So c ie ty  in  the G erm an  In flation , 1914-1924 (N ew  York, London 1993, p aperback 1996). 
See also Peter Wulf, H ugo  Stinnes, W irtschaft und P o litik  1918-1924 (K ie ler H isto risch e  S tu ­
d ien  28, S tu ttgart 1979). The read er is referred to  those books for genera l accounts.
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in Paris. W hile D eutsch-Luxcm burg had some exclusive holdings of its own in 
France, it also collaborated in consortia with other great German iron and steel 
enterprises in acquiring ore fields. The French did not alw ays make things easy, 
and German penetration of N orm andy shortly before the war especially worried 
the French right, which warned of a “German invasion”. Stinnes and his co l­
leagues used straw  men and set up French corporations to get around those d iffi­
culties. Thus, D eutsch-Luxem burg collaborated w ith  Phönix and Hoesch to take 
over concessions in N orm andy, and in the build ing up of transport facilities at the 
mines and in the harbor of Caen. A dditionally, Stinnes, Thyssen, and Krupp 
bought up four fields in N orm andy in 1912 through a Dutch ore merchant and 
front man, who shipped ore from France to Rotterdam  and then into the Ruhr. In 
late June 1914a further im portant step was taken w ith a plan for the Ore Research 
Corporation to set up a French corporation in Paris, the Societe generale d ’entre- 
prises minieres, to act as a holding com pany for the various ore m ining interests in 
France, Spain, and elsewhere “with the purpose of h iding the German partic i­
pation in those enterprises”2.

Stinnes was quite satisfied w ith  these techniques, and neither he nor the head of 
the Coal Syndicate, Emil K irdorf, were overly concerned about periodic irr i­
tations from the French side w ith respect to the ore concessions. They knew that 
the French needed German coke for their own sm elting operations and that G er­
mans were therefore not defenseless. Stinnes was quite irritated by the noisy Pan- 
German criticism s of the M orocco settlement of 1911, pointing out that “It would 
. . .  be regrettable, if through boundless unproductive criticism  an atmosphere is 
created between G erm any and France that w ould once again be like the atmos­
phere w ith  England after the Boer War, an atmosphere under which both parties 
suffer to an equal extent, most of all the coal and iron industry, which in Germany 
and France are dependent on one another.”3

In a famous discussion w ith  H einrich Class in 1911, Stinnes asserted that Ger­
m any could achieve economic dom ination in Europe through its natural econ­
omic superiority and opposed w arlike policies. Insofar as the French were con­
cerned, he argued that they “have remained behind us; they are a nation of petits 
rentiers”4. He supported expanding the German arm y in 1913 to meet the French 
buildup, but he remained hopeful that cooler heads would prevail in France. Thus, 
in June 1914, he optim istically wrote of hearing “that the legislative elections in

2 D eu tsch -L uxem b urg  to Stinnes, Ju n e  23, 1914, A rch iv  fü r C h ristlich -D em o kra tisch e  P o li­
tik  der K o nrad -A denauer-S tiftung (A C D P ), 1-220, 068/7. A n undated  listin g  of D eutsch- 
L uxem b urg ’s fo re ign  o re in terests , c le a r ly  d atin g  from  late 1912 or 1913, is to be found in 
ib id . O n the p lans to b u ild  up the harbo r of C aen , see the p ro toco l of M arch  1, 1913, ib id ., 
221/2. T he best account of G erm an penetration  in to  B r ie y -L o n g w y  and N orm and y is b y 
M. Ungeheuer, D ie in d ustr ie llen  In teressen  D eutsch lands in  F ran kre ich  vor A usbruch  des 
K rieges, in: T echnik und  W irtschaft 3 und 9 (1916) 158-172 , 220-233 .
3 S tinnes an d ie Sch riftle itu ng  der R hein isch -W estfä lischen  Z eitung , Nov. 5, 1911, N ach laß  
Else Stinnes.
4 Heinrich Claß, W ider den Strom . Vom W erden und W achsen der nationalen  O pposition  im 
alten  Reich (L e ip z ig  1932) 216-219 .
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France are viewed as a protest against the policy of Poincare and that in the ruling 
Radical Party the view increasingly gains ground that the long-term  danger lies 
not w ith the Germans but with the Slavs”5. In fact, he was far more concerned 
about French financial than m ilitary power and expressed the hope that “France 
w ill shortly find in the Triple A lliance an equal opponent when it comes to giving 
m oney”.

Guns, however, were to p lay the prim ary role in that com petition, and Stinnes 
became a rabid annexationist once the w ar started. Fie went beyond even the Pan- 
Germans in 1914, calling for the annexation, not only of B riey-Longw y, but also 
of the entire N orth Sea Coast of France and the ore fields in Normandy. As Beth- 
m ann-H ollw eg w earily  and sarcastically reported of Stinnes’s catalogue of wishes 
after a visit from the latter in Novem ber 1914: “The annexationist wishes w ith re­
spect to France encompass: Belfort, Epinal, Toul, Verdun, Briey, and the entire 
northern coastal area up to the Somme including all the coal fields of France 
around L ille, Lens, A rras, etc., the Congo, Dahomey, O kob, etc .”6 Stinnes con­
tested the notion that the projected annexations of the ore regions of France in any 
w ay reflected a desire to increase the economic pow er of the industrialists. He 
insisted that w ithout the minette from Luxem burg and Lorraine, German indus­
try  would not have been able to produce the iron and steel needed for the m ilitary 
campaign. W ould this be possible in a future war?

Stinnes’s response reflected the deep im pression made upon him by the shelling 
of Longw y into ruins from the hills behind his own plants in D ifferdingen and his 
feeling that it was on ly a m atter of m om entary German superiority and luck that 
D ifferdingen had not been destroyed. Stinnes pointed out that tw enty percent of 
G erm any’s pig iron and steel production lay  between seven and tw enty-five k ilo ­
meters of the Fortress of Longw y and that significant ore production took place in 
close proxim ity to Verdun. Thus, “the security of the German Reich in a future 
w ar demands territo ria lly  the possession of the entire minette deposit, including 
the fortresses of Longw y and Verdun, w ithout which this territo ry is not to be 
held”7. At the same time, Stinnes argued that the control of the coal-producing 
areas of northern France and Belgium  were no less im portant since the neutrals 
could only be kept from dependence on England because of the German access to 
additional coal resources to supply them. G erm any did not have adequate oil 
resources, and this coal was also essential for by-products required by the German 
econom y in peace and in future wars.

This peculiar oscillation between a cynical policy of economic im perialism  and 
self-serving pretensions to economic rationality was especially evident when it

5 Stinnes to W eitz , Ju n e  6, 1914 from  K arlsbad , N ach laß  Pau l W eitz , U .S. N ational A rch ives, 
M icro  C o p y  N o. T -291, F ilm  5, Fram es 1-3.
6 S tinnes to Z im m erm ann , Nov. 19, 1914, rep rin ted  in : Andre Scherer; Jacques G runwald  
(E ds.), L’A llem agne et les p rob lem es de la paix pendan t la P rem iere G uerre M o nd ia le , 4 vols. 
(Paris  1962-1978) I, 16 -19 , quo te on 16.
7 A ppend ix  17 to  the repo rt of G eneral von G ayl of Jun e 23, 1915, B undesarch iv  (BA ), 
R e ich skanz le i, K rieg 1914, N r. 2442/12, Bl. 215 ff.
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came to the ore question and the planned annexation of B riey-Longw y. Stinnes 
figured as one of the outspoken supporters of this major item on the annexationist 
agenda, although he knew that others felt the German iron and steel industry ’s 
minette ore needs could best be achieved by an understanding w ith  its French 
counterpart, which needed coking coal from Germany. Stinnes had no objections 
to secret conversations w ith French industrialists in Sw itzerland in 1916, although 
he thought them more useful for intelligence purposes than anyth ing else. Fie 
g leefu lly noted that “their assets disappear before their eyes and their nervousness 
increases. One should not put a brake on that.”8

Stinnes himself had contacts w ith French industrialists he considered friendly 
to an arrangem ent w ith Germany, above all the Com te de Saintignon, and he had 
high hopes that French businessmen would promote a com m unity of interest and 
a customs union between G erm any and France. For Stinnes, the true foes in 
France were the politicians. H e absolutely rejected notions that one could p lay 
politicians like Poincare and Clemenceau off against one another, feeling that 
“both must go before peace can com e”9. Dealings among industrialists had other 
advantages as well. He saw such private agreements as a means to preempt unw el­
come policies in the peace negotiations. Stinnes feared that the government m ight 
act either as a broker of unhappy compromises or as a dom ineering force riding 
roughshod over economic interests. Stinnes was deeply disturbed by the liqu i­
dation of the Wendel firm  and the w ay in which the efforts of a Rhenish-W estpha- 
lian group to acquire the concern had been sabotaged by a group consisting of the 
AEG, Felten & G uilleaum e, and M annesmann, as w ell as by W alther Rathenau’s 
w illingness to leave W endel’s rich ore holdings in the hands of the Reich. As a re­
sult, Rhenish-W estphalian interests had been given second place to Bavarian, A l­
satian, and other interests10. If w hat he called the “ore peace” w ith  France would 
have to be won by force of arms, Stinnes nevertheless remained deeply suspicious 
of the state that would claim  the capacity to adm inister it.

W hen the “ore peace” was lost m ilitarily, Stinnes still persisted in pursuing it, as 
became evident during his brief stint as economic adviser to the German A rm is­
tice delegation between N ovem ber 17 and December 2, 1918. Stinnes realized that 
Lorraine and Luxem burg were lost to G erm any along w ith the direct control over 
the minette ore fields and smelting plants in those territories. N evertheless, he im ­
m ediately argued that the new circumstances w ould give G erm any considerable 
leverage over France and Belgium  since “pure economic considerations w ill in­
duce the enem y to perm it the export of ore to G erm any despite the separation of 
Lorraine from the German Empire and the political annexation of Luxemburg. 
For one thing, G erm any has a means of pressure in its possession of the coke 
needed for running the smelting plants, and beside this the Belgian and French

8 S tinnes to V ogler, Feb. 18, 1918, A C D P, 1-220, 078/6.
9 S tinnes to V ogler, M ay  [date un readab le ] 1918, ib id . 040/1.
10 Ibid. for his d isappo in tm en t and a repo rt b y  D irecto r Sch w arz  of the M etallgese llschaft, 
Nov. 1 ,1917 .
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iron industrialists have no use for Luxem burg and Lorraine minette in their 
industry because they must then find foreign markets for 80% of their produc­
tion .”11

Needless to say, the coal-ore nexus could on ly receive p rio rity  in both the short 
and long runs if those involved in the arm istice and peace negotiations had the 
requisite understanding and interest in doing so. As Stinnes had told Alfred H u- 
genberg: “If we are lucky, then we w ill sit at the negotiating table. Then we can 
possib ly pay for the war from our coal.”12 This statement reflected two funda­
mental goals. The first of these was to seek strong industrial representation at all 
negotiations w ith  the enem y so that decisions would be taken on the basis of 
expertise and economic priorities. The second was to base German economic re­
covery on coal, which was at once the essential ingredient of G erm any’s capacity 
to export finished products com petitively and a weapon in dealing w ith  the 
enemy.

D uring his period as an economic adviser at Spa between November 17 and D e­
cember 2, Stinnes seemed to be realizing these objectives. Fie provided the negoti­
ators w ith strong arguments for German claims that the time allowed for the w ith ­
drawal of German troops to the right bank was too short and was creating econ­
omic chaos in Luxem burg and Lorraine. Since half the w orking population in 
those regions was em ployed in heavy industry, preemption of the railroads by the 
evacuation made it im possible to supply coal from the low er Rhine right-bank 
mines to these plants; it also interrupted the flow of ore to the plants on the right 
bank. Stinnes urged that considerations of hum anity and obligations to the popu­
lations under their care should lead to postponing the evacuation deadline by fif­
teen days. A t the same time, he calculated that the cessation of economic activ ity 
in Luxem burg, Lorraine, and the Saar would “lead to French industrialists coming 
here soon in order to discuss economic questions w ith u s”13.

As Stinnes was to discover to his repeated chagrin, such efforts to transform 
political negotiations into face-to-face pourparlers between industrialists were 
sometimes futile and alw ays difficult. Furtherm ore, there was no guarantee that 
they would be decisive for French policy. Generals and politicians counted for 
more than businessmen in France. Foch turned down the German request on N o­
vember 21 while strongly pressing for the delivery of coke. In Stinnes’s view, the 
French were out to do maximum harm to the Germans through the Arm istice 
agreements and there was “no other means of making the French tractable than by

11 RW A m eeting of O ct. 29, 1918, rep rin ted  in G erald D. Feldman, Heidrun Homburg, 
Industrie  und In flation . S tud ien  und D okum en te zu r P o litik  der deutschen  U n tern eh m er 
1916-1923 (H am b urg  1977) 199.
12 L ud w ig  K litzsch  to H ugen berg , Dec. 19, 1945, BA , N L  H ugen berg , Nr. 44, B l. 20 -25 . In 
this in teresting  effort to ap p ly  the lessons of 1918 to 1945, K litzsch  rem em bered this co n ­
versation  as hav ing taken  p lace in Sep tem ber 1918. If so, it m ust have been in the last d ays  of 
Septem ber.
13 U ndated  repo rt b y Stinnes but, as ev idenced b y o ther docum ents in the file, of N ovem ber 
17, 1918, A CD P, 1-220,018/1.
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our allow ing them to come into the most fearful em barrassm ent through a short­
age of coal and coke, first in the iron districts and then in other d istricts”14.

He urged the D em obilization  Office to find a w ay of “to ta lly  th ro ttling” the 
shipment of coal and especially  coke to the left side of the Rhine while at the same 
time sending the coke from the left-bank mines Rhein-Preußen and Friedrich 
H einrich to w orks on the right bank. He warned against involving the railroad 
authorities since the French m ight take measures against railroad officials. He 
confidently argued that “if we keep our nerves and leave the left side of the Rhine, 
especially the iron d istricts, com pletely in the lurch w ith respect to coke, the 
French, who in m y view  do not have the full approval of the English and A m eri­
cans in this regard, w ill become worn down and agree to more bearable evacuation 
conditions”15.

In the m idst of these seem ingly prom ising efforts to resist French demands, 
Stinnes was removed from the Arm istice Com m ission because of charges that he 
and some of his fe llow  Rhenish businessmen were selling out to the French and 
p lotting to create a separate Rhenish state. Indeed, his son Edmund, Fritz 
T hyssen, and some other industrialists were arrested in early  December by the 
M iilheim  Soldiers and W orkers Council. Stinnes w ould have been arrested himself 
had he not been travelling at the time.

Were there any grounds for such suspicions w ith respect to Stinnes at the end of 
1918? H appily, the question can be answered w ith  finality  because Stinnes de­
scribed his view s precisely in his correspondence. Thus, in a letter of December 8, 
Stinnes wrote: “Even such a scandalous event [i.e., the arrests -  GDF], which 
shows the ever stronger slid ing into Bolshevism , cannot cause me to give in to the 
separatist tendencies. I am im bued w ith  the idea that it is necessary for Germ any 
to w ork together if it is not again, as in the 19th century, on ly to be pulled out of 
the m isery of sm all states as a consequence of w ars .”16 Stinnes did w orry  that the 
situation in Berlin w ould drive the Rhenish population to separatism . And he 
him self found the “socialization m adness” and the role of Erzberger, who was 
m aking concessions to the A llies and had barred Stinnes from the Arm istice C om ­
mission, d isastrous. If this continued, he told his right-hand man General D irec­
tor A lbert Vogler, then “we must under the existing conditions unconditionally 
go for an independent Republic of the Rhineland and W estphalia, not as the at­
tachment of a foreign nation but as an independent German territo ry w ith in  the 
Reich that w ill not perm it its natural treasures to be ruined by the gentlemen from 
Berlin and placed under a foreign despotism. O ur flourishing Rhenish-W estpha- 
lian and N assau cities w ould thereby all go to the devil. I am of the view that we 
should prom ote these things w ith all our energy, and I do not doubt that our C en­
trist and Socialist leaders in the West w ill go along w ith  us. If the Berlin gentlemen

14 S tinnes to  H u go  Jr. for the D em ob iliza tio n  O ffice and V ogler, Nov. 21, 1918, ACD P, 
1-220, 018/1.
15 Ibid.
16 S tinnes to C o n su l G eneral von F lerff in S tockho lm , D ec. 8, 1918, A CD P, 1-220, 024/2.
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act the upper hand, then our beautiful West w ill become a graveyard. In two years 
there w ill be coal and coke in abundance because all the consumers w ill be 
knocked out and no one w ill be there to concern himself about the w orld  mar­
ket . . . . There can be no Christm as spirit this year. One oscillates between despis­
ing one’s own people and hatred toward our enemies, especially the French.”17

O bviously Stinnes had no desire to support the creation of a French satellite or 
even a ,buffer state’ between G erm any and France. O ther Rhenish businessmen, 
like the banker Louis Hagen and the lignite industrialist Paul Silverberg as w ell as 
M ayor Konrad A denauer of Cologne, were likew ise prepared to see the Rhine­
land separate from Prussia. The area would have assumed the same status as, for 
example, Bavaria, which p layed such a troublesome role in the early W eimar Re­
public. W hat was most wanted at this point, however, was the sum moning of a 
N ational A ssem bly and the reestablishm ent of law  and order. As those goals were 
achieved in the first months of 1919 and as the genuine separatists and supporters 
of French am bitions came to the fore, the movement for the kind of Rhenish- 
W estphalian “R epublic” supported by Adenauer and Stinnes lost impetus. Thus, 
Stintless involvement must be placed in the context of his dissatisfaction w ith  the 
policies being pursued in Berlin , his fu ry over the conduct of Arm istice negoti­
ations, and his anxiety and uncertain ty over what the future w ould bring politi­
cally and economically.

The A llies were treating G erm any as a bankrupt state -  w ith justification, in 
Stinnes’s view -  and the on ly w ay to resist A llied demands was for the Germans to 
establish order and get back to work. Recovery at home and maintenance of econ­
omic independence were inextricab ly linked. Stinnes was alarmed at tendencies to 
welcome foreign capital participation in German enterprises and notions of creat­
ing jo in t enterprises w ith  G erm any’s enemies as a means of prom oting peace and 
reconstructing Europe. The idea of establishing such jo in t enterprises had been 
publicized for a number of years by A rnold Rechberg, an eccentric and u ltim ately 
pathological sculptor and publicist. H is ideas had attracted the sym pathetic atten­
tion of Erzberger and received some notice at the time of the German receipt of 
the peace conditions. Stinnes angrily  refused Rechberg his support and accused 
the latter of lay ing  out a path to “ruin ing the last intact source of credit in Ger­
m any”18.

C learly, therefore, Stinnes believed that German industry had to look to itself 
and m obilize its resources to create stronger industrial concerns. The foundation 
of all such concerns, especially in the German context, was coal, and here more 
than anyw here else, the development he so passionately desired was threatened by 
demands from abroad and constraints at home. The French were especially 
anxious to get their hands on German coal, and Reconstruction M inister Louis 
Loucheur preferred to take advantage of German weakness after the signing of the 
peace treaty in the summer of 1919 to procure vo luntary cooperation from Ger-

17 S tinnes to V ogler, D ec. 22, 1918, N ach laß  E lse Stinnes.
18 S tinnes to R echberg , O ct. 19 and 27, 1918, A CD P, 1-220, 041/1.



50 Gerald  I) . Fe ldman

man industry rather than re ly  on German compliance with the treaty require­
ments. Thus, he offered to supply m inette in excess of obligations to the Germans 
in return for German coal deliveries in excess of German treaty obligations. He 
also suggested an export agreement among the French, Belgian, Luxem burg, and 
German steel producers as well as French participation in German enterprises. 
N either Stinnes nor his colleagues showed much interest in such proposals. For 
the time being, at least, they had p len ty of ore, and coal production was insuffi­
cient to meet French demands. Above all, they knew that the French were negoti­
ating from a position of vu lnerab ility since their iron and steel industry was not 
competitive. As Stinnes put it, “I . . .  do not th ink much of the future of the French 
iron industry. I also do not place much value under present conditions on partici­
pation in the French iron industry. If the French remain alone, then the leadership 
of the French iron industry w ill fall to the Am ericans over the long run. We can 
on ly bond w ith the French if the customs border between France and G erm any 
fa lls .”19 W hat emerges from this is that his notion of participation in French or 
German enterprises was from the outset based on the principle of m utuality. For 
the time being at least, such exchanges did not appear to offer any advantages. This 
was especially the case because Stinnes had sold his French and Luxem burg assets 
for, among other things, a guaranteed delivery of ore from his old enterprises.

B y the time that the Treaty of Versailles was signed, Stinnes’s views on future 
relations w ith France were fa irly  w ell set. On the one hand, G erm any had to con­
centrate on establishing order and increasing productivity at home so that it could 
treat w ith  France from a position of internal strength and credibility. On the other 
hand, the French had to realize the advantages of coming to an economic settle­
ment w ith  G erm any that would pave the w ay for an international arrangement. 
As for Stinnes, his services would be offered again only when they had some pur­
pose.

Programs and Negotiations, 1920-1922

Stinnes was content to sit on his hands through the first half of 1920. A t the begin­
ning of the year, when Reconstruction M inister Otto Gessler asked him to partici­
pate as an expert in negotiations w ith  the French on reconstruction of the devas­
tated regions, Stinnes refused. As he arrogantly told Gessler, “I cannot accept a 
mandate from a Cabinet in whose leading personalities I have no confidence, from 
whom I can assume that, p artia lly  out of defective insight and partia lly  out of in ­
ferior cast of m ind, w ill make of every negotiating success a disgrace and turn the 
negotiators themselves into lia rs.”20

19 M eeting  at the D üsse ldo rf In d ustry  C lu b , A ug. 16, 1919, V öglcr-S tinnes co rrespondence, 
N ach laß  E lse Stinnes.
20 S tinnes to G essler, Jan . 23, 1920, A CD P, 1-220, 028/3. The le tte r is p rin ted  in  fu ll in : Kurt 
Sendtner (E d.), O tto  G essler. R e ich sw eh rp o lit ik  in der W eim arer Zeit (S tu ttgart 1958) 62 -63 .
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Stinnes had hoped for an alliance w ith  Russia and Japan during the war, but he 
was reluctant to p lay the Russian card so long as the Soviets were in power. 
Nevertheless, the views he was reported to have expressed in an informal setting 
in M arch 1920 give some sense of his th inking at this time: “Stinnes characterized 
ally ing  w ith the Soviet government as a crime, says that the Red A rm y can only 
survive by more robbery and that it must be defeated. We must stop them at our 
present borders, thrust through the Corridor, and then get back our old borders 
again w ith improvements. We must get together w ith Russia either with all of Eu­
rope, or if France does not w ish, against her. If he were to have his way, he would 
do the same thing as he advised already in the case of a victory in 1916, nam ely a 
customs union w ith France along w ith Belgium , H olland, Spain, Italy. But the 
hysterical French are hard ly  to be had for this, at the most under the pressure of 
England. If there is no understanding, then a new w ar is unavoidable. Economi­
cally, France w ill soon be worse off than Germany, since the French are too lazy 
and cannot organize. Europe can on ly escape enslavement by England as a unified 
economic block. The previous national conflicts must gradually  disappear in the 
face of a European nationalism  .. . .  He rejects the proposal to d iscu ss . . .  getting to­
gether w ith  French industry . . .  because it is too early and now w ithout prospect. 
One must let the French come to u s .”21

Stinnes thus clung to the notion that rapprochement w ith  France and European 
economic collaboration w ould have been best served by a German victory. Worse 
yet, he continued to act as if G erm any had won the war. M eanwhile, the French 
im patiently awaited some kind of reparations proposals from the Germans as well 
as for German coal. W hen the H erm ann M üller government contemplated m ak­
ing a reparations proposal to the French in the hope that some kind of fixed sum 
could be set, Stinnes opposed it, claim ing that it would weaken G erm any’s tactical 
position whereas “w ith  the continuation of the present situation the unstoppable 
depreciation of the franc w ill serve us w e ll”22. Stinnes was prepared to talk to the 
French only on his own terms. He turned down an invitation to Paris in late M ay 
1920 w ith the argum ent that there was no point opening discussions until the Ger­
man elections had been held in June 1920, that agreements over coal deliveries 
w ould require the participation of the German trade unions and agreements on 
overtime, and that the overtime question could only be dealt w ith in a calmer 
political situation23.

W hile Stinnes had been prepared to attend a secret meeting in W iesbaden in 
m id-June, he viewed this as prem ature and a great concession on his part. He was

21 From  the d ia ry  of V ice -A d m ira l H opm an , M arch  2, 1920, k in d ly  supp lied  to me b y  Dr. 
M ichae l E pkenhans.
22 S tinnes to U n d ersecre ta ry  M üller, A p ril 29, 1920. Martin Vogt (E d.), A kten  der R eich ­
skan z le i, W eim arer R ep ub lik . Das K abinett M ü lle r  I. 27. M ärz b is 21. Ju n i 1920 (B oppard  am 
R hein  1971) 171n7.
23 S tinnes to State S ecreta ry  Köster, M ay  25, 1920, A CD P, 1-220, N r. 027/5. See a lso  Wulf, 
S tinnes 189.
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quite content when the French let the matter drop. Stinnes and V o lle r  were of one 
mind in d islik ing German government efforts to promote a meeting of industrial­
ists as a fallback in the event that the im pending Spa Conference on coal deliveries 
proved a failure. As Vogler set clown their position, “the negotiations between 
French and German industrialists can only be successful when they are free of 
political considerations. The government in France -  that is also your [i e 
Stinnes’s] view -  w ill not be able to free itself of chauvinism for a long time to 
com e.”24

Nevertheless, Stinnes believed that cooperation lay in the interest of both coun­
tries, and he m aintained his vision of a customs union between G erm any and 
France that would eventually include other continental states. He was absolutely 
convinced that Franco-G erm an cooperation was the on ly w ay to avoid another 
explosion in Europe, a continent-w ide collapse, and “the unbounded w orld  rule 
of the non-continental European and overseas countries”25. This idea of a conti­
nental counterweight to the Anglo-Am ericans should not be thought of as a 
sudden embrace of the M itteleuropa idea. Stinnes remained committed to w orld 
trade and com mercial relations w ith the English-speaking nations. Yet it did re­
flect an increasing belief that G erm any needed to enter into some kind of partner­
ship w ith  France. It was hard to see, however, how the custom s-union scheme 
w ould not lead to German dom ination over France and, w hile there were French 
leaders who also favored collaboration w ith  G erm any against A nglo-Saxon dom i­
nation, they natu rally  sought security in the Treaty and through their w artim e 
A llies so soon after the war. This was the point Stinnes was constantly refusing to 
accept. Still, his perceptions were im portant because both the German and the 
French governments considered him a key  person in their efforts to deal w ith  the 
problems scheduled to be discussed at Spa in early July.

Thus, the Fehrenbach government, which included the DVP, believed Stinnes 
had to be at Spa. Stinnes exercised great influence in the DVP and had been elected 
to the Reichstag in June 1920. A lso, M inister-President M illerand had come to the 
conclusion that Stinnes was someone w ith  whom he should deal. That became evi­
dent from his w illingness to receive Stinnes in a private interview  which took 
place in Brussels on Ju ly  4, 1920. In his report to Foreign M inister W alther Sim ­
ons, Stinnes conceded that the situation was very dangerous since M illerand 
“spoke repeatedly of the debacle that would occur if G erm any did not calculate 
the situation co rrectly”26. The Frenchman insisted that the treaty had to be m ain­
tained, and that it rested on the tw in pillars of reduction of the arm y to one 
hundred thousand men and the replacement of the coal lost from the destroyed 
French mines. Stinnes was no less b lunt, pointing out that the conditions could 
not be fulfilled and “that fate would have to take its course w ith the result that the

24 V og ler to  Stinnes, Jun e  6 and re p ly  of Ju n e  7, 1920, A CD P, 1-220, 057/3.
25 Stinnes to H ilp ert, M arch  24, 1920, N ach laß  Else Stinnes. See also  Wulf, S tinnes 201~-2?1 
fo r a p aralle l d iscussion  o f the Spa C onference and its context.
26 Stinnes to  Sim ons, J u ly  4, 1920, A CD P, 1-220, 043/6.
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new war, which France wants to avoid, would soon occur. A people driven to 
despair w ill and must try  to escape conditions of an unfulfillable nature imposed 
on it”.

Stinnes argued for the acceptance of a Sw iss-type m ilitia system  based on un i­
versal service in G erm any plus the one hundred thousand man professional arm y 
and demanded the w ithdraw al of the A llied garrisons in D üsseldorf, M ülheim , 
and Wesel. Stinnes had the im pression that M illerand sym pathized w ith  these de­
mands. Nevertheless, he noted that M illerand, perhaps speaking w ith something 
of a bad conscience, also said that “the fortunes of w ar have decided against you, 
and we want to be able to sleep calm ly in the near fu ture”. There is good evidence 
that Stinnes was doing more than just taking M illerand ’s tem perature on behalf of 
Simons. Apparently, he also presented the idea of Franco-G erm an industrial co­
operation in iron and steel and possib ly his custom s-union plan. Yet, what was to 
become clear a few days later at Spa was that M illerand wanted fulfillm ent, not the 
pursuit of a program  that seemed lik e ly  to put French heavy industry at a greater 
disadvantage than it was already27.

U nhappily, Simons pressed Stinnes to go to Spa as an expert. Stinnes found the 
time to come and put on an extraordinarily arrogant performance that offended 
not only the Belgians and French, but also L loyd George, who had some sym ­
pathy w ith  the German position. Stinnes warned the A llies that it was illu so ry to 
think that coal could be procured by force, even if one went so far as to occupy the 
Ruhr. He po intedly declared that “even if this act of force is carried out w ith  black 
troops, whose use as bearers of public authority outrages the hearts of every white 
person and German, it w ill be of no use either for France or for Europe”28. Such 
an action w ould only intensify the European coal problem . Speaking for Ger­
m any’s em ployers, Stinnes rejected A llied demands and, w hile expressing w illin g ­
ness to w ork out an acceptable solution, would not accept a “D iktat”. The non­
heavy industrial experts in the delegation, however, Rathenau, the bankers Bern- 
hard D ernburg and C arl M elchior, and the economist M oritz Bonn, were not pre­
pared to run the risk of a Ruhr occupation. A compromise solution on coal de­
liveries was w orked out. Stinnes was furious and deliberately claimed that those 
who had accepted the “D iktat” did so out of a “foreign Psyche”, a statement he 
later regretted, but one that did much damage in the increasingly anti-Sem itic en­
vironment in G erm any29.

W hile Stinnes’s performance at Spa made him something of a hero of the right, his 
resistance, here and in other cases, had much to do w ith w ishing to m aintain Ger­
m any’s productive advantages and capacity to w in back its position on w orld  mar­
kets. The coal could be delivered, but on ly  at the expense of German commercial 
export capacities. A lso, he was w ell aware that he had suffered a setback in France.

27 Wulf, S tinnes 204-205 .
2S M eeting  of J u ly  14, 1920, in: Rohan Butler, ]. P. T. Bury (Eds.), D ocum ents on B ritish  
Foreign  P o licy  (D B FP), F irst Series, V olum e V III (1920) (L ondon  1958) 603.
29 Q uo ted  in Wulf, S tinnes 215. S tinnes la ter c la im ed to have used the term  “alien  p sych e” 
rather than  "fo re ign  p sych e”.
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He could hard ly ignore reports from his agents in Paris that “yo u r speech in Spa has 
placed in a difficult position those people in France w orking for an econom ic-po­
litical understanding w ith  G erm any and who were stirring opinion for just your 
person as the most influential representative of German economic life”30.

German policy toward France went nowhere during the rest of 1920, while 
Stinnes showed an open contempt for Foreign M inister Simons and the Fehren- 
bach government. N evertheless, Simons felt compelled to use Stinnes as an expert 
at the beginning of 1921 in preparation for the forthcom ing Brussels conference 
on reparations. Stinnes took the position that one had to p lay for time until the 
French felt the full burden of their excess iron capacity and lack of markets. In­
fluenced by intelligence about the condition of the French iron industry and poss­
ib ly also by reports of grow ing economic and political tension between England 
and the United States, he warned against opting for either and argued for coming 
to terms w ith the French once the latter were driven by economic circumstances 
to see the light.

Stinnes and his friends not on ly claimed that the time was prem ature for negoti­
ations w ith  French industry, but also turned down Sim ons’s frantic efforts to 
come to some compromise w ith  the French on provisional reparations install­
ments. Stinnes maintained his negative stance after the A llies term inated the B rus­
sels negotiations and presented G erm any w ith  an extrem ely harsh reparations 
proposal, the so-called Paris N ote, at the end of January. Indeed, for Stinnes, the 
new “D iktat” justified not engaging in any negotiations w ith  French industry31.

Stinnes was aware that this negativism  was open to criticism , and he therefore 
sought to develop and present a positive program  for Fluropean reconstruction32. 
Composed in the spring of 1921 and w ide ly  publicized as “A Path”, Stinnes 
played on the world economic crisis, which dem onstrated that those in Germany 
and abroad who thought that there would be a decade-long boom at the end of the 
w ar were wrong and that the few, like himself, who thought that demand would 
be rap id ly  satisfied were right. The greatest m istake of Versailles was that its pro­
genitors believed they could do w ithout three hundred m illion C entral European 
consumers. N ow  the victors themselves were suffering from dim inished purchas­
ing power. The burden of taking the lead had to fall upon the w orld ’s greatest 
creditor, the U nited States, which Stinnes called upon to establish an “economic 
League of N ations”, each of whose members should provide three billion marks a 
year to supply a tax-free loan to cover the financial costs of the war, both for vic­
tors and vanquished. H e was w illing  to concede first call on the loan to the victors. 
The m oney for the fund was to be raised through levies on coal, oil, ores, other

30 M o ys isch ew itz  to Stinnes, A ug . 27, 1920, A CD P, 1-220, 026/1; for S tin n es ’s techn ical 
v iew s on fu lf illm en t, see h is m em orandum  of J u ly  23, 1920, ib id ., 018/3.
31 Wulf, S tinnes 247 -258 ; fo r the in te lligence S tinnes w as rece iv in g  on the French  iron  in d u s­
t ry  and on A nglo -A m erican  re lation s, see repo rts of D ec. 1920 to M arch  1921, A CD P, 1-220, 
Ib id ., 057/1, and H um ann  to Stinnes, Jan . 22, 1921, ib id . 026/1. O n S tinn es’s reaction  to the 
Paris N ote, sec h is le tter to  W iedfe ld t, Feb. 5, 1921, ib id ., 264/1.
3- Stinnes to O siu s, A pril 25, 1921, “E in W eg”, A CD P, 1-220, 289/3.
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products, and freight. W hile those levies would increase the cost-of-living every­
where, the savings that would arise through rational industrial and economic re­
construction would more than compensate. The loan would above all serve the 
welfare of the laboring classes by reducing unem ploym ent and raising consumer 
purchasing power. The existing situation, in Stinnes’s view, s im ply promoted con­
trolled economies and circumstances in which some workers did not earn as much 
in eight hours as did those in other countries in one hour. The result of this could 
only be deepening crisis. The issue, therefore, was “not alone one of reparation of 
w ar damages, but the restoration of the destroyed world econom y”.

Yet another task of the economic League of N ations was the appointm ent of 
economic experts to determ ine how various states could operate more rationally 
in an economic sense. This was particu larly relevant for transportation and for the 
regulation of international trade. The railroad system  and commerce of Eastern 
Europe was in desperate need of repair and reform. B illions were needed for the 
reconstruction of eastern Europe and Russia, and Stinnes viewed his proposal as a 
mechanism by which that m oney could be m obilized. Russia s indebtedness could 
thus be handled in a w ay that would perm it its m obilization to assist the recovery 
of its prew ar creditors, France and Belgium . Such a solution would obviate the 
question how high G erm any’s w ar debt was because that debt w ould be subsumed 
under w orldw ide financial reconstruction and create the foundation for free and 
equal economic intercourse.

H ow  seriously should one take this proposal? M anifestly, it was utopian and 
unrealistic to th ink that one could create a kind of international m onetary fund 
and development and trade organization for w orld reconstruction in 1921. The 
w ar was still too much a liv ing memory. The conceptual leaps were too great for 
the time, above all on the part of those who exercised political power. A t the same 
time, it w ould be a m istake sim ply to dism iss Stinnes’s proposal as a grandiose ex­
pression of a self-serving m entality. O bviously the plan would have got Germ any 
off the reparations hook, and it m ay also be seen as a w ay for Stinnes to return to 
the w orld program  for which he had been striv ing before 1914. Stinnes, however, 
alw ays had a v isionary streak and a tendency to give everything he did a transcen­
dent character. He was a driven man, and he hab itually surrounded his activities 
w ith an aura that raised them beyond the mundane.

That said, Stinnes’s program  did nothing to prevent the London U ltim atum  of 
M ay 1921, which demanded 132 billion gold marks and set up a paym ent sched­
ule. As usual, Stinnes opposed acceptance of the U ltim atum . Fie b itterly criticized 
Joseph W irth ’s government of “undiscountable signatures”, the term he liked to 
em ploy for those who pursued a po licy of fulfillm ent that promised things that 
could not be accomplished. D uring the fall, he almost single-handedly defeated 
the government effort to have its fulfillm ent po licy secured by a credit offer from 
German industry, insisting that any loan had to be backed by privatiz ing the ra il­
roads and using their profits as a guarantee. He also strongly opposed the Wies­
baden Agreement of O ctober 1921 between Reconstruction M inister W alther 
Rathenau and Louis Loucheur, which credited German paym ents in kind below
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their true value in the short run with the object of satisfying French demands for 
cash reparations. Stinnes saw this as a means by which the French w ould enjoy the 
benefits of the next boom by selling German goods received as paym ents in kind. 
R athenau’s goal, of course, was not to make the perfect deal for the next conjunc­
ture, but to reach a compromise w ith the French that m ight make them more 
tractable and also save U pper Silesia for Germany.

U nfortunately for Rathenau and W irth, this effort did not w ork, and the treat­
ment of U pper Silesia did much to discredit the po licy of fulfillm ent. W hile 
Rathenau and Stinnes vied for British support for their respective programs, the 
former for a bridging loan, the latter for an economic league of nations, the L loyd 
George government began to totter. And France turned to the right under Poin­
care at the beginning of 1922. Stinnes also took a tougher line. Fie was w ary of 
French overtures for an economic agreement or suggestions that he come to Paris 
to talk to Poincare. As is evident from a report on a conversation he had with 
Finance M inister Hermes at the end of M arch, Stinnes did not trust French inten­
tions. Rem arkably, as notes by  Stinnes’s aide revealed, he felt that a price had to be 
paid for any journey he took to Paris: “Poincare is in tentionally dem anding the 
im possible because the French do not want to enter into economic relations w ith 
the English and us, but want to come to an economic agreement w ith  us against 
England. H err Stinnes has often been called upon to come to Paris, but he has al­
w ays refused, so long as he is not officia lly invited by the government, and he has 
established as conditions: 1. evacuation of the Rhineland and Saar; 2. return of 
smelting works taken from us illega lly ; 3. customs union w ith  France.”33

W hy Stinnes, who was not a m inister or an official of the Foreign Office, should 
feel entitled to an official invitation to meet w ith  the highest members of the 
French government is com prehensible on ly in terms of an extraordinary self-arro- 
gation of power that reflected the abnormalities of W eimar governance. A t a time 
when the great danger seemed to be French occupation of the Ruhr, it is incredible 
that Stinnes felt he could make those kinds of demands. Stinnes, however, was not 
liv ing in his own private w orld , and there is no evidence that Hermes raised any 
objections. Furtherm ore, Stinnes’s basic demands of ending the occupation and 
restoring the Saar to G erm any were considered preconditions for a settlem ent by 
his heavy industrialist colleagues. Indeed, that would set the pattern throughout 
1922.

Stinnes was also quite ready to resist demands that the Germans shut down 
their printing presses and stabilize. The popular mood of defiance and resistance 
to A llied demands was grow ing, but it was left for Stinnes to give them the most 
extreme expression. He ciid so at a meeting of the Reichstag Foreign Affairs C om ­
mittee on M ay 27, 1922, where he openly opposed a cessation of m oney printing 
w hile at the same time urging that G erm any run the risk of a Ruhr occupation34.

33 N ied ersch rift der B esp rechung des H errn  H ugo  S tinnes m it H errn  R eich sfin anzm in ister 
H erm es, zugegen  H err M endc, M arch  27, 1922, ib id ., 022/2.
34 See Feldman, G reat D iso rd er 436-446  for the general account. Fo r the d iscussion  and quo-
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Stinnes argued that the U nited States and Great Britain were showing signs of re­
covery w hile France remained in deep financial trouble and had an excess produc­
tion of heavy industrial products. From this he drew  bold conclusions for German 
policy: “Insofar as the presently demanded shutting down of our note printing 
presses is concerned, we must not overlook the fact that in our printing of notes 
lies a kind of em ergency weapon against the exaggerated demands of the Treaty of 
Versailles. The French have the threat of further occupation as their sole means of 
pressure to push through these dem ands.... This threat w ill suffer the fate com­
mon to weapons that are blunted by continuous use. An occupation of the Ruhr 
would naturally be a severe test for the area, for one can see in the Rhineland what 
occupation means. On the other hand, one must soberly consider the interests of 
all G erm any and whether through such an occupation of the R uhr area the French 
would actually accomplish something. After what he [Stinnes] has said, he must 
absolutely deny this and he therefore urgently warns against letting our po licy be 
determ ined by the occupation of the Ruhr. In his view, the French w ill themselves 
reap the greatest disadvantage from such a step in the long ru n .”

Stinnes went on to reject the plan to seek a loan that w ould give G erm any a few 
years of “breathing space”. In contrast to his somewhat benign view of a French 
Ruhr occupation, he viewed the effects of the loan po licy in alarm ist terms: “Eng­
land above all is striving for an im provement of the mark so as to reduce the press­
ure of our exports by means of the breathing space and the projected loan. The 
result w ill be immense unem ploym ent in Germany, for we w ill not find enough 
markets for our production. In addition, German products w ill be boycotted by 
most of the nations of the w orld  through differential duties and other measures. 
One has to imagine for oneself what the domestic consequences w ill be, nam ely 
factory shutdowns and unem ploym ent, in other words, giant labor struggles that 
w ill so convulse our econom y that one can on ly warn in the most urgent manner 
against prom oting this development through our own actions. One should only 
consider a stabilization of the mark when there is a favorable w orld economic 
situation, which we then w ould have to be in the position to be able to exploit 
fully. If one were to try  today to stabilize the m ark in the projected manner, then 
conditions in England and Am erica would be com pletely in order in any case, 
while we, France, and Russia w ould be com pletely kaputt. O nly a definitive 
settlement of the reparations problem  can save us from economic ru in .” In 
Stinnes’s view, the final sum w ould have to be very low. Thus, he advised against 
taking a loan to bridge the next few years and suggested “helping ourselves out 
w ith  small loans if necessary from month to month until a definitive settlem ent of 
the whole reparations question through the entry of the U nited States w ould be 
possib le”. Stinnes saw such Am erican involvement as part of a settlem ent of A llied 
war debts as well.

tations that fo llow , see A uszug  aus den i P ro toko ll der S itzun g des A usw ärtigen  A usschusses 
vom  27. M ai 1922, A CD P, 1-220, 038/3.
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Nevertheless, fo llow ing the June 24, 1922, murder of W alther Rathenau -  
whose views were by no means as distant from those of Stinnes as is often sup­
posed -  Stinnes began to pursue policies that, according to his lights, aimed at sta­
b ilization and some kind of agreement with France. The coming of the hyperin ­
flation made Stinnes realize that the inflationary reconstruction had just about run 
its course, while he continued to feel that the French would come to their senses. 
On the one hand, he now developed his final stabilization program , which called 
for suspension of the eight-hour day, elim ination of government waste, and the 
privatization of government enterprises in return for a large-scale international 
loan and a settlem ent of w ar costs through an economic league of nations. Stinnes 
counted above all on Am erican Am bassador Alanson Floughton to propagate that 
program  and for the Am ericans to make it possible. On the other hand, Stinnes 
sought to ra lly  the French behind such a program  and also behind a new program 
for the reconstruction of the devastated areas.

Stinnes’s m ajor French interlocutor was the M arquis G uy de Lubersac, who 
had organized the cooperatives for the reconstruction of the devastated areas. 
Stinnes had come into contact w ith  the M arquis de Lubersac and his brother, 
Com te Odon de Lubersac, late in 1921 through English contacts interested in 
form ing a consortium for the rebuild ing of the St. Petersburg harbour and the 
w aterw ays into the Russian interior. The M arquis, however, was most interested 
in the devastated regions and wanted to w ork w ith Stinnes, who was known to get 
things done, and a com pany that could operate in a non-bureaucratic manner. 
Here, Stinnes could offer his own construction firm, the Aktiengesellschaft 
H och- und Tiefbau. H aving a m onopoly in the interm ediation of all reconstruc­
tion contracts was appealing to Stinnes, particu larly at a time when business was 
slow ing down. An agreement was concluded between Stinnes and Lubersac in 
m id-A ugust 1922 at the H eim burg, a castle on the Rhine near W iesbaden that 
Stinnes used for private meetings. The contract provided that G erm any would de­
liver materials to be credited to reparations at a price not exceeding the domestic 
price in France. To prom ote German productivity for that purpose, the French 
w ould agree to have certain portions of her reparations coal given to the firms in­
volved, which would be distributed by the Stinnes firm in coordination w ith  the 
coal syndicate. Stinnes’s firm , in collaboration w ith a consortium headed by the 
D resdner Bank, would act as the interm ediary in the distribution of orders and 
contracts in Germany, w hile Lubersac’s firm  would perform the same function in 
France. Both would receive a six percent commission for their services35.

Stinnes was operating w ith  extraordinary autonom y at this time, not only w ith  
respect to the government, but also w ith  respect to his colleagues in the business 
com munity. He had not on ly negotiated w ith  Lubersac at the H eim burg, but had 
also agreed to receive a visit from the French industrialist, Senator Gaston Japy, 
right after Lubersac’s departure. Jap y  represented a group of French iron and steel

35 Wulf, S tinnes 326. A co p y of the agreem en t sent to the Reich governm ent on Sept. 5, 1922, 
is in  A CD P, 1-220, 019/4.
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industrialists worried about G erm any’s grow ing independence of minette ore and 
about what would happen when G erm any was freed from constraints on its trade 
policies in 1925. He had hoped to meet w ith  Thyssen and Reusch as well as 
Stinnes, but the first two industrialists refused so long as relations with France 
remained so bad. Stinnes embraced their position that French occupation in the 
Rhineland and Saar, as well as the reparations demands, were barriers to fruitful 
negotiations, but he also claimed that one could not reject a private visit from a 
sixty-six  year old industrialist who had come from France to see him. Japy, like 
Lubersac and Stinnes himself, felt that it was time for businessmen to take the 
initiative. He argued that “the French industrialists have come to the conviction 
that professors and lawyers cannot govern at the present time. The past po licy of 
France has led to a dead end. One has to seek new paths and must come to an 
understanding w ith  G erm any.”36

The W irth government was presented w ith a fait accompli when Stinnes finally 
informed the Cabinet of his negotiations w ith  Jap y  and his agreement w ith Luber­
sac in the context of a discussion on A ugust 29. The Reparation Com m ission had 
been threatening to place controllers over G erm any’s state-owned forests and 
mines because of inadequate deliveries and Bavaria’s resistance to supplying 
wood from its forests. W irth had become desperate for industrialist help, and 
Stinnes was not shy about extracting his price, which was support for the do­
mestic program  of privatization and longer hours. Stinnes was encouraged by 
W irth to continue his negotiations but not promised support of his domestic pro­
gram 37.

The situation was, of course, a delicate one for Stinnes. The agreement w ith  L u­
bersac and the talks w ith Jap y  were bound to create surprise and lead to criticism . 
O stensib ly an enem y of fulfillm ent and critic of Rathenau for m aking an agree­
ment based on sim ilar principles, Stinnes could easily be charged w ith  try ing  to 
“enrich him self on the national m isfortune”. Rumors flew fast and furious. There 
was ta lk at the Reich C hancellery that “H err Stinnes is selling the German coal 
and iron industry to France”. Stinnes, however, insisted that on ly a private busi­
nessman like him self could get the Bavarians to deliver wood and prom ote a viable 
fulfillm ent policy. He went on to claim  that false conclusions had been drawn 
from his performance at Spa, and that he had alw ays favored the po licy of fu lf ill­
ment, albeit w ith in  the bounds of reason and what was bearable for the national 
econom y38.

Stinnes was not engaging in idle boasting w ith  respect to his influence over the 
Bavarians. R ight-w ing circles there in itia lly  thought the agreement w ith Lubersac 
another surrender to the French, but Stinnes and his allies succeeded in securing

36 N otes b y  H uraan n  on d iscussion  w ith  Fehrm ann, A ug . 19, 1922, and H um ann  notes of 
A ug . 24, 1922, ib id ., 039/2.
37 Ingrid Scbidze-Bidlingmaier, D ie K abinette W irth  I und II, 10. M ai 1921 bis 26. O kto ber 
1921. 26. O k to ber 1921 bis 22. N ovem ber 1922. A kten  der R eich skanzle i. W eim arer R ep u ­
b lik ., 2 vo ls. (B oppard  am  R hein  1973) II, 1066-1069.
38 N otes b y  H um ann  on the H e im bu rg  nego tiation s of A ug. 24, 1922, A CD P, 1-220, 039/2.
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the Cooperation of State Com m issar Gustav von Kahr and w inning over the Bav­
arian press. Stinnes claimed that his agreement contained no promises that could 
not be fulfilled; it provided more coal for Germ any and, unlike the Wiesbaden 
Agreem ent, for full and immediate credit for German deliveries. He also saw it as 
a stepping stone to more general political agreements w ith  the French.

Nevertheless, the fact that personal profit was involved was dem onstrable, and 
the German and international press was rife w ith animadversions. Some commen­
tators charged that Stinnes knew business was slow ing down in G erm any and was 
in effect trying  to turn reparations into a replacement. Perhaps the most amusing 
press report on the affair appeared in the Cri de Paris, which reported an interview  
w ith  the Com te de Lubersac. W hen asked whether Stinnes was a Pan-German, 
Lubersac responded: “M. Stinnes, a Pan-G erm an? He is above all a business man 
and Pan-Stinnes.” The paper went on to observe that “perhaps a time w ill come 
where this good M. Pan-Stinnes w ill be presented as one of the rare friends of 
France in G erm any”39.

In reality, however, Stinnes had not budged from his basic positions about end­
ing of the occupation, return of the Saar, as w ell as reduction of reparations being 
preconditions for negotiation and, along w ith  suspension of the eight-hour day, 
for stabilization. He continued to bank on Anglo-A m erican support and the 
trium ph of economic rationality in France. In a conversation w ith  British busi­
nessmen in October 1922, he urged an international meeting of businessmen led 
by the U nited States to settle reconstruction problems. And he b luntly reiterated 
his concern over unem ploym ent and his w illingness to see G erm any print as 
much m oney as proved necessary to help w orkers keep up w ith  the depreciation 
and to promote business activ ity until the m ark ran out of domestic purchasing 
power.

This insistence that G erm any hold out at all costs unless it received favorable 
terms also conditioned his excited response to the question w hat G erm any would 
do if the French used force. He warned that “no power on earth w ill then prevent 
a German alliance w ith  the reconstituted Russia and the resulting war of exterm i­
nation against France, beside which the horrors of the last w ar w ould pale. We are 
fu lly  alive to the fact that the price of this w ar w ill be the destruction of G erm any 
between the Rhine and the Elbe, but we should be w illing  to pay  even that p rice .” 
This, however, was a lapse from his otherw ise optim istic mood, which also ex­
tended to internal affairs, where Stinnes boasted that he was a “personal friend” of 
“the sadd ler”, President Ebert, who was “in full agreement w ith  his ideas”40.

In reality, things were not going w ell at all. The agreement w ith Lubersac was 
producing pitiful results because German prices were moving upward, and Luber-

39 R eports on the press response to the H e im bu rg  A greem ent, Sept. 23, 1922, ib id ., 019/4.
40 N ote b y  S ir W illiam  L arke  o f an in terv iew  w ith  H err H ugo  Stinnes O ctober 29, 1922 from
12 noon to 6 p .m . attended b y  M r. P iggo tt, B ritish  C o m m iss io ner in C o lo gn e at ITerr S tinnes 
p rivate house in M ü lhe im  a.d. R uhr, B ritish  Steel C o rpo ra tio n , N F ISM -B ISC  Papers, F ilm  
N o . 11, Box 1870. I am gratefu l to Prof. C lem ens W urm  for p lacing  this docum ent at m y d is ­
posal.
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sac was constantly com plaining. A fter the W irth government left office in N o­
vember 1922, Stinnes continued his pressure on the new government of W ilhelm  
Cuno to keep its offers to the A llies w ith in  the range of what he considered finan­
cially  defensible. “That which I want and which very large influential circles in 
France also w an t”, he claimed, “can only be reached through clear, unreserved so l­
utions and not through offers that the other side, w ith its existing extraordinary 
m istrust, would perceive as a renewed German effort to defraud”41. The French 
response was the Ruhr occupation of January 11, 1923.

A Bankrupt Policy

U nfortunately for Stinnes, the French thought that he was at the head of an effort 
to defraud them, and Stinnes was natu rally  outraged by the R uhr occupation. As 
he w rote to Lubersac: “You w rite to me for the new year that France after the hor­
rors of the w ar of 1914/18 wants to have and to maintain peace. Is that peace? I see 
w ith horror that the French people, under the spell of lawyer-deputies and a man­
aged press, are more and more fixed on a path that leads to new wars fought out on 
German soil, destroying German culture, and in the end preparing the grave of the 
French people.”42 Lubersac’s response in this rem arkable exchange of new year 
greetings, however, was no less passionate: “And now I ask you, w ould you be 
able to give me your word of honor that the Reich since the A rm istice has done 
everyth ing in order to satisfy even a portion of its debts to m y country? Would 
you swear before God that G erm any has not tried by every possible means to 
make itself insolvent? We are both in the habit of speaking openly w ith one an­
other, and you w ill forgive me therefore if I now tell you the brutal truth. You 
complain about the peaceful occupation of M ülheim  by our engineers and troops. 
But it is precisely you that have wanted that.”43 Stinnes had to understand that 
“France is at the end of its patience; it must obtain payment', you know  that as w ell 
as I”. In Lubersac’s view, it was w rong for Stinnes “to imagine that the Reich can 
p ay the b ill w ithout being sign ificantly handicapped”. Stinnes had complained 
that the Germans were having to import coal in order to meet their obligations to 
France, but, as Lubersac saw it, it was perfectly natural for G erm any to have to 
im port coal if it did not produce enough to fulfill its delivery obligations. It rested 
w ith  Stinnes to show good w ill and use his influence to create preconditions for an 
understanding.

W hile Stinnes’s response was not lacking in defiance, it also left open the w ay 
for conciliation. He roundly rejected the idea that Germany had deliberately 
bankrupted itself to escape reparations: “ I w ould at any moment swear that the 
thought that G erm any has used all its means to make itself insolvent is perfect

41 S tinnes to M elch ior, Dec. 26, 1922, A CD P, 1-220, 022/2.
42 S tinnes to L ubersac , Jan . 11, 1923, ib id ., 020/3.
43 L ubersac to Stinnes, Jan . 15, 1923, ib id .
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nonsense, a nonsense that can only be believed when a relationship is so poisoned 
as is now the case between France and G erm any.” N evertheless, Stinnes em pha­
sized that he remained committed to an understanding because “w ithout an hon­
est peace between France and G erm any there is no European and w orld  peace”44.

Stinnes figured as one of the major organizers of the passive resistance, but he 
made it clear from the outset that the goal was not to force the French to terms by 
b low ing up the cokeries but rather to negotiate. Exactly how this was to be done 
on German terms was a question he never answered. Stinnes opposed the idea that 
passive resistance was some kind of end in itself. Fie thought it im portant that the 
French be shown that they could not do whatever they w ished w ith the Germans, 
but he recognized, as he told Stresemann in m id-M arch, that time stood on the 
side of the enem y43. S im ilarly, he wrote Am bassador Otto W iedfeldt, the former 
head director of Krupp who had become G erm any’s representative in the U nited 
States, that things were going well in the R uhr but that it was im portant to negoti­
ate before G erm any’s breath ran out. As anxious as Stinnes was for an understand­
ing w ith  France, however, he showed no readiness to accept a settlem ent at any 
price. He was particu larly  hostile to the idea of French participation in German 
industry, let alone French control of the Rhineland. As he put it to W iedfeldt, 
“when I am facing a blackmailer, I w ould rather give him m y w allet w ith  its con­
tents than the key to the house”46.

In reality, however, Stinnes continued to hope that France could be bought off 
w ith  the m ortgaging of state enterprises and the increased labor of the w orking 
class. He seemed to believe that the French could be brought to terms by some 
com bination of economic reason, passive resistance, and an international business 
arrangem ent, but the opposite side had to understand that a relationship w ith 
G erm any meant partnership and excluded control of German industrial assets. He 
placed little store in A nglo-A m erican intervention, and felt that a “continental 
bloc w ithout Anglo-Saxon leadership is the best for us G erm ans”, since it log i­
cally  would give “us the upper hand or at least eq u a lity”. As he had once allied 
w ith  Thyssen in the prew ar period, even though he found Krupp and H aniel more 
sym pathetic personally, so he now preferred to come to an arrangem ent w ith  the 
French and Russians. The im m ediate d ifficu lty was that the French government 
and even opposition leaders in France treated overtures by Stinnes’s represen­
tatives coldly. They had little reason to do otherw ise since Stinnes was certain that 
the 20 billion gold-m ark offer that the German government had refrained from 
m aking public in December constituted a suitable basis for negotiation provided 
“the entire controlled economy, the entire Socialist econom y in Germany, is laid 
aside”. Here the help of those lending m oney to G erm any w ould be essential, 
since G erm any seemed incapable of accom plishing these internal reforms on her 
own. In short, Stinnes offered an unacceptable am ount whose paym ent depended

44 S tinnes to Lubersac , Jan . 19, 1923, ib id .
43 H enry Bernhard  (Ed.), G ustav  S tresem ann . V erm ächtn is, 3 vo ls., I, 42 -44 .
46 S tinnes to W iedfe ld t, M arch  15, 1923, A CD P, 1-220, N r. 022/3.
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upon the capacity of international bankers, cheerfully “assisted with the advice of 
G erm any’s economic leaders”, to pressure G erm any into reform ing its internal 
policies. The French not only refused to consider such terms, but also dark ly  in­
dicated that much higher reparations, the continued occupation of Essen, and the 
creation of a Rhenish state w ith internationalized railroads would provide the 
only suitable bases for an agreem ent47.

W hatever the case, by the late sum mer Stinnes and Vogler, because of condi­
tions in the Ruhr and their fear of civil war, were desperate enough to urge the new 
Chancellor, Gustav Stresemann, to enter into negotiations as qu ick ly  as possible. 
U ltim ately, however, it was Stinnes and his heavy industrial friends who had to 
enter into such negotiations, not w ith French industrialists but w ith  French gen­
erals and the so-called engineer’s committee, since the French insisted on dealing 
with the real powers in the R uhr and not the government in Berlin. A t the same 
time, his chief efforts now turned to getting government support and credits for 
industry ’s arrangements w ith  the French and, of course, getting rid of the eight- 
hour day.

Increasingly, however, Stinnes found that he was meeting his match in Strese­
mann, H jalm ar Schacht, Flans Luther, and the others in Berlin who were pushing 
currency reform, getting the external help from the U nited States that was to be­
come the Dawes Plan, and gaining the support of the British, w hile telling the in­
dustrialists that they would have to fend for themselves until those measures bore 
fruit. It was ultim ately they, not Stinnes, who brought the French to surrender 
their ambitions in the Rhineland because they were able to leverage A nglo-A m eri­
can com mitm ent to bring France to terms. As for Stinnes, he found himself, along 
with Adenauer and Louis Hagen, pursuing a policy that was of no real use to the 
French because it was not separatist and, in supporting a Rhenish Gold Note 
Bank, seeking to gain gold credits to deal w ith the grow ing crisis created by stab il­
ization. Stinnes did hold private talks w ith  the French Com m issioner Paul Tirard 
about creating two Rhenish states separate from Prussia, but he made it clear that 
they were not to be separated from the Reich and that France w ould have to offer 
concessions in return for such a transform ation. In the end, the French do not 
seem to have found the proposition w orthw hile. “Los von B erlin” m ay have made 
some sense in 1918 when Berlin was filled w ith  Socialists and left-w ing dangers. It 
was futile in 1923-1924 wrhen Berlin was pursuing conservative policies and a sta­
b ilization program  aimed at keeping the country together even if that placed the 
special interests of Stinnes and his friends in m omentary danger.

As in 1918, Stinnes did not know w hether to hate his own politicians, above all 
Stresemann, or the French the more. In M arch 1924, ill and depressed, he told one 
of his directors that he had “come to the realization that only a w ar can bring us 
out of our situation. O ur beautiful Ruhr district w ill be com pletely destroyed in

47 S tinnes to W ied fe ld t, M arch  15, 1923, A CD P, 1-220 Stinnes, Nr. 021/3, and S tinnes notes 
on a d iscussion  w ith  the C h airm an  o f the G uaran tee C om m ission , Em ile H aguen in , A pril 5, 
1923, ib id ., Nr. 265/1.
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the process, and for chat reason I have in m y inner self w ritten off m y entire pos­
sessions there .... Yes, there is no point in fooling oneself, and I am just as certain 
that we w ill w in this war against the French and that we w ill get back everything 
again, the Ruhr territory, A lsace-Lorraine, and more, if we only have people at the 
top who know what they are doing, fellows who are free of feelings, w ith  strong 
nerves and a clear understanding.”48 Hugo Stinnes’s French policy had thus 
moved in a complete circle, but in the process it had exercised a profound in­
fluence on German foreign po licy and made a significant contribution to “the end 
of French predominance in Europe”.

48 R ep ort b y  K arl Fehrm ann fo r F rau  S tinnes on his last conversation  w ith  P lugo  S tinnes on 
M arch  18, 1924, O ct. 16/18, 1924, N ach laß  E lse Stinnes.



Alan Sharp

Kommentar zu 
I. Kriegsziele und Friedensschluß, 1914-1919

The three papers by David Stevenson, Elisabeth Glaser, and Gerald Feldm an are 
valuable in two w ays. They offer focal points for a discussion of West European 
security at the end of the First W orld War, and they introduce themes vital to the 
broader discussions of that security -  economic cooperation or economic hegem­
ony; the relationship between the more overt signs of security like territorial pos­
session or m ilitary restriction and the less obvious commercial and financial as­
pects; the elusive but crucial question of perception -  when, why, and whether 
states decide that cooperation is more fruitful than confrontation. There were 
hints of such perceptions -  David Stevenson reminds us of the pre-1914 Franco- 
German cooperation in coal and steel, Elisabeth G laser illustrates the develop­
ment of rival plans for customs unions and economic blocs, w hilst Gerald Feld­
man offers insights into the grandiose but frustrated post-w ar visions of Hugo 
Stinnes. A ll these strands had some part to p lay in Jean M onnet’s later ideas after 
another titanic struggle. But perhaps crucially  in the period around the First 
W orld War, there was no consensus favouring European cooperation -  the climate 
remained competitive.

The three papers fit w ell together. Stevenson offers a m agisterial overview  trac­
ing Franco-G erm an relations from the 1890s into the post-1919 era. H is dis­
cussion of the evolution of French w ar aims illustrates that international politics is 
the art of what is perceived to be possible. H is overall conclusion is challenging: 
the French, he claims, approached the peace conference w ith clearer ideas on their 
desiderata than their A nglo-Saxon allies, and they achieved much of w hat they 
wanted. The Treaty of Versailles was a French document (W ilson’s League and the 
British imperial and naval clauses apart), and that set the agenda for the next 
tw enty years in western European politics. W e ll. . .  perhaps!

G laser argues convincingly that G erm any’s refusal to contemplate a return to 
the economic and commercial status quo of 1914 forced its friends and enemies 
alike to reconsider their own policies and strategies. H er conclusion that France’s 
main commercial war aim was to create a balance of economic pow er to prevent 
German hegem ony raises interesting considerations. In terms of trade and the 
control of vital raw  materials, the Am erican approach of President W oodrow W il­
son smacked more of rugged individualism  than of collective security, and French
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Commerce Secretary Etienne C lem entel’s attempts to create an economic alliance 
to control scarce resources foundered on Am erican refusal and British reluctance. 
This failure, according to M arc Trachtenberg, was the key to later French ‘intran­
sigence’ in the reparations debates in Paris as France tried to find alternative w ays 
to finance reconstruction and industrial grow th1. The neat paradox with which 
G laser concludes certain ly challenges Stevenson’s claims. France was a m ilitary 
w inner -  at a terrible cost -  but G erm any remained the economic giant, the power 
that W ilson wished to be the dynam o of European recovery and the model for the 
new democratic and peaceful world. Even when the war in the west was lost, the 
Germans were still pursuing hegem ony in the east in the crum bling Austrian and 
Russian empires, forcing the Bolsheviks to sign a treaty offering economic advan­
tage and future insurance against C lem entel’s schemes.

Feldm an’s perspective introduces the im portant element of the role of person­
alities. H ugo Stinnes, a capitalist w ith  an eye both for the broad canvas and the 
main chance, was involved w ith  various open or more secretive pre-w ar schemes 
to exploit the resources of France, Belgium , and Germany. D uring the war, like 
Stresemann, he became an advocate of German expansion and control. M ost fas­
cinatingly, he found it very difficult to accept that G erm any’s defeat was real. In­
deed much of his behaviour and plans seem to have rested on an inner confidence 
in G erm any’s capacity to dom inate the future, preferably by peaceful means, but if 
necessary by m ilitary conquest -  it was the latter view that he seemed to be es­
pousing, in some despair, at the time of his final illness. He was not the most tact­
ful of men. H is belligerent and provocative foray into the postwar w orld of con­
ference diplom acy at Spa in Ju ly  1920 began w ith his declaration that he would ad­
dress the delegates standing, “as he w ished to look the meeting in the face . . .  A n y­
one not sick beyond recovery w ith the disease of v ic to ry”. H ere the chairman in­
tervened, forcing Stinnes to calm  him self and to deliver an effectively argued plea 
in a more restrained manner. The British premier, David L loyd George, might 
w ell feel “that for the first time he had met a real H un”, but he was also inclined to 
accept that Stinnes did have a strong case -  “very insolent but ab le” was the verdict 
of his private secretary, Philip Kerr2. Stinnes’s performance during the conference, 
when he referred po intedly to the French use of black troops, and his d isappoint­
ment w ith  the eventual outcome of the conference, which provoked him into 
unfortunate references to the influence of a “foreign psyche”, emphasised the 
strength of racism and anti-Sem itism  in the m ake-up of certain sections of the 
German elite.

Nonetheless, for all his unattractive qualities, he was obviously a dom inant per­
sonality w ith  the aspiration and ab ility  to lead at a time of low ebb in G erm any’s

1 M arc Trachtenberg, R ep aration  in W orld  Po litics: F rance and E uropean  Econom ic D ip lo ­
m acy, 1916-1923 (N ew  Y ork 1980) 38 -46 .
2 W. N. Medlicott, D. Dakin  (eds.), D ocum ents on B ritish  Fo reign  P o licy  1919-1939 (L on ­
don 1947 onw ards) F irst Series Vol. V III, 519-20 , 531-33 . H ereafter DBFP. K err to B onar 
L aw  11.7.20, B onar L aw  Papers, H ouse o f L ords R ecord  O ffice, 99/3/16.
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fortunes, capable of envisioning arrangements that would benefit both the w ider 
cause of Germ any and do no damage to the Stinnes empire -  Pan-G erm an and  
Pan-Stinnes. H is attempts to contribute toward reconstruction in France in part­
nership with the French industrialist G uy de Lubersac are an interesting illu s­
tration of both aspects. His plan for European reconstruction in 1921 was utterly 
im practical at that time and yet exciting in its concepts. Flis arrogance and his ca­
pacity for self-delusion are breathtaking and serve as a useful rem inder that the 
"dream w orld” of 1918 of which Klaus Schwabe has written did not necessarily 
evaporate when the extent of G erm any’s defeat and isolation became clearer3.

W hat represented real security in 1919, who defined it, and in what terms was it 
defined? M uch of the emphasis in G laser and Feldman is on the economic and 
commercial aspects of the question, though alw ays w ith  a proviso about the im ­
portance of territorial and pragm atic assessments. Yet both in Paris and in the sub­
sequent post-w ar negotiations to enforce the peace settlement, it was issues like 
territorial transfer, alliances, and disarm am ent that dominated h igh-level inter­
national discussions. The A llied leaders were less confident when discussing 
major economic, financial, and commercial matters though they were forced to 
take some responsib ility for the negotiations on reparations and inter-allied debts. 
To what extent did the top people th ink about economic and commercial con­
siderations? Was this for them “real secu rity”? And who constituted what threat 
to whom ? Was Germany the main problem , or Bolshevik Russia, or the new ly 
em erging powers of the U nited States and Japan? Those are all im portant ques­
tions and the answers are by no means clear-cut -  it depended on who you were 
and where you stood -  but there can be no doubt that Great B ritain represented a 
key factor in the West European security equation and that the focus of these three 
papers does rather neglect the British  perspective and perceptions.

H aving faced challenges before 1914 from G erm any and Russia, the British elite 
now shared doubts about French motives and am bitions. “I am seriously afraid”, 
George C urzon told the Eastern Com m ittee on 2 December 1918, “that the great 
power from whom  we have the most to fear in future is France”4. The British elite 
were suspicious of France because they perceived it to be am bitious, to have the 
means to translate those am bitions into reality, and to be w ithout a genuine conti­
nental rival. Curzon, by now the Foreign Secretary, told the assembled delegates 
to the Im perial Conference in London in June 1921: “There has never disappeared 
from [France’s] im agination the lure of the R uhr Valley, and one of the objects for 
which we here, and especially the Prime M inister, have successfully struggled, has 
been to prevent her from carrying out this occupation of German territo ry which 
her m ilitary advisers have alw ays had in view. The M inisters present w ill see at 
once w hat her object is -  w ith  Lorraine, the Saar Valley and the Ruhr in her occu­

3 K laus Sch w abe ’s chap ter in T he T reaty  o f V ersailles: A  R eassessm ent after 75 Years, ed. M. 
F. Boemeke, G. D. Feldman, and E. Glaser (N ew  Y ork 1998) 37 -67 .
4 P ub lic  R ecord  O ffice, Kew. I am gratefu l to the C o n tro lle r  for perm ission  to  pub lish  
C ro w n  C o p y r ig h t m ateria l. H ereafter P R O , C A B  24/27.
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pation, she becomes the mistress of Europe in respect of coal, iron, and steel, and 
w ith those countries under her m ilitary command she w ould also become the 
m ilitary monarch. Those quite frank ly are the ambitions lurk ing, I w ill not say in 
the minds of the French Government, but of a large section of French opinion, 
w ith which we are confronted.”5 This suspicion was encouraged by the almost in­
evitable French demand that each and every German infraction of the Treaty 
should be punished by an occupation of the Ruhr. Captain G eorgi, a British ad­
viser on coal and steel matters, offered an interesting economic explanation of the 
“lure of the R uhr” asserting that occupation was “inevitable not because they, the 
French, by doing so w ish to cripple Germany, this latter consideration is really to 
m y mind a subsid iary one, but because present schemes of industrialising France 
on a large scale can on ly assume a concrete form if the Ruhr, w ho lly  or partly, 
comes under French contro l”. As S idney Waterlow, a clerk in the Foreign Office 
Central Department commented, 25 N ovem ber 1920, “If he is r igh t...w e  cannot 
expect the danger to dim inish w ith  the return of political tranqu ility  or the lapse 
of tim e.”6 A lthough L loyd George did acquiesce in an actual extension of the oc­
cupied area of G erm any in M arch 1921 and agreed to the threat of a further exten­
sion in A pril 1 9 2 1 , thus m aking it more difficult for Britain to protest when the 
French, in association w ith  the Belgians, occupied the whole of the R uhr in 1923, 
the more usual British reaction was to resist such demands7. As C urzon declared: 
“We are at the present moment . . .  the on ly m oderating influence in respect of 
France. We go about arm in arm w ith her, but w ith  one of our hands on her collar, 
and if we relax that control I m yself should be very much alarmed at the conse­
quences that would ensue.”8

M any British decision-m akers in the imm ediate postwar era believed that the 
French had designs on German territory. There had been a form idable French 
campaign during the Paris peace conference to detach the Rhineland from Ger­
m any and to obtain the Saar in absolute sovereignty, in short to reverse the provi­
sions of the 1815 peace settlem ent in this area. British observers did not believe 
that this po licy had been abandoned w ith the signature of the Treaty9. “The 
French are determ ined to get Rhineland [sic ]”, m inuted H ardinge in February 
192010. But what motivated such attempts to make territorial gains? Was it to pro­
vide defensive barriers? To deprive the other state of resources or to gain them for 
oneself? Were such demands rational and calculated or atavistic and driven by 
em otion? For Jacques B ariety the French demand for the Saar was part of “a vast

5 PR O , C A B  32/2/E4, M eeting  22.6 .21.
6 Ib id ., FO  371/4775: C 12185/192/18, p aper b y  G eorgi and m inute b y  W aterlow , both 
25.11.20.
7 See the help fu l co m m entary  in S. Crowe, E. Corp, O u r A b lest P ub lic  Servant: S ir E yre 
C ro w e 1864-1925 (B raun ton  1993) 430-33 .
8 P R O , C A B  32/2/E4, M eetin g  22.6 .21.
9 S ee ]. C. King, Foch versus C lem enceau : France and G erm an D ism em berm ent, 1918-1919 
(H arvard  1960) 73 -112 . R. McCrum, F rench  R h ine land  P o licy  at the Paris Peace C onference,
1919, in: H isto rica l Jo u rn a l 21 (1978) 623-48 .
10 D espatch  16.2.20 DBF'P vol. IX , 71 and 71n3.



K om m entar  zu Kap. I 69

project seeking to slow and restrain German industrial development, and . . .  to 
facilitate that of France, Belgium , Italy, and Poland. A t the heart of this plan, there 
appears to be the ambition to alter profoundly the balance of European industrial 
power.” Yet for Stevenson “The Saar claim, w ith  its flim sy economic and still 
more flim sy ethnographic base, was the closest to a French demand of sheer un­
reason, unsupported either by convincing arguments from national self-determ i­
nation or by the logic of a broader strategic design .”11

Security could mean alliances. Accepting the defensive, or possib ly im perialis­
tic, m otivations behind C lem enceau’s peace, Stevenson re-emphasises Clemen- 
ceau’s own preoccupation w ith the need to preserve the wartim e alliance w ith 
Britain and the U nited States -  a preoccupation that L loyd George unscrupu­
lously exploited12. France m ight have assembled, or chanced upon, a combination 
of powers that left it victorious in 1918, but the long-term  dem ographic and re­
source trends suggested that its continuing status as a great power required allies 
and the creation of a customs union and a cartel to control vital raw  m aterials. 
There was more than a hint of truth in British Foreign Secretary, A rthur Balfour’s 
rather harsh assessment: “It is quite certain that no m anipulation of the Rhine 
frontier is going to make France anyth ing more than a second-rate Power, 
trem bling at the nod of its great neighbours on the East, and depending from day 
to day on the changes and chances of a shifting diplom acy and uncertain al­
liances.”13 For Clemenceau guaranteed Anglo-Am erican support was w orth more 
than the Rhineland, though he was careful to offer his successors the chance to 
have both. The aftermath of the abortive guarantee left Britain w ith  a moral ob li­
gation that successive governments did not rush to meet.

One of their reasons was because, in a quest for tangible assurances, the French 
turned to the new states of eastern Europe in the hope of discovering a substitute 
for Russia, now crippled by Bolshevism  and civil war. In the short term  Poland 
m ight deter Germany, indeed F litler’s first major foreign po licy in itiative was the 
attempt to nu llify the Polish threat by a non-aggression pact. But in the longer 
term, when G erm any (and/or Russia) revived, France’s eastern alliances were hos­
tages to fortune, their inherent weakness exacerbated by the deep-rooted disputes 
between the supposed partners. Despite French exasperation w ith  British m yopia, 
eastern Europe remained an area that British governments did not see as a vital 
national interest. A ny offers that Britain  made to guarantee French in tegrity or to 
jo in  an alliance were predicated upon the exclusion of eastern Europe from their 
terms of reference, yet for France European security was threatened not in the 
west but in the east -  before any new Sedan the French feared a new Sadowa.

11 Jacques Bariety, Les R elations franco -allem andes apres la P rem iere G uerre M ond ia le : 
10 novem bre 1918 -  10 jan v ie r 1925. D e l ’execution  ä la n egociation  (Paris  1977) 139; D avid  
Stevenson, F rench  W ar A im s again st G erm any, 1914-1919 (O xfo rd  1982) 179.
12 A. Lentin, The T reaty  T hat N ever W as: L lo yd  G eorge and the A bo rtive A nglo -F rench  
A lliance of 1919, in: Judith Loades (ed ), The L ife and T im es of D avid L lo yd  G eorge (B angor 
1991) 115-128.
13 A rth u r B a lfou r Papers, B ritish  L ib rary , A dd M SS 49751, M em orandum  18.3.19.
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Stinnes and Rathenau believed Russia and eastern Europe were the key to eco­
nomic revival, and Rathenau managed to persuade L loyd George that the entire 
tangled legacy of the First W orld W ar m ight be resolved by a conference to foster 
an economic and commercial cooperation between east and west. The price the 
British were prepared to pay for French participation in such a conference, par­
ticu larly  in terms of a new guarantee or an alliance, formed the subject of much 
debate and diplom atic correspondence in late 1921 and early 1922. There was cer­
ta in ly no justification in all the ensuing horsetrading for C urzon ’s concern of De­
cember 1921 -  “I earnestly hope it w ill not be proposed to give the guarantee for 
noth ing.” The Genoa Conference produced a different outcome from that Rathe­
nau or L loyd George expected, but it emphasised the question w hether the geo­
politics of the interw ar period ever made it possible to try  to create genuine west 
European security in isolation from all the frustrated national ambitions and the 
economic deprivations in the east -  a theme w ith much resonance in a contem por­
ary Europe that shares more characteristics w ith  the aftermath of 1918 than with 
that of 1945.

The Am erican president, W oodrow W ilson, wanted to change the whole nature 
of international relations. Total w ar brought a demand for total security. But how 
far could the president’s revolutionary notions of collective security be relied 
upon? D uring the debate on A rticle 10 of the Covenant of the League of N ations, 
W ilson insisted that w ithout the active obligation of all members “to preserve us 
against external aggression [other members’] territorial in tegrity  and existing 
political independence” the League would be “hard ly more than an influential de­
bating society”. “Yes”, rem arked Robert Cecil, “but do any of us mean it? ”14 This 
telling question haunted the 1920s before receiving a brutal and decisive answer in 
A byssin ia in 1935. M eanwhile it created a dangerous divergence between public 
opinion, particu larly in Britain , which believed in the League as a guarantor of 
security, and successive governments that did not share their scepticism  about co l­
lective security w ith  their electorates.

A ll this suggests that security is a m ulti-layered  and multi-faceted concept 
whose definition depends very much on the perspective of the observer. Even 
w ith in  the elite groups of the same country there w ill be more or less fundamental 
differences at the very least of emphasis, sometimes of objectives. B ullitt Low ry 
has recently reminded us that the A llied m ilitary and naval leaders, despite clear 
differences between the British com mander Douglas H aig and the French general­
issimo Ferdinand Foch, still took a more optim istic view than the politicians of 
the German request for an arm istice in October/November 1918. Foch’s draft 
conditions, which became the A llied terms, were considerably more demanding 
than those o rig inally  proposed by Georges C lemenceau, the French prem ier15.

14 S. P. Tillman, A ng lo -A m erican  R ela tion s at the Paris Peace C onference of 1919 (P rinceton  
1961) 125-126 ; George Egerton, G reat B rita in  and the C rea tio n  of the L eague of N ations: 
S trategy, P o litics and In ternatio na l O rgan iza tio n , 1914-1919 (L ondon  1979) 131-132 ; Lord 
Percy of Newcastle, Som e M em ories (L ondon  1958) 69.
15 Bullitt Lowry, A rm istice  1918 (K ent, O h io  1996) 39 -76 .
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One final point m ay prove of interest. H ow do ideas become part of the inter­
national agenda? H ow  does that agenda become established? A ll three papers shed 
light on the question how much each side, especially during the war, knew of the 
other’s thought processes and demands and how far this, in turn, helped to create 
the fram ework of their own debates. But to create a new set of questions or per­
ceptions does it require the intervention of a visionary (or lucky) individual to 
identify new themes that in turn create a new clim ate and agenda of debate -  A r­
istide Briand or Etienne C lem entel in France during the war; H ugo Stinnes, 
Walther Rathenau, Gustav Stresemann, and Briand again in its aftermath?

Thus the questions that have most interested me in these three papers are the 
definition of security; the links between the underly ing economic and commercial 
questions, and the more conventional political issues that dominated discussion at 
the top tables in the negotiations after the F irst World War; the “far aw ay 
coun try” question, nam ely w hether western Europe could be secure in isolation; 
and the creation of climates of opinion. W hat the contributors have ensured is that 
there is no shortage of valuable and stim ulating material for an informed and lively 
debate.





II. Sicherheitsfragen und Wirtschafts­
beziehungen in den Zwanziger Jahren

Peter Krüger 

Carl von Schubert und die deutsch-französischen 
Beziehungen''

Auf meine Frage, ob er m ir Genaueres über die oft behauptete N eigung des 
Staatssekretärs des A uswärtigen Amts C arl von Schubert zu G roßbritannien und 
zu einer P o litik  enger deutsch-britischer Zusammenarbeit sagen könne, antw or­
tete m ir dessen Sohn V orjahren  erstaunt, das komme ihm seltsam vor. Er sei auf­
gewachsen, geprägt von der Ü berzeugung in seinem Elternhaus, daß es darum 
gehe, eine grundlegende Verständigung zw ischen Deutschland und Frankreich zu 
erreichen. Sein Vater habe sich dafür vor allem eingesetzt.

Bei den Zeitgenossen ergab sich zunächst ein ähnlich irritierendes B ild. Als 
Schubert (1882-1947) im Februar 1920 nach London ging, um für den neuen Bot­
schafter, den H am burger Bürgerm eister Sthamer, einen der Außenseiter, die nach 
1918 ins A usw ärtige Am t kamen, die deutsche Botschaft neu einzurichten, er­
klärte sein Pendant in Berlin, der britische G eschäftsträger Lord K ilmarnock, er 
sei „distinctly n o t ,persona grata““. K ilm arnock gab zu verstehen, Schubert möge 
so bald wie möglich aus London w ieder verschwinden. Aus London folgte die Be­
gründung: Schubert sei nicht nur nahe verw andt m it dem Staatssekretär des A us­
w ärtigen von 1917/18, von Kühlmann, sondern ein Feind Englands. Dieses Ver-

V erw endete A bkürzun gen :
A A  = A usw ärtiges  A m t
A D A P  = A kten  zu r deutschen  ausw ärtigen  P o litik
M A E  = M in istere  des A ffaires E trangeres
M 1C U M  = M ission  In tera lliee de C o n tro le  des U sines et des M ines
N l. = N ach laß
PA = Po litisches A rch iv  des A usw ärtigen  A m ts
R M  = R eich sm in ister
St.S. = S taatssekretär
V.V. = V ersa iller V ertrag
W R ep  = W irtschaft/R eparationen
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dikt spielte auf Schuberts Tätigkeit als O rganisator eines weitverzweigten Infor­
mations- und N achrichtendienstes während des Ersten W eltkriegs an der Ge­
sandtschaft Bern an. Diese Berner Tätigkeit führte auch dazu, daß er von den 
Franzosen ähnlich beurteilt und auf die Liste m ißliebiger D iplom aten gesetzt 
wurde. Die zuständigen Behörden der Entente w aren sich also zunächst in ihrem 
Argwohn e in ig1.

Schubert selber störte das wenig. N ach Abschluß seines Auftrags in London 
wurde er nach Berlin zurückberufen und erhielt auf seine sehr nachdrücklich vor­
getragenen Forderungen hin eine der auf Grund der Schülerschen Reform des 
A usw ärtigen Dienstes neu geschaffenen Länderabteilungen, und zw ar die für 
G roßbritannien und sein Empire zuständige. Schubert gehörte zu den am höch­
sten eingeschätzten jungen Beamten des Amtes. Er erhob Anspruch auf diese A b­
teilung mit der ausdrücklichen Begründung, daß er nur dort seine außenpoliti­
schen Vorstellungen verw irklichen könne, in denen G roßbritannien eine m aßge­
bende Rolle spielte2. Es besteht also kein Zweifel daran, daß er wenigstens in den 
N achkriegsjahren eine auf G roßbritannien orientierte A ußenpolitik vertrat -  mit 
N achdruck. Was er dam it erreichen und wie weit er darin gehen w ollte, ist a ller­
dings erst noch zu untersuchen.

Demgegenüber läßt sich aber auch die Aussage von Schuberts Sohn in den 
Q uellen eindeutig belegen; offensichtlich ist dies jedenfalls seit der M itte der 
1920er Jahre. Es handelt sich um eine interessante, aber altersbedingte W ahrneh­
mung. Denn der Sohn konnte erst für die Zeit seit den späten 1920er Jahren eigene 
Eindrücke wiedergeben. D ieser Befund legt den Gedanken nahe, daß es sich um 
eine gewisse Entw icklung in den Auffassungen Schuberts handelte, m öglicher­
weise um zwei O rientierungen -  die britische und die französische - ,  die im H in ­
blick auf eine allm ählich ausgestaltete übergeordnete außenpolitische Konzeption 
keineswegs im W iderspruch zueinander standen, sondern auf sich verändernde 
Bedingungen und W ahrnehmungen antworteten. Außerdem  läßt sich aus den 
Quellen belegen -  und ist demgemäß bei der U ntersuchung seiner Frankreich-Po- 
litik  angemessen zu berücksichtigen - ,  daß die Form ierungsphase der außenpoli­
tischen Konzeptionen Schuberts unlösbar verquickt w ar m it seinem A ufstieg und 
insbesondere mit seinen recht erfolgreichen Bemühungen, die W eiterentw icklung 
der organisatorischen Reformen des A usw ärtigen Amts voranzutreiben.

Die weitreichende Schülersche Reform hatte vorübergehend etwas chaotische 
Folgen. Das w ar unverm eidlich angesichts der notwendigen U m stellung -  eine 
U m w älzung geradezu -  von der großen Politischen Abteilung aus dem Kaiser­

1 Po litisches A rch iv  des A usw ärtigen  A m ts (= PA ), Rep. IV Pers., 483, Bd. 3, H andschre iben  
K ilm arnocks, 28 .3 ., Telegram m  Stham ers 24. 4. 1920; M in istere  des A ffaires E trangeres 
(= M A E ), Serie Z -E urope, A llem agne 1918-1929, C o rps d ip lo m atiq ue  d ’ A llem agne , vol. 31, 
B erich t M il.-A ttach e  Bern 16. 11. 1918.
2 N ach laß  Schubert (G rünhaus), Po litisches Tagebuch, Bd. II, 10. 6. u. 30. 6., Bd. III, 19. 8. 
1920; Peter Krüger, S truktu r, O rgan isa tion  und außenpo litische W irku ngsm ö g lichke iten  der 
le itenden  Beam ten  des A usw ärtigen  D ienstes 1921-1933, in: Klaus Schwabe (H rsg .), Das d i­
p lom atische K orps 1871-1945 (B oppard  1985) 136-139.
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reich samt ihren Sachabteilungen auf das Prinzip der Regionalabteilungen unter 
Zusammenfassung der einzelnen M aterien, vor allem Politik und W irtschaft. Der 
Gefahr vieler kleiner, disparater Abteilungen für eine einheitliche A ußenpolitik, 
noch gesteigert durch zwei Staatssekretäre an der Spitze der Behörde, sollte mit 
H ilfe einer°Konzentration der Arbeitseinheiten, einer strafferen Spitzengliede- 
runo- mit nur einem Staatssekretär und stärkerer wechselseitiger Beteiligung an 
wichtigeren Vor^än^en gebannt werden. Das dauerte einige Jahre, w ar aber im

&  ö  1 1 1 -  J* J
wesentlichen 1922/23 abgeschlossen. Schubert w ar nachhaltig an diesen und w ei­
teren M aßnahmen beteiligt; er betonte die unentbehrliche Grundlage eines gut 
funktionierenden, effizienten Apparates als Voraussetzung jeder konsequenten 
und erfolgreichen A ußenpolitik. Eine in sich schlüssige, kontinuierliche und ver­
läßliche vornehm lich auf die westlichen Großmächte ausgerichtete Po litik  ver­
mißte er in der U nstetigkeit und den Im provisationen der ersten N achkriegsjahre 
sehr. Beides eine „klare Linie" und eine w irkungsvolle O rganisation, wollte er, 
zunächst ausgehend von der G roßbritannien-Politik als Angelpunkt, schaffen 
helfen wobei er überzeugt war, daß sich das eine nicht ohne das andere erreichen 
lasse3. Aber eine w e s e n t l i c h e  dritte Voraussetzung für eine erfolgreiche A ußenpo­
litik  kam hinzu: eine handlungsfähige, auf längere Sicht kalkulierbare politische 
Führung, möglichst auf der Basis eines gefestigten Zusammenwirkens des „gemä­
ßigt und vernünftig denkenden Teil[s] des deutschen Volkes“, vor allem unter Ein­
beziehung der SPD, selbst wenn sie in der O pposition stand4. Das alles w ar A us­
druck eines sehr methodischen Vorgehens.

Das Zusam m enwirken von politischen Bedingungen, Konzeption und O rgan i­
sation der A ußenpolitik, w ie Schubert es vertrat, lag auf Grund der inneren und 
äußeren U m bruchsituation und als Bedingung moderner Außenpolitik überhaupt 
nahe. Trotzdem kam ein persönlicher Zug hinzu: ein umfassendes Verständnis 
von A ußenpolitik und ihrem Umfeld, unterstützt durch Schuberts H erkunft, die 
einer weiter gespannten außenpolitischen Sicht entgegenkam , und ein bem erkens­
wert stark entw ickelter Leistungsw ille, ja ein Gefühl der Verpflichtung zur Lei­
s tu n g  Diese Leistungsorientierung lag zw ar in seiner Persönlichkeit begründet, 
wurde aber bestärkt durch die Fam ilie und durch das traditionelle Beamtenethos
des Dienstes für den Staat.

Schuberts Vater w ar ein 1899 geadelter General, der in eine führende Industriel­
lenfam ilie, die Stumms von der Saar, eingeheiratet hatte. M it der Zugehörigkeit zu 
den  I n d u s t r i e u n t e rn e h m e n  des Stummschen Fam ilienverbunds entw ickelte sich 
bei Schubert eine dauerhafte ökonomische Komponente seiner Auffassungen, die 
er in unerm üdlichem  A usbildungseifer -  er w ar Jurist -  während seiner Referen­
darszeit mit H ilfe w irtschaftlicher Studien an der neuen H andelshochschule in 
Köln förderte. Neffe des Staatssekretärs des Äußeren, R ichard von Kühlmann, 
verheiratet m it einer Gräfin H arrach, geschiedene Bethmann H ollw eg, gehörte 
Schubert zum „ B e th m a n n -S tu m m s c h e n  C lan“, also zu den führenden S ch ich ten ,

3 Ebd. 101 ff.
4 NI. Schubert, P o lit. T agebuch , Bd. II, 17. u . 22. 6. 1920.
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genauer zum aufstrebenden höheren Bürgertum 3. Seine Verknüpfung mit der 
Saar-Industrie bot die Voraussetzung für eine, vor allem nach 1918, notwendige 
und eingehendere A useinandersetzung und Beziehung mit Frankreich. Diese 
W irkung blieb auch immer w ieder spürbar, aber die Einflüsse der angelsächsi­
schen Länder waren am Beginn seiner diplom atischen Karriere stärker.

D ie erste Abordnung als junger Attache führte Schubert Anfang 1907 nach Wa­
shington, D .C . Dort mußte er sich nicht nur in einem um fangreichen und vielfäl­
tigen Aufgabengebiet bewähren -  zur großen Zufriedenheit seiner Vorgesetzten 
übrigens - ,  sondern fertigte auftragsgem äß schon eine „klare und erschöpfende 
D arstellung der industriellen E ntw icklung des Südens [der U SA ]“ an, die „von 
großem Interesse“ sei, vom Reichskanzler gelobt und dem Staatssekretär des In-O . . j
neren zur Verwertung in deutschen „Interessentenkreisen“ überm ittelt wurde. 
Seine A bschlußarbeit für die diplom atische Prüfung fand ebenfalls großes Inter­
esse; er befaßte sich darin m it dem Eisenbergbau und der Eisen- und Stah lindu­
strie der Vereinigten Staaten6. Einen noch nachhaltigeren E indruck auf ihn h inter­
ließ sein erster w ichtiger diplom atischer Posten als 2. Botschaftssekretär an der 
Botschaft London seit November 1912, als R ichard von Kühlmann als Botschafts­
rat und der spätere Botschafter in Paris, Leopold von Hoesch, ebenfalls als Bot­
schaftssekretär dort arbeiteten. Damals schon w ar Schubert, von großer massiger 
G estalt und in seinen Demarchen, w ie auch die britischen Akten zeigen, fast über­
vorsichtig, genau, gelegentlich um ständlich w irkend, das ganze Gegenteil des ge­
wandten D iplomaten. Seine Begabung lag mehr in der klaren Bestandsaufnahme 
und A nalyse, in der genauen Konzeption. Aber der Einfluß der Londoner Erfah­
rungen w irk te nachhaltig, er w ar beeindruckt von der Bedeutung G roßbritan­
niens und seiner weltweiten Verbindungen und vom britischen po litisch-d ip lom a­
tischen Stil.

Im übrigen teilte Schubert anfangs die Ressentiments, Borniertheiten und na­
tionalistischen Ansprüche, die in seinen Kreisen w ie unter den Deutschen über­
haupt grassierten: Der Versailler Vertrag w ar unhaltbar und von em pörender U n ­
gerechtigkeit -  auch im H inb lick auf die Kriegsschuldfrage - ,  die nationale Ehre 
und die schiere Existenz Deutschlands untergraben, der fortw irkende Zerstö­
rungsw ille vor allem Frankreichs offensichtlich, und die farbigen französischen 
Besatzungstruppen bezeichnete er einm al als „schwarze Pest“7. Für eine ge­
schichtswissenschaftliche U ntersuchung geht es vornehm lich darum, bei ziem lich 
gleicher A usgangslage für die deutschen A ußenpolitiker und D iplom aten und der 
bei ihnen überw iegenden M entalität, ihrer Vorurteile und der nicht oder nur 
schwer verwundenen N iederlage, nicht einzelne Befunde, sondern E ntw icklun­
gen zu untersuchen, d .h . m ögliche Lernprozesse, und zw ar über Veränderungen 
des Bewußtseins, aus den Reaktionen auf w ichtige Ereignisse heraus. Das Verhar­

5 H arry G ra f Kessler, T agebücher 1918-1937, hrsg. von Wolfgang Pfeiffer-Belli (F ran k fu rt 
a .M . 1961) 453; PA , Rep. IV Pers., 483, Bd. 1.
6 Ebd., Speck v. S tern bu rg  21. 8., 1. 12., R e ich sk an z ler v. B iilo w  30. 9. 1907, Schubert 20. 1. 
1909.
7 N l. Schubert, P o lit. Tagebuch , Bd. 5, 20. 12. 1920.
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ren in nationalistischer Beschränktheit w ar nicht unentrinnbar, w ie auch Christian 
Baechler an den Lern- und Entw icklungsprozessen Stresemanns eindrucksvoll ge­
zeigt hat8.

Strukturelle Bedingungen für das Verhalten in der internationalen P o litik  sind 
zw eifellos von Bedeutung -  Erziehung, Breite und Intensität internationaler Kon­
takte und Erfahrungen, etwa in transnationalen W irtschaftsunternehm en etc. 
die Persönlichkeit, der Charakter, die K lugheit derer, die außenpolitische Verant­
w ortung tragen, bleibt trotzdem , wenn auch im Rahmen derartiger Bedingungen, 
ausschlaggebend. Bei Schubert zeigte sich das von Anfang an und trotz aller natio­
nalen Vorurteile in  einem ungewöhnlichen Sinn für Angemessenheit, für Sachbe- 
zogenheit und G leichberechtigung, gemeint als gleichermaßen zu berücksichti­
gende Ansprüche, Interessen, Verpflichtungen aller an einer internationalen A n­
gelegenheit Beteiligten. Er w ar stets Verfechter eines auf w irk lichem  Interessen­
ausgleich gegründeten Kompromisses. Schon in der Juli-K rise von 1914, als er 
G reys Verm ittlungsansätze erkannte, notierte er in London: „Wir müssen auch 
etwas tun .“9 D iese W orte w irken fast w ie ein M otto seiner weiteren Karriere, die 
Ü berzeugung von der Verpflichtung jeder Regierung, sich für eine friedliche und 
vernünftige Regelung von Streitfragen einzusetzen. H ierbei und bei späteren Ge­
legenheiten zeigte sich außerdem allm ählich immer k larer sein Streben nach Ein­
vernehmen und enger Zusammenarbeit der M ächte -  nicht nur der großen -  im 
Sinne des europäischen Konzerts, das er allerdings selten so bezeichnete, eine 
Form des Zusam m enwirkens, die er angesichts der viel schw ieriger gewordenen, 
von steigender wechselseitiger A bhängigkeit gekennzeichneten Verhältnisse nach 
dem Ersten W eltkrieg zur Vermeidung von leicht auszulösenden katastrophalen 
Entw icklungen für unbedingt erforderlich hielt. Insofern gehörte auch sein Ver­
hältnis zu Frankreich in ein solches europäisches Beziehungsgeflecht und ist b ila­
teral nicht vollständig zu erfassen.

D er Lernprozeß Schuberts, von dem die Rede war, läßt sich an w ichtigen Etap­
pen und Entscheidungen deutscher A ußenpolitik seit 1918 nachzeichnen. F rank­
reich stand jedesm al im Brennpunkt. Der Weg zur Verständigung mit Frankreich 
w ird  erkennbar als ein aus Schuberts Sicht bem erkenswert fo lgerichtiger U m weg 
über G roßbritannien als w ichtigen Faktor für einen europäischen Ausgleich. 
Dabei aber tritt die Frage immer deutlicher hervor, ob nicht der Entschluß, über 
den eigenen Schatten zu springen und frühzeitig auf die schon 1919 von führen­
den französischen Politikern erwogene engere Verflechtung zwischen Frankreich 
und D eutschland -  allerdings nach französischen Vorstellungen -  zuzusteuern, 
der w eniger riskante und wesentlich kürzere Weg gewesen wäre.

Erste entscheidende Etappe w ar Versailles. In einer D enkschrift vom 14. 6.
191910 sprach Schubert gegen die Annahme des Friedensvertrags, eine H altung,

8 Christian Baechler, G ustave S tresem ann (1878-1929). D e l ’im p eria lism e ä la secu rite  co llec­
tive (S traß b u rg  1996).
9 NI. Schubert, V ersch iedene Schriftstücke.
10 PA , W eltk rieg  31, Bd. 6.
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die nicht nur den Einfluß der deutschen Friedensdelegation w iderspiegelte. In den 
ersten N achkriegsjahren sprach er noch mehrmals davon, man müsse notfalls 
auch einmal ein kräftiges „N ein“ sagen, wenn die A lliierten , und vor allem die 
französische Regierung, zuviel verlangten. Bem erkenswerter waren -  abgesehen 
davon, daß er selber in kritischen Situationen seinem wenigstens 1919 eher zw ei­
felhaften Rat nicht folgte -  die Voraussetzungen, an die er ein solches „N ein“ 
band: Er forderte immer wieder, daß die Reichsregierung zunächst einmal eine 
klare L inie konsequent und ohne W inkelzüge einhalte, ernsthafte Angebote vor 
allem in der für Frankreich so w ichtigen, die ersten N achkriegsjahre beherrschen­
den Frage der Reparationen mache, und dam it w ieder zu einem geachteten und 
zuverlässigen Partner unter den M ächten werde: Partner einer engeren Zusam­
menarbeit in Europa, an der ihm desto mehr lag, je mehr seine außenpolitischen 
Leitgedanken sich klärten und er nur in diesem Rahmen sich eine sinnvolle und 
für D eutschland ersprießliche Form des W iederaufstiegs vorzustellen vermochte. 
Der französische Druck, den er anfangs als „Vernichtungsw illen“ übertrieb, stand 
ausschlaggebend hinter allen seinen konzeptionellen Ü berlegungen, gerade auch 
hinter seiner starken britischen O rientierung. Er arbeitete jedoch nicht auf einen 
Bruch zw ischen den beiden Entente-M ächten und eine Isolierung Frankreichs 
hin, sondern im Gegenteil auf eine Stärkung der britischen E inw irkungsm öglich­
keiten in Paris auf Grund der wachsenden Einsicht, daß eine sachdienliche und 
kooperative Politik m it den Deutschen möglich sei. N ur mußte -  woran er intern 
m it drastischen W orten seine Zweifel äußerte -  eine diesem Ziel angemessene A u­
ßenpolitik am Anfang der 20er Jahre in Berlin erst noch als grundlegend w ichtig 
erkannt und durchgesetzt werden.

Jedenfalls w ollte Schubert nichts w eniger als eine einseitige deutsch-britische 
Beziehung. Diese sollte statt dessen das Instrum ent bilden für eine enge Zusam­
menarbeit der europäischen M ächte, die er auch zur Verhütung eines w irtschaftli­
chen Zusammenbruchs für unerläßlich hielt. D ahinter stand die Überzeugung, 
daß sich nur so die W iederherstellung Europas und der W iederaufstieg D eutsch­
lands, dessen W irtschaftskraft für Europa unentbehrlich sei, verw irklichen ließen. 
Prinzip iell und schon von Beginn seiner Karriere an bestand er allerdings auf einer 
präzisen, der Berechenbarkeit und dem Vertrauen dienenden Form ulierung au­
ßenpolitischer Ziele und der klaren Ä ußerung von W ünschen und Interessen als 
Vorbedingung aussichtsreicher internationaler Verhandlungen und tragfähiger 
Kompromisse. Am nachhaltigsten hat er mit dieser Einstellung bei der Vorberei­
tung von Locarno und der Ingangsetzung von Rheinlandräum ung und endgülti­
ger Reparationslösung auf die deutsche A ußenpolitik  eingew irkt.

D ie weiteren Etappen zeigen die Entw icklung der außenpolitischen Vorstellun­
gen Schuberts und seiner Beurteilung und Behandlung des für D eutschland zen­
tralen Verhältnisses zu Frankreich -  wobei stets in Rechnung zu stellen ist, daß er 
bis zur Ä ra Stresemanns dafür nicht zuständig war. Für die Konferenz von Spa 
(5 .-16. 7. 1920), die erste in einer längeren Folge über die Ausführung des Ver­
sailler Vertrags, vor allem die Reparationen, strich Schubert die Bedeutung m ünd­
licher Verhandlungen besonders heraus, nicht nur in unangenehmer Erinnerung
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an den „N otenkam pf“ von Versailles, sondern vor allem im H inblick auf die Eta­
blierung eines laufenden Kontaktes zw ischen Deutschland, G roßbritannien und 
Frankreich -  Schutz vor einseitigen französischen Maßnahmen und W iederaner­
kennung des Reiches als „gleichberechtigter Partner im Konzert der M ächte“. In 
der Reparationsfrage -  aber auch sonst -  müsse die Reichsregierung praktische, 
positive Vorschläge machen und ehrliche Leistungsbereitschaft zeigen; dann sei 
auch eine deutliche Ablehnung überzogener Forderungen angebracht. D em ent­
sprechend müsse eine konsequente, „ganz ehrliche, krystallk lare P o litik“ ohne 
kleine taktische M ittel -  „der alten Schule“, w ie er gelegentlich hinzufügte -  und 
ohne faule Kompromisse geführt werden. Die Regierungskrise h ielt er für ein U n­
glück; auch für Spa seien H ermann M üller und die SPD als sichtbares Zeichen des 
Ü berw iegens der vernünftigen und gutw illigen  Deutschen wichtig. Er betonte 
auch später im m er wieder, daß eine solche Po litik die britische U nterstützung 
finde. Die britische Regierung betrachtete er als einzigen potenten Partner, um die 
französische Po litik  gegen D eutschland einzudäm m en und eine allmähliche N or­
m alisierung des deutsch-französischen Verhältnisses auf der Basis der G leichbe­
rechtigung des Reiches herbeizuführen. Er warnte allerdings vor übertriebenen 
Hoffnungen auf rasche U nterstützung durch die B riten11.

Für Spa um riß Schubert im Grunde schon wesentliche Teile eines außenpoliti­
schen Gesamtkonzepts. Das brachte ihn allerdings 1920-22 w iederholt in Gegen­
satz zur Leitung des A uswärtigen Amtes. Zustimm ung fand er indessen, als A u­
ßenm inister Simons neue R ichtlin ien ausgab und unter maßgebender Vorarbeit 
Schuberts -  bis in den W ortlaut einzelner, allerdings bei weitem  nicht aller Passa­
gen hinein -  am 9. 9. 1920 seine R ichtlin ien für die deutsche Po litik  gegenüber 
G roßbritannien form ulierte12. In dieser Zeit deutete Schubert weitere Leitlinien 
eines allm ählich entstehenden Gesamtkonzepts an, das schon als solches für seine 
F rankreichpolitik w ichtig war. Da w ar zum einen die Skizzierung einer Erfül­
lungspolitik avant la lettre, um die U nausführbarkeit des Versailler Vertrags offen­
kundig zu machen, ohne sich durch „W inkelzüge“ dem ernsthaften Versuch zur 
A usführung zu entziehen oder gar G roßbritannien gegen Frankreich ausspielen 
zu w ollen: Eine w irk liche Erleichterung sei nur in Ü bereinstim m ung aller Betei­
ligten zu erreichen. Diese Linie weitergehender und seriöser deutscher R eparati­
onsangebote hat er dann konsequent verfolgt, schließlich auch im Gegensatz zu 
Simons, dessen unklare Politik und ganz unzulänglichen A uftritt auf der Londo­
ner Konferenz Anfang M ärz 1921 er kritisierte, und im nachdrücklichen Eintreten 
für die Annahme des Londoner U ltim atum s vom 5. 5. 1921 -  „da ich diese Politik 
für die einzig richtige halte“ 13. Im übrigen w ar er mehr und mehr davon über­
zeugt, daß die französische Regierung Gründe für einen Ruhr-Einmarsch sammle,

11 NI. Schubert, Po lit. Tagebuch, Bd. II, 3., 17. u. 22. 6. 1920.
12 NI. Schubert, Po lit. Tagebuch, Bd. III, 8., 10. u. 11. 9. 1920; A kten  zu r deutschen  au sw är­
tigen  P o lit ik  1918-1945 (= A D A P), Serie A , BcS. III, 558-60 .
13 NI. Schubert, P o lit. Tagebuch, Bd. V III, V erm erke Schuberts vom 4. u. 6. 3., an D ufour 
(B otschaftsrat L ondon) 18. 3. 1921; Bd. IX , 17. 4. 1921 an D ufour; Bd. X , Schubert an  Stha- 
m e r9 . 5. 1921.
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sich dort ein Faustpfand verschaffen wolle. Deutsche Hoffnungen auf den mäßi­
genden Einfluß von Sozialisten, Geschäftsleuten oder den USA seien abwegig. 
N ur die britische Regierung sei in der Lage, die Franzosen zurückzuhalten , sofern 
sie von einer vernünftigen deutschen Politik überzeugt sei14.

Zum anderen traten immer deutlicher Schuberts Sorgen und Bestrebungen 
wegen der europäischen und der W eltw irtschaft hervor; auch dies ein wesentlicher 
Umstand deutschen W iederaufstiegs, weil in allen Erörterungen unterstrichen 
werden konnte, daß die europäische nicht ohne die deutsche W irtschaft floriere. 
Bei Schubert allerdings gingen die Befürchtungen noch weiter. Auf Grund der un­
um gänglich steigenden internationalen Verflechtung in der modernen W irtschaft 
beschwor er immer w ieder die N otw endigkeit enger Kooperation der Staaten, um 
katastrophale Entw icklungen zu verm eiden, und setzte sich dafür ein, Behinde­
rungen des internationalen W irtschaftsverkehrs abzubauen. Vor allem das er­
schöpfte, destrukturierte und destabilisierte Europa bedurfte dringend einer po li­
tisch abzusichernden Erholung und N euordnung. Selbstverständlich würde dies 
gerade D eutschland zugute kommen und die französischen Anstrengungen um 
Verringerung des im m er noch überlegenen deutschen M achtpotentials em pfind­
lich schwächen. Aber an der Stichhaltigkeit und der weit über das deutsche Pro­
blem hinausreichenden Bedeutung dieser Ü berlegungen änderte das nichts.

Schon in London versuchte Schubert, die Presse für die D ringlichkeit einer 
„w irklichen internationalen Zusam m enkunft“ über W irtschaftsfragen und der 
Zulassung Deutschlands zum W elthandel zu interessieren. Seit Januar 1921 be­
mühte er sich, L loyd George davon zu überzeugen, daß er in der Reichsregierung 
einen Partner finde, der w ie er der W iederherstellung der W eltw irtschaft Vorrang 
einräum e, deren Störung durch die Lage in Zentraleuropa erhebliches G ewicht 
beimesse und auch die Bedeutung Rußlands als -  m öglicherweise gemeinsam zu 
erschließender -  Absatzm arkt erkenne (auch wenn Schubert die Euphorie über 
das gew altige Potential des russischen M arktes nicht teilte). Die Erschließung 
Rußlands blieb aber ein Randaspekt bei den notwendigen Impulsen für die W ie­
dergesundung der europäischen politischen und w irtschaftlichen Verhältnisse, 
wobei die w irtschaftliche Erholung Deutschlands unentbehrlich sei und im Inter­
esse auch der A lliierten , insbesondere G roßbritanniens liege15. Grundsätze für die 
zu diesem Zweck anzuwendenden M ethoden entw ickelte er ebenfalls schon, und 
an ihnen hielt er später konsequent fest: kategorischer Verzicht auf Krieg bei der 
Revision einzelner Regelungen des Versailler Vertrags16, W iederaufstieg des R ei­
ches im europäischen Verbund, schrittweise Veränderung der als besonders be­
drohlich und die deutsche G roßm achtstellung vernichtend empfundenen franzö­
sischen Politik über einen Lernprozeß, der seine Ü berzeugungskraft aus einer 
im m er w eiter zu intensivierenden deutschen Kooperation m it G roßbritannien

14 Ebd. Bd. V, Schubert an Stham er 27. 12. 1920.
15 Ebd. Bd. III, Schubert an Spender (W estm inster G azette) 3. 8. u. A ufzeichnung 6. 9. 1920; 
Bd. V I, Schubert an M in is te r ia ld irek to r v. S im son  u. R oed iger (L egatio nsrat L ondon) 22. u. 
29. 1.; Bd. V II, Schubert an S tham er 7. 2. 1921.
16 Ebd. Bd. V II, Schubert an D ufour 2 1 .2 . 1921.
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und, soweit möglich, mit den U SA gewinnen sollte, und schließlich ganz a llge­
mein der Anschluß an den Westen und der Verzicht auf Verbesserung der Position 
Deutschlands mit H ilfe einer deutsch-sowjetischen Liaison.

Trotz gelegentlicher Fehleinschätzungen in einzelnen Situationen17 boten diese 
Leitlin ien eine solide G rundlage außenpolitischer Konzeptionen und M aßnah­
men, und auch drastische Äußerungen Schuberts im internen D ienstverkehr len­
ken nicht davon ab, daß er in der konkreten P o litik  sehr behutsam und mäßigend 
vorging, w ie etwa mit dem nicht seltenen H inw eis, man dürfe von den führenden 
britischen Außenpolitikern keine Erklärungen oder Maßnahmen verlangen, zu 
denen sie m it Rücksicht auf ihren französischen Verbündeten einfach nicht greifen 
könntenis . Was er verhindern wollte, waren neu erstehende gegeneinander gerich­
tete G ruppierungen wie vor 1914 m it den alten diplom atischen Instrum entarien 
der B lockbildung und des Ausspielens gegnerischer oder nicht festgelegter 
Mächte. Rathenaus, des dam aligen W iederaufbaum inisters, überraschende In itia­
tive zu eingehenden Besprechungen über w irtschaftlich  erträgliche Formen der 
R eparationsleistung -  12./13. 6. 1921 in W iesbaden -  mit seinem französischen 
Gegenpart Loucheur kommentierte Schubert noch m it einiger Skepsis. Er erklärte 
aber, „daß die w irtschaftliche E inigung m it Frankreich ihre sehr großen Vorteile 
haben w ürde“, angesichts der vorherrschenden m ißtrauischen und feindseligen 
Stimmung sich jedoch noch nicht durchführen lasse19. Eine E inigung m it G roß­
britannien, auch in untergeordneter deutscher Rolle, sei unerläßlich, eine enge Zu­
sammenarbeit zu dritt dann ein erstrebenswertes Ziel.

In den Krisen um die O berschlesien-Entscheidung und die sich abzeichnende 
Zahlungsunfähigkeit bei den Reparationen beobachtete Schubert das deutsch-bri- 
tisch-französische Verhältnis sehr genau, vor allem auch die inform elle Teilnahme 
Rathenaus an den vorbereitenden Gesprächen der Prem ierm inister L loyd  George 
und Briand in London Ende 1921 und die eigentliche Vorbereitungskonferenz für 
die Konferenz von Genua in Cannes im Januar 1922. Schubert, inzw ischen M in i­
steriald irektor der aus mehreren Abteilungen zusammengefügten umfangreichen 
Abteilung III und dam it w ie M altzan in der O stabteilung der Gewinner der orga­
nisatorischen Konzentration, zollte der Verhandlungsführung Rathenaus hohe 
Anerkennung. Er tat alles in seiner M acht stehende, um L loyd Georges H aupt­
projekt, die Begründung w irtschaftlicher und politischer Kooperation in Europa 
auf der Genua-Konferenz, zu unterstützen. Vor allem trat er für das in diesem Zu­
sammenhang am 25. 2. 1922 gegründete, jedoch niemals verw irklichte internatio-

17 E tw a in b ezug au f m ögliche gefährliche K onsequenzen  der B rüsse ler K onferenz der R e­
paration sexperten  16 .-22 . 12, 1920, m it e inem  gew issen  K lärungsp rozeß  seiner zunächst 
rigoro s ab lehnenden  H altung hin zu r -  obg leich  dam als noch verfrühten  -  K onzeption  einer 
m öglichen  deutschen  R ep aration spo litik : an S tham er 27. 12. 1920, D enksch rift 22. 1. 1921, 
ebd. Bd. V u. VI.
18 Ebd. Bd. V II, 7. 2. 1921 an D ufour. A uch  d ie  A nru fun g  des P räsidenten  der U SA , H ar­
d ing , h ie lt er fü r eine „katastrophale D um m h eit“ , Bd. IX , A ufzeichnung 22. 4. 1921; A n ­
knüp fung un ter veränderten  U m ständen  und Z ielen : Bd. X III, A ufz. 15. 8., an D ufou r 20. 8. 
1921.
19 Ebd. Bd. X I, 14. 6. 1921 an D ufour.
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nale Konsortium zur w irtschaftlichen W iederherstellung Rußlands und O stm it­
teleuropas ein. Intern brachte er mit teilweise sarkastischen Bemerkungen zum 
Ausdruck, w ie ablehnend und m ißtrauisch er den inzw ischen spürbarer w erden­
den Intentionen des Reichskanzlers und M altzans, sich mit Sow jetrußland zum 
Zwecke einer unabhängigeren G roßm achtstellung des Reiches zu einigen, gegen­
überstand. Einen Erfolg L loyd Georges und eine publikum sw irksam e, alle ande­
ren Themen in den H intergrund drängende britisch-französische Initiative für 
eine europäische Konferenz in Genua m it dem Ziel, w irtschaftliche Kooperation 
und politische Entspannung zu fördern, schien er geradezu als unentbehrlich zu 
betrachten. Dies sollte in D eutschland trotz aller Ressentiments gegen „die En­
tente“ die innenpolitischen Voraussetzungen für aktive, gleichberechtigte Beteili­
gung sichern und dam it auch das Kabinett W irth stützen -  ganz abgesehen von 
der unbedingt zu ergreifenden Gelegenheit, daß die britische Regierung sich 
ernsthaft anschickte, sich um Europa zu kümm ern und Deutschlands internatio­
nale Position zu verbessern, allerdings nur unter der Voraussetzung engen A n­
schlusses an ihre und der A lliierten Po litik20.

Von Leuten, die er akzeptierte21, w urde ihm im Januar 1922 der schon aus den 
Londoner Gesprächen zwischen L loyd George und Briand abzulesende Einfluß 
der Sicherheitsfrage -  besonders die G arantie der französisch-deutschen Grenze -  
auf alle w irtschaftlichen Zielsetzungen und Verhandlungen Frankreichs eindring­
lich vor Augen geführt. Die direkte Verständigung zwischen Frankreich und 
D eutschland sei für die Zukunft Europas entscheidend. Den Regierungswechsel 
von Briand zu Poincare (15. 1. 1922) empfand Schubert als Rückschlag. Er glaubte 
zwar, „daß Poincare zunächst sehr vorsichtig vorgehen“ werde, aber sich öffent­
lich so festgelegt habe, daß er dem Reich kaum entgegenkommen könne und alles 
versuchen werde, um „den Engländern seine Ideen beizubringen. Er w ird dabei 
m it allen M itteln der alten Schule arbeiten, die er leider vollkom m en be­
herrscht.“22 Infolgedessen w urde es auch noch schwerer für die Reichsregierung, 
auf die britische Regierung einzuw irken. Deshalb verstärkte Schubert seine A n­
strengungen, den deutschen Auffassungen und Interessen in London Geltung zu 
verschaffen, das deutsch-britische Verhältnis frei von Störungen auf einer m ög­
lichst einvernehmlichen Linie für Genua zu halten und zugleich die französische 
Regierung nicht herauszufordern, sondern in m öglichst guten Kontakt mit ihr zu 
kommen.

Flierbei geriet Schubert in einen bedeutsamen sachlichen Dissens m it Rathenau, 
dessen Übernahme des A uswärtigen Amtes er im übrigen sehr begrüßte. W ährend 
er im m er entschiedener gegen die „teuflischen Pläne“ der Russen Stellung bezog, 
w ischte er die von M altzan und anderen Verfechtern der Verständigung m it So­

20 Peter Krüger, „Es handelt sich darum , einen  K ontinen t w ied erh erzu ste llen “ -  W alther R a ­
thenau als A uß enp o litik e r, in : Hans Wilderotter, D ie E xtrem e berühren  sich. W alther R ath e­
nau 1867-1922 (B erlin  1994) 190 ff.; NI. S chubert, Po lit. Tagebuch, an S tham er u, D ufou r 8., 
17./19., 30. 12. 1921 u. 27. 2. 1922, Bd. 6 u. 8.
21 Ebd. Bd. 7, 16./18. 1. 22 P o liako ff (T im es).
22 Ebd., an S tham er 16. 1. 1922.
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w jetrußland verbreiteten Sorgen wegen des Art. 116 V.V. und einer möglichen 
französisch-russischen Einigung als abwegig beiseite. Zugleich suchte e r -o b w o h l 
nicht zuständig -  in einem schwierigen Balance-A kt einerseits Ilathenaus aufflak- 
kernde Hoffnungen auf Poincare zu dämpfen, andererseits eine nüchterne, insbe­
sondere Provokationen in der Reparationsfrage vermeidende H altung gegenüber 
den Franzosen bei ihm zu erreichen. Seine Sorge, daß die ohnehin begrenzten 
Chancen der Genua-Konferenz durch ein deutsches Auftrumpfen vorweg in der 
Reparationsfrage verspielt werden könnten, und seine im Vergleich m it den Vor­
stellungen Rathenaus wesentlich präzisere Beurteilung des zu erwartenden A b­
laufs der Konferenz führten zu einer faszinierenden Unterredung mit Rathenau 
am 17. 3. 1922. Bei diesen und ähnlichen Gelegenheiten bestand Schubert auf einer 
präzisen Konzeption, auf der Stringenz der R ichtlin ien und auf dem Verzicht auf 
alle sie beeinträchtigenden Absichten: ein klar durchdachtes und umrissenes Pro­
gramm, über das Rathenau nicht verfügte23.

Das Scheitern der G enua-Konferenz, wozu in erster Linie der Rapallo-Vertrag 
beitrug, konnte Schubert nur ohnmächtig von Berlin aus mitansehen. W estexper­
ten fehlten unter den Vertretern des A usw ärtigen Amts in Genua. Die G leichgül­
tigkeit der deutschen Delegation gegenüber dem Scheitern dieser ersten M öglich­
keit europäischer Kooperation und das Ü bergew icht, das dem einseitigen A us­
gleich m it Sow jetrußland beigelegt w urde, trafen ihn tief. Ihm ging es, abgesehen 
von allen nationalen Interessen, um die A bw endung einer ökonomischen „Welt­
katastrophe“24. U nter den leitenden Beamten w ar er der nachdrücklichste K riti­
ker des Rapallo-Vertrags. Er zog daraus in den Verhandlungen um den Dawes- 
Plan und die Sicherheitsinitiative, die nach Locarno führte, die Konsequenzen 
und suchte die unm ittelbare E inw irkung der Russen -  nicht den taktisch-diplo- 
matischen Kontakt mit ihnen -  auszuschalten. A ls bei der Vorbereitung der Lon­
doner Konferenz über den D awes-Plan die Vermutung aufkam, auch M altzan (in ­
zwischen Staatssekretär) gehöre zur deutschen D elegation, wandte sich Schubert, 
Genua in übler Erinnerung, entschieden dagegen: „Außerdem wäre es noch schö­
ner, wenn w ir schon w ieder das Ergebnis einer hochwichtigen Konferenz durch 
Beschäftigung m it dem dämlichen russischen U nfug gefährden w ollten .“25

Vor allem aber bew irkte Rapallo zunächst einen schweren Rückschlag für die 
W estpolitik und einen Vertrauensverlust in G roßbritannien, der Schuberts Sorgen 
vor der Zukunft nur noch verschärfte. Eine Verständigung mit Frankreich, die er 
befürwortete, erschien ihm unter diesen Um ständen gravierender Schwäche 
Deutschlands, nicht zuletzt auf Grund der rasch anwachsenden Inflation und der 
Stim mung in beiden Ländern, unm öglich. Das hieß, an eine w irk liche Verständi­
gung w ar aus deutschem Interesse erst unter der Voraussetzung der G leichberech­
tigung zu denken; sonst wolle die französische Regierung doch nur D eutschland 
unterdrücken oder zertrümm ern. Solchen kräftigen Bekundungen standen jedoch

23 Krüger, R athenau  (w ie  A nm . 20) 196 ff., auch fü r das Folgende.
24 NI. Schubert, Po lit. Tagebuch, Bd. 9, 8. 4. 1922 an D ufour.
25 Ebd. Bd. 23, 5. 7. 1924 an D ufour.
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zunehmend Einflüsse und Erfahrungen gegenüber, die -  vielleicht gerade, um die 
französische Gefahr abzuwehren -  eine stärkere Beachtung Frankreichs und der 
französischen Interessen im Sinne einer unum gänglichen europäischen Zusam­
menarbeit forderten. N icht zu letzt aus dem Stummschen Fam ilienkonzern, zu 
dem er gehörte, erreichten ihn eindringliche A nalysen über die Bedeutung w irt­
schaftlicher Prosperität für die internationale Politik , über das vitale Interesse aller 
am im m er unentbehrlicher gewordenen W elthandel und vor allem über den Vor­
rang deutsch-französischer Verständigung für jede internationale Zusammenar­
beit -  also für eine O rdnung, die Schubert m it aller Kraft und auf der Basis engen 
Einvernehmens erstrebte26.

N ach Genua bot die europäische P o litik  ein Bild zunehm ender Steuerungslo- 
sigkeit. Streitfragen blieben ungelöst. Das alles überragende Problem der Repara­
tionen fand nicht einmal mehr auf seiten der Sieger eine gemeinsame Politik . An 
französisches Entgegenkommen gegenüber dem praktisch zahlungsunfähigen 
Reich w ar ohne „produktive Pfänder“ nun erst recht nicht mehr zu denken. Vor 
allem fehlte jede Gemeinsamkeit herstellende, die europäischen Angelegenheiten 
lenkende Kraft. Denn L loyd  George w ar seit Genua gelähmt, gescheitert und 
mußte schließlich einer neuen konservativen Regierung weichen, während nicht 
einmal mehr die Institutionen der A lliierten  für die D urchführung der Friedens­
verträge ihre integrierende Funktion zu erfüllen vermochten. D ieser M angel an 
K larheit und Z ielstrebigkeit in den europäischen Angelegenheiten setzte sich in 
der wenig klaren Linie der deutschen A ußenpolitik unter dem E indruck der sich 
anbahnenden inneren Krise fort -  vom M ord an Rathenau bis zur galoppierenden 
Inflation, von der Krise der Regierung W irth bis zur U nfähigkeit, die Interessen­
gegensätze in einer angemessenen F inanz-, W irtschafts- und insbesondere Repa­
rationspolitik zu überbrücken. Schubert litt darunter, sowohl unter der deutschen 
als auch der europäischen M isere. Im H erbst 1922 begann er, über neue G rund­
linien deutscher A ußenpolitik nachzudenken -  zur selben Zeit, als er Aussichten 
hatte, zum  Staatssekretär für W irtschaft ernannt zu werden, ehe dann im Kabinett 
Cuno schließlich unter M altzan beide Staatssekretärsposten zusam mengefaßt 
wurden. U nter dem D am okles-Schwert französischer Ruhrbesetzung setzte er 
sich vergeblich für eine Regierung der großen Koalition unter W irth m it einem 
außenpolitischen Programm konstruktiver A rbeit sowie fest um rissener R epara­
tionsangebote und Lösungswege ein. Er blickte außerordentlich besorgt in die 
Zukunft. Poincare sei der einzige, der w isse, was er wolle: Dem Rheinland vor 
allem drohe Gefahr27.

Spätestens seit den Vorbereitungen für die Konferenz von Genua28 war der Zu­
sammenhang zw ischen W irtschaftsaufschwung und Sicherheit in Europa, zw i-

26 Ebd. Bd. 9, 27. 4., 1 .5 . 1922; Bd. 11, 30. 6., 8./10. 7., 22. 7. 1922; Bd. 13, 20. 10. 1922; dabei 
trat im m er deu tlicher auch Schuberts Sorge um  das R he in land  zutage .
27 Ebd. Bd. 13, 25. 10. an P rittw itz  (B o tschaftsrat R om ); Bd. 14, 6., 20., 26. 11., 2. 12. 1922 an 
D ufour.
28 D eu tlich  etw a in U n terredungen  B riand/L loyd  G eorge in C annes 4. 1. 1922, MAE’, Se­
rie Z -  Europe 1918-1929 , G rande B retagne, Bd. 69.
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sehen w irtschaftlicher Kooperation und politischer Entspannung, vor allem aber 
zwischen Frankreichs Streben nach Sicherheitsgarantien und seiner Reparations­
politik deutlich zutage getreten. Diese Erkenntnis verband sich in der Endphase 
der Regierung W irth, bei den fast einer Suche nach dem rettenden Strohhalm  glei­
chenden internen Erwägungen, mit der im m er w ieder aufflackernden, von Schu­
bert unter den gegebenen Umständen stets als illusionär zurückgew iesenen H off­
nung auf ein rettendes Eingreifen der U SA . So kam die, in ihrer Endfassung auf 
einen Entwurf W irths selbst zurückgehende, Instruktion nach W ashington vom 
3. 10. 1922 zustande, die zur Vorgeschichte des bekannten, ziem lich verqueren 
Appells gehört, den Cuno an die am erikanische Regierung im Dezember 1922 mit 
der Bitte richtete, eine umfassende Stabilisierungs- und Reparationsanleihe in 
ihrem Land zu unterstützen und mit einer G arantie feierlicher N ichtangriffserklä- 
rungen zu verbinden29.

Der Vorgang interessiert hier nur insofern, als Schubert einige Elemente dieser 
Vorstellungen für seine eigene Konzeption, die ersten konkreten Ansätze zur 
Dawes-Plan- und Locarno-Politik , verwandte, allerdings in einem völlig anderen 
Zusammenhang: Die von W irth und Cuno verweigerten klaren Aussagen über die 
Angebote und das weitere Verfahren in der Reparationsfrage und der Versuch, die 
französische Regierung mit einem einigerm aßen akzeptablen Plan zu konfrontie­
ren, spielten bei ihm eine entscheidende Rolle. H ier w ird  im übrigen deutlich, 
w ieviel für eine gut durchdachte, effiziente A ußenpolitik von der in sich stim m i­
gen, adäquaten Auswahl und Verschmelzung verschiedener Ideen und Details ab­
hängt. Selbstverständlich waren die Schubertschen Konzeptionen, die auch einer 
neuen F rankreich-Politik zum D urchbruch verhalfen, auf viele treffende Ü ber­
legungen und Anregungen von anderen angewiesen.

Die Reichsregierung w ar über die Auffassung der amerikanischen Regierung, 
von deren U nterstützung sie so viel erwartete, eingehend unterrichtet. M an analy­
sierte im A usw ärtigen Am t die Lage auch hinsichtlich der französischen Interes­
sen insgesam t zutreffend: 1) Befriedung und Interessenausgleich in Europa und 
ein präziser, umfassender deutscher Plan für die Regelung der Reparations- und 
übrigen Streitfragen als Voraussetzung jeder am erikanischen Beteiligung an der 
Sanierung Europas; 2) für Frankreich die unbedingte Verknüpfung eines ein iger­
maßen akzeptablen und abgesicherten Zahlungsplans mit einer garantierten Koh­
lenbelieferung und der Garantie seiner Sicherheit gegen mögliche deutsche A n­
griffe. N ur hat unter ausschlaggebendem Einfluß W irths eine durchaus selektive 
Berücksichtigung dieser Voraussetzungen stattgefunden in dem dezidierten Be­
streben, keinen präzisen Reparationsplan vor einer Erholungspause und vor der 
W iederherstellung der w irtschaftlichen Leistungsfähigkeit Deutschlands zu prä­
sentieren. Statt dessen wollte W irth die Intentionen der Am erikaner auf die Be­
friedung Europas lenken -  konkret: Schutz vor der französischen Ruhrbesetzung 
und ähnlichen Zwangsmaßnahmen - ,  indem er statt auf die in der Sache liegenden 
Probleme auf die Bedeutung der Reparationen als politische Waffe der französi-

29 AD AP, Serie A , Bd. VI, 4 2 7 L, 559f. (3. 12. 1922).
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sehen Regierung und allgem ein als vorrangig politisches Problem verwies30. Das 
war nicht grundsätzlich falsch, aber sehr einseitig und getragen von einer ganz ab­
wegigen Auffassung davon, zu welch weitreichenden und grundlegenden, die au­
ßenpolitische H altung und Tradition der am erikanischen Regierung nachhaltig 
verändernden Maßnahmen sich W ashington anim ieren lasse, bis hin zum Einsatz 
der interalliierten Schulden im deutschen Interesse. Dem standen dann in typ i­
scher U nstetigkeit und mangelnder Solid ität einer kurzfristig  -  doch immer mit 
großen W orten -  nach jedem M ittel zur Verbesserung der Lage greifenden Politik 
auch Ü berlegungen gegenüber, sich an Frankreich anzuschließen, vor allem w irt­
schaftlich und unter dem Eindruck des Stinnes-Lubersac-Abkom m ens vom 4. 9. 
192231.

Schubert, obwohl im Falle der Beziehungen zu den USA zuständig, w ar an d ie­
sen Entscheidungen nicht beteiligt -  kein W under angesichts seiner unverblümten 
K ritik an einem solchen Vorgehen. In einer vertraulichen Aufzeichnung für des­
sen Urheber, Reichskanzler W irth, äußerte er starke Zweifel am Wert „solcher a ll­
gemein gehaltenen W eisungen“ nach W ashington, wie die erwähnte vom 3. oder 
die noch unangemessenere vom 21. 10. 1922. Dort wurden von der bolschew isti­
schen Gefahr über die Bedrohung der deutschen D em okratie, die „H ungerge­
fahr“ und den Zusammenbruch der „sozialen O rdnung“ bis zur Katastrophe der 
deutschen W irtschaft alle seit 1918/19 bekannten Beschwörungen w ieder aufge­
legt, um zu beweisen, daß nur energisches E inw irken der angelsächsischen 
M ächte auf Frankreich all dies noch zu verhindern -  ja Europa zu retten -  ver­
möge. Schubert erklärte es in einer bei anderen leitenden Beamten unüblichen 
Schärfe für „absolut zw ecklos“, d iplom atische Konversationen zu führen oder 
sich m it „Politikern oder Sachverständigen fremder Länder zu unterhalten“, 
bevor nicht ein konkretes, detailliertes Program m  mit präzisen Vorschlägen für 
die Reparationen und die dam it zusammenhängenden Probleme vorliege; es dürfe 
sich nicht in „vagen Äußerungen ergehen“, w ie W irths W eisung vom 3. 10. 1922, 
„die daher ziem lich wertlos w ar“. Dann skizzierte er in wenigen Sätzen, w ie ein 
prägnanter Vorschlag zu erarbeiten und w eiter vorzugehen sei32. Durchsetzen 
konnte er sich nicht, aber er ließ nicht locker und w urde nur noch darin bestärkt, 
sein eigenes Konzept zu erarbeiten und zu verbessern.

Ein ebenso von der Sache her w ie für eine künftige deutsche Frankreichpolitik 
grundlegender Punkt w ar Schuberts Schlußfolgerung -  Basis seines weiteren Vor­
gehens in der Reparationsfrage - ,  daß kein weiteres Reparations-Provisorium

30 T elegram m  u. B erich t W iedfe ld t (B o tschafter in U S A ) 7. u. 13. 9., S im on (A A ) 23. 9. 1922 
etc ., PA , W R ep , FV A llg . 7 A m erika ; außerdem  PA, R M  5, Bd. 9; PA , H an d ak ten  D irek to ­
ren , Schubert, V ersch iedenes.
31 D azu  auch  G erald  Feldm ans B e itrag  in d iesem  Band.
32 A D A P, Serie A , Bd. VI, 458; gerade m it R ücksich t auf ein um fassendes, „positives“ R ep a­
ra tio n sp ro gram m , getragen  von den gem äß ig ten  Parte ien  der M itte  und der L in ken , h ie lt er 
bald  d arau f das Scheitern  e iner großen  K oalition  fü r „außero rden tlich  trau r ig “ , w ährend  er 
die neue R eg ieru ng  C u no  skep tisch  b eurte ilte ; NI. Schubert, Po lit. Tagebuch, Bd. 14, 20. 11. 
1922 an D ufour.
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mehr von N utzen, aber auch die Festlegung einer endgültigen Summe, für die er 
bisher eingetreten war, nicht unbedingt erforderlich sei. Er nahm jetzt den Gedan­
ken auf, daß ein jährliches Zahlungsschema für einen längeren Zeitraum, orien­
tiert an der von Sachverständigen zu überprüfenden deutschen Leistungsfähig­
keit, ausreiche. Der Zusammenhang m it dem späteren D awes-Plan ist offensicht­
lich. Im Zuge der französischen R uhrpo litik  sah er dann mehr und mehr die ei­
gentliche Gefahr weniger für die Ruhr als für das Rheinland33. Zusätzlich zu der 
schon für Genua noch recht vage berücksichtigten Verknüpfung von W irtschaft, 
Reparationen, Sicherheit und Entspannung w ar es nun unerläßlich, Reparations­
leistung und Sicherheitsgarantie für Frankreich so zu gestalten, daß mit H ilfe 
G roßbritanniens und der USA eine Verständigung mit Frankreich, im Rahmen 
einer allgem einen Verständigung der europäischen Mächte, zur Entlastung von 
dem D ruck auf W estdeutschland und zur Rheinlandräum ung durch die A lliierten 
führen würde. Zu diesem Zweck aber mußten die Angebote an die französische 
Regierung immerhin so weitgehend sein, daß sie nicht einfach darüber hinw egge­
hen konnte und vor allem auch G roßbritannien und die USA von dem N utzen 
und der Angem essenheit der deutschen Vorschläge überzeugt waren. Unbedingte 
Voraussetzung dieses Konzepts blieb allerdings, daß sie bereit waren und über­
haupt in die Lage versetzt wurden, ihren Einfluß im deutsch-französischen Ver­
hältnis zur W irkung zu bringen. Deswegen trat Schubert konsequent gegen jede 
Erwägung auf, sich doch schließlich mit Frankreich und dam it mehr oder weniger 
zu dessen Bedingungen zu verständigen. Denn das mußte zu einem so mächtigen 
französisch-deutschen Block in Europa führen, daß mit scharfen Gegenmaßnah­
men der angelsächsischen M ächte und infolgedessen mit dem Gegenteil der von 
Schubert erstrebten Zusammenarbeit der führenden europäischen Staaten zu 
rechnen war. (Schon die Phase der M ICU M -V ereinbarungen 1923/24 zeigte, w ie 
em pfindlich die Briten auf Ansätze einer französisch-deutschen W irtschaftsver­
flechtung reagierten.)

Bis zum  Ende seiner Karriere hat Schubert daran festgehalten, daß eine 
deutsch-französische Verständigung, je stärker er im Laufe der Jahre dafür eintrat, 
nur im Einvernehmen mit den übrigen M ächten vertieft und nicht gegen G roßbri­
tannien und die USA gerichtet sein dürfe. Außerdem  w ar er grundsätzlich der 
Auffassung, daß in schwierigen Situationen ein sanfter gemeinsamer D ruck -  der 
„keinerlei Schärfe zu haben“ brauche -  der übrigen Regierungen Frankreich zum 
Einlenken und zu einer vernünftigen Politik bewege, ja nach seinen Erfahrungen 
es der französischen Regierung manchmal erst erm ögliche, gegenüber der eigenen 
Ö ffentlichkeit eine „vernünftige P o litik“ zu vertreten34. H ierin  brachte er auch

33 Ebd. an D ufou r 6.11 ., 2. 12. 1922 (Po incare w o lle  F ran kre ich  d ie  B eherrschung des R h e in ­
landes s ichern , n ich t R eparationen ); Bd. 15, 8. 1., u. Bd. 16, 31. 3 .19 23  an D ufour (w irk lich es 
Z iel F ran kre ich s sei das R he in land , dies zu verh indern , m üsse H aup tz ie l sein). Zu b erü ck ­
sich tigen  ist aber, daß d iese A rgum en te im  d ip lom atischen  G espräch d ie  B riten  beeinflussen  
so llten , vor a llem  der H in w eis  auf d ie G efahr e iner französischen  H egem on ie ; PA, H an d ­
akten  D irek to ren , Schubert, S ch riftverkeh r E, Bd. 9a, 18. 8., 1. 9. 1923.
34 A D A P, Serie B, Bd. X V III, 242, A ufze ichn un g 8. 8. 1931, Bd. X IX , 332 (31. 12. 1931) u .ö .
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allgem ein eine w ichtige Erfahrung und Eigenschaft internationaler Po litik im Zu­
stand moderner Verflechtung der Staaten zum A usdruck, auf das europäische 
Staatensystem  bezogen ein system ischer Ansatz der Politik , der bei aller energi­
schen Vertretung nationaler Interessen seinen Ausgangs- und Bezugspunkt in der 
zum Einvernehmen verpflichteten Staatengemeinschaft, dem O rt der Interessen­
regelung, hatte.

In diesem Rahmen, der auch den deutschen W iederaufstieg seiner A nsicht nach 
am besten förderte, hat Schubert im Frühjahr 1923 die für seine Frankreich-Poli­
tik maßgebende außenpolitische G esamtkonzeption -  soweit sie auf Europa be­
zogen w ar -  form uliert, wobei der R uhrkam pf und der Wunsch, möglichst bald 
den ruinösen passiven W iderstand zugunsten internationaler Verhandlungen auf- 
heben zu können, einen beschleunigenden Einfluß ausiibte. Es w ar für ihn um so 
w ichtiger, daß die britische Regierung von einem schlüssigen, präzisen deutschen 
Programm wenigstens so w eit überzeugt w urde, daß sie sich zur E inw irkung auf 
Frankreich entschloß, und zw ar in einer Weise, die einen Bruch zwischen beiden 
unbedingt vermied; denn das wäre für Deutschland w ie für die künftigen Ver­
handlungen der führenden M ächte am ungünstigsten gewesen-55. Um möglichst 
früh den Ruhrkam pf durch Verhandlungen aller beteiligten Regierungen über 
einen Weg aus der Sackgasse der Reparationen zu beenden, bemühte sich die 
Reichsregierung in langw ierigen Beratungen mit allen w ichtigen Parteien und In­
teressengruppen um die Form ulierung eines entsprechenden Konzepts und einer 
Note. In ihr w ollte Schubert im A pril sein umfassendes Programm verw irklichen, 
das er in der Sicherheitsfrage mit dem Leiter der Rechtsabteilung Gaus -  seinem 
w ichtigsten M itarbeiter auch später, bei der W eiterentw icklung dieser frühen A n­
sätze in der Locarno-Politik -  erarbeitet hatte. Es wurde unverändert die Basis der 
deutschen Sicherheitsinitiative 1925.

Für die Ingangsetzung von Reparationsverhandlungen der w ichtigsten M ächte 
auf neuer Basis verwertete Schubert Vorschläge von Experten, betonte vor allem 
die Bedeutung einer internationalen Sachverständigen-Komm ission, deren Votum 
die Reichsregierung vorab anzuerkennen sich verpflichten müsse. Er unterstützte 
mit N achdruck die Vorschläge für eine Belastung der Reichsbahn und der deut­
schen Industrie, um durch eine finanzielle Garantie der deutschen Zahlungen die 
territorialen Pfänder, vor allem das Ruhrgebiet, und anderweitige, m ilitärisch ge­
stützte Sanktionsmaßnahmen abzulösen, und trat für eine Reparationssum m e ein, 
die sich an den letzten Vorschlägen des britischen Prem ierm inisters Bonar Law  
vor der Ruhrbesetzung orientierte, also an 40 M rd. M ark. D ie dann in Locarno 
verw irklichten , mit dem Reparationsplan zu kom binierenden Sicherheitsvor­
schläge als Basis einer politischen Verständigung und engen Zusammenarbeit der 
M ächte beruhten auf einer bem erkenswert genau durchdachten Verknüpfung von 
wechselseitiger, durch G roßbritannien zu garantierender Sicherung der R hein­
grenze, A nerkennung der Entm ilitarisierung des Rheinlandes, einem Schiedsver- 
tragssystem  unter Einschluß der Tschechoslowakei und Polens -  das äußerste an

35 NI. Schubert, P o lit. Tagebuch, Bd. 15, S., 15., 29. 1. 1923.
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Entgegenkommen, das in D eutschland für die französischen Verbündeten im 
Osten durchzusetzen w ar -  und der Einfügung dieser Vereinbarungen in die S i­
cherheitsregelungen des Völkerbunds.

In der deutschen Note vom 2. 5. 1923 blieb fast nichts davon übrig: Schubert 
war konsterniert vor N iedergeschlagenheit. Wenigstens das nachgereichte M em o­
randum vom 7 .6 . 1923 über die Reparationsregelungen hatte besseren Erfolg 
(trotz Schuberts Verzweiflung, w eil sein Sicherheitskonzept dort fehlte). Der Weg 
zum D awes-Plan und nach Locarno w ar eröffnet -  allerdings weder geradlin ig 
noch gesichert36. Dazu bedurfte es neben einigen für die deutsche Außenpolitik 
günstigen Umständen und Entw icklungen der überragenden Gestalt Stresemanns, 
dessen Staatssekretär Schubert Ende 1924 w urde, sein engster M itarbeiter, ver­
bunden mit ihm durch die gemeinsame außenpolitische Z ielsetzung, nachdem er 
vorher schon als stellvertretender Staatssekretär eine führende Position einge­
nommen hatte. Beharrlich arbeitete er an der D urchsetzung seines S icherheitssy­
stems 1923/24 weiter, indem er vor allem auf die Briten einw irkte37. Für sein Ver­
ständnis von der Entspannung und notwendigen Kooperation der europäischen 
M ächte, dem erneuerten europäischen Konzert, w ar dieses System  unentbehrlich, 
auch wenn er aus taktischen Gründen, als der D awes-Plan entstand und sein 
Erfolg sich abzeichnete, die M aterien trennte und die Chance sah, daß die Repara­
tionsregelung unabhängig von der Sicherheitsfrage getroffen werden konnte. 
N ichtsdestow eniger w ar es -  von seinen eigenen Intentionen zu schweigen -  für 
ihn keine Frage, daß an einen Ausgleich m it Frankreich ohne die nun erforderliche 
Ergänzung der Reparationslösung durch die Sicherheitsgarantien nicht zu denken 
war. Ja, es bestand die Gefahr, daß die französische Regierung andernfalls in einer 
für das Reich sehr nachteiligen Weise für die G ewährleistung der Sicherheit 
Frankreichs sorgen würde. Die außenpolitische Konstellation zum  Jahreswechsel 
1924/25 w ar deswegen nur der letzte, obgleich w ichtige, Anstoß, eine Sicherheits­
in itiative in Gang zu setzen, die m it dem eindrucksvollen Erfolg von Locarno en­
dete, die Ä ra der Verständigung einleitete und auch eine zw ar schw ierige, aber 
schließlich doch schlüssige und akzeptable Ergänzung dieser Po litik  im O sten, ge­
genüber der Sow jetunion erlaubte38.

35 Ebd. 29. 1. an W iedfe ld t (B otschafter in  W ash ington , K rup p -D irek to r); Bd. 16, 9., 23.,
30. 4. 1923 an D ufour; Bd. 17, 5.5. an H orstm ann  (Ä A ), 28. 5. 1923 an D ufour -  Zeugnisse 
t iefer N iedergesch lagen he it nach dem  in ternen  Scheitern  se iner B em ühungen  um  ein  um fas­
sendes K onzept und eine große d ip lom atische A k tio n  in d er ganz un zu läng lichen  N ote v. 
2. 5. 1923 („ fü r m ich p ersön lich  v ie lle ich t d ie  schw ersten  [Tage], d ie ich b isher m itgem acht 
habe“); PA, H an dak ten  D irek to ren , Schubert, E, Bd. 3f.; Peter Krüger, D ie A uß en p o lit ik  der 
R ep ub lik  von W eim ar (D arm stad t21993) 203 f., 271-73 . A n  der -  s ta rk  verbesserten  -  N ote v. 
7. 6. 1923 stö rte ihn  d ie B eschränkung auf d ie  R ep aration sfrage und d ie  A ußerach tlassung 
seines S icherhe itskonzep ts.
37 NI. Schubert, Po lit. Tagebuch, Bde. 18-24, passim . Es kann also  gar ke ine Rede davon  sein, 
daß  d ie L ocarno -In itia tive  durch  d ie bekannte A nregun g des b ritischen  Botschafters Lord 
D ’A bernon  am  29. 12. 1924 en tstanden  sei.
38 Krüger, A u ß en p o lit ik  (w ie  A nm . 36) 240 -42 , 259 ff., 2 6 9 ff.; PA, H andak ten  D irek to ren , 
Schubert, A usw ertun g  E, Bd. 3, A ufzeichnung Schubert 21. 2. 1924.
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Ein weiterer für die Frankreich-Politik Schuberts w ichtiger Annäherungs- und 
Lernprozeß betraf den Völkerbund, vornehm lich in Deutschland häufig kritisiert 
als Organ der Sieger, dessen M öglichkeiten zur Beeinflussung der internationalen 
Politik und zur Interessenvertretung erst allm ählich von der zögernden Reichsre­
gierung und einem erst in der Ära Stresemann auf den Beitritt drängenden A us­
w ärtigen Am t beachtet wurden. Dies w ar für die Zeitgenossen auch sehr schwer 
zu erkennen, weil man erst im Laufe der Zeit begreifen konnte -  viele begriffen es 
nie - ,  worin dabei das Problem lag: Der Völkerbund w ar tatsächlich am Anfang 
ein O rgan der Sieger -  und warum  auch nicht? Er vermochte eine offene Staaten­
gemeinschaft nur dann zu werden und sowohl aus der Beteiligung Deutschlands 
N utzen zu ziehen als auch für die Reichsregierung attraktiv zu sein, wenn 
D eutschland w ieder zur gleichberechtigten Großmacht aufgestiegen und -  dies 
w ar ausschlaggebend -  den Grundsätzen einer kooperativen A ußenpolitik m it ge­
meinsamen, die Aktionsfreiheit begrenzenden Verfahrensregeln verpflichtet war. 
Stresemann und Schubert waren dazu bereit. Schubert bietet ein besonders m ar­
kantes Beispiel für die Erfassung dieses kom plizierten Zusammenhangs.

Anfangs stand Schubert dem Völkerbund skeptisch gegenüber oder beachtete 
ihn in seinen Ü berlegungen kaum. Das änderte sich bezeichnenderweise in dem 
Augenblick, als er für die Reichsregierung eine Chance sah, gleichberechtigt an 
der Erneuerung eines auf Kooperation gegründeten Staatensystem s teilzunehmen, 
nämlich im Zusammenhang mit der Konferenz von Genua. Zusätzlich spielten 
britische Anregungen und der französische D ruck 1922/23 eine Rolle, den man in 
Berlin unter anderem mit H ilfe des Beitritts zum  Völkerbund zu verringern 
erwog. Auch stand für Schubert während des Ruhrkam pfs reine Interessenkalku­
lation zur Sicherung des Rheinlandes im Vordergrund. Aber später, m it N ach­
druck seit der Locarno-Konferenz,, setzte sich w ieder seine ursprüngliche Ü berle­
gung durch, den Völkerbund zu nutzen als Institution und Basis für eine europäi­
sche Po litik  des Interessenausgleichs, des engeren w irtschaftlichen Zusammen­
schlusses und einer neuen Variante eines quasi institutionalisierten europäischen 
Konzerts im Völkerbundsrat.

Den Völkerbund empfand er immer mehr als eine praktische Einrichtung für 
europäische Probleme und Initiativen: D ie bedeutendsten deutschen, von Schu­
bert unterstützten Beiträge zur Po litik des Völkerbunds lagen auf dem Gebiet der 
internationalen W irtschaft, und für den ständigen Kontakt der führenden M ächte 
und Staatsmänner, insbesondere für die Erörterung deutscher Revisionswünsche 
am Rande der V ölkerbundstagungen, w ar der Völkerbund O rt und Schule inter­
nationaler Politik . Der Idee der Erziehung von Parlam entariern zum Denken in 
internationalen Zusammenhängen durch Einladung von Vertretern der Parteien, 
auch der O pposition, maß er wachsende Bedeutung bei39. A uf die Frankreich-Po­
litik  bezogen, erlangten alle diese M öglichkeiten des Völkerbunds erhöhte Bedeu­

39 NI. Schubert, Po lit. Tagebuch , Bd. 7, 25. 1. 1922; Bd. 8, 1. 2., 15. 3. 1922; Bd. 11, 20., 25. 7. 
1922; Bd. 16 ,31 . 3. 1923; Bd. 18 ,18 ., 25. 6. 1923 etc.; PA, R  29313, 18. 8. 1926; R  2 9 3 8 1 ,18. u.
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tung für Schuberts Bestreben, das deutsch-französische Verhältnis sozusagen in 
wesentlichen Bereichen zu internationalisieren und die U nterstützung der üb ri­
gen „Locarno-M ächte“, vor allem der Briten, für die deutschen Revisionsforde­
rungen zu sichern, die er immer w ieder deutlich und drängend form ulierte. Denn 
nur über klar und berechenbar form ulierte, international allerdings zu rechtferti­
gende Interessen und Forderungen ergaben sich, nach seiner stichhaltigen Auffas­
sung internationaler Beziehungen in wachsender moderner Verflechtung, erst 
w irk liche Verhandlungen, Konzessionen und Kompromisse beider Seiten.

Dies w ar auch eine politische Strategie der internationalen E inbindung Frank­
reichs. Es gab also -  und zw ar bis heute -  nicht nur französische Bemühungen um 
eine europäische Einbindung D eutschlands. Beharrlich und mit N achdruck hat 
Schubert auf diese Weise deutsche Revisionsforderungen und Interessen verfolgt, 
soweit sie der M ethode einvernehm licher internationaler Regelung angemessen 
waren -  eine deutliche Einschränkung deutscher Ziele über die einzuhaltende M e­
thode. So ging er in Ausführung und Ergänzung der außenpolitischen L inie Stre- 
semanns vor, von der Reduzierung der Besatzungstruppen über die Beendigung 
der M ilitärkontro lle -  hier trat der organisierte D ruck der übrigen Locarno- 
Mächte auf Frankreich exemplarisch zutage40 -  bis zur Einleitung der großen R e­
gelung des die deutsche und europäische Politik so belastenden Gesamtkomplexes 
von Reparationen und Rheinlandräum ung im Flerbst 192841. Es ist unzutreffend, 
wenn in den neuesten Forschungsergebnissen eine Verhärtung des Tons 1928/29 
und eine Wende hin zu kom prom ißloserer D urchsetzung deutscher Revisionsfor­
derungen festgestellt w ird42. Schubert hat das klare und deutliche Stellen deut­
scher Forderungen seit eh und je praktiz iert und Stresemann, dem man zu Recht 
eine geschm eidigere, auf sein persönliches Verhältnis zu Briand gestützte und mit 
rhetorisch glänzender Argum entation versehene Vorgehensweise zuspricht, an

40 ADAP, Serie B, Bd. 1/2, Dok. Nr. 233-63 ; Bd. X V III, 242 f., A ufzeichnung Schubert 8. 8. 
1931 u.ö .
41 Krüger, A u ß en p o lit ik  (w ie  A nm . 36) Kap. 7.
42 Franz Knipping, D eu tsch land , F ran kre ich  und das Ende der L ocarno -Ä ra  1928-1931 
(M ünchen  1987) 30 -50 ; Baechler, S tresem ann  (w ie  A nm . 8) 772-88 , der im  üb rigen  m eine In ­
terp retation  der In itia tive  Schuberts n ich t gan z  ko rrek t w ied erg ib t (775 -77 ): A ls Schubert, 
m it S tresem anns B illigu n g  auch im  D etail, den  Prozeß  in G ang setzte , der zu Y oung-P lan  
und R he in land räu m un g  führte, w ar gerade für ihn, d er un ter der Sorge vor einem  großen 
w irtschaftlichen  Z usam m enbruch  lebte, d ie vo lle R ep ara tion sle istu ng  gem äß dem  D aw es- 
Plan zu einer bedroh lichen  B e lastung D eutsch lands und d arüb er h inaus der W eltw irtschaft 
gew orden . W enn überhaup t, dann  m ußte 1929 eine erle ich ternde en d gü ltige  R ege lu ng  einge­
le itet w erden , d ie auch  sonst von R ep aration s- und W irtschaftsexperten  als un um gän g lich  e r­
achtet w u rd e . D as Prob lem  w ar, w ie  dies ohne d ie verheerenden  Fo lgen  einer R ep aration s­
krise in G ang gesetzt w erden  konnte. In d ieser S ituation  w ar a lso  d ie R ep aration sfrage m in ­
destens ebenso w ich tig  w ie  d ie  -  auch  fü r Schubert, w ie  seine p o litisch en  E rw ägungen  seit 
den frühen  1920er Jah ren  gezeigt haben , m aßgebende -  R äum un gsfrage m it ih rer g ru n d le­
genden  B edeu tung fü r d ie  deu tsche A uß en - und V erstän d igun gsp o litik . A lso  w u rd e  die -  
ebenfalls d ringend  zu  lö sende -  Frage der R he in land räum un g  als taktisches M ittel e ingesetzt, 
um  d am it über d ie  p rom pt zu erw artende G egenforderung der Franzosen , daß g le ichze itig  
d ie en d gü ltige  R ege lung und S icherung der R eparationen  gew ährle istet w erden  m üsse, die 
R eparation sfrage z u r  N eu rege lung  au fzuw erfen ; Krüger, A uß en p o lit ik  (w ie  A nm . 36) 4 3 0 ff.
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den Rockschößen gepackt, wenn er manchmal die deutsche Interessenlage zu sehr 
in allgem einen Erwägungen und Form ulierungen verschwimmen ließ. Zu berück­
sichtigen ist auch, daß die deutsche A ußenpolitik bis zum H erbst 1928 Geduld 
zeigen und sich auf Vorstufen oder w eniger entscheidenden Etappen großzügiger 
bewegen konnte, während es nun für alle beteiligten Regierungen um Kernfragen 
ihrer Interessen und der europäischen Politik ging. Flier war nichts anderes als ein 
viel härteres R ingen um jeden Vorteil zu erwarten. Daß trotz der A useinanderset­
zungen bis zur Erschöpfung die Flaager Konferenzen um Young-Plan und Rhein­
landräum ung zu einer eindrucksvollen E inigung führten, w ar die größte Bewäh­
rungsprobe der auf einvernehmliche Lösungen als oberstes Prinzip angelegten 
Locarno-Politik Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens. Für Schubert 
hatten diese Regelungen ihren Wert für das im m er engere Zusam m enwirken der 
europäischen M ächte, w eit über die Revisionspolitik hinaus .

In den Verhandlungen selbst hat Schubert dann immer w ieder bewiesen, daß er 
zu Zugeständnissen und Kompromissen bereit war. Doch galt er gerade den Fran­
zosen häufig als derjenige, der hinter einer nachdrücklichen Vertretung deutscher 
Forderungen und einer präzisen A uslotung der jew eiligen Lage stand -  ein Vorge­
hen, das dem N aturell Briands und seiner besonderen Beziehung zu Stresemann 
keineswegs behagte. Und trotzdem  wurde die insistierende, manchmal etwas um ­
ständliche, methodische, auf Details achtende A rt Schuberts nicht mißverstanden. 
N ie vorher oder nachher hat sich eine so ungezwungene, vertraute Atmosphäre 
für die Deutschen im Kreise der Vertreter der europäischen Staaten eingestellt w ie 
in der zw eiten H älfte der 20er Jahre. Briand nannte Schubert gelegentlich in tref­
fender Kennzeichnung seiner Schw ierigkeiten, die er zuw eilen mit ihm hatte, 
scherzhaft „l’homme terrib le“. In einer Teepause zw ischen zwei Sitzungen des 
Völkerbundsrates am 12. 3. 1927 meinte Schubert sehr charakteristisch für sein 
politisches Denken, unter fürchterlichen Leuten verstehe er solche, „deren e inzi­
ges Ziel sei, im trüben zu fischen“. Der polnische Außenm inister Zaleski trat 
h inzu und pflichtete Briand nicht nur bei, sondern fand noch eine Steigerung: 
Man könne Schubert als das „mauvais genie“ der W ilhelm straße bezeichnen. 
Auch dies gewann seinen Reiz dadurch, daß man Schubert als eine A rt D irigent 
der deutschen A ußenpolitik im  H intergrund betrachtete. Am Abend, beim A b­
schied, erinnerte Schubert Zaleski an die Stelle in Goethes Faust, „wo M ephisto­
pheles sagte: Ich bin ein Teil von jener Kraft, die stets das Böse w ill und stets das 
Gute schafft. H err Zaleski sah mich zuerst etwas erstaunt an, dann meinte er la­
chend, das sind wohl Sie? Ich bejahte dies, w orauf w ir uns beiderseits glückliche 
Reise w ünschten.“43

Dies sind seltene Äußerungen der Selbsteinschätzung eines A ußenpolitikers, 
der in Europa „das G ute“, also vernünftige, akzeptable Lösungen schaffen wollte 
und mit seinem Sinn für K larheit und Zuverlässigkeit in der internationalen P o li­
tik  auch bei anderen Gelegenheiten deutlich machte, daß er Politiker, die im trü ­
ben fischen wollten, verabscheute. In einem „tief in der N acht“ geschriebenen,

43 AD AP, Serie B, Bd. IV, 528 f.
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sehr persönlichen Brief aus Genf vom 18. 9. 1928, in der Erleichterung über eine 
Woche, die für ihn „die schwerste“ war, die er je in Genf erlebt habe und in der 
sein großer Plan, Rheinlandräum ung und endgültige Reparationsregelung nun 
tatsächlich in Gang zu bringen, geglückt war, rechtfertigte er seine A nstrengun­
gen, im Kreise der Locarno-M ächte dieses Resultat, das w ichtigste im deutsch­
französischen Verhältnis, erzielt und dam it Klarheit und „eine neue Basis“ ge­
schaffen zu haben, „um auf dieser Basis unsere Po litik neu aufbauen zu kön­
nen“44. Erst als seine, die deutsche Außen- und Verständigungspolitik maßgebend 
m itgestaltende Phase als Staatssekretär 1930 abgelaufen und er zum Botschafter in 
Rom in einer Zeit ernannt worden war, die innen- und außenpolitisch die Abkehr 
von der W eimarer Republik und ihren politischen Leitlin ien brachte, stellte man 
am Q uai d ’O rsay erstaunt fest, w ie Schubert aus sich herausging, für die republi­
kanische Verfassung eintrat und als einer der letzten Verfechter der Außenpolitik 
der Stresem ann-Ära herausragte45.

Daß Schuberts Ziele gerade in seiner F rankreich-Politik über die Revisionsfor­
derungen deutlich hinausgingen, sei abschließend anhand der beiden zentralen 
Entw icklungen, an denen das deutlich wurde, erläutert, seiner Europa-Politik, die 
ohne eine maßgebende Rolle Frankreichs nicht denkbar war, und seines sich a ll­
m ählich vertiefenden Verhältnisses zu Frankreich.

Was man als Schuberts europapolitische M aximen bezeichnen könnte, trat zu­
nächst einmal darin hervor, daß er eine möglichst enge Zusammenarbeit der euro­
päischen Staaten, vor allem in der W irtschaft und schon mit Rücksicht auf das 
am erikanische Ü bergew icht, als lebenswichtig für D eutschland ansah. In zah llo ­
sen Gesprächen -  französische Partner waren vor allem Briand und Loucheur -  
legte er seine Vorstellungen von einem engeren w irtschaftlichen Zusammenschluß 
Europas dar, sei es durch industrielle Kooperation (die Rohstahlgemeinschaft 
vom 30. 9. 1926 zwischen Frankreich, Belgien, Luxem burg und Deutschland be­
grüßte er, bemühte sich aber sofort, wenn auch vergeblich, um den Beitritt der bri­
tischen Stahlindustrie), sei es auf dem Wege der Reduzierung von H andelsschran­
ken bis hin zu einer Zollunion, Ziele, welche Stresemann und die deutschen Ver­
treter bei der Vorbereitung und D urchführung der W eltw irtschaftskonferenz des 
Völkerbunds 1927 und den Folgeverhandlungen anstrebten46. Insoweit reagierte

44 Ebd. Bd. X , 100-103 . Zu vergle ichen  w äre Stresem anns B rief an R eich stagspräsiden t Löbe 
(SPD ) vom  19. 9. 1929, Bd. X III, 59 f.
45 M A E, Serie Z -  E urope, A llem agne 1930-1940, C o rps d ip lo m atiq ue  a llem and , Bd. 614, 
Berich te B otschaft B erlin  2. 2. 1931, 21. 9. 1932, Botschaft R om  25. 2. 1931. Bo tschafter M ar- 
gerie , den Schubert am  20. 6. 1931 zu fä llig  im  A A  traf, habe ihn  beinahe um arm t und ihm 
zugeflü stert: „W ir sind  sehr trau rig , daß  Sie n ich t m ehr h ier s in d !“ N l. Schubert, Po lit. Tage­
buch seit 1930, Bd. 17.
46 D ie B e isp ie le  z iehen  sich von der N ach kriegsze it b is zu se iner Pension ierung , etw a N l. 
Schubert, Po lit. Tagebuch , Bd. 11, 3., 10. u. 22. 7. 1922; AD AP, Serie B, Bd. II/2, 125-31, 
14. 7. 1926; PA , G eheim akten  A bt. III, W irtschaft 6 E ngland , 3. 9. 1926 (b ritische Industrie); 
ADAP, Serie B, Bd. VI, 435, 13. 9. 1927 (B rian d ); Bd. V III, 316 f., 10. 3. 1928 (L oucheur); 
Peter Krüger, D er E uropagedanke in der W eim arer R ep ub lik : Locarno  als K rista llisa tio n s­
p un k t und Im puls, in : Jac  Bosnians (H rsg .), E uropagedanke, E uropabew egung und E uropa-
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er auch zustim m end auf erste Andeutungen von Briands Europaplan 1929, die ja 
zunächst einen w irtschaftlichen Schwerpunkt hatten, während er den politischen 
Aspekten mit Rücksicht auf die deutsche Innenpolitik und die Unterbindung 
deutscher Revisionsm öglichkeiten sehr reserviert gegenüberstand. Vor allem aber 
erkannte er die Gefahr, die seiner grundlegenden Konzeption des engen Einver­
nehmens der europäischen M ächte, vor allem Deutschlands, Frankreichs und 
G roßbritanniens, drohte, sofern die Briten den Plan ablehnten. Noch in seinen 
letzten Wochen als Staatssekretär warb er für den „guten Kern“ von Briands Plan 
in w irtschaftlicher H insicht. Beschwörend w ies er die Briten darauf hin, daß er 
persönlich „auf die w irtschaftlichen Ausführungen des Briand-M em orandum s 
den größten W ert lege“ und eine „absolute W eigerung Englands, sich an dem Plan 
irgendw ie zu beteiligen, doch auch auf unsere Stellungnahme einen großen Ein­
fluß haben w ürde“47.

Ein weiteres Kennzeichen der Europa-Politik Schuberts läßt sich als Po litik des 
europäischen Konzerts beschreiben. Die eigentliche A ntriebskraft seiner außen­
politischen Anstrengungen hat er am 28. 7. 1928 in einem grundlegenden Erlaß, 
mit dem die endgültige Regelung der Reparations- und Räum ungsfrage in itiiert 
wurde, besonders eindrucksvoll zum A usdruck gebracht: Locarno-Verträge und 
Locarno-Politik als Basis „für ein ständiges, vertrauensvolles Zusam m enwirken“ 
der europäischen M ächte in „allen Fragen der europäischen P o litik“ -  eine heute 
noch gültige Form ulierung von Sinn und Zweck des europäischen Konzerts48.

Schubert suchte diese Po litik  in den laufenden Angelegenheiten auch zu ver­
w irk lichen , indem er im m er w ieder auch die Verpflichtungen Deutschlands be­
tonte; die Reichsregierung müsse ihren Beitrag zum Interessenausgleich und zu 
verantw ortungsvoller M itarbeit leisten, gerade in Krisenfällen. U nd er stellte das 
praktisch unter Beweis in der italienisch-jugoslaw ischen Spannung (Frühjahr 
1927), im W ilna-K onflikt (1927/28) oder in der U nterstützung der französischen, 
zur Stab ilisierung auf dem Balkan beitragenden Jugoslaw ien-Po litik  (N ovem ber 
1927) -  häufig im U nterschied zur vorherrschenden M einung in der deutschen In­
nenpolitik oder im Kabinett49. Seit dem Ende des Ersten W eltkriegs peinigte ihn 
die Befürchtung einer großen wirtschaftlichen Katastrophe in Europa; auch dies 
ein Ansporn, vor allem in Gesprächen mit Briand auf engere Zusammenarbeit der 
europäischen Regierungen zu drängen. Aber es stand mehr dahinter. In dem wohl 
ernstesten und von grundlegendem  Einverständnis zeugenden M einungsaus­
tausch mit Briand am 13. 9. 1927 in Genf50 über die „W eltlage“ hob Schubert her-

p o lit ik  in  den  N iederlan den  und D eutsch land  seit dem  Ersten W eltk rieg  (M ün ster 1996) 15- 
32.
47 A ufzeichnungen  Schuberts, ADAP, Serie B , Bd. X II, 299-301 (1. 8. 1929), Bd. XV, 119-21 
(28. 5. 1930).
48 Ebd. Bd. IX , 476-79 .
49 Ebd. Bd. V, 63 f. (2 5 .3 . 1927), Bd. V II, 239-42  (14. 11. 1927), 373 f. (28. 11. 1927), 377-81 
(29. 11. 1927); A usw ärtiges  A m t (H rsg .), A bsch luß  d er E dition  „A kten  zu r deutschen  au s­
w ärtigen  P o litik  1918-1945" (Bonn 1996) 23—34.
50 ADAP, Serie B , Bd. V I, 435.
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vor „daß es gewisse, ganz elementare W eltprobleme gäbe, welche nicht durch d i­
plomatische Kunststücke gelöst werden könnten. Als solche Probleme bezeich- 
nete ich das chinesische, das russische und das Balkanproblem , das im  Zusammen­
hang mit Italien betrachtet werden müsse; ich erwähnte ferner das Problem der 
w irtschaftlichen Zukunft Europas. Ich sagte, die Lösung dieser ganz großen Pro­
bleme werde noch einmal die Staatsmänner Europas vor ganz außerordentlich 
schwere Aufgaben stellen, die nur dann gelöst werden könnten, wenn die Staats­
männer auf das allerengste Zusammenarbeiten. Zur Erreichung einer solchen Zu­
sam m enarbeit sei es aber meiner A nsicht nach unbedingt notwendig, daß vorher 
alle anderen Probleme, die im Vergleich zu den von m ir genannten großen Proble­
men ganz klein erschienen, gelöst werden m üßten.“

Damit deutete sich auch schon die allmähliche Vertiefung des Verhältnisses zu 
Frankreich im Rahmen der europäischen Verständigung an. Zu Beginn der deut­
schen Locarno-Politik , in den Anfängen der Sicherheitsinitiative, gab Schubert 
seiner Vorstellung von Verständigung in einem Brief an den Botschafter in Lon­
don vom 9. 2. 1925 fast klassischen A usdruck: „Ich möchte, weil das eben unsere 
ehrliche Absicht ist, daß die Kabinette in London und Paris den E indruck gew in­
nen, daß w ir v e r t rau l i ch ,  aber andererseits ganz offen und ohne H intergedanken 
diese Besprechungen führen, die nur dazu dienen sollen, die Sicherheitsfrage als 
die w ichtigste G rundfrage der ganzen Streitigkeiten in einer Weise zu lösen, w el­
che die Franzosen befriedigt und für uns annehmbar ist.“51

Den im September 1926 zwischen Briand und Stresemann in T hoiry erwogenen 
G eneralausgleich hätte er zw ar grundsätzlich für eine optimale Lösung gehalten, 
aber er stand dem Unternehmen schon in der Vorbereitungsphase mit großer 
Skepsis gegenüber, w eil er es angesichts der erforderlichen M itw irkung der USA 
und G roßbritanniens für kaum durchführbar hielt. Außerdem  kam dabei w ieder 
seine Sorge vor Gräben zwischen verschiedenen Staatengruppen zum Ausdruck. 
Er erwog eine weitere Zusammenkunft, an der vor allem Cham berlain beteiligt 
werden sollte -  ganz im Sinne der gemeinsamen Politik zu dritt. Den W irtschafts­
verhandlungen indessen, die sich von H erbst 1924 bis zum  Abschluß des deutsch­
französischen W irtschaftsabkom m ens vom 17. 8. 1927 hinzogen, aber gerade des­
wegen zu einer wachsenden Vertrautheit der Verhandlungspartner m iteinander 
führten, maß er große Bedeutung bei, sowohl w irtschaftlich als auch für die Ver­
ständigungspolitik52. Bei der schließlich mit größten Anstrengungen unter Dach 
und Fach gebrachten Reparationsregelung -  von Schubert auch unter dem Ge­
sichtspunkt der internationalen W irtschaft begrüßt -  und Rheinlandräum ung war 
es für ihn nur schm erzlich, daß der Versuch scheiterte, auch die vorzeitige Rück­
gliederung des Saargebiets zu vereinbaren. H ierbei hatte er sich für großzügige 
Konzessionen eingesetzt und auch viel für die deutsch-französische Annäherung 
und neue Formen der wechselseitigen w irtschaftlichen Verflechtung erhofft. In 
einem persönlichen Telegramm an den mit ihm befreundeten Botschafter in Paris

51 PA , St.S. FS, Bd. 2.
52 AD AP, Serie B, Bd. 1/2, 502 (27. 11. 1926), Bd. VI, 251 (17. 8. 1927).
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von Hoesch brach sich seine Empörung über die W iderstände Bahn: „Sieht H err 
Briand nicht ein, daß eine Verständigung über das Saargebiet unter Umständen 
das beste politische und w irtschaftliche Geschäft sein könnte, das je zwischen un­
seren beiden Ländern getätigt worden ist?“ U nd als er w ieder einmal Anlaß zu 
haben glaubte, sich über mangelnde Verständigungsbereitschaft der Franzosen zu 
beklagen, betonte er sofort, er tue dies nicht, weil er p lötzlich anti-französisch ge­
worden sei, „sondern weil ich mich im  Gegenteil, glaube ich, im A uswärtigen Amt 
als der überzeugteste Exponent einer deutsch-französischen Annäherungspolitik 
bezeichnen kann“53. N ur sollte diese A nnäherung keinesfalls einseitig und in A b­
sonderung beider Länder erfolgen.

In der W eltw irtschaftskrise beschwor er Reichskanzler Brüning von Rom aus 
mehrmals, den Ausweg aus der Katastrophe in internationaler Zusammenarbeit 
und gemeinsamen Anstrengungen statt in nationaler Abschottung zu suchen. Vor 
allem aber trat er eindringlich dafür ein, „daß unsere Rettung schließlich und end­
lich nur in einem gewissen A usgleich mit Frankreich und in einem w irtschaftli­
chen Zusammengehen mit Frankreich bestehen kann“. Diese Auffassung habe er 
während seiner A m tstätigkeit in Berlin stets vertreten. Im übrigen dürfe man „die 
H offnung nicht aufgeben, doch einmal zu erreichen, daß dem Unfug des h istori­
schen deutsch-französischen Fladers zum Besten beider Völker endlich ein Ende 
bereitet w ird“. Schon zur D isposition gestellt, wurde er am 12. 5. 1933 privat ge­
fragt, „welche außenpolitische Linie ich selbst jetzt wohl einschlagen w ürde“. In 
einem Ü berblick hielt er unter den obwaltenden Umständen ein engeres Verhält­
nis mit Frankreich für unm öglich, „obgleich eine w irk liche Verständigung auf 
allen Gebieten m it Frankreich das einzig Logische und R ichtige w äre“. Und noch 
einmal bekräftigte er seine Überzeugung, daß ein enges Zusammengehen mit 
G roßbritannien -  trotz dessen „zw iespältiger“ Politik als europäische und Welt­
macht -  und Frankreich anzustreben sei; und mit den W estmächten wäre auch 
eine gemeinsame Politik gegenüber der Sow jetunion und den Vereinigten Staaten 
zu vereinbaren -  ein Bekenntnis zur vertieften europäischen Kooperation54.

53 Ebd. Bd. X II, 233 (18. 7. 1929), Bd. IX , 519 (4. 8. 1928).
5-* Ebd. Bd. X IX , 331 (31. 12. 1931); N l. Schubert, Po lit. Tagebuch seit 1930, Bd. 77, A u f­
ze ichnung 13. 5. 1933 -  von deutschen  R ev is ion sz ie len  w ar bei ihm  in jenen  Jah ren  keine 
Rede mehr.
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Internationale Kartelle und die deutsch- 
französischen Beziehungen 1924-1930: 

Politik, Wirtschaft, Sicherheit

Internationale Kartelle bildeten während der Zw ischenkriegszeit eine w ichtige 
Struktureinheit der W eltw irtschaft. Im internationalen System  und in der A ußen­
politik einzelner Länder nahmen sie einen w ichtigen P latz ein1. Auch von deut­
schen und französischen Unternehmen wurden zahlreiche Kartellvereinbarungen 
geschlossen.

Die internationalen Kartelle jener Zeit waren keine bilaterale deutsch-franzö­
sische Angelegenheit. An ihnen waren Unternehmen anderer Länder beteiligt. Sie 
lassen sich angemessen nur im europäischen oder globalen Rahmen analysieren. 
A llerdings fanden die Abmachungen zwischen D eutschland und Frankreich be­
reits in den zw anziger Jahren bei Zeitgenossen besondere Beachtung. Vor dem 
H intergrund der konfliktreichen Geschichte beider Länder und des wechselseiti­
gen Hasses im Ersten W eltkrieg weckten sie Erstaunen. Sie wurden als A usdruck 
verbesserter Beziehungen und gegenseitiger Kooperationsbereitschaft gewertet. 
Frankreich und D eutschland w urde eine Vorreiterrolle bei der K artellb ildung als 
Kern einer politischen und w irtschaftlichen O rganisierung Europas zugewiesen. 
„N ’est-il pas frappant“, hieß es 1930 in der Revue de Paris, „que, dans PEurope 
cPapres-guerre, alors que les susceptibilites politiques restaient entieres, que cha- 
que Gouvernement s’appliquait ä m aintenir jalousem ent son independance, que 
les formules d ’ententes politiques les plus tim ides n’arrivaient ä recueillir l ’assen- 
timent des parties contractantes qu ’apres la reunion de multiples conferences ou 
des echanges de notes indefinis, au contraire les ententes industrielles se m ultip li- 
aient sous Pinfluence directe des deux pays qui avaient joue dans la guerre les deux 
röles preponderants -  PAllemagne et la France -  tem oignant ainsi de la reconnais-

1 Dominique Barjot (H rsg .), In ternational C arte ls  R ev is ited , 1880-1980 (C aen  1994); Ahira 
Kudo, Terushi H ara (H rsg .), In ternational C arte ls  in  B usiness H is to ry  (The In ternational 
C onference on B usiness H is to ry  18, P roceed ings of the F u ji C onference, Tokio 1992); Cle­
mens A. Wurm  (H rsg .), In ternationale  K artelle und A uß enp o litik . B e iträge zu r Z w ischen ­
k r iegsze it (V eröffentlichungen  des Institu ts fü r E uropäische G esch ichte M ain z , Beiheft 23, 
Stu ttgart 1989).
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sance de solidarites economiques etroites entre ces pays, d ’un apaisemcnt progres- 
sif des esprits, d ’un desir reciproque d ’accord et de collaboration.“2 H istoriker 
betrachten heute die Kartelle der Zw ischenkriegszeit (besonders das Stahlkartell) 
als Vorläufer der westeuropäischen Integration nach 19453. Von Teilen der neue­
ren Forschung werden sie gar als M anifestation „europäischer w irtschaftlicher 
So lidarität“ und als M edium  oder Etappen auf dem Weg zur H erausbildung eines 
„europäischen Bew ußtseins“ im 20. Jahrhundert gedeutet4.

Welche Rolle spielten internationale Kartelle während der A ra Briand-Strese- 
mann in den politischen Beziehungen zwischen Deutschland und Frankreich? 
Bildeten sie das w irtschaftliche Gegenstück zur politischen Entspannung jener 
Jahre? Welches G ewicht kam Erwägungen nationaler Sicherheit zu? Wie stark war 
die „nationalistische“ Seite internationaler Kartelle? Wenn in diesem Beitrag die 
politische D imension internationaler Kartelle betont w ird , bedeutet das nicht, daß 
politische Faktoren als ausschlaggebendes oder gar einziges M otiv für die K artell­
b ildung betrachtet werden. Internationale Kartelle verdanken in der Regel ihre 
Entstehung privatw irtschaftlicher Initiative. Sie sind Instrumente der U nterneh­
men zur R egulierung und Kontrolle der M ärkte. Die W irtschafts- und Industrie­
beziehungen zw ischen Deutschland und Frankreich sind jedoch stets in hohem 
M aße durch das politische Verhältnis beeinflußt worden. Das gilt auch für die 
internationalen Kartelle.

I .

Versuche, privatw irtschaftliche Abmachungen zwischen der deutschen und der 
französischen Industrie abzuschließen, setzten bereits früh nach dem Ersten Welt­
krieg ein. So plädierte Louis Loucheur, M inister für industriellen W iederaufbau 
und selbst Industrieller, 1919 für einen Stahlpakt zwischen den Produzenten 
Frankreichs, D eutschlands, Belgiens und Luxem burgs. Im Rahmen des W iesbade­
ner Abkom m ens vom 6 ,17. O ktober 1921 suchte er über Sachlieferungen eine 
enge industrielle Zusammenarbeit zwischen D eutschland und Frankreich zu ver­
w irk lichen. Kartellvereinbarungen zw ischen beiden Ländern sind jedoch bis 1924 
zumeist an den beiderseitigen Spannungen und Gegensätzen gescheitert. Die ab
1924 betriebene Po litik  des Ausgleichs und der Annäherung -  D awes-Plan, Lo­
carno-Verträge, E intritt Deutschlands in den Völkerbund -  schuf jedoch ein

2 Louis Marlio, Les en teiltes in dustrie lles , in : La R evue de Paris (15. 2. 1930) 823-852 , h ier 
850-851 .
3 Statt v ie le r N ach w eise  John Gillingham, C o a l, S tee l, and the R eb irth  of E urope, 1945-1955. 
The G erm ans and French  from  R u h r C o nflic t to Econom ic C o m m u n ity  (C am brid ge 1991).
4 Eric Bussiere, Michel Dumoulin, L’em ergence de 1 ’idee d ’iden tite  econom ique europeenne 
d ’un ap res-guerre  ä l ’au tre , in : Rene Girault (H rsg .), Identite et conscience europeennes au 
X X e siecle (Paris 1994) 67—105; Rene Girault, C h ron o log ie  d ’une conscience europeenne au 
X X e siecle , in : ib id . 171-201.
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Klima und einen politischen Rahmen, die Vereinbarungen zwischen der deut­
schen und der französischen Industrie erleichterten. Die deutsch-französischen 
Kartellvereinbarungen jener Zeit sind im Zusammenhang mit dem deutsch-fran­
zösischen H andelsvertrag vom August 1927, der Intensivierung der H andelsbe­
ziehungen und der Zunahme gesellschaftlicher Kontakte zwischen beiden Län­
dern ab 1924 zu sehen. Das w ird im folgenden nicht eigens ausgeführt, ist aber zu 
berücksichtigen. H ier muß der H inw eis genügen5.

Die M otive und Triebkräfte für die B ildung von Kartellen waren überaus unter­
schiedlich, wie auch die Kartelle selbst eine enorme Vielfalt aufwiesen. Es gab ge­
meinsame, verbindende Ziele wie bessere Preise und G ewinne; andere waren na­
tional spezifisch und variierten zw ischen beiden Ländern, von Branche zu Bran­
che und von Unternehm en zu Unternehmen. Produktionstechnische Gegeben­
heiten (bei Stahl oder A lum inium ) spielten ebenso eine Rolle w ie das Bestreben, 
den durch den Krieg, die Friedensverträge oder die W ährungsturbulenzen der 
N achkriegsjahre veränderten Verhältnissen Rechnung zu tragen, alte H andelsbe­
ziehungen w iederherzustellen und ein neues politisches und wirtschaftliches 
G leichgewicht in Europa zu begründen. Bei den Industriellen war die Ansicht 
verbreitet, die Po litik  habe versagt und es nach dem Kriege nicht verstanden (R e­
parationen, deutsch-französischer Antagonismus, Ruhrbesetzung usw.), stabile 
Rahmenbedingungen für w irtschaftliches H andeln zu schaffen. Angesichts des 
Versagens „der P o litik“ fühlte sich „die W irtschaft“ aufgerufen, die Regelung 
ihrer Probleme selbst in die Hand zu nehmen. Privatw irtschaftliche Absprachen 
wurden als Weg betrachtet, sich von den Wechselfällen der internationalen Politik 
oder von staatlichen Zwängen zu befreien und Autonom ie zurückzugew innen. 
W ichtig w ar das Bestreben, m it dem Problem der U berkapazitäten fertig zu w er­
den (Stahl, Farbstoffe, Stickstoff), in der Zw ischenkriegszeit vielleicht der w ich­
tigste Grund für die internationale K artellierung überhaupt. D eutschland g ilt ge­
nerell als das Land der Kartelle, und oft ging die In itiative zu internationalen A b­
sprachen von deutschen Unternehmen aus. Doch auch in Frankreich w urden die 
Kartelle befürwortet. H ierfür mag das H eraufkom m en einer „neuen“, aus den 
grandes ecoles und den corps d ’Etat hervorgegangenen Unternehm erschicht ab 
Ende des 19. Jahrhunderts von Bedeutung gewesen sein. Der progressive Flügel 
der Unternehmerschaft in den neuen W achstumsindustrien (Chemie, E lektrom e­
tallurgie) sah in Absprachen eine M ethode, Angebot und N achfrage in Einklang 
zu bringen und die industrielle Entw icklung auf internationaler Ebene zu planen. 
Entscheidend w ar die N atur des Patronats aber nicht6. Die Zw ischenkriegszeit

5 A ls Ü b erb lick  Clemens A. Wurm , D eutsche F ran k re ich p o lit ik  und deu tsch -französische 
Beziehungen  in d e r  W eim arer R ep ub lik  1923/24-1929: P o litik , K ultur, W irtschaft, in : Klaus 
Schwabe, Francesca Schinzinger (H rsg .), D eu tsch land  und der W esten im  19. und 20. J a h r ­
hundert. Teil 2: D eu tsch land  und W esteuropa (S tu ttgart 1994) 137-156.
6 Richard F. Kuisel, C ap ita lism  and the State in  M odern  France. R enovation  and Econom ic 
M anagem ent in the Tw entieth  C en tu ry  (C am b rid ge  1981); ders., E rnest M ercier. French 
Technocrat (B erk e ley  1967); Maurice L evy-Leboyer, Innovation  and Business S trateg ies in 
N ineteen th - and T w en tie th -C en tu ry  F rance , in: Edward C. C arter  et al. (H rsg .), E nterprise
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w ar ganz generell die B lütezeit der internationalen Kartelle. W ährend sie heute als 
schädlich betrachtet werden, wurden sie in der Zw ischenkriegszeit weithin akzep­
tiert und begrüßt. In der europäischen W irtschafts- und U nternehm enskultur 
scheinen Kartelle tief verankert.

Die hier untersuchten internationalen Kartelle sind in der Regel mit Zustim­
mung oder Förderung der Regierungen Frankreichs und Deutschlands zustande 
gekommen. Ihre B ildung w ar eng mit der Außen- und W irtschaftspolitik beider 
Länder verknüpft. Regionale, geologische und w irtschaftliche Gegebenheiten, das 
Interesse von Industrie und H andel an Absprachen über Preise und M ärkte oder 
der von den Zeitgenossen immer w ieder betonte kom plem entäre C harakter der 
Volkswirtschaften beider Länder sollten zur Verbesserung der politischen Bezie­
hungen und zum  Aufbau einer stabileren europäischen O rdnung genutzt werden. 
Von w irtschaftlicher Interdependenz und Zusammenarbeit in Kartellen wurden -  
in neo-funktionalistischer Weise -  die Dämpfung zw ischenstaatlicher Konflikte 
und positive W irkungen auf das bilaterale Verhältnis erwartet. „Bonds are forged 
and strengthened and the two trade systems learn, every day, to w ork together.“7

W irtschaftliche Verflechtung bildete ein zentrales Element der W estpolitik des 
deutschen Außenm inisters Gustav Stresemann8. Stresemann sah in der Koopera­
tion zwischen D eutschland und Frankreich den Eckstein für die Entw icklung Eu­
ropas und betrachtete die w irtschaftliche Verständigung als grundlegend für eine 
europäische Staatenordnung. Ü ber die W eltw irtschaft w ollte D eutschland unter 
Stresemann in die W eltpolitik zurückkehren9. Internationale K artellvereinbarun­
gen sollten der deutschen Industrie neue Absatzm öglichkeiten eröffnen und ihre 
Stellung auf dem W eltm arkt stärken. Privatw irtschaftliche Vereinbarungen zw i­
schen der deutschen und der französischen Industrie, so ein w ichtiges Kalkül, 
erlaubten die Regelung von Fragen (bei Stahl, im Chem iebereich), die zwischen 
beiden Regierungen strittig  oder schwer lösbar waren und erleichterten den A b­
schluß des deutsch-französischen H andelsvertrages. Den Abschluß des in ter­
nationalen Stahlkartells hat Stresemann emphatisch als Verw irklichung einer „Le­
bensaufgabe“ begrüßt10.

and E ntrepreneurs in N in eteen th - and T w en tie th -C en tu ry  F rance (B a ltim ore 1976) 87—135; 
ders., Le patro nat frangais, 1912-1973, in: Maurice Levy-Leboyer (H rsg .) , Le p atronat de la 
seconde in d ustr ia lisa tio n  (Paris  1979) 137-188 ; Odette Hardy-Hemery, U ne lim ite  au iibera- 
lism e in tegra l?  E nteiltes et carte ls dans le m onde au X IX e et dans le p rem ier tiers du X X e s ie ­
d e , in: R evue du N ord  75 (1993) 319-341 . Zu den V ertretern  des „neuen“ Patronats gehörten  
M ercier, M arlio  oder D uchem in  (zu M arlio  und D uchem in  siehe w e ite r unten  in d iesem  B e i­
trag).
7 Jacques Seydoux, F rance and G erm any, in: The T im es, 15. M ärz  1928, 15-16. „That is“ , 
kom m entierte  The T im es d iesen  Passus po lem isch , aber sach lich  zu treffend , „the s incere 
m ilk  of C o bd en ism , a doctrin e not co m m o n ly  favoured  in F rance“ ; ebda.
8 V gl. Peter Kriiger, D ie A uß en p o lit ik  der R ep ub lik  von W eim ar (D arm stad t 1985).
9 V gl. Werner Link, D ie am erikan ische S tab ilis ie ru n gsp o lit ik  in D eu tsch land  1921-32 (D ü s­
se ldo rf 1970).
10 A rtik e l fü r das B erlin er T ageblatt, 2. O kto ber 1926, 1 („Z usam m enarbeit statt W ettbe­
w erb “); E n tw urf E isen lohr: PA A A  H andak ten  R itter, E isenverhand lungen , F rankre ich , 
Bd. 1. -  Zur zunehm end k ritischeren  E inschätzung in tern ation a le r K artelle  (auch  des Stah l-
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Frankreichs Außenm inister A ristide Briand hat w iederholt w irtschaftliche A b­
machungen als die „beste N ahtstelle zwischen Völkern für den Frieden“ und die 
Verflechtung von Interessen als die „beste Sicherung“ gegen den Krieg bezeich­
n et11. M it Briands viel beschworenem Idealismus hatte das aber wenig zu tun. A b­
sprachen mit der deutschen Industrie dienten aus seiner Sicht den nationalen In­
teressen Frankreichs. U ber w irtschaftliche Zusammenarbeit sollten das Verhältnis 
zwischen beiden Ländern stabilisiert und Frankreichs Sicherheit gewährleistet, 
der w irtschaftliche Ausgleich als M otor für Verständigung und Frieden genutzt 
werden. Briand hat mit N achdruck den Abschluß von Kartellvereinbarungen 
zwischen der französischen und der deutschen Industrie gefördert und die Abm a­
chungen w iederholt als Erfolg seiner Politik gewertet. In einem Schreiben an das 
Handelsm inisterium  vom 20. N ovem ber 1925 führte er program m atisch aus: 
„J’attache le plus grand interet, ainsi que vous le savez, ä la conclusion d ’ententes 
internationales qui, en facilitant les relations econom iques, servent la cause de la 
paix.“ 12

Wenngleich Briands Z ielsetzung essentiell außenpolitischer A rt war, spielten 
wirtschaftliche Beweggründe und Erwägungen der inneren Politik eine w ichtige 
Rolle. Die an w irtschaftlicher Verständigung, an H andel und Abmachungen mit 
Deutschland interessierten Kreise waren eine starke Stütze seiner Politik.

Auch Jacques Seydoux, W irtschaftsfachmann und Leiter der handelspolitischen 
A bteilung des Q uai d ’Orsay, hat die Verdichtung der W irtschaftsbeziehungen 
und Vereinbarungen zwischen der deutschen und der französischen Industrie un ­
terstützt. Die M otive waren bei ihm jedoch anders gelagert als bei Briand. Bei Sey­
doux spielte die Erwartung eine Rolle, über die Kartelle Einblicke in die A m bitio ­
nen und in die Ziele deutscher Industrieller zu gewinnen und Einfluß auf ihre P la­
nungen zu nehmen. Seydoux betrachtete die deutsche Industrie als die „force mo- 
trice“ der deutschen Gesellschaft. M ißtrauisch gegenüber ihren w eit ausholenden 
Zielen der D ominanz in Europa und skeptisch gegenüber der deutsch-französi­
schen V erständigungspolitik hoffte er, die Bewegungen der deutschen Industrie 
wenn nicht lenken, so doch kanalisieren zu können und wollte doch von ihrer 
D ynam ik zum N utzen Frankreichs profitieren13. Bei aller Bejahung der w irt­
schaftlichen Annäherung, zu der er keine A lternative sah, fürchtete er -  w ie Da­
niel Serruys vom H andelsm inisterium  - ,  in ökonom ische und politische Abhän-

karte lls ), in sbesondere im  R eich sw irtschaftsm in iste rium , siehe Matthias Schulz, D eu tsch ­
land, der V ö lkerb un d  und d ie Frage der eu ropäischen  W irtschaftso rdnung 1925-1933 (H am ­
burg  1997) Kap. II.
11 B riand  vo r den A usschüssen  der K am m er fü r H eer und A usw ärtige  A ngelegenheiten , 
19. 12. 1925; B riand  vor dem  A usw ärtigen  A usschuß  der Kam m er, 23. 4. 1926; A rch ives de 
l ’A ssem blee N ation a le , C o m m issio n  des A ffaires E trangeres; ausfüh rlich  Clemens A. Wurm, 
D ie französische S icherhe itspo litik  in  der Phase der U m orien tieru ng  1924-1926 (F ran k fu rt a. 
M . 1979) Kap. V, 4 („A n n äh erun g über d ie W irtsch aft“).
12 A N  (A rch ives N ation a les), F12/8866 (M in istc re  de C om m erce).
13 B esonders aufsch lußre ich  h ierfü r d ie  A ufzeichnungen  von Seydoux  vom 15. 6. 1926, 
25. 10. 1926 und 23. 11. 1926; M A E , Serie Z -A llem agnc 389 und 400 (A rch iv  des Q uai 
d ’O rsay).
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gigkeit von Deutschland als dem industriell überlegenen Partner zu geraten. Er 
wollte den engen wirtschaftlichen Schulterschluß mit Deutschland aus außen- 
und sicherheitspolitischen Erwägungen nicht ohne G roßbritannien tun: „Any 
Franco-G erm an e n t e n t e  on the economic plane should have as its coro llary a still 
closer e n t e n t e  between France and Great B rita in .“ 14

Der entschiedenste Vorkämpfer internationaler Kartelle w ar Louis Loucheur. 
Er hat in zahlreichen Reden, im Rahmen des Völkerbundes ab September 1925 
und auf der vom Völkerbund einberufenen W eltw irtschaftskonferenz 1927 einen 
unerm üdlichen Feldzug für internationale Kartelle geführt. In der Konzeption 
Loucheurs erfüllten internationale Kartelle mehrere Funktionen. Für ihn bildeten 
sie den Eckstein einer neuen europäischen H andelsordnung und das M edium  der 
w irtschaftlichen und politischen O rganisierung E uropas15. Sie waren ein M ittel, 
die deutsche und die französische Industrie zu verbinden. Abmachungen der Pro­
duzenten über einzelne Produkte sollten einen Abbau des Protektionism us und 
eine Reduzierung der Zölle erm öglichen (und Zölle schließlich überflüssig ma­
chen). Sie sollten es erlauben, im Rahmen einer regulierten W irtschaft „organi­
sierten Freihandel“ und Unterschiede in den nationalen Produktionsbedingungen 
zu verknüpfen16. D ie um deutsche und französische Unternehmen zentrierte 
w irtschaftliche O rganisierung Europas in internationalen Kartellen sollte -  als 
Kern eines kontinentaleuropäischen Blocks -  Europa die kritische w irtschaftliche 
Masse für die Selbstbehauptung des Kontinents gegenüber den U SA  verschaffen.

Es ist anzunehmen, daß Loucheur in der K artellfrage die H altung Briands be­
einflußt hat, der mit w irtschaftlichen Dingen w enig vertraut war. Briands Politik 
zielte darauf, das G ewicht Frankreichs und Europas gegenüber den USA zu stär­
ken, und verm utlich hat er auch Loucheurs gegen die U SA  gerichtete Stoßrich­
tung der Kartelle gete ilt17. Bei seinem Europaplan von 1929/30 haben solche M o­

14 Jacques Seydoux, F rance and G erm any, in: T he T im es, 15. M ärz  1928, 15-16.
15 Stephen D. Carls, L ou is L ouch eu r and the Shap ing o f M odern  France 1916-1931 (Baton  
R ouge 1993); Eric Bussiere, La F rance , la B e lg ique et l ’o rgan isa tion  econom ique de l ’Europe 
1918-1935 (Paris  1992) 3. Teil; ders., La SD N , les carte ls et l ’o rgan isation  econom ique de 
PE urope d uran t P en tre -deux-guerres, in : Barjot (H rsg .), In ternational C arte ls  273-283 ; 
Louis Loucheur, C arn ets secrets 1908-1932, presentes et annotes par Jacques de Launay 
(B ruxe lles 1962) 158 ff.
16 L oucheurs p rod u k tbezogene V orstellungen  von „o rgan isiertem  Fre ihande l"  bzw . e iner 
„O rgan is ierun g  des M ark te s“ ähneln  in m anchem  den französischen  V orsch lägen für eine eu ­
ropäische H an d e lso rd nu ng  nach dem  Z w eiten  W eltk rieg . Zu den  d iesbezüg lichen  V orstel­
lungen  vgl. G erard Bossuat, La F rance , Paide am erica ine et la  construction  europeenne 1944- 
1954, Bd. 2 (Paris  1992) Kap. X V I; ders., L’E urope des F ran ija is 1943-1959. La IVe R ep ub li- 
que aux sources de PE urope com m unau ta ire  (Paris  1997) 89 ff., 151 ff.; Frances M. B. Lynch, 
France and the In ternatio na l Econom y. From  V ich y to the T reaty  of R om e (L ondon  1997) 
llO ff.
17 O b und in w iew e it eine gegen d ie U SA  gerich tete Z ie lse tzun g auch  von den Industrie llen  
D eutsch lands und F ran kre ich s bei ih ren  K arte llvere in b arun gen  verfo lgt w u rd e , läß t s ich  nur 
am jew eilig en  E inzelfa ll bestim m en und b liebe zu p rüfen . Es gab d iese T endenz, w ie  das w e i­
ter unten  behandelte K a likarte ll ze igt. Sie w ird  jedoch  in d er L itera tu r üb ertrieb en  d arge­
ste llt. Beim  R o h stah lk arte ll sp ie lte sie ke ine R o lle . D as Sch ienenkarte ll kam  n icht zu le tz t auf 
D ruck  am erik an ischer U n ternehm en  zustande. Im üb rigen  w ar d ie U S -In d ustr ie  von Beginn
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tive jedenfalls eine Rolle gespielt. D ieser Kurs war am Q uai d ’O rsay allerdings 
nicht unum stritten18. Auch die deutsche außenpolitische Führung lehnte eine 
Frontstellung gegen die USA ab. Sie achtete unter Stresemann sorgsam darauf, 
ihre Außenpolitik von anti-am erikanischen und anti-britischen Tendenzen freizu­
halten19. Auch in der K artellpolitik schlug sich dies nieder. Um britische Befürch­
tungen vor einem gegen die britische Stahlindustrie gerichteten kontinentaleuro­
päischen B lock zu zerstreuen, ließ das A usw ärtige A m t in das Abkommen über 
das Internationale Stahlkartell im Ju li 1926 einen Paragraphen einfügen, der den 
Erzeugern anderer Länder die Teilnahme ermöglichen so llte20.

II.

Vor allem in zw ei Sektoren -  in der Stahlindustrie und der chemischen Industrie -  
wurden internationale Abm achungen zwischen D eutschland und Frankreich 
nach 1924 geschlossen21. Beides waren m ilitärisch sensible Sektoren. Fis waren 
auch die beiden Sektoren, die neben der elektrotechnischen Industrie in der Z w i­
schenkriegszeit w eltw eit am stärksten kartelliert waren.

Als M usterbeispiel solcher Abm achungen ist w iederholt die Vereinbarung zw i­
schen der deutschen und der französischen K a l i - Indu s tr i e  bezeichnet worden. Sie 
wurde abgeschlossen zwischen dem (von der späteren IG Farben dom inierten) 
Deutschen K ali-Syndikat (DKS) und der Societe Com m erciale de Potasse d ’A l- 
sace. Im Anschluß an eine A bsichtserklärung vom M ai 1924 und ein Test-Abkom ­
men vom 12. August 1924 über die Aufteilung des U S-M arktes wurde im Mai

an am  S ch ienenkarte ll b ete ilig t. Ein von den W irtsch aftsvertretern  Frankre ichs und Italiens 
angeregter eu ropäischer B lock  gegen  d ie U SA  (w ie  auch  ein  kon tin en ta leu ro päischer B lock 
gegen G roßbritann ien ) w u rd e  vom  R eich sverband  d er D eutschen  Industrie  abgelehn t; vgl. 
Bayer-A rch iv , R eich sverband  der D eutschen  In dustrie , V orstand, vol. 3: 62/10.4 (26. A pril 
1928).
18 Cornelia N avari, T he O rig in s of the B riand  Plan, in: D ip lom acy and Statecraft 3 (1992) 
74-104 ; Elisabeth du Reau , L’idee d ’Europe au X X e siecle . Des m ythes aux realites (B ruxe lles
1996) 97 ff.; Laurence Badei, Le Q uai d ’O rsay, les associations p rivees et l ’Europe, in: Rene 
Girault, Gerard Bossuat (H rsg .), E urope b risee , E urope retrouvee. N ouvelles reflex ions sur 
l ’un ite eu ropeenne au X X e siecle (Paris  1994) 109-131.
19 Link, S tab ilis ie run gsp o lit ik ; M anfred Berg, G ustav S tresem ann  und d ie  V ere in igten  Staa­
ten von A m erika . W irtsch aftliche V erflechtung und R ev is ion spo litik  1907-1929 (Baden- 
Baden 1990); Constanze Baumgart, S tresem ann und England (K öln 1996); Klaus Hilde­
brand, Das vergangene R eich . D eutsche A u ß en p o lit ik  von B ism arck  b is H itle r 1871-1945 
(S tu ttgart 1995) 433 ff., 475 ff.; Christian Baechler, G ustave S tresem ann  (1878-1929). D e l ’im - 
peria lism e ä la securite  co llective (S trasb ou rg  1996) 4 .-6 . Teil.
20 K arl Heinrich Pohl, W eim ars W irtschaft und d ie  A u ß en p o lit ik  der R ep ub lik  1924-1926. 
Vom D aw es-P lan  zum  In ternationalen  E isenpakt (D üsse ldo rf 1979) 212.
21 Es gab eine R eihe anderer in tern ation a ler V ere inbarungen  m it deu tsch -französischer B e­
te iligu ng  (S tearin , G lüh lam pen , W aggons, L ino leum , Z ink , B enzo l etc.), d ie  h ier jedoch  nicht 
b erücksich tig t w erden  und b is auf das G lüh lam penkarte ll von d e r neueren F o rschung m einer 
K enntn is nach auch n icht e ingehend un tersuch t w orden  sind.
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1925 in Paris ein umfassendes Abkommen unterzeichnet, das 1926 zu einem lang­
fristigen Vertrag ausgebaut wurde. Das Abkommen sicherte beiden Ländern Ge­
bietsschutz und sah eine Aufteilung der Exportquoten zwischen der deutschen 
und der französischen Gruppe im Verhältnis 70 zu 30 vor. Die Q uote w ar (wie 
beim weiter unten behandelten Internationalen Stahlkartell) ungünstig für die 
deutsche Industrie. Dem DKS war jedoch an höheren Preisen gelegen, und es 
machte dafür Zugeständnisse bei den Mengen. Das ist offenbar durchgehend die 
Strategie des DKS gewesen. Für die wichtigsten M ärkte wurden gemeinsame Ab­
satzgesellschaften und gemeinsame Propaganda vorgesehen22.

Die Ü bereinkunft w ar für beide Seiten überaus attraktiv. Sie war um so lukrati­
ver, als die deutsche und die französische Industrie vereint praktisch das M onopol 
bei Kali auf dem W eltm arkt besaßen, das nach einer Bemerkung des Saarindu­
striellen Fiermann Roechling „nur durch eigene Unvernunft“ zu zerstören war23. 
Deutschland w ar vor 1914 der einzige Lieferant von Kali auf dem W eltmarkt ge­
wesen. Ein Teil der Gruben lag im Elsaß. Durch die Rückgliederung des Elsaß an 
Frankreich nach dem Krieg verlor Deutschland dieses Monopol. N ach 1919 setzte 
zunächst ein Preiskrieg zwischen den Unternehmen beider Länder ein. In der In­
flation jedoch vermochte die deutsche Industrie die französischen Preise zu unter­
bieten. Dies veranlaßte die französische Seite zu einem Wandel ihrer Politik  und 
zu Gesprächen mit dem DKS, die schließlich in den Vertrag von 1926 mündeten.

Das internationale K ali-K artell ist w iederholt als Beweis dafür angeführt w or­
den, daß eine Verständigung zwischen Frankreich und Deutschland auf indu­
striellem  Sektor große Vorteile für die Industrie beider Länder mit sich bringen 
konnte. U nm ittelbar nach der U nterzeichnung des Abkommens stiegen die Kali- 
Preise um 50% . Auch in der großen Depression gaben die Kali-Preise nur wenig 
nach, wenngleich die Mengen stagnierten und der Absatz zurückging, ganz offen­
sichtlich eine Folge der Preispolitik des Kartells. Das Internationale K alisyndikat 
(IKS) verlor zw ar sein M onopol, als D rittländer (Polen, SU, Spanien usw.) die 
Produktion von Kali aufnahmen. Die Konkurrenten wurden jedoch in der Regel 
in das Kartell eingegliedert. Selbst der sowjetische Kalitrust w urde 1934 M itglied 
des IKS. Das IKS w ar eines der mächtigsten der zum eist eher fragilen internatio­
nalen Kartelle der Zw ischenkriegszeit. Es war überdies eines der wenigen Kar­
telle, das den Lehrbüchern der Ö konomen entsprach. Es hielt künstlich die Preise 
hoch und beutete die Konsumenten aus -  oder, w ie es U S-H andelsm inister H oo­
ver 1925 ausdrückte, „milked the rest of the w orld“24. Freilich waren die Verhält­
nisse bei Kali für die Industrie ungewöhnlich günstig und nicht repräsentativ für 
andere Sektoren und Produkte.

Im M ittelpunkt des politischen Interesses stand das zum 30. September 1926

22 Harm  G. Schröter, The In ternational Potash S yn d icate , in : Barjot (H rsg .), In ternational 
C arte ls  75 -92 .
23 Hermann Roechling, D eutsche und französische Industrie , in: W eltw irtschaftliches A r­
chiv (C h ro n ik  und A rch iva lien ) 23 (A p ril 1926) 301.
24 Zit. nach Schröter, Potash  Syn d ica t, in: Baijot (H rsg .), In ternational C arte ls  92 (auch  zum  
V orhergehenden).
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zwischen den Stahlindustriellen Deutschlands, Frankreichs, Belgiens und Luxem ­
burgs geschlossene Abkommen über die In t e rn a t io n a l e  R oh s ta h l g em e in s ch a f t  
( jRG)25. Es handelte sich um ein Q uotenkartell, das über die Regulierung der G e­
samtproduktion  und ein System von Strafzahlungen eine Stabilisierung des M ark­
tes und eine Erhöhung der Preise anstrebte. Eine gemeinsame Preisfestsetzung 
war nicht vorgesehen. Form und C harakter des Kartells waren nicht nur von w irt­
schaftlicher, sondern auch von erheblicher sicherheitspolitischer Relevanz und 
zwischen der deutschen und der französischen Industrie zunächst um stritten. Die 
deutsche Industrie hatte anfangs für ein reines Exportkartell und für Abm achun­
gen nur über den Export p lädiert, w ar von dieser Vorstellung aber abgewichen 
und auf das französische Konzept der Kontingentierung der gesamten Rohstahl­
produktion (also der Mengen sowohl für den Export w ie für den Binnenm arkt) 
eingeschwenkt26. Rohstahlkontingentierung und Sicherheitsfrage standen in 
einem funktionalen Zusammenhang. Durch die Rohstahlkontingentierung wurde 
das Produktionsniveau der deutschen Stahlindustrie an das der französischen 
Stahlindustrie gekoppelt, ein Davoneilen der deutschen Industrie erschwert und 
dem französischen Sicherheitsbedürfnis bei einem strategischen Produkt Rech­
nung getragen. Neben der Rohstahlgem einschaft gab es im Stahlbereich interna­
tionale Kartelle für Schienen, Röhren und Draht.

Das Abkommen über die IRG wurde mit Begeisterung aufgenommen. Eine 
wahre Kartelleuphorie breitete sich auf dem europäischen Festland aus. Kartelle 
erschienen zeitw eilig  als A llheilm ittel für die Probleme der Zeit. Dem Stahlkartell 
haftete ein M ythos an. Ihm w urde eine Vorbildfunktion für andere Sektoren zu ­
gewiesen. N ationalistischen Industriellen, die als die Verkörperung des deutsch­
französischen Antagonismus galten und nach dem Kriege einen erbitterten, im 
Ruhrkam pf gipfelnden W irtschaftskrieg gegeneinander geführt hatten, w ar es ge­

23 Zu den R ahm enbed ingungen  für K onflikt, K ooperation  und In tegration  im  sch w erin d u ­
strie llen  Bereich , zu H in terg rund  und E ntstehung d er IRG  vgl. Ulrich Nocken, In ternational 
C artels  and Foreign  P o licy : The Fo rm ation  of the In ternatio na l Steel C arte l 1924-1926, in: 
Wurm (H rsg .), In ternationale K artelle  33 -82 ; Jacques Bariety, Das Z ustandekom m en der 
In ternationalen  R ohstah lgem ein schaft (1926) als A ltern ative  zum  „Sch w erindustrie llen  P ro ­
je k t“ des V ersa iller V ertrages, in: Hans Mommsen, Dietm ar Petzina, Bernd Weisbrod (H rsg .), 
Industrielles System  und p o litische E n tw ick lung  in der W eim arer R ep ub lik  (D üsse ldo rf 
1974) 552-568 ; D ietm ar Petzina, Von der K onfron tation  zu r In tegration . D ie S ch w erin d u ­
strie in den deu tsch -französischen  W irtschaftsbez iehungen  1900-1950, in : Peter H üttenber­
ger, Hansgeorg Molitor (H rsg .), F ranzosen  und D eutsche am R hein  1789-1918-1945 (Essen
1989) 161-182 ; Ulrich Wengenroth, Partnerschaft oder R iv a litä t?  D ie B eziehungen  zw ischen  
der deu tschen  und der französischen  Sch w erind u str ie  vom  späten  19. Jah rh u n d ert bis zu r 
M ontanun ion , in: Yves Cohen, Klaus Manfrass (H rsg .) , F rankre ich  und D eutsch land . F o r­
schung, T echno logie und in d ustr ie lle  E n tw ick lu ng  im  19. und 20. Jah rh u n d ert (M ünchen
1990) 321-330 ; C arl Strikwerda, The T roub led  O rig in s o f European  In tegration : In ter­
national Iron and Steel and L abour M ig ra tio n  in the Era of W orld  W ar I, in: A FIR 98 (1993) 
1106-1129.
26 V gl. H einz-W erner Würzler, G roßb ritann iens In teresse an d er w esteu ropäischen  S tah lv er­
stän d igung und d ie  G ründung der In ternationalen  R ohstah lgem ein schaft (1923/24—1926/27) 
(Bochum  1991) Kap. II.
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lungen, ihre Konflikte friedlich beizulegen und zu einer Verständigung zu gelan­
gen. Die Erwartungen an die IRG wurden gesteigert, w eil der Abschluß des Ab­
kommens in etwa zeitgleich mit dem Treffen von T hoiry zw ischen Briand und 
Stresemann und dem E intritt Deutschlands in den Völkerbund zusammenfiel. Die 
IRG w urde als Teilerscheinung der von den A ußenm inistern beider Länder inau­
gurierten V erständigungspolitik, als ökonomisches Gegenstück zum Locarno- 
Vertrag (,w irtschaftliches Locarno ') und als sichtbarstes Zeichen der Beendigung 
des „Krieges nach dem K riege“ gefeiert. Die Regierungen beider Länder begrüß­
ten das Abkommen als wichtigen Schritt zum Ausgleich.

G leichwohl gab es über die politische Reichweite des Abkommens ganz unter­
schiedliche Auffassungen. In den Führungszirkeln  der französischen Stahlindu­
strie waren die außenpolitischen Im plikationen und Zielsetzungen des Stahlpaktes 
nicht unum stritten. Im H intergrund standen unterschiedliche H altungen zu 
D eutschland und zur Politik Briands. In einer Rede vom 26. September 1926 an­
läßlich der E inweihung eines Denkmals zum Gedenken an die Toten in Mont- 
Saint-M artin warnte Francois de Wendel in seiner Eigenschaft als Vorsitzender 
des Com ite des Forges davor, der Vereinbarung der Stahlindustriellen große poli­
tische Bedeutung beizumessen. Er lehnte das Abkommen nicht ab, wollte es aber 
strik t auf den ökonomischen Bereich als Versuch zur Lösung schw ieriger w irt­
schaftlicher Probleme begrenzt w issen. Interessen des Unternehmens kollidierten 
mit politischen Ü berzeugungen. Er wandte sich gegen jeglichen Automatismus 
von w irtschaftlicher und politischer Entspannung w ie auch gegen die in der Lo­
carno-Ä ra häufig vertretene Auffassung, eine Reihe solcher Abm achungen werde 
den w irtschaftlichen und dam it politischen Frieden sichern. ,,L’ histoire de 1900 ä
1914 est lä pour nous instruire. De semblables accords avaient ete conclus: qu ’ont- 
ils em peche?“ fragte er rhetorisch. „II faut prendre les A llem ands comme ils sont, 
avec leurs qualites et leurs defauts.“27 Damit w idersprach Francois de Wendel 
nicht nur Grundannahmen der dam aligen A ußenpolitik ; er benutzte die Ausfüh­
rungen zur IRG auch als Gelegenheit, um gegen die von Briand gegenüber Strese­
mann in T hoiry am 17. September 1926 in Aussicht gestellten Konzessionen (vor­
zeitige Rheinlandräum ung, R ückkauf der Saargruben usw.) Stellung zu beziehen. 
M it seiner A blehnung außenpolitischer Zugeständnisse an Deutschland wies er 
auch Forderungen deutscher Stah lindustrieller (F ritz Thyssen, Paul Reusch) zu­
rück, die eine fortdauernde Besetzung des Rheinlandes als unvereinbar mit dem 
Geist des Stahlpaktes betrachteten und ihre Beendigung verlangten. Francois de 
W endel, Regent der Banque de France und Abgeordneter der nationalistischen 
Rechtspartei Louis M arins, repräsentierte den patriotischen, antideutschen Flügel 
des G roßbürgertum s Frankreichs28. Er stand der Verständigungspolitik Briands 
ablehnend gegenüber -  im U nterschied zu Theodore Laurent, V izepräsident des

27 Le Tem ps, 30. Sep tem ber 1926, 3.
28 Jean-N oel jeanneney , F ranco is de W endel en R ep ub liq ue . L’argent et le pouvo ir 1914— 
1940 (Paris  1976), Sein  B ruder H um b ert de W endel hatte das A bkom m en üb er d ie IRG  mit 
ausgehandelt.
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Co mite des Forges und G eneraldirektor der Com pagnie des Forges et Acieries de 
la M arine et d ’H omecourt. Laurent befürwortete die deutsch-französische A nnä­
herung- Er hatte als Verhandlungsführer der französischen Gruppe das A bkom ­
men über die IRG ausgehandelt und die Q uotenverteilung als für Frankreich 

sehr vorteilhaft“ bezeichnet29.
Indes standen die politisch genährten Erwartungen und der, durchaus hoch zu 

veranschlagende, Sym bolgehalt des Stahlkartells in krassem Gegensatz zu seiner 
W irkungsweise, zu den realen Abläufen im Kartell und zu den Intentionen zu­
mindest eines Teils seiner Begründer. Das Studium  der Unternehmensarchive 
zeigt, daß die Realität im Kartell von R ivalität und Spannungen geprägt war. Es 
kann keine Rede davon sein, daß, w ie vielfach zu lesen ist, die IRG „ohne Pro­
bleme“ funktionierte. Die Konflikte zw ischen den nationalen Gruppen setzten 
bald nach der G ründung ein. Das lag zum einen daran, daß die deutsche Q uote zu 
niedrig bemessen war. „The German industry had achieved the highest quota in 
absolute terms, but ( . . . )  compared to its potential capacity it had achieved the 
lowest quota.“30 Sie hatte auf D ruck der Vereinigten Stahlwerke (VSt), die drin­
gend eine Stabilisierung des M arktes benötigten, Konzessionen gemacht, die von 
der Gutehoffnungshütte (GFIH) als unvertretbar betrachtet wurden. Die G HH, 
im Grunde stets ein Anhänger von Abm achungen nur über den Export, hatte 
ohne Erfolg für Abwarten plädiert. A uf Verflechtung, Austausch, auf einen ge­
meinsamen M arkt oder Integration im Sinne der M ontanunion nach dem Zweiten 
Weltkrieg zielte die IRG nicht, im Gegenteil. G rundlage ihrer stets prekären Exi­
stenz war A bgrenzung und gegenseitiger G ebietsschutz, also die Sicherung des 
Binnenmarktes. Was unter dem Abkommen an Stahlim porten nach Deutschland 
hereinkam -  das luxem burgisch-französische Kontingent bzw. die Q uote von 
6,5%, mit der Luxem burg und Frankreich am deutschen Inlandsverbrauch betei­
ligt wurden - ,  wurde von den deutschen Verkaufsverbänden übernommen und 
unter ihrer Regie an die Konsumenten w eitergeleitet. Ü berspitzt form uliert, 
wurde Interdependenz durch die IRG nicht gefördert, sondern um gekehrt eher 
zerschlagen. Zu keiner Zeit übte die IRG eine effektive Kontrolle über das M arkt­
geschehen aus. „As an organization to restrain the total production and contain 
inter-member com petition“, w ar die IRG , so D aniel Barbezat, „a failure“31.

Zeitgleich m it der IRG wurde zwischen den Produzenten Frankreichs, der 
Schweiz, Großbritanniens und Deutschlands das internationale A lum in ium -K a r-  
t e l l -  offizieller Name A lum inium  Association -  gegründet. Frankreich w ar einer 
der größten A lum inium -Produzenten der Welt. Deutschlands Industrie w ar dem­
gegenüber vergleichsweise unbedeutend. Das Abkommen w urde am 11. O ktober
1926 unterzeichnet. Das Kartell (m it Sitz in der Schweiz) setzte einheitliche Ver­
kaufspreise fest und zielte auf die Ü berwachung des europäischen und die Kon­

29 A ufzeichnung des Q uai d ’O rsay  vom  5. Ju n i 1926; M A E , Z -A llem agne 524.
30 Nocken, In ternational C arte ls , in : Wurm (H rsg .), In ternatio na le  K artelle  73.
31 Daniel Pierre Barbezat, In ternational C o op eratio n  and D om estic C arte l C o n tro l. The 
In ternational Steel C arte l 1926-1938 (PhD  T hesis, U n ive rs ity  of Illino is at U rb an a-C h am - 
paign, 1988, A nn A rbor, M ich . 1988) 104.
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trolle des W eltmarktes. Es sah gegenseitigen Erfahrungsaustausch vor und betrieb 
gemeinsame Propaganda und Forschung. Zu diesem Zwecke wurde 1927 ein eige­
nes Bureau International d ’Etudes et de Propagande gegründet, das in den dreiß i­
ger Jahren nach Paris verlegt wurde. Die internationale A lum inium -Association 
erfaßte nicht alle W erke. Die w ichtigsten Außenseiter waren die A lum inium  
Com pany of Am erica (A lcoa) und kanadische Werke. Die A lum inium  Ltd (Ka­
nada) trat jedoch 1931 dem Kartell bei, das sich im gleichen Jah r neue Strukturen 
und einen neuen Namen (L’A lliance A lum inium  C ie-A .A .C .) gab. M it europäi­
schen Unternehmen wurden Abm achungen getroffen, in denen sich diese zur 
Einhaltung der vom Kartell festgelegten Preise verpflichteten. Die A.A.C. hatte 
Bestand bis 194032.

Vorsitzender des Kartells war Louis M arlio , acim inistrateur delegue von A lais, 
Froges et Cam argue, damals der offizielle Name von Pechiney (E lektro-M etallur- 
gie und E lektro-Chem ie). M arlio w ar ein entschiedener A nw alt internationaler 
Kartelle und Sprecher der französischen U nternehm er in dieser Frage gegenüber 
der Regierung. In mehreren Reden und Schriften hat er internationale Kartelle als 
positives Element der W eltw irtschaft und als vorteilhaft auch für den Verbraucher 
verteidigt. Er w ar seit 1927 Vertreter der Internationalen H andelskam m er in der 
K artellkom m ission des Völkerbundes und M itverfasser der für den W irtschafts­
ausschuß des Völkerbundes verfaßten Denkschrift über ,Internationale K artelle“ 
von 1930 sowie des Berichtes von 1931 über ihre w irtschaftlichen A spekte33. M ar­
lio, A utor des zu Beginn dieses Aufsatzes wiedergegebenen Zitats, w ar ein Befür­
worter und Förderer von Abmachungen, insbesondere auch mit der deutschen 
Industrie. Er unterstützte die von Briand betriebene Annäherung an Deutschland 
-  ungeachtet seiner Vorbehalte gegenüber D eutschland und der während der 
W eltw irtschaftskrise offen und unm ißverständlich geäußerten K ritik am „indu­
striellen G rößenwahn“, den verderblichen F inanzoperationen und den aggressi­
ven H andelspraktiken der Deutschen34.

Ein europäisches A lum inium -K artell hatte bereits von 1901-1908 und von 
1912-1914 bestanden. Der Erste W eltkrieg hatte ihm ein Ende gesetzt. Gespräche 
über eine N eugründung setzten ab 1923 zw ischen den Werken Frankreichs, der 
Schweiz und G roßbritanniens ein und w urden 1924 auf die deutschen U nterneh­
men ausgeweitet. Ü ber die H intergründe, den A blauf der Verhandlungen und die 
Beziehungen zw ischen den Unternehmen seit dem Krieg und in der N achkriegs­
zeit w issen w ir bislang wenig.

32 Florence Flachez, Le carte l in tern ation a l de Palum in ium  du po in t de vue des societes fran- 
gaises 1901-1940, in: Barjot (H rsg .) , In ternational C arte ls  153-162.
33 In ternatio na le  In dustrie-K arte lle . E ine w irtsch aftspo litische  S tud ie . V orbereitet fü r den 
W irtschaftsausschuß  des V ö lkerbundes von Antonio St. Benni, Clemens Lummers, Louis 
Marlio, Aloys M eyer (B erlin  1930); R apport general su r des aspects econom iques des ententes 
industr ie lle s  in ternationa les (G enf 1931).
34 H enri Morsel, P osition  ideo log ique et com portem ent p o lit iqu e  d ’un  d ir igean t d ’une 
grande en trep rise dans la p rem iere m o itie du X X e sieele : L ou is M arlio , in : E ntreprises et 
E n trepreneurs, X IX -X X em e siecles, N o. 7 (1983) 339 -351 , 382-387 .
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Ein w ichtiges und von inform ierten Zeitgenossen stark beachtetes Abkommen 
wurde im November 1927 von der Chem ieindustrie beider Länder über Farb­
s t o f f e  abgeschlossen. Auch bei diesem Produktbereich hat der Erste W eltkrieg für 
die deutsch-französischen Industriebeziehungen als Zäsur eine w ichtige Rolle ge­
spielt. Der Krieg ließ die Abhängigkeit Frankreichs von deutscher Versorgung bei 
m ilitärisch w ichtigen Produkten, u .a . bei Farbstoffen, die für die H erstellung von 
Sprengstoff benötigt wurden, offen zu Tage treten. Vor dem Krieg hatte die deut­
sche Farbstoffindustrie den W eltm arkt beherrscht. Etwa 90% der W eltfarbstoff- 
produktion stammte aus Werken der deutschen Farbstoffindustrie und ihren aus­
ländischen Tochtergesellschaften. U ngefähr 71% des französischen M arktes te il­
ten sich allein die deutschen Unternehmen. Es gab in Frankreich vor 1913 nur ein 
leistungsfähiges rein französisches Farbstoffunternehmen. Sechs der zehn franzö­
sischen Farbstoffunternehmen waren F ilialen der deutschen Industrie35.

Angesichts der Erfahrungen im Krieg und unter dem D iktat der nationalen Ver­
teidigung form ulierten M ilitärs, hohe Beamte und Politiker Frankreichs eine Po­
litik  staatlicher Intervention im Chem iebereich mit neuen Zielen. Eine eigene lei­
stungsfähige Farbstoffindustrie wurde aus m ilitärstrategischen Gründen für er­
forderlich gehalten und mit staatlicher Forderung, vor allem  mit einem nahezu 
lückenlosen Zollschutz, aufgebaut. Sicherheitspolitische Erwägungen verbanden 
sich aufs innigste mit w irtschaftlichen Interessen. Innerhalb w eniger Jahre ent­
w ickelte sich die französische Farbstoffindustrie vom N etto-Im porteur zum 
Selbstversorger. Vor dem Krieg 1913 hatte sich der Farbstoffumsatz der (späteren) 
IG Farben in Frankreich auf 6% des Gesamtumsatzes belaufen; 1926 waren es nur 
mehr 0.8% 36.

N ach dem Versailler Vertrag mußten die deutschen W erke auf ihre A uslands­
vermögen verzichten und ihre Patente den Siegermächten zur Verfügung stellen. 
D ie Reparationskom m ission war erm ächtigt, von D eutschland Farbstofflieferun­
gen in H öhe von 25% der Produktion zu verlangen. A uf der Londoner Konferenz 
von Ju li bis A ugust 1924 und in den anschließenden Verhandlungen verpflichtete 
sich die deutsche Regierung, Farbstoffe über den 10. Januar 1925 hinaus bis zum 
18. A ugust 1928 zu liefern37. Trotz der ungünstigen A usgangslage konnte und 
w ollte die deutsche Farbstoffindustrie angesichts ihrer extremen Exportabhängig­
keit die A uslandsm ärkte nicht aufgeben. Technologische und kom m erzielle Ü ber­
legenheit waren ihre Trümpfe. Da die französischen Unternehmen über die Regie­
rung den Zugang zum  französischen M arkt kontrollieren konnten und Freihandel 
aufgrund des Strebens nach Farbstoffautarkie nicht mehr in Frage kam, suchte die 
deutsche Industrie sich m it den französischen Produzenten zu arrangieren. Das

35 Gottfried Plumpe, D ie I. G. F arb en in d ustrie  A G . W irtschaft, T echnik und P o litik  1904- 
1945 (B erlin  1990) 50 ff.; ders., A nsätze zu r Z usam m enarbeit zw ischen  der deutschen  und 
französischen  C hem ie in d ustr ie  vor und nach dem  Z w eiten  W eltk rieg , in: Cohen, Manfrass 
(H rsg .), F rankre ich  und D eutsch land  225-226 .
36 Plumpe, I. G. F arb en in d ustrie  123.
37 C arl Bergmann, D er W eg d er R eparationen . Von V ersailles über den D aw esplan  zum  Ziel 
(F ran k fu rt 1926) 344 ff.
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schien anfangs nicht ganz aussichtslos. 1920 w urde zw ischen den Farbwerken 
Bayer und der 1917 zur Entw icklung der organischen Chem ie vom Staat ins 
Leben gerufenen Com pagnie N ationale des M atieres Colorantes et de Produits 
Chim iques der sog. G allus-Vertrag (nach den U nterzeichnern auch D uisberg- 
Frossard Abkommen genannt) geschlossen, in dem die deutschen Werke gegen 
eine einm alige Entschädigungszahlung und eine 50% ige G ew innbeteiligung am 
Geschäft der CN  dem französischen Unternehm en ihre Farbstofftechnologie und 
das künftige K now-how zur Verfügung stellten. Die C N  verzichtete weitgehend 
auf den Export; die IG -Firm en zogen sich vom französischen M arkt als Anbieter 
zurück38. Nach der Fusion der Ets. Kuhlmann mit der C N  und anderen französi­
schen Farbstoffwerken Ende 1923 w urde das auf 50 Jahre geschlossene A bkom ­
men 1924 von Kuhlmann jedoch aufgekündigt. Die H intergründe dieses Schrittes 
sind bislang nicht erforscht; zu vermuten ist, daß die Ruhrbesetzung dabei eine 
Rolle gespielt hat. Versuche der deutschen Farbenhersteller, in einen direkten 
H andelsverkehr m it den französischen Verbrauchern (W oll-, Baum w oll-, Seiden- 
m dustrie) zu treten oder sich im Rahmen von H andelsabmachungen Exportm ög­
lichkeiten in Frankreich zu erschließen, wurden von der französischen Regierung 
unterbunden. Die Pariser Regierung sah in solchen Bestrebungen den Versuch, 
das Abkom m en über Sachlieferungen zu unterlaufen. Für Paris schien dies auch, 
w ie der Leiter der deutschen Delegation für die deutsch-französischen W irt­
schaftsverhandlungen, Hans Posse vom Reichsw irtschaftsm inisterium , im M ärz
1927 aus Paris berichtete, als erster Schritt der deutschen Industrie, „etappenweise 
einen großen Zweig der französischen chemischen Industrie n iederzukonkurrie­
ren und dam it einen unbedingt wesentlichen Teil der defense nationale zu attak- 
kieren, einen Teil, dessen Fehlen sich im Laufe [des] W eltkrieges für Frankreich 
„desastreux“ ausgew irkt hätte“39. Exporte waren lediglich über ein kom pliziertes 
Lizenzverfahren und nur bei solchen Farben möglich, die die französische Indu­
strie nicht selbst herstellte.

D ie Phase der K onkurrenz und R ivalität w urde abgelöst durch das Farbstoff- 
Abkom m en, das am 15. Novem ber 1927 zwischen der IG Farben und der von den 
Ets. Kuhlmann dom inierten Interessengemeinschaft -  ab 1929 Centrale des M a­
tieres Colorantes (C M C ) genannt40 -  geschlossen wurde. Kuhlmann hatte sich im 
Ersten W eltkrieg von einem regionalen zu einem nationalen Unternehmen ent­
w ickelt und w ar inzw ischen das bedeutendste französische Farbstoffunterneh­
men. Das Abkommen sah gegenseitigen G ebietsschutz, eine gemeinsame Preis­
po litik , Propaganda und Erfahrungsaustausch vor. Es wies der IG Farben 88,5% 
und den französischen Unternehmen 11,5 % des gemeinsamen Farbstoffgeschäf­
tes zu. Die französische Gruppe erhielt das M onopol für den französischen M arkt 
(M etropole einschließlich Empire). Das Abkommen kam im Zusammenhang mit

38 Plumpe, LG . F arb en in d ustrie  121 f.
39 Telegram m  Posse vom  20. M ärz  1927; A kten  zu r D eutschen  A usw ärtigen  P o litik  
(A D A P ), Serie B: 1925-1933, Bd. V, D ok. Nr. 34, S. 77, Fn. 7.
40 V orläufer der C M C  w ar d ie C o m m unau te des In terets F ran ja is  (C IF ). Ihr gehörten  d ie 
g le ichen  U n ternehm en  w ie  der C M C  an.
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dem deutsch-französischen H andelsvertrag vom A ugust 1927 zustande und ist 
auch von der französischen Regierung gebilligt worden. Die Verhandlungen w ur­
den von der Chem ieindustrie beider Länder ausdrücklich m it dem Ziel geführt, 
die H andelsvertragsverhandlungen zu erleichtern. Die französische wie die deut­
sche Regierung drängte auf den Abschluß einer Vereinbarung, w eil dam it -  wie 
bei Stahl -  ein w ichtiges handelspolitisches Konfliktfeld auf privatw irtschaft­
lichem Wege entschärft werden konnte41.

Das Abkommen zwischen der IG Farben und der französischen Gruppe trug 
zunächst provisorischen C harakter und wurde 1929 in ein definitives Abkommen 
(mit einer Laufzeit bis Dezember 1968!) um gewandelt. Ein angestrebtes „voll­
kommen ineinander verflochtenes und finanziell verwobenes Zusam m enwirken“ 
der deutschen und der französischen chemischen Industrie „auf den drei großen 
Gebieten der Farben-, Stickstoff- und Kohlen-Verwertung“ (so der Farbenvertrag 
zwischen der IG und der französischen Gruppe von 1927) ist nicht zustande ge­
kommen -  nach Harm Schröter auch aufgrund des Drucks der französischen Re­
gierung, weil der französische A nteil wegen der geringeren Bedeutung der Indu­
strie unterhalb der Sperrm inorität von 25% der Anteile gelegen hätte42.

Das deutsch-französische Farbstoffkartell w urde mit Einbeziehung der 
Schweiz 1929 zum „D reierkartell“, 1932 mit dem Beitritt des britischen G roßun­
ternehmens Imperial Chem ical Industries (IC I) zum „V iererkartell“ ausgebaut43. 
Den Kern des Kartells bildete die Verständigung zwischen D eutschland und 
Frankreich. D ie IG Farben und ihr Vorstandsvorsitzender C arl Bosch gehörten

41 Verena Schröter, D ie deu tsche In d ustrie  au f dem  W eltm ark t 1929 b is 1933. A u ß en w ir t­
schaftliche S trateg ien  un ter dem  D ruck  der W eltw irtschaftsk rise  (F ran kfu rt a .M . 1984) 
295 ff.; Harm G. Schröter, C arte ls  as a Form  of C o ncen tration  in In d ustry : The E xam ple of 
the In ternational D yestu ffs C arte l from  1927 to 1939, in: G erm an Y earbook on Business 
H is to ry  (1988) 113—144; ders., T he In ternational D yestu ffs C arte l, 1927-39, w ith  Specia l R e ­
ference to the D evelop ing A reas of E urope and Jap an , in: Kudo, H ara (H rsg .), In ternational 
C arte ls  33 -52 ; Michel M argairaz, Les en trep rises frangaises des m atieres co lo rantes et l ’en- 
tente europeenne pendant la seconde gu erre  m ondiale : la do ub le  dependance, in: Barjot 
(H rsg .), In ternational C arte ls  93 -104 .
42 Harm G. Schröter, P rivatw irtsch aftliche  M ark tregu lie ru n g  und staatliche In teressenpo li­
tik . D as In ternationale S tick sto ffkarte ll 1929-1939, in: Harm G. Schröter, Clemens A. Wurm 
(H rsg .), P o litik , W irtschaft und in tern ation a le  B eziehungen . S tud ien  zu  ihrem  V erhältn is in 
der Z eit zw ischen  den W eltk riegen  (M ain z  1991) 130.
43 'William J. Reader, Im peria l C hem ica l Industries. A  H isto ry . Vol. II. The F irst Q uarter 
C en tu ry  1926-1952 (L ondon  1975) 183 ff. F ü r d ie  IG  Farben  ste llte  nach P lum pe das K artell 
aus der Perspektive seiner V orgesch ichte und der u rsp rün g lich en  In teressen  der IG „nur die 
d rittbeste  L ösung d a r“ -  nach F re ih andel und dem  ungeh inderten  W iederau fbau  von Toch­
tergesellschaften , L ösungen , d ie in den w estlichen  Industriestaaten  nach dem  K rieg ange­
sich ts des Strebens nach F arb sto ffau tark ie  n ich t oder n ur m ehr begrenzt zu r V erfügung stan ­
den ; Plumpe, I.G . F arb en in dustrie  199. Zu in ternationa len  K arte llvere inbarungen  als eher 
defensiver M ark tstra teg ie  der IG Farben  siehe auch  Harm  G. Schröter, E urope in the S tra te­
gies of G erm an y ’s E lectrical E ngineering and C h em ica l T rusts, 1919-1939 , und Peter Hayes, 
T he E uropean  Strateg ies o f IG Farben , 1925-45 , beide in: Volker R. Berghahn (H rsg .) , Q uest 
for Econom ic Em pire. European  S trateg ies o f G erm an B ig B usiness in the Tw entieth  C en ­
tu ry  (P rov idence, O xford  1996) 35 -54  und 55 -64 .
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w ie die Ets. Kuhlmann und ihr Vorsitzender Rene Duchemin zu den Verfechtern 
einer deutsch-französischen w irtschaftlichen und politischen Annäherung, wenn­
gleich weitergehende Schritte der Zusammenarbeit zw ischen beiden U nterneh­
men über Kapitalverflechtungen bis hin zur B ildung eines gemeinsamen Marktes 
(nach den Planungen der IG Farben) nicht realisiert wurden. Bosch und Duche­
min w aren w ie Louis M arlio M itglieder des 1926 von dem luxem burgischen Indu­
striellen und Vorsitzenden des ARBED -Konzerns, Emile M ayrisch , ins Leben ge­
rufenen D eutsch-Französischen Studienkom itees44. Das Studienkom itee setzte 
sich die politische, w irtschaftliche und kulturelle Verständigung zwischen 
Deutschland und Frankreich zum Ziel. In dem Komitee w ar die chemische Indu­
strie neben der Schwerindustrie und der elektrotechnischen Industrie besonders 
stark vertreten. Duchemin w ar gleichzeitig Vorsitzender des französischen Unter­
nehmerverbandes Confederation Generale de la Production Franchise (CGPF).

Ein ähnliches M uster w ie bei Farbstoffen läßt sich bei S t i ck s to f f  beobachten. 
Stickstoff wurde sowohl für die D üngung landw irtschaftlicher Flächen als auch 
für die H erstellung von Sprengstoff benötigt. Für die Erzeugung von Schießpul­
ver und Sprengstoff w ar Salpeter unerläßlich. Salpetersäure konnte sowohl aus 
N itraten (C hilesalpeter) und synthetisch, etwa auf dem Wege des Haber-Bosch- 
Verfahrens zur H erstellung von A m m oniak, gewonnen werden. Das vor dem Er­
sten W eltkrieg entw ickelte Haber-Bosch-Verfahren galt als Pionierarbeit der 
BASF und wurde bald das meistverwendete Verfahren zur Am m oniakherstellung. 
W eltgrößter H ersteller von synthetischem  Stickstoff w ar das von der IG Farben 
beherrschte Deutsche Stickstoffsyndikat. Im Vergleich zur deutschen war die 
französische Stickstoffindustrie zersplittert, technologisch rückständig und viel 
kleiner. Versuche, einen einheitlichen oder führenden nationalen Chem iepol wie 
in Deutschland (IG Farben) oder G roßbritannien (IC I) zu schaffen, sind in 
Frankreich während der Zw ischenkriegszeit gescheitert.

W ie bei Farbstoffen strebte die französische Regierung seit dem Ersten Welt­
krieg aus sicherheitspolitischen und w irtschaftlichen Gründen nationale Selbst­
versorgung auch bei Stickstoff an. Insbesondere das K riegsm inisterium , das von 
der Flypothese eines erneuten Krieges mit Deutschland ausging, verlangte Schutz 
gegenüber der deutschen K onkurrenz und einen raschen und starken Ausbau der 
Kapazitäten „at any price and by any means“45. Auch das Landw irtschaftsm ini­
sterium  stimmte in den nationalistischen D iskurs ein, wenngleich aus anderen 
M otiven: Frankreich muß in der Lage sein, sich im Kriege zu ernähren und die 
führende Exportnation bei landw irtschaftlichen Produkten werden, in Friedens­
zeiten ein Unterpfand von Macht. M it dem von der Regierung nach langen und 
kontroversen Beratungen 1924 gegründeten Office N ational Industriel de l ’Azote 
(O N IA ) w ar der französische Staat d irekt in die Stickstoffproduktion involviert. 
Beträchtliche finanzielle M ittel w urden in den Aufbau der staatlichen Werke in

44 Fernand L’Huillier, D ia lo gues franeo -allem ands 5925-1933 (S trasb ou rg  5971).
45 Emmanuel Chadeau, In ternational C arte ls  in the In terw ar Period : Som e A spects o f the 
French C ase, in: Kuclo, Flara (H rsg .), In ternational C arte ls  105.
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Toulouse investiert, die zunächst große technische und praktische Probleme zu 
, °  ältigen hatten. Die französische Regierung (und dam it die O N IA ) hatte mit 
j em' nach den Vertragspartnern benannten Bosch-Loucheur- Vertrag vom N o­
vem ber 1919 das M onopol für die H erstellung stickstoffhaltiger Produktion nach 
dem Haber-Bosch Verfahren erworben, ohne jedoch über das K now-how für die 
A nw endung zu verfugen. Ende der zw anziger Jahre produzierten die W erke m 
Toulouse 25-30%  der A m m o n iak -Syn th ese  in Frankreich. Bei Saint-G obam , 
selbst ein bedeutender H ersteller stickstoffhaltiger Produkte, stieß das staatliche 
Engagem ent auf M ißtrauen, Unverständnis und Ablehnung. Die Werke in  Tou- 
louse betrachteten das Unternehmen als staatlichen Gigantismus und „folie 46.

Die Regulierung des W eltstickstoffm arktes erfolgte in Etappen. D ie entschei­
denden Schritte erfolgten im Schatten der W eltw irtschaftsknse. Sie w ar die A nt­
wort auf den w eltw eiten Ausbau der K apazitäten, den Trend zur Ü berproduktion 
ab M itte der zw anziger Jahre und den beschleunigten Preisverfall ab 1927. In der 
erroßen Krise machte der Verbrauch von Stickstoff 1930 w eltw eit nur m ehr 30% 
der Produktionskapazitäten einschließlich C h ile aus*?. Auch bei Stickstoff ging 
die Initiative zur internationalen K artellierung von der deutschen Industrie (IG 
Farben) aus, die mit einem A nteil von 47% an der W eltstickstoffproduktion im 
Jahr 1927 am stärksten von dieser Entw icklung betroffen w a i^ . Im Anschluß an 
die 1929 zwischen ICI einerseits, der D eutsch-N orwegischen Gruppe anderer­
seits erzielten Ü bereinkunft w urde zum  1. Ju li 1930 der Vertrag über die Conven­
tion de ^Industrie de L’Azote (C IA ) geschlossen, d ie neben D eutschland auch 
Frankreich einschloß. D ie C IA  beruhte auf dem H eim atm arktprinzip und lief 
praktisch auf ein weltweites Exportkartell hinaus. Im U nterschied zum interna- 
tionalen Farbenkartell, dessen Kern die deutsch-fianzösische G iuppe bildete, 
wurde das Stickstoffkartell von der deutsch-englisch-norwegischen Gruppe (sog. 
DEN-Gruppe) beherrscht. Dem französischen Anschluß an das Stickstoff-K artell 
war in Frankreich ein kom plizierter Ausgleich zwischen sicherheitspohtischen, 
landwirtschaftlichen und industriellen Interessen vorausgegangen. Als 1931 ein 
allgemeiner Preiskrieg einsetzte, brach die C IA  auseinander. Auch F iank ie ich  
schied aus dem Kartell aus. Der Import von Stickstoffprodukten w urde ab 1931 
von Frankreich über L izenzen und Kontingente geiegelt.

Indirekt arbeiteten deutsche und französische Interessen seit 1927 bei dei no i- 
wegisehen Stickstoffgesellschaft N orsk H ydro  (NH)  zusammen. Nach dem Ver­
trag zwischen der N H  und der IG Farben vom 18.10./12. 11. 1927 überließ die IG 
der N H  ihr Syntheseverfahren zur H erstellung von Am m oniak und ih ie  Dünge- 
m itteltechniken. An technischer H ilfe w ar der N H , die m it einem anderen Verfah­
ren arbeitete, besonders gelegen. Die IG übernahm 25 /o des N H  Kapitals im  Aus­
tausch gegen etwa 2% des IG Kapitals und sicherte der N H  eine feste Q uote beim

« ’ Jean-Pierre D aviet, U n destin  in tern ation a l. La C om p agn ie  de Sa in t-G ob ain  de 1830 ä 
1939 (Paris  1988) 479-504  (Z itat 500); den., U ne m u ltin atio na le  a la trangaise. H isto ire  de 
Sain t-G obain  1665-1989 (Paris  1989) 187 ff.
47 D aviet, Un destin  in tern ation a l 503.
4S Plumpe, I.G . F arben industrie 232.
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Export zu. Die N H  übertrug ihr Exportgeschäft aut das Deutsche Stickstoffsyn­
dikat. N ur dort, wo es aus übergeordneten staatspolitischen Interessen opportun 
schien, konnte die N H  w eiter d irekt verkaufen. Die Ausnahmen waren Frank­
reich und Polen49.

Die Verständigung zwischen der IG Farben und der NH ist im Zusammenhang 
mit dem etwa zeitgleich abgeschlossenen Farbenabkommen zwischen der IG Far­
ben und der C M C  zu sehen. Über die Verhandlungen zwischen IG Farben und 
N H  wurden das französische K riegsm inisterium  und M inisterpräsident Poincare 
von der Banque de Paris et des Pays Bas (Paribas) auf dem laufenden gehalten. Die 
französischen Interessen an der N H  waren erheblich. Paribas hatte vor dem Er­
sten W eltkrieg beträchtliche Anteile an der N H  erworben. Der Verwaltungsrat 
der N H  umfaßte drei französische M itglieder von insgesamt sieben50. Paul Pain­
leve, K riegsm inister 1925-1929 und N aturw issenschaftler (M athem atiker), w id ­
mete technologischen Entw icklungen -  besonders im Chem iebereich und in 
D eutschland -  mit ihren potentiellen A usw irkungen auf die nationale Verteidi­
gung besondere A ufm erksam keit51.

III.

O rdnet man die deutsch-französischen Kartelle in die internationalen Kartelle der 
Zeit ein, liegt ihre Besonderheit nicht oder weniger in ihrem Umfang -  die Zw i­
schenkriegszeit w ar ganz generell die B lütezeit der internationalen Kartelle - ,  eher 
schon in ihrer (außen-)politischen Q ualität. Internationale K artellvereinbarungen 
w urden von den Regierungen beider Länder gefördert. Sie entlasteten die b ilatera­
len Beziehungen, erm öglichten die Regelung strittiger Fragen, die auf direktem  
politischem  Wege nicht oder nur schwer lösbar waren und erleichterten den H an­
delsvertrag von 1927. Sie w urden mit Erwartungen befrachtet, die sie nicht erfül­
len konnten. D ie B ilanz von Loucheurs Feldzug, internationale Kartelle zum 
Eckstein einer europäischen H andelsordnung zu machen, fiel bereits am Vor­
abend der W eltw irtschaftskrise ernüchternd aus. In Frankreich w ie in D eutsch­
land hatten protektionistische Kräfte an G ewicht gewonnen. Zur L iberalisierung 
des Handels taugten internationale Kartelle nicht. Sie machten Zölle nicht über­

49 H arm  G. Schröter, P riva tw irtsch aftlich e  M ark tregu lie ru n g , in : Schröter, Wurm  (H rsg .), 
P o litik , W irtschaft und in tern ation a le  B eziehungen  120-21; Plumpe, I.G . F arb en in dustrie  
234.
50 Eric Bussi'ere, Entre la banque m ixte et la banque d ’affaires: La B anque de Paris et des 
P ays-B as et sa S trategie in d ustr ie lle  1900-1930, in: E ntreprise et H isto ire , N o. 2 (1992) 49 -64 ; 
Schreiben  H orace F in a ly  vom  27. 8. 1927 an Pain leve und A ufzeichnungen  (N o te su r la So- 
ciete N orvegienne de l ’A zo te) vom  16. 5. 1927 und 22. 8. 1927; N ach laß  P ain leve , A N , 313 
A P 181.
51 V gl. Wurm, S icherhe itspo litik ; Z eugnisse im  N ach laß  Pain leve , A N , 313 AP.
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flüssig, wie Loucheur annahm. Zölle waren im Gegenteil „der K itt“, der die Kar­
tellabmachungen zusam m enhielt52.

Die deutsch-französischen Kartelle erfaßten m ilitärisch sensible, für die natio­
nale Sicherheit w ichtige Sektoren und Produkte. Sie reservierten den U nterneh­
men den heimischen M arkt, schützten in Frankreich strategische Industrien vor 
deutscher Konkurrenz und legten Q uoten fest (Stahl). Sie spiegelten die U nter­
schiede im industriellen Entw icklungsniveau beider Länder und trugen dem fran­
zösischen Bedürfnis nach (w irtschaftlicher) Sicherheit vor D eutschland Rech­
nung.

Internationale Kartelle erlaubten es, divergierende oder gegensätzliche natio­
nalstaatliche Ziele und Strategien der Regierungen im eigenen Land mit gemeinsa­
mem Vorgehen der Unternehmen auf D rittm ärkten zu verbinden. Binnen- und 
Außenfunktion der Kartelle wurden zunehmend voneinander geschieden. Ein ge­
meinsamer M arkt w urde mit und von den deutsch-französischen Kartellen nicht 
angestrebt. Er sollte -  von Seiten Frankreichs nicht zuletzt aus sicherheitspoliti­
schen Erwägungen -  um gekehrt gerade verhindert werden. H ier liegt ein grund­
legender Unterschied zum Schum an-Plan, zur M ontanunion und zur westeuro­
päischen Integration vor.

52 Max Schlenker, D ie E isen industrie  in der W elt un ter besonderer B erücksich tigu ng  des 
in ternationa len  E isenpaktes (K ie ler V orträge 18, Jena 1927) 33 (Sch len ker w ar G eschäfts­
führer der nordw estlichen  G ruppe des V ereins D eu tscher E isen- und S tah lind u str ie lle r).





Jacques Bariety

Aristide Briand et la securite de la France en Europe,
1919-1932

Le besoin de securite des Fran^ais

La Grande Guerre des Franijais“, tel est le titre que Jean-Baptiste Duroselle 
donna ä l’h istoire de la guerre de 1914-1918, qui devait etre son dernier livre et qui 
parut quelques semaines apres sa mort, en 1994. R ien de chauvin ni de revanchard 
dans le choix de ce titre. II tint ä s ’en expliquer dans l’introduction qui apparait de- 
sormais comme une sorte de testament de son m etier d ’h istorien1. Q uand il ecrivit 
ce livre, quatre-vingts ans apres le declenchement du cataclysm e de 1914 („je suis 
convaincu“, ecrit-il, „que, quatre-vingts ans apres 1914, nous en subissons encore 
les effets“), il avait pris une conscience aigue qu ’il etait peut-etre le dernier histo- 
rien frangais capable d ’ecrire l ’histoire de cette guerre non seulement en historien, 
mais aussi et d ’abord en etre humain, marque dans son enfance par cette terrible 
epreuve oü son pere avait ete gravement blesse, puis dans sa vie professionnelle 
d’adulte par sa collaboration intime avec Pierre Renouvin, revenu grand m utile de 
la tuerie, au sujet de laquelle il ne cessa toute sa vie de s ’interroger.

Le livre de D uroselle apparait au jourd ’hui comme un ultim e message adresse 
aux generations d ’historiens qui le suivent, pour essayer de leur faire comprendre 
„l’incom prehensible“, selon le sous-titre qu ’il lu i donna lui-m eme. L’incompre- 
hensible acharnement des Fran$ais ä soutenir, sur leur sol, cette guerre pendant 
plus de quatre ans ju squ ’ä Tissue de l ’arm istice du 11 novembre 1918 et du traite 
de Versailles du 28 juin 1919, teile est l ’idee de depart que nous voulons retenir 
pour essayer de comprendre qu ’apres de telles epreuves, qui avaient mobilise tou- 
tes les forces du pays ju squ ’ä son trefonds, et l’ issue m iraculeusem ent victorieuse 
de la France, grace ä la participation de ses allies et de l ’Am erique associee, le souci 
prim ordial de tous les Fran§ais etait la „Securite“, pour „ne plus jam ais revoir 
cela“; souci prim ordial qui devait sous-tendre toutes les politiques exterieures ten- 
tees par la France entre les deux guerres, sans oublier les reves utopiques extremes 
d ’une destruction du Reich allemand ou d ’un pacifisme defaitiste.

1 Jean-Baptiste Duroselle, La G rande G uerre des Fran^ais, 1914-1918. L’incom prehensib le 
(Paris 1994).
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Ecrirc une telle histoire, meme sous une forme synthetique, serait une oeuvre 
colossale, qui necessiterait de prendre en eompte non seulement la politique exte- 
rieure elle-meme, mais toute l ’h istoire de la France, meme en amont et en aval des 
annees 1914 et 1940. On se propose seulement ici d ’apporter quelques reflexions 
sur le role d ’A ristide Briand dans cette affaire vitale pour la France, entre 1919 
issue de la guerre, et 1932, annee de sa mort.

Aristide Briand et la III&mc Republique

On a fait le choix de cette approche parce que la politique d ’A ristide Briand fit 
l’objet, au cours de ees annees, des appreciations les plus diverses, voire les plus 
opposees, de l’adm iranon la plus aveugle ä la detestation la plus sectaire; et aussi 
parce que Briand -  qui rivalise avec le general de Gaulle pour la prem iere place 
dans le nombre des noms de rues, places et boulevards des villes de France -  fut 
apres la seconde guerre m ondiale le grand oublie de la memoire collective des 
Frangais, comme si les Frangais l ’avaient silencieusem ent sacrifie comme bouc 
emissaire posthume de la „faillite de la paix“2, de l ’echec de la seeurite et de la perte 
de leurs illusions; et enfin parce que, apres plus de trois decennies de silence tabou, 
de nouvelles recherches sont en cours en Am erique, en A llem agne, en Grande- 
Bretagne et en France meme, qui perm ettent d ’esperer des interpretations mieux 
raisonnees. Les pages qui suivent sont le resultat, encore provisoire, de mes refle­
xions ä partir du travail dans les archives des eleves de mon sem inaire en Sorbonne, 
ainsi que de mes recherches personnelles3.

A ristide Briand n ’etait pas aux affaires en 1919, mais, ä cette date, il avait dejä 
une tres longue carriere po litique derriere lui et une nouvelle carriere l’attendait. A 
vrai dire, il manque encore une veritable biographie de Briand exploitant toutes les 
sources desormais disponibles. Certes la biographie en six volumes de Georges 
Suarez a longtemps fait foi4, et eile rend toujours des services, notamment par de 
longues citations de documents diplom atiques fran^ais, que Briand avait pour une

2 Maurice Baumont, La fa illite  de la paix , 1919-1939, 2 Vol. (Paris  1951). P ub liee peu d ’an- 
nees apres la guerre  par un excellen t o bservateu r de la v ie in tern ation a le  de l ’en tre-d eux-guer- 
res, cette syn th ese a pu p ro fiter aussi d ’une p rem iere lecture des arch ives de la W ilh e lm ­
strasse.
3 U ne v ingta in e de m em oircs de m aitrises et de d ip lom es d ’etudes appro fond ies ont ete p re­
pares, ces dern ieres annees dans m on sem inaire , su r d ivers po in ts faisan t l ’ob jet de cet essai. 
O n les a cites et on les c itera  dans les p ub lication s specialisees.
4 Georges Suarez, B riand , 6 Vol. (Paris  1934-1952). Le dern ie r vo lum e: L’artisan  de la paix , 
portan t su r les annees 1923-1932 , a ete ed ite des annees apres la m ort de Suarez  ä p artir d ’un 
m anuscrit q u ’il avait laisse . En effet G eorges Suarez fu t condam ne ä m ort et fu s ille  apres la l i ­
beration  de la France p ou r le com portem en t u ltra -co llab o ra tio n n iste  q u ’il avait eu pendan t 
[’occupation . C ertes , B riand , m ort en 1932, ne p ouvait etre rendu responsab le du co m po rte­
m ent de son am i Suarez  en tre 1940 et 1944. II n ’en reste pas m oins que dans l ’inavoue de la 
m em oire co llec tive  des Frangais cette affaire fut p o u r beaucoup  dans l ’o ub li s ilenc ieux  de 
Briand.
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part distraits lui-m eme des archives du Q uai d ’O rsay pour les confier au biogra- 
phe ami qu ’il s ’etait choisi5. Toutefois la biographic de Suarez est trop system ati- 
quement hagiographique de son heros, et eile est au jourd ’hui depassee par les pro- 
gres de la recherche. En revanche on pourra toujours se reporter avec utilite ä la 
biographie de Ferdinand Siebert, qui etablit solidem ent les faits ä partir des ouvra- 
cres dejä publies et des archives allemandes, mais n ’a pas pu exploiter les archives 
frangaises, qui n ’etaient pas encore ouvertes quand il a ecrit son livre6. M ention- 
nons enfin l ’essai de Vercors, le grand ecrivain de la Resistance, qui chercha dans 
les annees 80 ä sortir Briand de l ’enfer historico-politique oü il etait tombe; en 
vain; malgre la penetrante analyse psychologique du personnage, qui retient l ’at- 
tention, l ’echec dans le public fut total7.

De la prem iere carriere politique de Briand avant 1919 -  osons dire de ses pre­
mieres carrieres politiques -  retenons ici seulement ce qui est indispensable ä l ’ in- 
telligence des annees ulterieures. De fait, on en retient d ’abord une tres grande fle- 
xibilite. Ne en 1862 ä Nantes dans une fam ille modeste, il eut une jeunesse difficile, 
marquee par des prises de position anticlericales et antim ilitaristes, et il frola l’an- 
archisme. D epute socialiste en 1902, il contribua ä 1’organisation du parti socialiste 
aupres de Jean Jaures, puis rompit avec lu i et fut exclu du parti pour indiscipline. II 
mena des lors, et ju squ ’ä sa mort, une carriere politique personnelle, hors de tout 
parti. Son evolution vers la droite avait commence, qui devait le conduire aux res- 
ponsabilites gouvernementales. L’habile moderation dont il fit montre en 1906- 
1907 dans l ’application de la loi de separation des Eglises et de l’Etat lu i assura des 
amities durables dans l ’episcopat frangais et la diplom atic vaticane. En 1910, mini- 
stre de l ’Interieur, il brisa une greve des cheminots et, en 1913, president du C on­
seil, il contribua ä l’adoption de la loi portant ä trois ans le service m ilitaire. II ne 
manqua jam ais par la suite de rappeler, quand cela etait utile pour contrecarrer les 
critiques de ses detracteurs, que cette mesure avait permis ä l ’armee frangaise de 
disposer des effectifs grace auxquels elle put gagner la bataille de la M arne en sep- 
tembre 1914.

Cette flexibilite politique, dont il fit montre durant tom e sa vie, etait sans doute 
le fait de la conjonction d ’une vive intelligence po litique et d ’une grande habilete 
politicienne; „suivez les grands courants“, a im ait-il dire.

Il se retrouva done tout naturellem ent dans le gouvernement d ’„union sacree" 
d ’aoüt 1914, puis il fut ä nouveau president du Conseil, et done chef politique de la 
France en guerre, d ’octobre 1915 ä mars 1917, pendant dix-sept mois, et quels 
mois! Il „fit la guerre“: la bataille de Verdun, la plus dure de la guerre, ce fut, au

5 Les docum ents conserves dans la m aison  de Cam pagne de B riand  ä C o ch ere l ont en grande 
p artie  d isparu  depu is , non po in t du fa it des A llem ands qu i ne les ont pas trouves pendant 
l ’occupation , m ais du fa it des negligences des h eritie rs  de B riand, C erta in s docum ents ont etc 
retrouves p ar mes soins et se trouven t clesorm ais sous form e de photocop ies dans les arch ives 
du Q u a i d ’O rsay , P A -A P  335.
6 Ferdinand Siebert, A ris tid e  B riand , ein Staatsm ann  zw ischen  F ran kre ich  und E uropa (E r­
langen  1973).
7 Vercors, M o i, A ris tid e  B riand . Essai d ’au to po rtra it (Paris  1981).
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plan politique, Briand; il fit beaucoup pour 1’ouverture d ’un front dans les Balkans 
ä partir de Salonique; en decembre 1916, devant l ’impatience des deputes qui trou- 
vaient que la guerre pietinait, il contribua beaucoup ä la decision interalliee de pre­
parer pour le printemps 1917 une grande offensive dont on attendait la victoire 
De plus, ce fut au cours de ces mois, et sous la responsabilite de Briand lu i-meme 
que furent definis d ’am bitieux projets de paix d ’apres-victoire, tant au plan terri­
torial qu ’au plan econom ique, ce sur quoi l’on reviendra. Puis, brusquement, ä la 
veille de l’offensive, le 18 mars 1917, Briand demissionna, argum entant de la de- 
m ission de son m inistre de la Guerre, Lyautey8. II est vrai que, le 16 mars ä Petro­
grad, le Tsar avait ete renverse par la revolution, ce qui n ’avait pu que donner ä re- 
flechir ä Briand, toujours attentif aux „grands courants“. L’offensive preparee sur 
ses instructions mena en avril 1917 au desastre du Chem in des Dames, mais il 
n’etait plus au gouvernement.

Dans l’ete 1917, Briand se laissa aller ä d ’imprudentes conversations avec des 
personnalites beiges qui se faisaient fort d ’aider ä preparer une paix avec I’A llema- 
gne. Une entrevue secrete fut meme prevue ä Lausanne, le 22 septembre 1917, avec 
un diplom ate allemand, Lancken9. Au dernier moment le gouvernement, que 
Briand avait loyalem ent informe, lui interdit d ’y  aller, et Clem enceau, alors dans 
l ’opposition et qui avait beneficie de fuites, fit eclater l ’affaire en comite secret de 
la Cham bre. Briand eut le sentim ent d ’etre victim e d ’un complot. Le 15 novembre 
1917, Clemenceau devint president du Conseil et m inistre de la Guerre, pourfen- 
dant le „defaitism e“ . La haine entre les deux hommes etait definitive; Briand de­
vait rester ecarte des affaires aussi longtemps que C lemenceau y  serait.

La Conference de la paix et le Traite de Versailles

Voilä pourquoi A ristide Briand fut tenu ä l ’ecart de la preparation des traites de 
paix en 1919-1920, ne jouant aucun role pendant la Conference de Paris. II ne 
recjut un carton d ’invitation ä la ceremonie de signature du Traite de Versailles que 
la veille au soir et decida de ne pas y  aller. D urant les debats parlem entaires de ra­
tification il se tu t10. Du moins im porte-t-il de rappeler qu ’il vota la ratification du 
Traite de Versailles; et, au cours des annees suivantes, meme s’il laissera dire qu’il 
ne fut pour rien dans les imperfections du Traite de Versailles, il d ira toujours que 
le traite est la et qu ’il faut Pappliquer: on chercherait en vain dans tout ce que dira 
Briand ju squ ’ä sa mort la moindre allusion ä une revision des traites. Meme ses 
grandes in itiatives ulterieures, comme Locarno en 1925 ou le projet d ’union euro-

8 H erve de Charette, L yau tey  (P aris  1997).
9 Duroselle, La G rande G uerre 300-307 . Suarez  p la ide la cause de B riand  dans cette affaire 
dans Suarez, B riand , t. V (Paris  1941) 5 6 -66  et 71 -72 . De nouvelles recherches sera ien t sou- 
haitab les.
10 Emmanuel Beau de Lomenie, Le debat de ra tifica tion  du tra ite  de V ersailles (Paris 
1945).
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peenne de 1929, seront toujours presentees par lui comme des complements, et 
non des revisions, des traites de 1919. L’historien se trouve ici devant l ’une des dif- 
ficultes majeures d ’une biographie politique de Briand. Q u ’aurait-il fait s ’il avait 
ete aux affaires au lendemain de la victoire?

Il serait vain de chercher ä repondre ä une telle question, mais l’historien peut au 
nioins se permettre de comparer le Tratte de Versailles et les projets de buts de 
guerre de Briand, alors qu ’il etait chef du gouvernement de la France en guerre. Le 
Traite de Versailles a fait ces dernieres annees l’objet de nouvelles recherches11, 
ainsi que la genese des buts de guerre de la France entre 1914 et 1918, done aussi 
pendant le gouvernement Briand d ’oetobre 1915 ä mars 191712.

Sur trois points essentiels, la comparaison conduit ä des constatations assez pre­
cises.

1. La n o u v e l l e  f r o n t i e r s  f r a n c o - a l l em a n d e  et la qu e s t ion  d e  la R h en a n i e  : la so­
lution du Traite de Versailles est incontestablem ent le fait de Clemenceau en ac­
cord avec W ilson et L loyd G eorge ; pas d ’annexion, mais occupation m ilitaire 
interalliee tem poraire e t  tra ites d e  g a ra n t i e  f r a n c o - a m e r i c a i n  e t  f r a n e o -b r i ta n n i -  
que, e ie  d e  la p o l i t iq u e  d e  s e cu r i t e  d e  la France. II n ’en reste pas moins que le prin ­
cipe d ’un lien entre le Statut de la Rhenanie et la securite de la France fut retenu 
dans les buts de guerre de la France des 1916.

2. Les bu t s  d e  g u e r r e  e c o n o m iq u e s  de la France : ils continuent de faire l ’objet de 
recherches poussees. On sait toute l’importance de la conference economique de 
Paris de juin 1916 et des diverses negociations interalliees qui suivirent ju sq u ’ä la 
fin de la guerre; or, en juin 1916, Briand etait president du Conseil; c ’est lui qui 
convoqua cette conference; c ’est lui qui avait appele au gouvernement en octobre
1915 Etienne C lem entel, artisan principal des buts de guerre economiques de la 
France, et celui-ci conserva son portefeuille m inisteriel, apres le depart de Briand,

11 En 1994 s ’est tenu ä B erke ley  un  grand  co lloque in ternational: G erm any and V ersailles: Se­
ven ty-five Years A fter. Ses A ctes son t p ub liees dans M anfred F. Boemeke, Gerald D. Feld­
man, et Elisabeth Glaser, T he T reaty  o f V ersailles: A  R eassessm ent after 75 Years (N ew  York 
1998). O n trouvera  aussi des m ises au po in t recentes de l ’etat de la recherche dans: D as d eu t­
sche Prob lem  in der neueren  G esch ichte, hrsg. v. K arl O tm ar Freiherr von Aretin, Jacques 
Bariety, Elorst Möller (Sondernum m er der V ierte ljah rshefte fü r Z eitgesch ich te , M un ich
1997); Jacques Bariety, D eu tsch land , F ran kre ich  und das E uropa von V ersailles 59 -74  e l A n­
thony Adam thwaite, France, G erm any and the T reaty of V ersailles: F rance’s Bid for P o w er in 
Europe, 1919-1924, 75 -88 ; Voir aussi Jacques Bariety, La C onference de la Paix de 1919 et la 
nation allem ande , dans: R evue d ’A llem agne (S trasb ou rg  janv ier-m ars 1996).
12 C itons par o rdre ch rono log ique: W alter McDougall, F rance’s R h ine land  D ip lom acy 1914— 
1924 (P rinceton  1978); Georges Soutou, La F rance et les m arches de 1’Est 1914-1919 , dans: 
R evue h isto riq ue  (octob re-decem bre 1978) 341-388 ; Marc Frachtenberg, R ep aration s in 
W orld P o litics: F rance and European  Econom ic D ip lom acy 1916-1923 (N ew  Y ork 1980); 
D avid Stevenson, French W ar A im s against G erm any 1914-1919 (O xfo rd  1982); Georges 
Soutou, L’or et le sang: Les buts de gu erre  econom iques de la p rem iere gu erre  m ond ia le (Paris 
i9S9); Jacques Bariety, Le com ite d ’etudes du Q uai d ’O rsay  et la fron tiere rhenane, in : C hri­
stian Baechler et Carole Fink (ed iteu rs), L’etab lisscm en t des fron tieres en Europe apres la 
p rem iere et apres la deuxiem e guerre  m ond ia le (Berne 1996) 252-262 .
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dans tous les gouvernements frangais ju squ ’en novembre 1919, done bien apres la 
signature du Traite de V ersailles13.

3. La p o l i t iq u e  d e s  na t iona l i t e s  en  Europe c e n t r e - o r i e n ta l e  : ce serait, certes, un 
contre-sens de faire porter ä A ristide Briand la responsabilite de l ’eclatement de 
l’empire d ’A utriche-H ongrie; mais faut-il rappeier que Briand langa l’expedition 
de Salonique, dans l’espoir de rouvrir le front de Serbie, qu ’ il negocia avec les 
Roumains le traite secret d ’aoüt 1916, par lequel la Roum anie s ’engagea ä entrer en 
guerre aux cotes des A llies contre les promesses d ’agrandissem ent territorial que 
Ton sait, et enfin qu ’il perm it ä Benes, qui lui avait ete presente par Philippe Ber­
thelot, alors son chef de cabinet, d ’etablir a Paris le „comite national tcheque“ ? On 
sait au demeurant que, si Briand fut tenu par Clemenceau ä l ’ecart de la Confe­
rence de la Paix, son ancien et futur collaborateur Berthelot y  joua un röle eminent 
comme direeteur des Affaires politiques en 1919-1920.

On comprend mieux des lors les silences de Briand en 1919, silences faits d ’at- 
tentisme sans doute plus que d ’opposition fondamentale au principe d ’un traite 
dur pour assurer la securite de la France. On comprend mieux qu ’il ait vote pour la 
ratification.

Aux elections legislatives de novembre 1919, Briand se fit elire depute ä Nantes 
sur une liste d ’„union republicaine“, ce qui lu i perm it de se retrouver sans bruit 
superflu dans la nouvelle m ajorite parlem entaire de droite du Bloc national. En 
janvier 1920 il joua un role decisif dans l ’echec de Clemenceau ä la presidence de la 
Republique, prealable indispensable pour qu ’il puisse ä nouveau am bitionner une 
carriere m inisterielle14. Au cours de l ’annee 1920 il soutint les efforts du gouver- 
nement M illerand pour l ’execution des traites, rappelant son propre role pendant 
la guerre, et insistant sur le besoin de securite de la France. L’execution du Traite 
de Versailles paraissait d ’autant plus necessaire que sa non-ratification par l ’Ame- 
rique entram ait la caducite des traites de garantie franco-am ericain et franco-bri- 
tannique sur lesquels Clemenceau avait pense fonder la securite de la France. En 
septembre 1920, apres la dem ission du president Deschanel pour raisons de sante, 
il assura Selection de son am i M illerand ä la presidence de la Republique. M ille­
rand lui retourna la politesse en l’appelant en janvier 1921 a la presidence du C on­
seil. Le voici ä nouveau aux affaires15.

13 Le T raite de V ersailles am b ition na de p erm ettre ä la F rance de s ’industria liser, et d ’etab lir 
a in si un  nouvel equ ilib re  econom ique en E urope, elem ent de securite  lu i au ss i.Jacques Ba­
riety, Le T raite de V ersailles et l ’am bition  d ’ in d ustr ia lisation  de la France, dans: R evue d ’A l- 
lem agne (janv ier-m ars 1998).
14 Suarez, B riand ; Jean-Baptiste Duroselle, C lem enceau  (Paris  1989) 66 -70 .
15 Suarez, B riand  89 -90  et 99 -116 .



Aris t ide Briand et la securite de la France en Europe, 1919-1932 123

Briand, president du Conseil et ministre des Affaires 
etrangeres (janvier 1921 -jan v ie r  1922). La „conversion“

L’histo ire du gouvernement de Briand de 1921 est riche d ’en igm es: appele par M il­
lerand en janvier 1921 pour mener une politique nationale, il devait tomber en jan- 
vjer 1922 sous les coups de M illerand pour manques ä l ’interet national. On peut 
parier d ’une nouvelle „conversion po litique“ de Briand au cours de cette annee 
1921. Com m ent s ’exp lique-t-e lle16?

Le 20 janvier 1921, Briand presenta ä la Cham bre le programme de son gouver­
nement: execution du Traite de Versailles; la France a besoin de securite et des re­
parations; „la sanction de la Grande Guerre, la consequence de la victoire, c ’est 
l’execution du traite .“ M ais Briand dit aussi esperer y parvenir en cooperation avec 
les allies: „Nous avons la ferme confiance que notre grande amie et alliee, l’Angle- 
terre, nous y  aidera de toutes ses fo rces... L’am itie seculaire de la France et des 
Etats-Unis, les inoubliables souvenirs de notre histoire com m une... garantissent 
notre union dans la paix comme dans la guerre.“ Je crois que la etait le grand espoir 
de Briand redevenu chef du gouvernement frangais: ramener la G rande-Bretagne 
et, de quelque facon, l’Am erique aux cotes de la France pour 1’execution du traite 
et la securite ä venir; il se faisait fort d ’effacer les consequences catastrophiques 
pour la France de la non-ratification americaine et de la caducite des traites de ga- 
ranties. Pour le reste, pas de reconnaissance de la Russie bolchevique et reprise des 
relations diplom atiques avec le Saint-Siege. Ce programme plut ä la m ajorite du 
Bloc national, et Briand obtint la confiance par 475 voix contre 68.

La po litique d ’execution du traite se manifesta dans l’affaire des reparations 
ainsi que dans celle du desarmement de l ’A llem agne. Fin fevrier, les A llies se re- 
trouverent ä Londres pour en parier, rejoints par les Allem ands le Ier mars. O n ne 
parvint pas ä s ’entendre; Briand reussit ä convaincre L loyd George d ’occuper ä 
titre de sanction les villes de D üsseldorf, Ruhrort et D uisbourg, clefs du bassin de 
la Ruhr, ce qui fut chose faite le 13 mars. Le 16 mars, il declara ä la Chambre: 
„L’A llem agne a ete vaincue, mais le malheur, c ’est que psychologiquem ent pour le 
peuple allemand, eile ne l’a pas ete de maniere assez apparente“, et un peu plus tard 
au Senat: „Si, l ’echeance arrivee, l ’A llem agne essaye de se soustraire ä ses ob ligati­
ons, c ’est une main ferme qui s ’abattra sur son co llet.“ On se retrouva entre A llies 
ä Londres fin avril -  debut mai. Le chiffre des reparations allemandes fut fixe ä 132 
m illiards de m arks-or. L’A llem agne devait l ’accepter ainsi que les exigences du 
traite en matiere de desarmement, sous menace d ’occupation de la Ruhr. Elle ceda. 
Briand avait retrouve la cooperation de Londres pour la po litique d ’execution.

Puis, brusquem ent, dans l ’ete 1921, Briand changea. Peut-etre faut-il penser que 
la fatigue et bientot la maladie commengaient ä emousser son goüt et son aptitude 
pour le combat. D ’autre part l’A llem agne avait cede, et des conversations menees

16 Les developpem ents qu i su iven t s ’appuien t su r les recherches effectuees dans m on sem i- 
n aire , notam m ent a p artir  des docum ents retrouves dans les p ap iers de B riand  et au jo u rd ’hui 
conserves au quai d ’O rsay  sous form e de photocopies, Pap iers d ’A gen ts PA -A P  335.
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depuis juin ä W iesbaden par les industriels et m inistres Louis Loucheur et Walther 
Rathenau menerent les 6 et 7 octobre ä des accords franco-allemands qui pouvai- 
ent laisser esperer un regiement du problem e des reparations par voie amiable, et 
meme une cooperation economique franco-allem ande17. Du coup Briand se de- 
tourna de ceux, ä commencer par Foch, qui avaicnt espere que son retour aux af­
faires perm ettrait de relancer une po litique rhenane active, tant pour le paiement 
des reparations que pour la securite de la France18. Enfin et sans doute surtout, il y  
eut l ’invitation envoyee aux Puissances le 13 ju ille t par le president americain H ar­
ding pour une grande conference internationale sur le desarmement. Briand ac- 
cepta aussitot, annongant q u ’il prendrait lui-m em e la tete de la delegation fran- 
gaise; il se faisait fort, ä l ’occasion de cette conference, de ramener les Etats-Unis 
au cöte de la France dans les problemes de securite. Desormais, dans ses discours, 
il ne parlait plus de „sanctions“, mais de plus en plus de „paix“. Le virage etait 
amorce; le 9 octobre, il declara ä Saint-N azaire: „Il faut que dem ain, pour le 
monde entier, la France victorieuse soit aussi la France de la paix maintenue, la 
France de la liberte elargie et de la justice sociale largement repandue;“ le 21 octo­
bre, ä la Cham bre; „Vouloir la paix, c ’est, dans un pays qui, comme la France, a 
tant souffert de la guerre ... se m ontrer patient.“ La Cham bre vota encore la con- 
fiance, mais par 338 voix contre 172.

En novembre, la conference de W ashington sur le Desarmement fut pour 
Briand une immense deception. II est vrai qu ’il Pavait tres mal preparee. Et il 
s ’etait illusionne. Arrive ä N ew York le 7 novembre, il en repartit des le 25, laissant 
la direction de la delegation frangaise ä Viviani. Il s ’etait trouve devant un front 
anglo-am ericain preetabli dans les affaires navales et ne parvint pas ä interesser les 
Am ericains aux affaires europeennes. II „deeouvrit l’A m erique“, oü il sejournait 
pour la prem iere fois, et qui se revelait, alors, dans toute la force de son explosive 
jeunesse, de sa bonne conscience, voire de son egoisme. II avait pris brutalement 
conscience de la perte de poids de la France dans les affaires du monde, d ’une 
France sortie sans doute victorieuse et glorieuse de la guerre, mais epuisee et ex- 
sangue; ä W ashington on ne l ’avait pas ecoute. Sa puissante im agination pressentit 
les problemes nouveaux et immenses que le XXe siecle allait apporter au monde, la 
relativite, desormais, des querelles entre Europeens et la faiblesse de la France face 
aux defis de l ’avenir.

Revenu en Europe, Briand eut a Londres, fin decembre 1921, des conversations 
avec L loyd George; il entra dans les vues de celui-ci d ’une „reconstruction“ de 
l ’Europe, im pliquant non seulement le m aintien d ’une bonne entente entre la 
France et la G rande-Bretagne, mais aussi la negociation avec l ’Allemagne.

Ce fut alors, en janvier 1922, la conference de Cannes, qui se term ina par un 
echec et la dem ission que Briand, apres une seance celebre ä la Cham bre le 12, ap- 
porta au president M illerand. Ce n ’est pas ici le lieu de reprendre une analyse de la

17 Jacques Bariety, Les re lations franco -allem andes apres la p rem iere guerre  m ond ia le (Paris 
1977) 82 -86 .

Ibid. 68 -76 .
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conference de Cannes, sur laquellc tant a dejä ete ecrit. O n voudrait seulement ap- 
portef une nouvelle interpretation. Briand a cherche par la suite ä imposer une cer- 
taine idee de son depart du 12 janvier 1922: il aurait ete trahi par le president de la 
Republique et p lusieurs de ses m inistres, alors qu ’il rapportait de Cannes un projet 

pacte franco-britannique, am bition de toute sa politique pour assurer la secu­
rite de la F rance19. Certes la divergence etait de plus en plus forte entre la nouvelle 
politique que suivait Briand et la majorite du Bloc national; outre les negociations 
avec l’A llem agne se profilait la possib ilite de negociations avec la Russie; on peut 
se demander si Briand ne s’inquietait pas lui-m em e des chemins hasardeux ou l ’en- 
trainait L loyd George. Depuis le debut de la conference, Briand avait m ultip lie les 
demandes aupres de son partenaire britannique pour obtenir la promesse d ’une al­
liance; en vain, L loyd George repetant sans cesse que la Grande-Bretagne ne vou- 
lait pas se trouver im pliquee dans des conflits sur le continent ä cause des amities 
de la France en Europe centre-orientale, au revers de l’A llem agne. Le 11 janvier 
seulement, alors que Briand sautait dans le train pour Paris, L loyd George lui 
remit un projet de traite valable pour dix ans, prevoyant un appui m ilitaire imme- 
diat en cas d ’agression directe de l’A llem agne contre la France, une „concertation“ 
en cas de violation de la dem ilitarisation de la Rhenanie, et ne disant rien du reste 
de l ’Europe et du monde20. Ce projet ne fut discute ni entre L loyd George et B ri­
and ä Cannes, ni en conseil de cabinet ä Paris. On a du mal a se defendre de l ’im- 
pression que ce papier, redige au dernier moment, visait ä sauver Briand ä Paris. 
Briand, qui sentait sa majorite lui echapper ä Paris21, et ne m aitrisait pas la nego- 
ciation ä Cannes, etait decide ä demissionner, ce q u ’il fit de fagon theätrale („D ’au- 
tres feront m ieux“) sans meme un vote de la Cham bre. Le papier de L loyd George 
fut utilise plusieurs semaines plus tard, pour donner au depart de Briand l ’ inter- 
pretation souhaitee.

L’attente (janvier 1922 -  avril 1925)

Pendant vingt-sept mois, tandis que Poincare gouvernait, Briand attendit, se tai- 
sant, observant et reflechissant. En 1923, on chercherait en vain la m oindre con- 
damnation par lui de la politique d ’occupation de la Ruhr; mais il prenait progres- 
sivement ses distances d ’avee la m ajorite du Bloc national, argum entant de po liti­
que interieure, s ’inquietant du poids croissant de l’extreme droite, et se preparant

19 B riand  com m enga a im poser cette in terp reta tion  des son d iscours a la C ham bre du  12 jan ­
vier. Suarez, B riand  402-405 . II la confirm a dans un grand  d iscours tcnu >\ N antes le 2 ju in  
1922. Ib id . 423-424 .
20 C e docum ent est p ub lie  p ar Suarez, B riand  398-399 .
21 II y  avait aussi „Paffaire B erth elo t“ . Ph ilippe B erthelo t, que B riand  avait rappele aup res de 
lu i en jan v ie r  1921 com m e secreta ire general du Q uai d ’O rsay, d u t dem issionner le 25 decem - 
bre 1921, sous l ’accusation  d ’avo ir u tilise  ses fonctions au M in istere  pour ten ter de sauver de 
la decon fitu re un etab lissem en t financier, la B anque In d ustrie lle  de C h ine, dont l ’un de ses 
freres, A nd re B erthelo t, e ta it d irecteur.



126 Jacques  Bar ie ty

ä glisser vers la nouvelle m ajorite de gauche que son flair po litique pressentait. 
A ux elections legislatives du 11 mai 1924, il fut reelu depute de N antes. Q uoi qu’il 
en eüt, la nouvelle majorite du Cartel des gauches le tint d ’abord ä l’ecart: les so- 
cialistes le consideraient toujours comme un heretique et les laics lu i reprochaient 
son action conciliatrice en faveur de l ’Eglise. II ne trouva pas place dans le gouver­
nement H erriot de juin 1924; H errio t le nomma delegue de la France ä la Societe 
des N ations ä Geneve, ce qui Pecartait de Paris, mais allait lui fournir rapidement 
le trem plin d ’une rentree politique eclatante.

A rrivant ä Geneve en septembre 1924, Briand y  decouvrit le projet de „proto- 
cole“, prepare par H erriot, le travailliste M acD onald et le Tcheque Benes, projet ä 
la preparation duquel il n’avait eu aucune part, et qui prevoyait de construire la 
paix par Papplication du trip tyque „Arbitrage, Securite, D esarmem ent“ . Sans 
doute trouva-t-il le projet trop am bitieux, parce que trop general. En tout cas il 
n ’intervint pas dans le debat. En revanche il se montra favorable ä Pentree de 
PAllemagne ä la S.D.N ; celle-ci le dem andait d ’ailleurs des alors; on pourrait l ’y  
admettre, mais ä condition que de son cote elle admette toutes les conditions des 
statuts de la Societe, ce qui im pliquerait une reconnaissance im plicite des traites de 
1919 et Pabandon de toutes pretentions revisionnistes22.

Com m e on le sait, le „protocole“, adopte ä Punanimite en octobre 1924, echoua 
ä la session de mars 1925, parce que la G rande-Bretagne, ou entre-temps les con- 
servateurs etaient revenus au pouvoir, et les Dominions refusaient de jouer aux 
gendarmes internationaux ä travers le monde entier. Le 10 avril 1925, H erriot de- 
missionna du fait des difficultes financieres, mais peut-etre aussi de ses deceptions 
en po litique internationale. Briand, pressenti pour former le nouveau gouverne­
ment, se recusa devant Popposition de Leon Blum , mais il entra dans le cabinet 
forme par son ami Painleve, en prenant les Affaires etrangeres dans une com binai- 
son dans laquelle C aillaux, qui avait ete condatnne en 1920 en H aute C our et qui 
venait d ’etre am nistie, prenait les Finances. C ’etait le debut de la derniere carriere 
politique de Briand, celle du „pelerin de la paix“ .

Locarno

Il n ’est pas question de reprendre ici une analyse d ’ensemble de Poeuvre de Lo­
carno, que l ’on suppose connue des lecteurs. Au demeurant, la b ibliographie est 
immense23. De plus nos recherches personnelles se poursuivent sur ce complexe 
historique. On se lim ite ä la presentation de Petat actuel des constatations.

22 R echcrches m enees dans m on semvnaire ä p artir de l ’an a lyse  des arch ives fran 9aises.
23 B ib liog rap h ie  selective: Suarez, B riand : L’artisan  de la paix  1923-1932, t. VI (Paris  1952); 
Piotr Wandycz, F rance and her E astern  A llies  1919-1925 (M in neapo lis  1962);/ o h  Jacobson, 
L ocarno  D ip lom acy, G erm any and the W est 1925-1929 (P rinceton  1972); Klaus Megerle, 
D eutsche A uß en p o lit ik  1925. A nsatz  zum  ak tiven  R ev is ion ism us (B erne 1974); Stephen 
Schuker, T he End of F rench  P redom inance in E urope: The F inancia l C r is is  o f 1924 and the



En prem ier lieu, le role personnel, et done la responsabilite de Briand du cote 
frangais24. La preparation des accords de Locarno, puis les suites de ceux-ci, furent 
le fait de choix deliberes de Briand qui furent servis par l’appareil d iplom atique 
franeais solidem ent tenu en mains par Philippe Berthelot que Briand rappela au 
poste de secretaire general du Q uai d ’Orsay. Encore qu ’il ne se soit jam ais claire- 
ment explique sur ce point essentiel, tout donne ä penser qu ’il a estime que la 
France des annees 20, epuisee humainement, materiellem ent et m oralement par la 
Grande Guerre, n ’avait plus la force d ’imposer, surtout seule, l ’execution des pro­
jets de 1919. Sans aller jusqu ’ä accepter de trop graves revisions territoriales, il a 
fait le pari d ’amener, par une politique de negociation, les A llies ä revenir, encore 
une fois, aux cotes de la France, et de conduire l’A llem agne ä une execution rai- 
sonnee et pacifique du traite.

En second lieu, quand Briand revint aux affaires en avril 1925, l ’ere de la „pre­
dominance frangaise en Europe“ avait dejä pris fin, comme Stephen Schuker et 
moi-meme pensons l ’avoir montre. Il n ’y  avait pas que le poids politique et d ip lo­
matique des Puissances, qui s’etait modifie; il y  avait aussi le poids des finances, le 
role des banques americaines et anglaises, la stabilisation reussie du nouveau mark 
au niveau du m ark-or du 1er aoüt 1914, le choix des detenteurs americains de capi- 
taux de placer leurs disponibilites (helas ä court terme) dans l ’economie allemande 
qui ne dem andait qu ’ä redemarrer, alors que la France ne parvenait pas ä m aitriser 
l’inflation. II y  avait enfin le fait qu ’au 10 janvier 1925, 1’eeheance des clauses eco- 
nomiques et commerciales transitoires du Traite de Versailles etait arrivee sans 
q u ’aucun Statut contractuel nouveau ait ete eonclu entre la France et l’A llem agne, 
que l ’A llem agne avait done retrouve sa souverainete dans ce domaine et qu ’une si­
tuation „sauvage“ s’etait instauree, tres defavorable pour l ’economie frangaise, no- 
tamment pour sa siderurgie dont les capacites de production s’etaient eonsidera- 
blement accrues avec le retour de Ja Lorraine desannexee ä la France25. La con- 
jonction de tous ces facteurs confirma Briand dans la conviction, qui etait dejä de- 
venue la sienne ä la fin de 1921, de recourir ä la negociation et, si necessaire, aux 
concessions.

H erriot, qui avait regu en fevrier 1925 la proposition allemande de „pacte rhe- 
nan“, s ’etait montre tres reticent, se contentant d ’en accuser reception, sans repon- 
dre sur le fond. Ses papiers revelent qu ’il voulait exiger des conditions avant d ’ac-
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A d op tion  of the D aw es P lan (C hape l H ill 1976); Anne Orde, G reat B rita in  and In ternational 
S ecu rity  (L ondres 1978); Clemens Wurm, D ie französische S icherhe itspo litik  in  d er Phase 
der U m o rien tieru n g  1924-1926 (B erne 1979); Peter Krüger, D ie A uß en p o lit ik  d er R ep u b lik  
von W eim ar (D arm stad t 1985); Edward Keeton, B r ian d s  L ocarno  P o licy : F rench  Econo­
m ics, Po litics and D ip lom acy 1925-1929 (N ew  Y ork 1987); Piotr Wandycz, The T w iligh t of 
F rench  Eastern  A lliances 1926-1936 (P rinceton  1988); Ralph Schattkowsky, L ocarno  und 
O steu rop a (M arb u rg  1994).
24 D u cote a llem and , le ro le personnel de S tresem ann  a ete m is en valeu r p ar M. O. Maxelon, 
S tresem ann  und F ran kre ich , 1914-1929. D eutsche P o litik  der O st-W est Balance (D üsse ldo rf 
1972) et su rtou t, recem m ent, par le liv re m ag istra l de Christian Baechler, G ustav S tresem ann , 
1878-1929. D e P im peria lism e ä la securite  co llective (S trasb ou rg  1996).
25 Bariety, Les re lation s.
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cepter la negotiation proposee: entree de l ’A llem agne ä la S.D .N ., pour qu ’elle soit 
liee par ses statuts, done qu ’elle reconnaisse librement les traites; maintien au pro­
fit de la France de tous ses droits d ’occupation voire de reoccupation en Rhenanie; 
accord prealable avec la Pologne et la Tchecoslovaquie, excluant toute eventualite 
de revision du Statut territorial de ces Etats26. Les choses en etaient la quand B ri­
and lui succeda.

L’analyse des archives montre que Briand fit d ’abord sien ce programme 
qu ’avait laisse H erriot, puis, par etapes, de juin ä septembre 1925, ä l ’occasion de la 
negociation sur le „pacte rhenan“, et de son fait, il abandonna ces prealables, fai- 
sant le choix de la priorite de la detente et du rapprochement avec l’A llem agne, ce 
qui im pliquait de placer au second rang les relations avec la Pologne et la Tcheco­
slovaquie et finalement d ’abandonner l’ idee d ’assurer la securite de la France non 
seulement par des initiatives politiques ä l ’O uest de l’Europe, mais aussi par des 
alliances reelles, au revers de l’A llem agne, avec les deux pays en question. Ce recul 
des pretentions frangaises se produisit d ’abord en ju ille t et en aoüt 1925 au cours 
de conversations entre Briand et Cham berlain, le M inistre des Affaires etrangeres 
britannique acceptant de confirm er Pengagement ä l ’egard des clauses de dem ilita­
risation de la Rhenanie, mais refusant de prendre des engagements ä l ’Est de l ’Eu- 
rope, tout en laissant la France libre de le faire elle-mem e, si elle le voulait, mais 
seule.

Dans la derniere phase de preparation de la conference se posa la „question de 
l’article 16“. L’article 16 des statuts de la S.D.N . prevoyait le dro it de passage sur le 
territo ire des pays membres de la Societe de troupes etrangeres pour executer des 
sanctions m ilitaires qu ’aurait decidees la Societe contre un autre pays. Depuis sa 
candidature a Pentree ä la S.D .N ., en septembre 1924, PAllemagne dem andait ä 
etre exemptee des obligations de Particle 16 en argum entant du desarmement qui 
lui etait impose et de sa position geographique centrale en Europe, qui risquait de 
la transform er en lieu de passage oblige de toutes sortes d ’expeditions m ilitaires. 
En fait, nous savons tres bien au jourd ’hui par les archives aliemandes que, tout en 
cherchant la negociation avec l ’O uest, PAllemagne ne voulait pas se facher avec 
PUnion sovietique et que M oscou fit pression ju squ ’en octobre 1925 sur Berlin 
pour Pamener ä renoncer, sinon ä la negociation avec POuest, du moins aux 
engagements de Particle 16.

L’affaire avait une dimension geostrategique considerable. Exempter PAllem a­
gne du droit de traversee de troupes etrangeres sur instructions de la S.D .N ., ce se- 
rait interdire une intervention m ilitaire occidentale en Europe orientale et meme 
centre-orientale pour venir au secours d ’un pays qui serait agresse, et plus precise- 
ment ce serait interdire ä l ’armee frangaise de venir ä l’aide de la Pologne ou de la 
Tchecoslovaquie. En fin de logique de cette affaire, la dem ilitarisation de la Rhe­
nanie, apres la fin de l’occupation, pourrait servir non seulement ä proteger la 
France et la Belgique contre une eventuelle agression allemande, mais aussi ä ga- 
rantir les arrieres de PAllemagne contre une intervention frangaise en cas d ’une

26 A rch ives du Q uai d ’O rsay, Pap iers H errio t, PA -A P  89.
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politique agressive de l ’A llem agne contre la Pologne, avec ou sans la com plicite de 
l’U nion sovietique, eventualite nullem ent chim erique.

Lorsque la conference s ’ouvrit ä Locarno, le 5 octobre, l ’affaire de l ’article 16 
n’etait pas encore tranchee. Briand et Cham berlain arriverent ä Locarno decides ä 
exiger de l ’A llem agne l ’acceptation de Particle 16 pour etre admise a la S.D .N . La 
delegation allemande arriva avec des instructions contraires. Le 10 octobre, au 
cours d ’une celebre promenade sur le lac, Briand et Cham berlain cederent aux 
Allemands: 1’ „annexe F“ des accords donna satisfaction ä l’A llemagne. Dans les 
jours suivants Briand fit d ’autres concessions. Pour donner quand meine quelques 
assurances aux Polonais et aux Tcheques, il avait ete decide que seraient conclus 
des traites d ’arbitrage entre l ’A llem agne d ’une part et la Pologne et la Tchecoslo- 
vaquie d ’autre part (comme entre l’A llem agne et la France et la Belgique), mais les 
puissances occidentales n’apporterent pas leur garantie ä ces traites, qui resterent 
bilateraux, ä la difference des garanties apportees par la Grande-Bretagne et ITtalie 
ä la reconnaissance par l ’A llem agne des frontieres germano-frangaise et germano- 
belge. D ’autre part des traites franco-polonais et franco-tchecoslovaque de garan­
tie mutuelle furent signes le meme jour que les autres accords, le 16 octobre, mais 
ces traites n ’engageaient bilateralem ent que chacun des trois Etats, ne beneficiant 
d ’aucune garantie tierce, et ne faisaient pas partie integrante des accords. Enfin, 
Briand n ’obtint aucun engagement ä un „droit d ’investigation“ en Rhenanie demi- 
litarisee apres l ’evacuation de celle-ci par les troupes d ’occupation.

Pour nous, la conclusion s’impose: les divers traites conclus avec la Pologne et la 
Tchecoslovaquie etaient des „trompe l ’oeil“ pour donner artificiellem ent 1’im pres- 
sion d ’un equilibre, qui en fait n ’existait plus; Briand avait choisi deliberem ent la 
consolidation de la securite ä l’O uest de l’Europe en acceptant de courir le risque 
d ’un affaiblissement de la securite ä l ’Est. Il l ’avait fait non pas par aveuglement, 
mais parce que le prealable, qui etait desormais le sien, de 1’entente avec l’A llem a­
gne l’avait contraint ä ces concessions p lutot qu ’au risque de la rupture de la nego- 
ciation.

L’esprit et les suites de Locarno

II est certain que 1’oeuvre de Locarno etait riche d ’equivoques: sur quoi cette nou- 
velle politique deboucherait-elle finalement, une revision du Statut de 1919 ou sa 
consolidation? II ne nous appartient pas ici de rechercher les buts de la politique 
allemande, mais ceux de la po litique franchise, c ’est-ä-dire de Briand. N otre con­
viction est faite qu ’il etait parfaitem ent conscient des insuffisances de Locarno 
pour assurer la securite ä l ’ensemble de l ’Europe, qu ’il avait consenti les conces­
sions que l ’on a vues pour ne pas faire echouer la negociation avec l ’A llem agne et 
qu ’il com ptait sur ce que 1’on a appele alors l ’esprit de Locarno pour que la confi- 
ance fasse tache d ’huile et que les problemes qui n ’avaient pas encore ete resolus, 
en particulier ä l ’est de l’A llem agne, le soient progressivement, peut-etre au prix 
de certaines revisions des statuts de 1919, lim itees et obtenues pacifiquement. Il
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avait au foncl en tete une sorte de pacification generale des esprits et des pratiques 
politiques en Europe. A Locarno, Briand fit un pari sur l ’avenir, pari dont il pen- 
sait d ’ailleurs desormais que c ’etait la seule politique de securite que pouvait 
mener la France, etant donne son poids m ateriel et dem ographique et aussi, il faut 
bien le dire, 1’etat d ’esprit de la majorite de sa population, fatiguee des efforts dejä 
accomplis.

On voudrait neanmoins attirer l ’attention sur deux consequences graves pour 
l ’avenir de la securite de la France des choix faits en octobre 1925. L’une est bien 
connue: le choix progressif ä partir de 1926 par la France de mesures m ilitaires me- 
nant ä une Strategie de defense sur la frontiere, voire en de<;ä de la frontiere, ce qui 
aboutira ä la Strategie de la ligne  M ag in o t, ä l ’abandon de toute possibilite de Stra­
tegie offensive et finalement ä l ’ im possibilite d ’operations eventuellement combi- 
nees avec les armees polonaise et tchecoslovaque, vidant de tout contenu reel les 
alliances franco-polonaise et franco-tchecoslovaque27. Il est vrai, comme on vient 
de le dire, que le pari de Briand im pliquait l ’idee d ’une pacification generale en 
Europe.

L’autre grave consequence de la nouvelle po litique est l’abandon, moins voyant 
mais reel, de l ’am bitieux projet, contenu dans le Traite de Versailles, d ’une restruc­
turation des rapports de force economiques du continent europeen, visant ä rem- 
placer l’ancienne surpuissance industrielle de l’A llem agne, d ’avant 1914, par un 
nouvel equilibre; projet qui etait aussi, dans l ’esprit des auteurs du traite, une af­
faire de securite28. Les negociations franco-allem andes pour un traite de com ­
merce etaient bloquees en 1925, ainsi que celles que menaient les siderurgistes. Les 
unes et les autres se debloquerent ä la fin de 1925, dans le cadre de la nouvelle po­
litique inspiree de l ’esprit de Locarno. Chacun y  m it du sien, l ’A llem agne faisant 
notamment des concessions pour l ’entree en A llem agne des productions agricoles 
franijaises, et les siderurgistes franeais acceptant d ’entrer dans une negociation sur 
un schema propose par Thyssen.

Au debut de 1925, la siderurgie allemande avait refuse de negocier avec la side- 
rurgie frangaise et s ’etait consacree ä la reconstitution du marche interieur alle- 
mand ä l ’abn de la concurrence frangaise, ce qui fut chose faite en mai 192529. Une 
prem iere tentative de negociation privee entre siderurgistes allemands et franeais, 
par les bons offices du siderurgiste luxem bourgeois M ayrisch30, echoua dans l ’ete

27 J. M. Hughes, To the M agino t L ine. T he P o litics of French M ilita ry  P reparatio n  in  the 
1920’s (C am b rid ge  M ass. 1971). P rob lem es de la R henan ie , 1919-1930, A ctes du co lloque 
d ’O tzenhausen  14-16 octobre 1974 (M etz  1975). Clemens Wurm, D ie französische S icher­
heitspo litik .
28 V oir les ouvrages cites aux notes 12, 14, 17 et 18. O n a repris  l ’an a lyse de cette affa ire dans 
un  ouvrage co llec tif p repare sous la d irec tio n  de Robert Boyce, D ecline and F all of a G reat 
P ow er: F rench  Fo reign  and D efence P o licy  betw een  the tw o  W orld  W ars (L on dres 1998).
29 K arl Heinrich Pohl, W eim ars W irtschaft und d ie A uß en p o lit ik  der R ep u b lik  1924-1926. 
Vom D aw es-P lan  zum  In ternationalen  E isenpakt (D üsse ld o rf 1979).
30 Jacques Bariety, Le ro le d ’Em ile M ayr isch  en tre les s ideru rg ies a llem ande et frangaise apres 
la p rem iere guerre  m ond ia le , dans: R ela tion s in tern ation a les 1 (m ai 1974). Idem, Industrie ls
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1925. Le 29 deeembre 1925, done apres la signature des accords de Locarno, la de­
cision par les A llies d ’evacuer la zone de Cologne et apres la reprise des negociati- 
ons commerciales officielles, Thyssen proposa la creation d ’un cartel international 
de l ’acier sur le continent par repartition du marche selon des quotas qui seraient 
attribues d ’un commun accord entre les siderurgies nationales. Sur ces bases, ac- 
ceptees par les divers participants, A llem ands, Franfais, Beiges et Luxem bour- 
geois, des negociations privees, toujours presidees par M ayrisch, se deroulerent ä 
Luxem bourg de janvier ä juin 1926. On attendit pour les signer le 30 septembre
1926, c ’est-a-dire que l ’A llem agne fut entree ä la Societe des N ations, le 10 sep­
tembre31. On voit l ’im brication des affaires economiques avec les affaires po liti­
ques. Des developpements spectaculaires allant dans le sens de relations bilaterales 
privilegiees entre la France et l ’A llem agne auraient-ils ete alors possibles, comme 
le donnerait ä im aginer la rencontre de Stresemann et de Briand ä Thoiry, le 
17 septembre? On sait que l ’entretien fut sans suite. Des le 23 ju illet, Poincare 
etait revenu aux affaires, rappele par ceux, dont H erriot, qui s ’etaient inquietes de 
certaines in itiatives du gouvernement B riand-C aillaux constitue le 23 ju in  prece­
dent. Certes, Poincare, en prenant pour lui-m em e dans son gouvernem ent nou­
veau la presidence du Conseil et les Finances, conserva Briand aux Affaires etran­
geres, mais il le surveillait32. La „cohabitation“ de Briand et de Poincare allait 
durer trois ans.

Ces annees connurent incontestablement des signes d ’apaisement. Relevons-en 
deux particulierem ent significatifs: la decision du conseil de la S.D .N ., le 12 de- 
cembre 1926, de mettre un terme aux travaux de la commission de controle m ili- 
taire en Allem agne, qui devint effective le 31 janvier 192 733, et le traite de com­
merce franco-allem and du 17 aoüt 1927, qui devait servir de modele aux relations 
commerciales en Europe dans les annees suivantes34. M ais il y  eut aussi des alertes: 
il y  avait dejä eu, des mars 1926, la session de la S.D .N . ou la candidature de la Po­
logne ä un siege permanent du Conseil et l ’opposition de l’A llem agne ä une telle 
candidature mettaient en pleine lum iere -  six mois apres Locarno -  la gravite du 
contentieux entre les deux pays et la fragilite du pari de Briand sur l ’apaisement. Il 
y  eut, le 24 avril 1926, le traite germ ano-sovietique de Berlin, ranim ant le Traite de 
Rapallo du 16 avril 1922 et rappelant lu i aussi la gravite du contentieux germano- 
polonais et les lim ites de l ’engagement de l’A llem agne ä l ’Ouest.

Briand parla it de plus en plus de paix, mais, se souciant toujours quand meme

allem ands et in d ustr ie ls  frangais ä l ’epoque de la R ep ub liq ue  de W eimar, dans: R evue d ’A lle - 
m agne (av r il- ju in  1974) 1-16.
31 Jacques Bariety, D as Z ustandekom m en der In ternatio na len  R ohstah lgem ein schaft (1926) 
als A ltern a tive  zum  m iß lungenen  „schw erind u str ie llen  P ro je k t“ des V ersa iller V ertrages, in: 
H. Mommsen, D. Petzina et B. Weisbrod (ed iteu rs), Ind ustr ie lle s  System  und po litisch e  E nt­
w ick lu n g  in der W eim arer R ep ub lik  (D üsse ld o rf 1974) 552-568 .
32 Jacques Bariety, A  p ropos du p lan  de T h o iry , dans: R ela tion s In ternationales 21 (1980) 5 1 -  
70.
33 Michael Salewski, E n tw affnung und M ilitä rk o n tro lle  in D eu tsch land , 1919-1927 (M un ich  
1966).
34 II m anque encore une bonne etude de ce tra ite  de com m erce.
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de la securite de la France, il pensait ä nouveau ä l ’Am erique. Le 6 avril 1927, ä 
l ’occasion du dixieme anniversaire de l’entree en guerre des Etats-U nis aux cotes 
des A llies, il adressa un „message au peuple am ericain“ et proposa un pacte 
franco-am ericain, reprenant l ’idee qui avait dejä ete la sienne ä l ’occasion de la 
conference de W ashington de 1921. Ce fut pour lui une nouvelle deconvenue; la 
d iplom atic americaine transforma I’offre frangaise, qui aurait pu preparer un re­
tour de l ’A m erique dans les affaires europeennes aux cotes de la France, en un pro­
jet m ultilateral, voire mondial, de prevention des conflits, ce qui aboutit ä la signa­
ture, le 27 aoüt 1928, au Q uai d ’O rsay, du pacte Briand-K ellogg35. Briand fut par- 
faitement conscient des insuffisanccs de ce nouveau pacte, mais il fit bonne figure, 
prisonnier qu ’il etait dejä de son personnage de „pelerin de la paix“ qu ’il avait 
laisse, non sans quelque complaisance, s ’instaurer et dont l’opinion publique n’au- 
rait pas compris qu ’il se separat.

Le projet d ’union europeenne

A la fin de 1928, la situation internationale se degrada36. Briand s ’inquieta fort 
d ’un affrontement entre Allem ands et Polonais, au cours d ’un conseil de la S.D.N . 
qui se tint en decembre ä Lugano, ä propos de la defense des droits des m inorites 
germanophones en Pologne. II sentit que le pari qu ’il avait fait ä Locarno d ’une pa­
cification des esprits etait menace. II lui parut necessaire, pour arreter la montee 
des perils, d ’im aginer une nouvelle initiative. Ce devait etre le projet d ’union eu­
ropeenne.

A  vrai dire l’idee d ’„Europe“ avait fait son chemin dans sa pensee depuis l ’echec 
de la conference de W ashington de 192137. Il d it alors ä l ’un de ses collaborateurs: 
„Nous allons nous trouver bientot enserres par deux puissances form idables, les 
E tats-U nis et la Russie. Vous voyez qu ’il est indispensable de faire les E tats-U nis 
d ’Europe“38. L’idee m ürit dans son esprit pendant la negotiation des accords de 
Locarno, dans lesquels il n ’est pas interdit de voir, pour Briand tout au moins, la 
prem iere etape de la restauration d ’un concert europeen, pour reprendre l’expres- 
sion du X IX e siecle39. Citons ici settlement cette phrase qu ’il prononga le 23 fe-

35 Jacques Bariety, Le pacte B riand -K ello gg  de reno nc ia tion  ä la guerre , dans: Jacques Bariety 
et Antoine Henry (ed iteurs), M ouvem ents et in itia tiv es  de paix  dans la p o lit iq u e  in te rn a tio ­
nale (B erne 1987) 355-370 .
36 Franz Knipping, D eu tsch land , F ran kre ich  und das Ende der L ocarn o -Ä ra  1928-1931 
(M un ich  1987).
37 O n a e tud ie  le chem inem cnt du p ro je t europeen  de B riand  de 1921 ä 1929 dans une etude: 
L e p ro jet d ’un ion  europeenne d ’A ris tid e  B riand , dans un  ouvrage co llec tif sur l ’idee 
d ’Europc./e<J« Berenger et Georges Soutou (ed iteu rs), L’o rdre europeenne du 16™'e au 20*me 
siecle (Paris  1998).
38 Jules Laroche, A u  Q uai d ’O rsay  avec B riand  et Po incare (Paris  1927) 151.
39 D ans l ’etude, c itce note 37, on trouvera  de nom breuses c itation s de B riand  des annees 1925 
et 1926, qu i n ion tren t que le vo cab u la ire  „europeen“ p rit a lo rs une p lace grand issan te dans 
son  d iscours p o litique.
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vrier 1926 dans un expose, au jourd ’hui encore inedit, devant la commission des 
Affaires etrangeres de la Cham bre: „Nous csperons . . .  substituer peu ä peu ä 
l ’esprit etroitem ent national . . .  un esprit europeen dans lequel je crois que la 
France trouvera ses meilleures conditions de securite.“ La deception du pacte Bri- 
and-K ellogg (ä laquelle il faut ajouter les soucis financiers et commerciaux avec 
l ’A m erique) fit encore m ürir le projet dans la pensee de Briand, sans qu ’il associät 
les bureaux du Q uai d ’O rsay ä ses reflexions40.

Les choses se precipiterent au printem ps et durant l ’ete 1929. Debut ju in , le plan 
Young, qui devait remplacer le plan Dawes de 1924 et etre la solution „definitive“ 
du probleme des reparations, etait pret; des experts allemands avaient participe ä 
son elaboration. Le 8 ju in , se trouvant ä M adrid pour un conseil de la S.D.N . qui 
se tenait dans cette ville, il parla de projets „europeens“ aux Espagnols, qui s’en- 
thousiasm erent, la pointe antiam ericaine ne leur deplaisant pas. Encourage par ce 
prem ier accueil, il en parla le 11 juin ä Stresemann, dont la reaction fut beaucoup 
plus prudente: oui ä tout ce qui pourrait am eliorer les relations entre pays euro­
peens, lui repondit Stresemann, mais les interets fondamentaux de PAllemagne 
s ’opposeraient ä toute pointe antiamericaine.

A Paris, le 27 ju illet, Poincare, epuise par la maladie et estimant sa täche accom- 
plie, dem issionna; le 29, Briand constitua le nouveau gouvernement, y  exer^ant les 
fonctions de president du Conseil et de m inistre des Affaires etrangeres; il avait 
desormais les mains libres. Le 31, interroge ä la Cham bre sur ses projets europeens 
dont parlaient dejä les journaux, il mit l ’accent sur la portee politique de son idee: 
creer une organisation qui perm ettrait des contacts durables et pourrait donner les 
m oyens, des que des difficultes apparaitraient, de deliberer sur ces difficultes et de 
trouver en commun des solutions. L’affrontement germano-polonais de decembre
1928 avait certainement joue un röle decisif dans sa determ ination de lancer son 
projet d ’union europeenne dont il attendait qu ’elle apporte ä l ’Europe la securite 
que, decidement, ni les accords de Locarno ni le pacte Briand-K ellogg ne lui assu- 
raient.

En aoüt 1929, ce fut la conference de La H aye oü tout ä la fois les Puissances ac- 
cepterent le plan Young et Briand prom it l’evacuation anticipee de la Rhenanie 
pour janvier 1930. Il pensa que le moment etait politiquem ent et psychologique- 
ment venu de frapper le grand coup. A l’ouverture de l ’assemblee generale de la 
Societe des N ations ä Geneve, le 5 septembre, ce lu t le celebre discours: „Je pense 
qu ’entre des peuples qui sont gcographiquem ent groupes comme les peuples 
d ’Europe, il doit exister une sorte de lien federal; ces peuples doivent avoir ä tout 
instant la possiblite d ’entrer en contact, de discuter leurs interets, de prendre des 
resolutions communes, d ’etablir entre eux un lien de solidarite, qui leur permette

40 II y  a tou t lieu  de penser en revanche que L ou ise  W eiss, dont il etait a lo rs tres p roche, eut 
une grande in fluence su r B riand  dans cette affaire . C f. L ou ise  W eiss l ’Europeenne, C en tre  de 
recherches europeennes (L ausanne 1994).
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de faire face, au moment voulu, ä des circonstances graves, si elles venaient ä nai- 
tre.“ Le souci de securite etait evident41.

Ce n ’est pas ici le lieu de reprendre toute l’histoire des negociations sur le projet 
Briand, et finalement son echec42. On sait les reticences qui se m anifesterem  tres 
vite, les effets de la grande crise econom ique qui s ’imposerent au cours des mois 
suivants, faisant deriver le projet de Briand, qui avait ete d ’abord po litique, vers les 
affaires economiques; la montee du nazisme en A llem agne; le projet d ’union 
douaniere germ ano-autrichienne qui aggrava considerablement le clim at interna­
tional. Que restait-il de l ’idee in itiale de Briand? Elle etait totalement denaturee; 
l ’affaire lui avait completement echappe; elle se perdit dans la m ultip lication de 
sous-com ites qui firent des rapports, parfois fort interessants, mais ne debou- 
cherent sur aucune decision. Le 12 janvier 1932, Briand, epuise par l ’urem ie, de- 
m issionna et ceda au Q uai d ’O rsay la place ä Pierre Laval, sin istre presage. Le 
7 mars, il etait mort. A ristide Briand avait d it un jour: „Tant que je serai la, il n ’y  
aura pas la guerre.“

41 Le lien du projet europeen de Briand avec les insuffisances de Locarno est manifeste dans 
cette phrase du memorandum frangais du Ier mai 1930: „Une telle conception (de la coopera­
tion europeenne) pourrait im pliquer le developpement general pour l ’Europe du systeme 
d ’arbitrage et de securite, et l ’extension progressive ä toute la communaute europeenne de la 
politique de garanties internationales inauguree ä Locarno, jusqu’ä integration des accords ou 
series d ’aecords particuliers dans un system e plus general.“
42 Un grand colloque international sur le plan Briand d ’union europeenne a eu lieu en 1991 ä 
Geneve, organise par l ’Universite de Geneve et 1’Association Internationale d ’H isto ire C on- 
temporaine de l ’Europe. Les Actes sont publics dans A nto ine  Fleury et L u b o r jile k  (editeurs), 
Le Plan Briand d ’union federale europeenne (Berne 1998).
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Kommentar zu
II. Sicherheitsfragen und Wirtschaftsbeziehungen 

in den Zwanziger Jahren

Die drei Beiträge von Jacques Bariety, Peter Krüger und Clemens W urm bieten 
eine Reihe von neuen Befunden dar und regen dazu an, in ihrem Lichte die Inter­
pretation der politischen und w irtschaftlichen Beziehungen zwischen D eutsch­
land und Frankreich in den 1920er Jahren zu vertiefen.

Jacques B ariety w irft einen geschärften B lick auf die bisher -  mangels authenti­
scher Selbstzeugnisse -  eher oberflächlich behandelten politischen Vorstellungen 
von A ristide Briand. Demnach blieb für Briand stets die Sicherheit Frankreichs 
das oberste politische Gesetz. Die „execution“ des Versailler Vertrages, den er 
m itratifizierte und dessen A nwendung er niemals grundsätzlich in Frage stellte, 
w ar für ihn eine evidente M ethode zur G ewährleistung dieser Sicherheit. Seit 
1921, als er den E indruck gewann, daß Frankreich nicht über die politische und 
w irtschaftliche M achtposition verfügte, um seine Sicherheitsinteressen dauerhaft 
im Konflikt m it D eutschland zu behaupten, entw ickelte er sukzessive die Vorstel­
lung einer „allgemeinen Befriedung Europas“, in Deutschland „Verständigungs­
po litik“ genannt, die indessen die Anwendung des Versailler Vertrags nicht erset­
zen, sondern sie ergänzen und allenfalls relativieren sollte. D ie Locarno-Politik 
von 1925 und der Europa-Vorschlag von 1929 w aren in diesem Rahmen Wege, die 
Sicherheit Frankreichs zu internationalisieren, indem D eutschland in ein Sicher­
heitsnetz eingebunden w urde, in das auch G roßbritannien -  und m öglichst die 
USA -  integriert werden sollten. Vertrauensbildende Kompromisse bei der A n­
wendung des Versailler Vertrags, zu denen etwa die Verkürzung der Besetzungs­
fristen im Rheinland gehörte, in einem weiteren Sinne auch die Preisgabe der 
Rückversicherung Frankreichs in O steuropa, waren für Briand eine Wette auf die 
Zukunft eines grundlegenden deutsch-französischen Ausgleichs. W ir wissen 
heute, daß er diese Wette verloren hat.

Peter Krüger zeigt in seiner differenzierten Skizze Carl von Schuberts, daß der 
„Revisionism us“ der W eimarer Republik keine monolithische politische Konzep­
tion war, daß sein Gehalt vielm ehr für die handelnden Personen je indiv iduell be­
stimmt und als Lernprozeß verstanden werden muß. Schubert lehnte den Ver­
sailler Vertrag nicht weniger vehement ab als die meisten seiner Zeitgenossen. Zu­
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nächst England, später auch die USA und der Völkerbund schienen ihm als geeig­
nete Verbündete zur Eindämmung der französischen Politik: wie Briand Deutsch­
land, so versuchte Schubert Frankreich international einzubinden. Ein Interessen­
ausgleich erforderte für Schubert Entgegenkommen beider Seiten, die sich jedoch 
wechselseitig als gleichberechtigte Partner anerkennen müßten. Er w ar einer der 
A rchitekten des Konzepts, substantielle Verständigung mit Frankreich in der Ver­
knüpfung von Reparations- und Sicherheitsfragen zu suchen. D eutsch-französi­
sche Verständigung durfte für Schubert aber nicht die angelsächsischen Mächte 
entfremden. Der Briandsche Europa-Plan w ar für ihn unter w irtschaftlichen, aber 
nicht unter politischen Gesichtspunkten annehmbar. Die „W estpolitik“ w ar ihm 
das Entscheidende, ein Ausspielen gegen die O storientierung lehnte er als ver­
hängnisvollen Irrweg deutscher Po litik ab.

Clem ens W urm schließlich verdeutlicht am Beispiel der internationalen Kar­
tellb ildung der Jahre 1924-1930 die politische Funktion privatw irtschaftlicher 
Zusammenschlüsse im deutsch-französischen Verhältnis. Die Kali-, Rohstahl-, 
A lum inium -, Farbstoff- und Stickstoffkartelle der zw anziger Jahre waren W irt­
schaftsorganisationen an der Schnittstelle zw ischen A ußenpolitik  und A ußen­
w irtschaft, die von der Politik instrum entalisiert werden konnten. N icht zufällig 
korreliert diese B lütezeit der K artellbildungen mit den Jahren der deutsch-franzö­
sischen Verständigungspolitik.

Die „M ultilateralisierung“ erscheint in der Zusammenschau als eine grundle­
gende O rientierung der deutsch-französischen Sicherheitsproblem atik in den 
1920er Jahren. Das bilaterale „D uell“ zw ischen Deutschland und Frankreich um 
„execution“ oder „Revision“ des Versailler Vertrages führte in den Jahren 1920- 
1923 D eutschland an den Rand der A uflösung des nationalpolitischen Zusam­
menhalts und Frankreich zur Einsicht in die U nm öglichkeit, auf D auer seine S i­
cherheit allein aufgrund autonom er Kraftquellen zu gewinnen. Beide, D eutsch­
land w ie Frankreich, wurden seit den frühen 1920er Jahren so auf den Weg der 
internationalen kollektiven Absicherung verwiesen, w ie sie der Genfer V ölker­
bund postulierte. Konkret eingeschlagen w urde dieser Weg im Verein m it den bei­
den angelsächsischen M ächten, G roßbritannien und dem N icht-Völkerbundsm it- 
glied USA. Neben der U nm öglichkeit einer bilateralen Sicherheitslösung w ar es 
so das besondere Interessengefüge im „atlantischen V iereck“, das die deutsch­
französische Sicherheitsfrage seit 1924 maßgeblich bestimmte und „Verständi­
gung“ induzierte.

V erständigungsinitiativen traten indessen grundsätzlich weder in D eutschland 
noch in Frankreich an die Stelle der Verfolgung konkreter nationaler Interessen, 
sie ergänzten diese nur. Die „Logik von Versailles“ blieb beherrschend, im Kern 
also die A useinandersetzung zw ischen zw ei nationalen Im perialismen: dem deut­
schen von 1914 und dem französischen von 1919. Das französische Bemühen 
blieb ungeachtet aller Annäherungsbem ühungen darauf gerichtet, wenn auch 
nicht mehr die machtpolitische Ü berflügelung des Bismarckreiches, so doch die 
Sicherung Frankreichs gegen Deutschland zu gewährleisten. Die deutsche Gegen­
strategie bestand, ebenfalls allen V erständigungsinitiativen zum Trotz, unverrück­
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bar darin, gegen alle W iderstände, durch Verweigerung, Erfüllung oder schließlich 
die Entw icklung der überlegenen industriellen Kraft die G roßmachtstellung von 
1914 wieder zu erreichen. H inter den Locarno-Verträgen sah die Berliner Politik 
bekanntlich vor allem die M öglichkeit, Rückw irkungen zur Revision des Ver­
sailler System s abzuleiten, während Paris in diesen Verträgen die Perspektive der 
Einbindung des deutschen Revisionismus in ein N etz von durch Annäherung und 
Verständigung gekennzeichneten Zusammenhängen schätzte.

Die M ultilateralisierung des Sicherheitsthemas im plizierte also, daß die „Logik 
von Versailles“ durch eine A rt „Logik von Genf“ ergänzt wurde, die Einbezie­
hung dritter M ächte und des Völkerbunds sowie den Abbau von Spannungen und 
Gegensätzen aufgrund einsichtsvoller Kompromißbereitschaft, oder durch die 
Verlagerung der bilateralen Probleme auf die höhere Ebene kollektiver Beratung.

Zu solcher „Logik von Genf“ ist auch die verstärkte „Ö konom isierung“ der in­
ternationalen Politik in den 1920er Jahren zu rechnen. Vor allem für die Jahre 
1924-1928 zeigt die A nalyse der deutsch-französischen Beziehungen, daß Sicher­
heitsfragen und W irtschaftsbeziehungen in einem vielfältigen, streckenweise d ia­
lektisch aufeinander bezogenen W echselverhältnis standen. Sicherheitsfragen 
haben W irtschaftsbeziehungen inspiriert, und W irtschaftsbeziehungen haben S i­
cherheitsfragen entschärft. Deutschland verfolgte, nach anfänglicher R atlosigkeit 
über die Folgen der N iederlage, seine R ückkehr in die internationale Politik , und 
damit neben der Lösung seiner Sicherheitsfragen auch die A ktivierung seiner Re­
visionspolitik, durch die Entw icklung des erhalten gebliebenen W irtschaftspoten­
tials. Frankreich andererseits ging nach 1923 daran, seine auf der autonomen w irt­
schaftlichen G rundlage nicht dauerhaft lösbare Sicherheitsproblem atik durch eine 
Öffnung für internationale Verständigung politischer und w irtschaftlicher A rt 
möglichst im Griff zu behalten. Beide Seiten sahen in internationalen W irtschafts­
verflechtungen nicht nur Vorteile für die W ahrung der je eigenen w irtschaftlichen 
Interessen, sondern auch das U nterfutter für eine dauerhaft friedliche Austragung 
von politischen Interessenkonflikten. Die sicherheitsfördernden Effekte von Lo­
carno haben ohne Zweifel den Abschluß des deutsch-französischen H andelsver­
trags von 1927 begünstigt und die Entw icklung internationaler Kartelle befördert. 
In der Rückkoppelung wurden die internationalen Beziehungen weiter unterm au­
ert. Ü ber das unm ittelbare Interesse hinaus galt weitsichtigen Politikern die w irt­
schaftliche Verständigung allerdings auch als grundlegende Voraussetzung für die 
Sicherung der Zukunft Europas in einer durch das Aufkommen neuer Großräume 
gekennzeichneten W eltordnung.

G leichwohl muß man sehen, daß vorteilhafte W echselw irkungen von Sicher­
heitsfragen und W irtschaftsbeziehungen sich vorzugsweise in den Jahren 1924- 
1928 ergaben, und daß die Ursache dafür in einer -  rückblickend betrachtet -  doch 
recht optim istischen Verständigungserwartung begründet lag, die dann in der 
1928 anhebenden, sich über mehrere Jahre hinziehenden politisch-ökonom ischen 
D oppelkrise der internationalen und der deutsch-französischen Beziehungen 
rasch verlorenging. Sicherheitsfragen konnten nur solange vorteilhaft m it W irt­
schaftsbeziehungen korrelieren, w ie die Frage der deutsch-französischen M ächte­
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rivalität nicht offen ausgetragen wurde. Nach 1928 zeigte sich indessen, daß der 
grundlegende deutsch-französische Gegensatz in den Jahren 1924-1928 nur über­
deckt, vielleicht abgemildert, aber keinesfalls aufgelöst worden war. Es w urde of­
fenkundig, daß er nur für eine begrenzte Zeit, in der sowohl die französischen Si- 
cherheits- als auch die deutschen Revisionsinteressen je für sich eine europäische 
Verständigungsphase zu erfordern schienen, von Briand und Stresemann in den 
H intergrund gerückt worden war. N ach 1928 setzte die offene A ustragung des 
Gegensatzes ein und eine Zeit erhöhter Spannungen, in denen der Zusammenhang 
von Sicherheitsfragen und W irtschaftsbeziehungen einem Paradigm enwechsel un­
terworfen wurde. Einige axiomatisch gewordene Vorstellungen des Zusammen­
hangs lösten sich auf. Die Po litik m ischte sich in strik t nationalem Interesse in 
W irtschaftsbeziehungen ein, das härter revisionistisch auftretende Deutschland 
Brünings lenkte die W irtschaft nach Südosteuropa und öffnete dort ein neues 
deutsch-französisches Konfliktfeld. Frankreich setzte unter den Bedingungen der 
großen Depression in Deutschland seine vorerst intakt gebliebene F inanzkraft als 
politische Waffe ein, m it dem H öhepunkt im Ju li 1931, als M inisterpräsident Laval 
ökonom ische Stützungsaktionen von deutschen politischen Zusicherungen ab­
hängig machte, den Verzicht auf die Zollunion mit Ö sterreich und den Bau des 
deutschen Panzerkreuzers, ein M oratorium  für die Korridorfrage und eine stär­
kere Ü berwachung von rechtsradikalen Verbänden. Die Reichsregierung reagierte 
h ierauf m it der Bemerkung, daß die deutsche Politik nicht käuflich sei. G rund­
sätzlich beendete dann die R ad ikalisierung in der deutschen W ählerschaft auch 
eine vage französische Hoffnung, daß ökonomische und finanzielle H ilfen an 
Deutschland vielleicht durch die dam it erreichbare Stärkung gem äßigter Parteien 
dem französischen Sicherheitsbedürfnis d ienlich sein könnte. Zu der Verschär­
fung der politisch-w irtschaftlichen Beziehungen gehörte schließlich auch die D is­
kussion über den Europa-Plan Briands, der in Berlin, ungeachtet seiner w irt­
schaftlichen Perspektiven, sum marisch als französisches M anöver zur Lähmung 
des deutschen Revisionismus verworfen wurde. Seit 1929/31 w irk te so keine 
„Logik von Genf“ mehr der „Logik von Versailles“ entgegen, w eil die Vertrauens­
grundlage in den deutsch-französischen Beziehungen abhanden kam. M an sprach 
plötzlich w ieder von Krieg. Sicherheitsfragen waren m it oder ohne begleitende 
W irtschaftsbeziehungen neuerlich zur D isposition gestellt.



III. Die Herausforderung des National­
sozialismus und die Appeasement- 

Politik

Gustav Schmidt

Weltmachtrolle und Sicherheitspartnerschaft:
Die britische Appeasement-Politik im Widerstreit 

von Selbstbehauptung und Selbstbindung 
an Frankreich*

Licht- und Schattenseiten der Global-Power-Position:

Die objektiven Anhaltspunkte für G roßbritanniens Position als W eltmacht, als 
ein „Pol“ im Gefüge der internationalen Staaten- und W irtschaftsbeziehungen, 
waren in den 1930er Jahren weiterhin gegeben:

a) F lottenstärke;
b) interne F inanzkraft und K reditw ürdigkeit;
c) Schaltzentrale des Sterling-B locks und Drehscheibe des Im perial Preference 

System s;
d) Präsenz an den Knotenpunkten der W elthandelswege;
e) Waffenschmiede einer A nti-H egem onial-A llianz.
N ur der sechste Sinn für politische Klugheit/gooc/ diplomacy schien abhanden 

gekom m en1.
Die Position Großbritanniens im M achtgefüge der 1930er Jahre wurde unter­

schiedlich perzip iert. Die Anti-Appeaser, aber auch die pro-britischen Kräfte im 
A usland, sahen in der A rrondierung des M acht- und Einflußbereichs im Nahen/ 
M ittleren Osten und in O stafrika (entlang der Wege nach Indien) nach dem Ersten

* Das M anuskript w urde im Dezember 1997 abgeschlossen.
1 Die Anti-Appeaser, von den Regierungschefs M acDonald, Baldwin und N. Cham berlain 
bewußt von den politischen Korridoren der M acht in W hitehall ferngehalten, behaupteten, 
die „Erbweisheit(en)“ gepachtet zu haben.
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W eltkrieg und in der Konsolidierung des H andels- und W ährungs-N etzwerkes 
(Sterling-B lock und O ttaw a-System ) nach der W eltw irtschaftskrise eine gute 
G rundlage für die Annahme, daß London nur ein Signal setzen müsse, um den 
Aggressoren Einhalt zu gebieten. Dem give a /cW -Postulat der A nti-Appeascr 
setzten die von den Konservativen dom inierten Koalitionsregierungen ein W arn­
signal entgegen; für sie w ar die Situation G roßbritanniens grundsätzlich prekär 
{over-commitment). Die Am tsträger gingen in der Phase der W iederauf- und Um ­
rüstung (nach 1932) davon aus, daß G roßbritannien einer aufeinanderfolgenden 
oder gar zeitgleichen, geschweige denn koordinierten H erausforderung durch 
Japan, Italien und das Dritte Reich nicht gewachsen wäre2, es sei denn, der un­
wahrscheinliche Fall trete ein, daß die anderen beiden Pole, die USA und die 
U dSSR, einen dieser drei Gegner von G roßbritannien abzögen3. Die französische 
Karte galt in diesem Zusammenhang nicht viel, da Frankreich sich aufgrund seiner 
m ilitärischen Planung für den Ernstfall weder mit Italien anlegen noch Entlastung 
im Fernen Osten schaffen könne. Um für den Ernstfall eines Krieges mit Hitler- 
D eutschland besser gewappnet zu sein, dachten alle W ortführer in der inner-briti­
schen Debatte an Appeasement -  Japans, Italiens oder/und D eutschlands4. Man 
w ar sich in dem Punkte einig, daß G roßbritannien nicht die Substanz einer Hege- 
m onialmacht hatte, die mit einem Zwei-und-einhalb-K rieg-Bedrohungsszenario 
leben könne5.

1 „It is beyond the resources of this country to make proper provision in peacc for the de­
fence of the British Empire against three major powers in three different theatres of w ar“, Sir
Thomas Inskip, 8. Februar 1938, CP 24 (38), CAB. 24-274; cf. M ichael H ow ard, British 
M ilitary  Preparations for the Second W orld War, in: D a vid  N. Dilks, Retreat from Power. 
Studies in Britain ’s Foreign Policy of the Twentieth Century, Bd. 1 (London 1981) 107.
3 Auf die Verdächtigungen, daß die USA vom Raubbau an den Kräften Großbritanniens 
profitieren w ollten oder daß Stalin entsprechend der bolschewistischen Ideologie auf die 
,Selbstzerfleischung‘ der kapitalistischen Länder hoffte, sowie auf Thesen, daß weder Am e­
rika noch Rußland offensive Kriegshandlungen hätten unterstützen können, ist hier nicht 
einzugehen. Ich verweise auf meine Abhandlung, England in der Krise. Grundlagen und 
G rundzüge der britischen Appeasem ent-Politik, 1930-1937 (Opladen 1981).
4 Die M otivation ist vielschichtig. Neben der Vorstellung, ,'Zeit zu gewinnen* und H itler 
durch Konzessionen hinhalten zu können, kam vor allem  die Tradition ins Spiel, einer Kon­
frontation mit H ilfe von Vereinbarungen über Einflußzonen auszuweichen. Auch wenn man 
sich für die These, London habe einen Tausch „£-Block und Com m onwealth“ gegen „freie 
Hand für H itler in O steuropa“ angestrebt, auf einflußreich positionierte Kronzeugen bezie­
hen kann, so gilt sie nicht einmal für die sog. economic appeaser. Zwar entschloß man sich erst 
1939 -  und dann überstürzt - ,  Garantien für die Integrität der Nationalstaaten zu geben, 
doch sind die Gründe für das Zögern kein Indiz für die „freie Hand im O sten“-These.
5 Solange die W eltmachtrolle in der britischen Außenpolitik Vorrang hatte, -  oder um ge­
kehrt: solange die Gefahr vor der eigenen H austür noch nicht so groß schien, daß sich die 
britische Politik zur Stützung des unverzichtbaren ,Verbündeten' Frankreich gezwungen 
sah - ,  bewegte sich die britische Politik zwischen zwei Fixpunkten. Politische Richtlinien 
setzten zum einen fest, daß die M öglichkeit eines Kriegs mit den Dominions, den USA und 
Frankreich in den Planungen unberücksichtigt bleiben sollte; dennoch glaubte man nicht 
daran, aus dieser Ecke positive Zeichen für „Widerstand gegen den deutschen Aggressor“ zu 
erhalten. Auf der anderen Seite definierten die R ichtlinien, wer als potentieller Feind zu gel­
ten habe: Japan, Italien, Deutschland; doch ging man davon aus, daß man Italien oder Japan
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Legt man als M aßstab die Reaktion auf die A ufrüstung des H itler-Reiches an, 
so erweckte die britische Politik sogar z,unehmend -  bis zur Wende im Februar/ 
März. 1939 -  den Eindruck, als ob nicht einm al die Kombination G roßbritannien- 
Frankreich der „deutschen Gefahr“ standhalten könne; aus selbsterzeugter Angst, 
d .h . Ü berschätzung des deutschen m ilitärischen Potentials, hielt London eher 
Paris in seiner H altung gegenüber dem deutschen H erausforderer in Schach statt 
gemeinsam Berlin „H alt“ zu gebieten. In der Vorstellung befangen, eine D urst­
strecke zu durchlauten, wehrten sich die hohen M ilitärs gegen einen verfrühten 
Einsatz der auf- bzw. umgerüsteten Streitkräfte; die D iplom atie erhielt den Auf­
trag, jegliche Eskalation von Spannungen zu vermeiden. M it der Suche nach Ver­
bündeten wollte Frankreich die Rückstände in den Streitkräftestrukturen über­
brücken; London w idersetzte sich dem Ansinnen, eine F igur neben anderen auf 
dem Schachbrett französischer Sicherheitspolitik zu sein. Die britische D iplom a­
tie sollte den Zeitraum bis 1939 sichern, den das M ilitär und die Rüstungsindustrie 
für die Indienststellung der deterrent force, der Bombergeschwader, benötigte. 
Doch auf halber Strecke (1937/8) w arf die britische R üstungspolitik -  z.T. dank 
technologischer Fortschritte auf anderen Sektoren der Aufrüstung6 -  das Ruder 
herum und setzte auf Luftabwehr. Ausgerechnet in der Phase, in der die A usstat­
tung der französischen LuftStreitkräfte im Argen lag und in der Flitlers aggressi­
ver Revisionismus den von Frankreich aufgebauten Cordon Sanitaire zerstörte, 
entzog die britische Regierung der O ffensiv-Fähigkeit des deterrent die Priorität 
im Rüstungswettlauf. W ährend die U m rüstung auf Defensivsysteme den Briten 
das Gefühl gab, ihr H eim atgebiet könnte ein Sanktuarium  werden, bestand kei­
nerlei Aussicht, daß G roßbritannien andere Partner, w ie z .B . Frankreich, m it den 
neuen W affensystemen hätte bedienen können. W ären die britischen und die fran­
zösischen M achteliten überzeugt gewesen, daß ihr Land eine M achtprobe mit 
dem D ritten Reich, also eine Präventivaktion, durchstehen könnte, w äre die Ge­
schichte sicher anders verlaufen. Fest stand für Frankreich, daß es einen Krieg 
nicht ohne G roßbritannien als A lliierten gewinnen könne7, und für G roßbritan­
nien, daß eine erfolgreiche Selbstbehauptung voraussetze, daß der deutsche A n­
greifer sich nicht entlang des Ärm elkanals in Position bringen dürfe. Die Frage ist, 
was beide westeuropäischen M ächte hätten erreichen können, wenn sie zur glei­
chen Zeit im gleichen Spiel zum gleichen Zweck, näm lich gegen den Angriff des 
nationalsozialistischen Deutschland auf die G rundstrukturen der europäischen 
Friedensordnung8, angetreten wären.

so beeinflussen könne, daß Deutschland im europäischen Bereich keine Gelegenheit erhalten 
w ürde, von Verwicklungen Großbritanniens an anderen Fronten zu profitieren; solange 
London den Draht nach Berlin pflegte, würden um gekehrt weder Italien noch Japan die 
Chance erhalten, eine britische Verwicklung in europäischen Konflikten für Akquisitionen 
auf Kosten britischer Übersee-Interessen auszuschlachten.
6 So wurden Radar und figh ter aircraft (Hurrican, Spitfire) serienproduktreif; die A bstim ­
mung zwischen beiden Techniken ' bedurfte weiterer Erfahrungen und verbesserten Infor­
mationsaustausches.
7 R. D. Challener, The French Theory of the N ation in Arm s, 1866-1939 (N ew  York 1955).
8 Die Vorstellung vom ,Defence Perim eter“ beschränkte sich auf die Einflußzonen der vier
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Daß dem nicht so war, ist als bekannt vorauszusetzen. Das Dritte Reich konnte 
in kriegsähnlicher M anier Frankreich aus Positionen vertreiben, ohne schießen zu 
müssen, weil sowohl Frankreich als auch G roßbritannien das R isiko einer Ret­
tung der strukturellen M acht scheuten. Ursachen und Folgen sind ebenfalls w ie­
derholt konstatiert worden. „When H itler marched troops into the (dem ilitari­
zed) zone (of the Rhineland), he was aware that mere denunciation of the ,une­
qual' Treaty was not enough. The show of force was necessary to dem onstrate the 
weakness of the structure and to add to it. . . .  D ifferences in the perception of the 
problem and in beliefs about what to do about it robbed former allies of structural 
power in matters of security. Their inaction in 1936 enhanced H itler’s perception 
of their lack of w ill to resist and allowed him far more im portant m ilitary victories 
in A ustria and Czechoslovakia at relatively low  cost.“9

Aus dem Vergleich mit Entw icklungen nach dem Zweiten W eltkrieg läßt sich 
eine analytische Kategorie gewinnen, die uns helfen kann, die Defekte des interna­
tionalen Systems der Zeit zwischen den W eltkriegen genauer zu m arkieren -  die 
Konzeption des w in-set10. Auf den Fall friedensbewahrender Aktionen in den 
Jahren 1932-38 abgewandelt, sähe ein win-set etwa w ie folgt aus:

1) Jeder Partner bringt seine „Position der Stärke“ ein, d.h . Frankreich gew ähr­
leistet Sicherheit gegen A ngriff zu Lande, G roßbritannien A bschreckung durch 
Bomber-O ffensiv-Potential;

2) indem jeder Partner jenen Sicherheitsbeitrag leistet, w ie ihn der andere in sei­
ner Planung für den Ernstfall voraussetzt, ohne diesen ausdrücklich als Bündnis­
pflicht zu verlangen, erhöht sich auf Seiten der Beteiligten die innenpolitische A k­
zeptanz der jew eiligen rüstungspolitischen Priorität;

3) außenpolitisch kommt es zu re-assurance, sofern die Partner einander die 
M öglichkeit einer control über die zentrale Ressource zugestehen, im vorliegen-

,W estmächte“: Frankreich, Großbritannien, Italien und Deutschland. Zur legitimen Staaten­
ordnung gehörte nicht w ie selbstverständlich die Sowjetunion, da man annahm, daß die 
UdSSR selbst revisionistisch sei -  aufgrund territorialer Ansprüche gegenüber einigen N ach­
folgestaaten und gegenüber der Türkei oder gar wegen des Strebens nach Vorherrschaft über 
den Kontinent. Daß man die Sowjetunion in den Völkerbund einbinden w ollte und daß man 
sie brauchte, um die Sicherheitsgarantie für die Tschechoslowakei einzulösen, hing m it der 
Befürchtung vor einem deutsch-sowjetischen ,Teufelspakt1 zusammen; die „W estbindung“ 
der UdSSR galt als diplomatischer Präventivschlag zur Verhinderung eines „Rapallo plus“.
9 Susan Strange, States and M arkets (London 1982) 33.
10 „W in-set“ ist eine Fortführung des von Robert D. Putnam entw ickelten „two-level 
gam e“-Konzeptes. R obert D. Putnam , D iplom acy and domestic politics: The logic of two- 
level games, in: IO 42 (1988) 427-460; Peter Evans, H aro ld  Jacobson, Robert I). P utnam  
(eds.), Double-edged diplom acy: International bargaining and domestic politics (Berkeley 
1993); Lee A n n  Patterson, Agricultural reform in the European Com m unity: a three-level 
game analysis, in: IO 51 (1997) 141 ff.: „What happens at one level of the negotiation (d.h. auf 
der nationalen Ebene) reverberates at the other (d. h. international). This reverberation means 
that strategies and outcomes at different levels of the game sim ultaneously affect one another. 
. . . i f  international pressures reverberate w ith in  domestic politics, or if issues can be linked 
synergistically, then domestic outcomes are not exogenous and the two levels cannot be mo­
deled independently.“ (142).
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den Fall durch Stabsgespräche. Eine solche Konstellation wäre geeignet gewesen, 
den W illen der Westmächte zur Verteidigung der Sicherheit in Europa überzeu­
gend zu demonstrieren.

An faktischen Anhaltspunkten in dieser R ichtung fehlt es nicht; so hat ein Ge­
währsträger A ußenm inister Flandins, der D eputierte Pierre Vienot, bestimmten 
britischen Entscheidungsträgern vor dem Londoner „Gipfeltreffen“ Anfang 1935 
M ittel (Luftpakt- als Deckmantel für Stabsgespräche) und Wege (transgouverne- 
mentale K oalitionsbildung) gezeigt, w ie in beiden Ländern eine Politik wechsel­
seitiger Rückversicherung verankert werden könne1', die dann zugleich tragfähig 
genug sei, um D eutschland auf ein general settlement anzusprechen, gleichsam ein 
Appeasement im Duett. „Flandin would find it possible to deal w ith his opponents 
if Britain proposed to satisfy French security needs w ithout being asked to do so. 
Flandin could then s im ilarly  volunteer concessions to British view s.“12 Nach dra­
matischen Verhandlungen zwischen und innerhalb beider Delegationen kam es 
zwar im Londoner Kommunique zur Vereinbarung eines Kompromiß-Kurses, 
doch waren die Unterlegenen so gut im innerstaatlichen M aehtgefiige positioniert, 
daß sie anschließend nur die ihnen genehme Lesart als verbindlich ausgaben und 
den Kompromiß durch H andlungen kom prom ittierten: Paris (Laval) durch seine 
Italien- und irreführend-halbherzige Rußland-Politik , London durch das Flotten­
abkommen und die der deutschen Seite signalisierte Bereitschaft, die dem ilitari­
sierte Rheinzone gegen ein Luft-Locarno einzutauschen. A ls generelle Folgerung 
daraus ergibt sich, daß dilatorische Form elkom prom isse w irkungslos bleiben, 
wenn die H aupt-A kteure gleichsam nur zum Schlagabtausch (Konferenz der R e­
gierungschefs) Zusammenkommen, die eigentliche Politik aber im Bannkreis jener 
Kräftegruppierungen verbleibt, die prim är darauf aus sind, G ewinn-Chancen für 
das eigene Land -  und ggf. im A lleingang -  m itzunehmen.

Es liegen viele Antworten auf die Frage vor, warum  London und Paris zöger­
ten, entsprechend dem auf beiden Seiten vorhandenen Bewußtsein einer Schick­
salsgemeinschaft zu handeln. Dazu gehören die Langzeitw irkung der Erfahrun­
gen mit der B lockpolitik vor 1914 und das Trauma des Ersten W eltkriegs, aber 
auch die Unterschiede hinsichtlich der w irtschaftlich-finanziellen und politischen 
Situation, in der sich die britischen und die französischen Regierungen in den Jah ­
ren 1932/33 bis 1939/40 befanden. Die folgenden Ausführungen sollen sich auf 
zwei A spekte13 konzentrieren:

I. W ar G roßbritannien, ein „Pol“ im M achtgefüge der 1930er Jahre, fähig und 
willens zur Aufrechterhaltung der „strukturellen M acht“ (Strange) und zur Stüt­
zung D ritter gegen Angriffe auf die europäische Friedensordnung?

II. Einmal vorausgesetzt, daß Frankreich als frontline -Staat der europäischen 
Friedensordnung dem deutschen D ruck nicht aus eigener Kraft standhalten

11 Nicholas Rostow, Anglo-French Relations 1934-36 (London 1984) 84ff.
12 Rostow, ebda. 84/85.
13 Die beiden Punkte werden in der Darstellung auseinandergehalten; bestimmte „Tatsa­
chen“ müssen unter beiden Aspekten abgehandelt werden, so daß W iederholungen -  aller­
dings auf einer anderen, analytischen Ebene -  erforderlich sind.
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konnte14, war dann G roßbritanniens Verhalten gegenüber dem Schicksalspartner 
Frankreich so nachteilig bzw. schwächlich, daß die britische Politik nicht als Ge­
genm acht-B ildung zum deutschen Auftrum pfen in Europa interpretiert werden 
kann15? Die Verteidigung des Großmachtstatus Frankreichs gegenüber Deutsch­
land hatte in G roßbritannien als Verteidigung der britischen Position in Europa 
gegolten, denn bei einem Ausfall Frankreichs würde London seinen Einfluß auf 
dem Kontinent nicht wahren können. In London erkannte man auch in den 
1930er Jahren sehr wohl, worauf es ankam : „London could change the terms in 
which Paris viewed French national security, if the British government should 
unequivocably guarantee the territorial order.“ 16 In welchen H insichten und zu 
welchen Z eitpunkten17 hat G roßbritannien essentials der französischen „Sicher- 
heit-fiir-Europa“-P olitik  aufs Spiel gesetzt, d .h . nicht nur die fragwürdigen au­
ßenpolitischen M anöver des französischen Partners durchkreuzt18, sondern auch

14 Die französischen Machteliten -  von wenigen Ausnahmen abgesehen -  meinten, „äußere“ 
A lliierte müßten „innere Schwächen“ Frankreichs kompensieren, um die Versailller Ver­
tragsordnung aufrechtzuerhalten. Insbesondere nach 1934 bestand keine innenpolitische 
Basis für eine „Vorwärtsstrategie“; ebenso fehlte es am „richtigen“ militärischen back-up  für 
die offensive Unterstützung der Bündnisdiplom atie. Diese D iskrepanz fiel den Vertragspart­
nern Frankreichs in M ittel- und O steuropa auf, die daraus ihre eigenen Schlüsse zogen. Die 
östlichen Verbündeten waren nicht nur untereinander zerstritten, sondern hatten -  neben 
und z.T. „akut“ auch noch vor Deutschland -  andere „Feinde“ unter ihren Nachbarn im Vi­
sier.
15 R obert G. K aufm an , To Balance or to Bandwagon? A lignm ent decisions in 1930s Europe, 
in: Security Studies 1 (1992) 417-447; R andall Schweller, Tripolarity and the Second World 
War, in: International Studies Q uarterly 37 (1993) 73-103; Thom as J. Christensen, Percepti­
ons and Alliances in Europe, 1865-1940, in: IO 51 (1997) 84 ff.
16 Rostow, 15, cf. 21, 52, u .a . O.
17 Die Chiefs of Staff hatten gegenüber dem Kabinett im Jun i 1926 den Vorrang von imperial 
defence-Aufgaben postuliert; „so far as commitments on the Continent are concerned, the 
services can only take note of them“ (d.h. O bligationen aufgrund des Locarno-Vertrags- 
werks); s. H ow ard, Preparations, 104, cf. 108, 113. Die Interpretation der britischen und der 
französischen Politik gegenüber dem Dritten Reich hängt auch davon ab, w ie man die „Vor­
belastungen“ bewertet, ob man beispielsweise die N euregelung der Beziehungen nach der 
Ruhr-Krise als W eichenstellung begreift und w ie man den „Gewöhnungseffekt“ an die Re­
striktionen bewertet, die Frankreich auf sich nahm -  so den Verzicht darauf, „flagrante“ Ver­
letzung im Alleingang festzustellen; keine Aktion gegen einen Locarno-Verstoß ohne vorhe­
rige Konsultation mit den Garantiemächten, was im Falle eines ,non-flagrant‘-Verstoßes 
getan werden dürfe; D istanzierung von m ilitärischen Beistandsverpflichtungen gegenüber 
osteuropäischen Partnern, weil Großbritannien die Intervention als ,Aggression' ausgeben 
könnte etc. Soll man den Gewöhnungseffekt stärker gewichten als die H andlungen, mit 
denen Frankreich auch nach 1924/26 seine Einflußzone zu konsolidieren versuchte? Unter 
N utzung seiner finanziellen und w irtschaftlichen ,Stärke' hatte Frankreich sowohl britische 
als auch deutsche Penetrationsversuche bekämpft. Logischerweise folgt, daß Großbritannien 
entsprechend der relativen Verbesserung seiner Ausgangslage nach 1933 mehr zur Struktur- 
Sicherung hätte tun müssen, während Frankreich wegen des Vorrangs innenpolitischer Repa­
raturarbeiten einer Pause im außenpolitischen Engagement bedurfte.
18 Die Bemühungen Barthous und Lavals um Italien und die Sowjetunion waren untereinan­
der schwer verträglich bzw. verlangten von den „älteren“ Bündnis- und Entente-Partnern, 
daß sie über ihren Schatten sprangen; außerdem waren die Gegensätze zwischen den innen-
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„go-en erklärten französischen W iderstand die strukturelle Macht des Sicherheits­
gefüges untergraben?

I. „Pol“ im Machtgefüge?

Oie Kritik an der britischen Appeasem ent-Politik der 1930er Jahre beruht auf der 
Annahme, daß die Regierungen M acD onald, Baldw in und Cham berlain mit der 
Tradition der balance-of-power-Politik gebrochen hätten. Statt eine A nti-(H it- 
]er)-Hegem onialm acht-Front zu schmieden, habe London durch vorauseilenden 
Gehorsam gegenüber H itlers Revisionszielen dafür gesorgt, daß deutsche M acht­
politik auf dem europäischen Kontinent tonangebend werden konnte. Gab es auf 
britischer Seite grundlegende Vorbehalte gegen eine Vorausgarantie und Vorne- 
Stationierung auf dem Kontinent? Warum hat G roßbritannien vor 1914 und nach 
1932 selbst nicht das getan, was es von den USA als europäische Sicherheitsgaran­
tie nach 1946/47 erwartete? Gibt es europäische Sicherheit nur, wenn ein externer 
Pol -  die USA -  den Briten das deutsch-französische und das deutsch-russische 
Problem abnim m t? Als Kontrastfolie verwendet, können die Konstellationen 
„Vor 1914“ -  Anschluß an Frankreichs Paktsystem  -  und „1947/89“ vielleicht hel­
fen, die Signaturen der 1930er Jahre zu verdeutlichen.

1) Dem bissigen Kommentar eines englischen H istorikers (Pollock, 1923) fol­
gend, bedeutet britische G leichgew ichtspolitik: „Europe provides the balance, 
and Britain gets the power.“ Das M uster w urde w ieder zum Leben erweckt, als die 
Lloyd G eorge-K oalition im Spätsommer 1919 die Ten Years Rule einführte und 
das Kabinett Baldw in auf Drängen von Schatzkanzler C hurchill die Lebensdauer 
dieser sicherheitsstrategischen D oktrin in eine open eW -Z ukunft verlängerte19. 
Die Prämisse lautete, daß G roßbritannien darauf achten sollte, daß Frankreichs 
Vorsprung auf m ilitärischem  Gebiet gegenüber Deutschland gesichert sei, ohne 
daß Frankreich in deutsche Fußstapfen treten und sich als Hegem onialm acht auf­
führen konnte. Die Ten-Years Rule machte nur Sinn, solange bestimmte Vorkeh­
rungen -  d .h . Rüstungsbeschränkung D eutschlands und/oder Rüstungsvor- 
sprung Frankreichs -  balance im Sinne eines Guthabens auf dem Sicherheits- 
Konto G roßbritanniens gewährleisteten.

Das Sich-Verlassen auf französische Vorsorge für den Ernstfall eines Konflikts 
zwischen den Siegermächten und revisionistischen Regim en nahm vielfältige For­
men an. Dem grundsätzlichen britischen ,Ja ‘ zu den Schwerpunkten der französi­
schen V erteidigungspolitik, einschließlich des M aginotw alls, stand ein ebenso aus-

politischen Stützgruppen der Italien- und der Sicherheitspaktpolitik unter Einbeziehung der 
Sowjetunion zu groß, um Frankreich H andlungsspiclräum e in den von H itler provozierten 
Krisen zu eröffnen.
19 S. hierzu ausführlich meine H abilitationsschrift (M ünster 1971), Politische Tradition und 
wirtschaftliche Faktoren in der britischen Friedensstrategie 1917-1919: Grundzüge einer 
europäischen N achkriegsordnung in der Sicht englischer und französischer Machteliten.
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geprägter Vorbehalt gegen die französischen politisch-diplom atischen Manöver 
zur B indung der östlichen N achbarn Deutschlands an Frankreich gegenüber. Die 
Furcht vor deutscher Aggression, so die britische Einschätzung tier Lage nach 
1932/33, würde Italien, die Sow jetunion und last not least G roßbritannien an die 
Seite Frankreichs treiben; die französische D iplom atie könne also nicht nur zw i­
schen mehreren Optionen wählen, sondern darüber hinaus versuchen, daraus ein 
Stützkorsett gemeinsamer Sicherheit zu machen. Der Rechtfertigungsgrund für 
die britische D oppelstrategie von „Stärke durch A ufrüstung“ (Coercion) und 
„Verhandlungen mit B erlin“ (Conciliation) war, daß in diesem Zeitraum (1934— 
40) G roßbritannien und w eniger Frankreich-0 auf einen Rüstungswettlauf mit 
D eutschland eingerichtet war. Die Präferenz, Verhandlungen mit dem Dritten 
Reich zu führen, um nicht auf die Funktion als Schutzmacht Frankreichs und sei­
ner Zweitfront-Partner festgelegt zu werden, bescherte der Appeasem ent-Politik 
ihren schlechten Ruf.

W irklich revisionistisch w ar die W eichenstellung im m ilitärstrategischen Be­
reich: 1932 kehrte man der Ten-Years-Rule den Rücken. In der Annahme, daß 
G roßbritannien als F inanzier und W affenschmiede einer potentiellen Gegen­
allianz das erste Opfer eines deutschen (Bom ben-)Angriffs werden w ürde21, kon­
zentrierte man die W iederaufrüstung auf ,Selbstschutz“ (Abschreckungsm acht 
„Bom berflotte“); Vorsorge-M aßnahmen wie die British Expeditionary Force oder 
wenigstens Luftunterstützung für französische Verteidigungsaktionen w urden -  
bis zur Kehrtwende im Februar 1939 -  aus dem W ortschatz der Sicherheitsstrate­
gie verbannt. „If there were no army, no future government could send it to 
France.“22

2) D ie britische P o litik  hat auf die Situation eines deal or duel zw ischen 
Deutschland und Rußland in anderen Zeiträum en immer nur mit einer Partei­
nahme an der Seite einer anderen Führungsm acht -  Frankreich vor 1914, Verei­
nigte Staaten nach 1945/47 -  geantwortet, sich aber nie auf Lösungen in R ichtung 
„gemeinsame Sicherheit in Europa“ eingestellt23. In den 1930er Jahren optierte 
London für Appeasement, um der anderen O ption, dem Anschluß an den franzö­
sisch-rassischen Pakt, auszmveichen. D ie britische W eigerung, sich als europäi-

20 Zu den französischen M ilitärausgaben 1934-38 s. Tim othy J. M cK eow n, The Foreign 
Policy of a D eclining Power, in: lO  45 (1991) 257-279, hier: 270.
21 Im einzelnen s. mein England in der Krise. A ls w ichtigste L iteratur zum Thema: G roßbri­
tannien als Sofort- bzw. Erstschlag-Ziel eines deutschen Angriffs, den entsprechenden Prio ­
ritäten der W iederaufrüstungsprogram me lind der Kehrtwende Anfang 1939 sind hervorzu­
heben: N orm an H . Gibbs, Grand Strategy, v o l l :  Rearmam ent Policy (London 1976);/. R. 
M. Butler, Grand Strategy, vol.2: September 1939 -  June 1941 (London 1957); Wesley K. 
Wark, The U ltim ate Enemy: British Intelligence and N azi Germany, 1933-39 (Ithaca 1985) 
215 ff.; D onald  C. Watt, Flow War Came: The Immediate O rigins of the Second W orld War, 
1938-39 (London 1989) Kap. VI.
22 Rostow, Relations 43 (Novem ber 1934).
23 Die einzige Ausnahme bildet L loyd Georges „Genua-Konferenz“-Strategie. Selbst nach 
dem Finde des O st-W est-Konfliktes versteckt sich die britische Politik hinter den am erikani­
schen Kurs(wechseln) in Fragen der NATO- und EU-O sterweiterungen.
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sehe M acht zu engagieren, w ie es die USA nach 1946/47 praktizierten, läßt Zwei­
fel angebracht erscheinen, ob G roßbritannien als Pol der europäischen Sicher­
heitsstruktur bezeichnet werden kann.

3) Seit der Friedensziel-D iskussion 1917/1924 richtete sich die britische Bereit­
s c h a f t  zum commitment in Fragen europäischer Friedenssicherung nach dem Maß 
der U nterstützungsbereitschaft der USA für M achtprojektionen G roßbritanniens 
als global actor. Verkürzt form uliert: G roßbritannien zeigt sich für französische 
Sicherheitsbelange aufgeschlossen in direkter Relation zu amerikanischen O ffer­
ten einer funktionalen Entlastung G roßbritanniens (als M elkkuh für A lliierte; als 
O rdnungsmacht im Mittleren/Nahen und im Fernen Osten usw.)25. Weil Frank­
reich nicht „zuverlässig“ genug sei, d. h. nicht die K ontrolle über seine Präventiv­
diplomatie unter A nlehnung an östliche Partner bewahren könne, bliebe G roßbri­
tannien nur die A lternative, entweder auf rechtzeitige am erikanische R ückversi­
cherung zu setzen oder die Regelung der Beziehungen zu Deutschland in eigene 
Regie zu nehmen. So gesehen, w ar britische A ppeasem ent-Politik Präventivdiplo­
matie gegen das Pro jekt eines französisch-sowjetischen Patronats über die Staaten 
in „New Europe“/Zwischeneuropa.

4) G roßbritannien w ar zw ar an der Sicherung der Überlegenheit der eigenen 
Seite -  der Vorzugs-/„Schicksalspartner“ Frankreich, Belgien . . .  -  interessiert, 
handelte aber gleichzeitig nach der Devise, daß Verhandlungen mit dem H aupt­
gegner, w elcher den A ufrüstungsdruck erzeuge, unum gänglich seien; um auf dem 
Verhandlungsweg etwas zu erreichen, müsse man dem H auptgegner einen Preis 
anbieten25. Dabei legte die britische Politik eine gewisse Bereitschaft an den Tag, 
die Interessen von Verbündeten (Frankreich nach 1933/34; Bundesrepublik nach 
1956/57) zur D isposition zu stellen, selbst wenn diese unter Verweis auf ihre 
Frontline-Funktion vor einer Beschädigung gemeinsamer Sicherheitspositionen

24 Unter dem Schock, daß (Sow jet-)Rußland die zweite Front gegen den gemeinsamen Geg­
ner „deutscher M ilitarism us“ preisgab und als berechenbarer Faktor ausschied, erschien 
jeder französische Rückgriff auf einen Zweier-Pakt m it Rußland, dem Großbritannien sich 
würde einfügen müssen, mit dem Vorbehalt belastet, daß Berlin die Westmächte, die auf viele 
Dritte in Zwischeneuropa würden Rücksicht nehmen müssen, im W ettlauf um die Gunst 
M oskaus überholen könnte.
25 Die negative Version -  daß nämlich auf amerikanische Einsicht, daß Großbritannien an 
vorgeschobener Front amerikanische Interessen an Stabilität/Frieden und open m arkets  ver­
teidige und dafür Kompensationen erwarten dürfe, nicht zu rechnen sei -  ist häufiger anzu­
treffen als die Feststellung, W ashington habe ein gutes Zeichen gesetzt und London müsse 
den Faden fortspinnen; das deutlichste Beispiel für den zweiten Fall ist Edens Reaktion Ende 
1937/Januar 1938 auf Roosevelts Kooperationsangebot.
26 Da man die gefährdeten Unterpfänder der N achkriegsordnung -  dem ilitarisierte Rhein­
zone; Anschlußverbot -  nicht würde verteidigen können, solle man versuchen, auf dem Ver­
handlungsweg einen Gegenwert zu erzielen, solange die Unterpfänder noch einen Preis hät­
ten. Unter Gegenwert verstand die britische Politik , H itler in freiw illig  vereinbarte Abkom ­
men einzubinden oder nach 1936 beim Wort zu nehmen, d .h . N icht-Angriffsverträge zw i­
schen Deutschland und seinen östlichen Nachbarn (zusätzlich zum deutsch-polnischen) zu 
vermitteln.
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warnten; gleichzeitig beharrte G roßbritannien auf Positionen, die man dem eige­
nen Sicherheitsglacis zurechnete27.

In dieser H insicht verhielt sich G roßbritannien wie ein Pol des Staatensystems. 
M it seinen Entscheidungen veränderte G roßbritannien die Rahm enbedingungen 
der S icherheitspolitik . Da die Westmächte sich weder auf eine Verhinderung der 
Aufrüstung Deutschlands noch auf die Abrüstung Frankreichs und seiner K lien­
tel verständigen könnten, werde, so die britische Lageeinschätzung, der G rund­
satz,: „Sicherheit durch Sicherung eines französischen Vorsprungs“ hinfällig. Die 
deutsche Po litik  konfrontiere Frankreich und G roßbritannien mit der A lter­
native: Französischer Verzicht auf Sicherheit durch Rüstungsvorsprung oder un­
gebrem ster Rüstungswettlauf. Je mehr die britische Politik  dazu beitrug, daß die 
französische Rechnung „Sicherheitszusagen (G roßbritanniens) gegen A brüstung 
(Frankreichs bzw. deutsche N achrüstung)“ nicht aufging28, desto mehr wurde Si­
cherheit zu einer Frage, wer das W ettrüsten m it dem D ritten Reich aufnehmen 
und durchstehen könne. Den Test, alle mit einem Rüstungsw ettlauf verbundenen 
R isiken für W irtschaft, Gesellschaft und politische Legitim ität aushalten zu kön­
nen, trauten die britischen M achteliten ihrem Land zu, nicht aber Frankreich29: 
Die französische U m rüstung seit 1934 litt unter stärkeren Handicaps als die b riti­
sche A ufrüstung; sie unterw arf sich zw ar ähnlichen Leitsätzen w ie die britische 
R üstungspolitik -  sound finance -  in E rwartung eines langen Kriegs, bedurfte zur 
U m setzung und D urchführung der Rüstungspläne (Februar und September 1936, 
vor allem  Februar/M ärz 1937) jedoch britischer Finanzierungshilfen30.

Da G roßbritannien als Führer im System -K onflikt31 mit dem Dritten Reich 
auftrete, leiteten Regierung, M ilitärs und D iplom aten Großbritanniens daraus die 
Berechtigung ab, Frankreich zu bevormunden und zu beurteilen, ob die Ge­
sprächskontakte erschöpft seien oder ein w eiterer A nlauf gemacht werden müsse, 
bevor man zulasse, daß die Waffen sprechen. D ie Botschaft w ar klar: Paris solle 
nicht so tun, als ob es sich zur Wehr setzen w ürde, sondern abwarten, w ie sich die 
britische A ppeasem ent-Initiative entfalte.

27 „Verlängerte Lo w  C ountries“ im Sinne der Baldw in-E rklärung: Weil es gegen einen Bom­
ber-Angriff keine Verteidigung gebe („the bomber w ill alw ays get through“), müsse G roß­
britannien den Rhein als Grenze seines Sanktuarium s begreifen.
28 S. die Gegenüberstellung der Argumente in Tabelle 1.
29 Frankreich w ar in den Krisen der 1930er Jahre nicht handlungsfähig, w eil eine Ubergangs- 
oder eine bloß amtierende Regierung kein „M andat“ für „Präventivaktionen“ hatte; die R e­
gierungskrisen spiegelten die Konflikte in der M aushalts-, A rbeitsm arkt-, Finanz-, W irt­
schaftspolitik wider.
30 A n th o n y  A d a m tbw aite , Grandeur & M isery. France’s Bid for Power in Europe 1914-1940 
(London 1995) 144 ff.; M artin Thom as , Britain, France and Appeasement. Anglo-French R e­
lations in the Popular Front Era (Oxford 1996) 35, 69 ff., 140ff., 206ff., 222.
31 Den Zusammenhang zwischen „politischem System  (Großbritanniens) auf dem Test­
stand“ und der Scharnierfunktion zwischen Rüstungspolitik  und Appeasement sowie der 
Verwischung der Grenzen zwischen Innen- und Außenpolitik unter dieser Konstellation 
habe ich in „England in der Krise“ (Opladen 1981) bzw. The Politics and Economics of Bri­
tish Appeasement (Leamington Spa 1986) abgehandelt.
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5) Die Transformation in eine europäische M acht fiel Großbritannien selbst 
nach 1948/49 unter den erheblich verbesserten Rahmenbedingungen der doppel­
ten W estintegration der Bundesrepublik in E(W )G und NATO schwer; das A r­
rangement mit der Bonn(e) Entente, w ie von Bonn und Paris erwartet, steht 
immer noch aus32. In der Zwischenkriegszeit erkannte London zw ar die Ver­
pflichtung an, Frankreich für das Entgegenkommen an britische Kernforderun­
gen in der D eutschland- und Europapolitik -  keine „Strafaktion“-A lleingänge im 
Westen; keine unauthorisicrte M ilitärh ilfe an östliche Verbündete -  zu entschädi­
gen, entledigte sich dieser Aufgabe aber nicht durch besondere Rücksichtnahme 
auf französische Vorschläge für Ersatzlösungen. Als Ersatz für die Rheinlandräu­
mung, für den Verzicht auf „Einkreisung“ Deutschlands durch bilaterale M ilitär­
pakte mit Polen oder Rumänien und für Vorsprünge im Rüstungsstand legten B ri­
and, Tardieu und Barthou verschiedene Varianten internationaler N etzw erke vor, 
in die Deutschland eingebunden werden sollte. In einigen Fällen -  so Briands Plan 
für eine Europa-U nion -  hatte London den E indruck, als ob Europa mit D eutsch­
land, aber ohne England organisiert werden sollte; im Fall der international peace­
keeping force (Tardieu-Plan vom Februar 1932; Barthou/Doumergue-Plan 1934) 
befürchtete London, als lender o f last resort die Zeche zahlen zu müssen. Gegen 
die Kräfte, die Frankreich d irekt oder indirekt (so N. Cham berlain 1934 über eine 
„west“ regional-konzentrierte collectively balanced force) neue Garantien gewäh­
ren wollten, setzten sich (im Vorfeld der Londoner Konferenz Anfang 1935 und -  
entscheidend -  im November 1935-M ärz 1936) auf britischer Seite die Befürw or­
ter eines bargaining durch: Die Lockangebote, um  H itler zum  Stillhalten zu be­
wegen, sollten aus französischer Tasche kommen.

II. Inwiefern und wann hat Großbritannien französische 
Sicherheitsbelange aufs Spiel gesetzt?

Die Liste der Vorhaltungen, die der britischen A ppeasem ent-Politik gemacht 
wurden, und die Repliken von am tlicher Seite bestimmen noch heute die D iskus­
sion, wer im Kampf gegen den Aufstieg des D ritten Reiches versagte; die w ichtig­
sten Argum ente lassen sich w ie folgt gegenüberstellen:

32 Bekanntlich argum entierten die Befürworter eines britischen E(W )G-Beitritts, daß Bonn 
und Paris der britischen M itw irkung bedürften, um den Ausbruch eines Konflikts um die 
Hegemonie zw ischen ihnen zu verhindern. London hatte zw ar (1949-1954) eine wichtige 
Vorleistung für die Restrukturierung des ,freien“ Europa erbracht, nämlich die Stationierung 
von zeitw eilig 4 Divisionen in Deutschland, doch entwertete Großbritannien diesen Sicher­
heitsbeitrag auf vielfältige Weise -  durch den Ruf nach m oney  (Devisenausgleich / offset); 
durch die „Ausdünnung" der Rheinarmee (BAO R) für Einsätze in Zypern, N ordirland etc.; 
durch die „A bw ertung“ konventioneller Streitkräfte zugunsten der independent nuclear 
strategic force.
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© Die Beschränkung der militärischen U n­
terstützungsbereitschaft auf Flandern und 
auf Frankreich kam einer Politik der freien 
Hand für H itler in O st-M ittel-Europa 
gleich.

(2) Eine förmliche A llianz mit Frankreich -  
einschließlich der Bereitschaft zu genuinen 
Stabsgesprächen -  wäre die einzig richtige 
Antwort auf den Versuch H itlers gewesen, 
Frankreich zu isolieren.
Die A llianz ist die notwendige Antwort auf 
die Serie deutscher Vertragsbrüche; sie ist 
die „Strafe“ für H itlers „insincerity“ . 
London schuldet Paris die A llianz als Kom­
pensation für die ,O pfer“, die Frankreich in 
der Sache (Teil V des Versailler Vertrags; 
dem ilitarisierte Rheinzone etc.) erbracht 
habe.

© M it dem W iderstand gegen eine gem ein­
same Garantie-Zusage an Belgien (weil das 
britisch-französische Stabsgespräche invol­
viert hätte) habe Großbritannien Belgiens 
Abdriften in die N eutralität beschleunigt 
und Frankreich um eine w ichtige Partner­
schaft gebracht.

Eintragungen ins „Sündenregister“

© Die französische These der „U nteilbar­
keit des Friedens“ gründe auf dem Sachver­
halt, daß Frankreich andernfalls auf den Sta­
tus einer „second class pow er“ herabsinke; 
damit werde die deutsche Hegemonie über 
Europa sanktioniert; Großbritannien 
schade sich selbst, w eil es ohne Rückhalt an 
einem in O st-M itteleuropa einflußreichen 
Frankreich keine E inw irkungsm öglichkei­
ten auf die Rahmenbedingungen für „Si­
cherheit auf dem Kontinent" habe.

Am tliche Replik

© Man habe schon 1926 gewarnt, wie 
schwierig es sein würde, auch nur die Lo­
carno-Verpflichtungen militärisch e inzu lö­
sen; darüber hinausgehendc Sicherheitsex­
porte habe faktisch auch Frankreich nicht 
vorgesehen.

@ Die M ihtärallianz hatte Frankreich led ig­
lich in seiner Intransigenz bestärkt; London 
hätte damit eine französische Sicherheitspo- 
htik sanktioniert, die es für „fundam entally 
defective“ hielt.
Flitler biete als A lternative zu „mutual assi- 
stance“-Verträgen den Abschluß von Nicht- 
Angriflsverträgen; man solle ihn beim Wort 
nehmen -  je nach Ausgang des Tests wisse 
man, ob eine „deutsche Gefahr“ bestehe 
oder nicht.

® Ließe man sich auf Stabsgespräche ein, 
w ürde der Partner einen Einblick in die m i­
litärischen Defizite erhalten; die britischen 
Vertreter hätten in den Stabsgesprächen 
1935 einen verheerenden Eindruck von den 
Mängeln auf französischer Seite erhalten -  
die französischen Vertreter würden ihre 
Vorbehalte gegen den Bündniswert G roß­
britanniens bestätigt finden und ,nun erst 
recht' die Revitalisierung der „ties" mit 
Polen und die Verklammerung dieses M ili­
tärpaktes mit der Kleinen Entente betreiben, 
deren Partner zuvor von Frankreich zum 
Abschluß von Beistandspakten zwecks Si­
cherung der Tschechoslowakei gedrängt 
würden.

© Die britische Konzessionsbereitschaft an 
die ,Achsen‘mächte sei die A ntwort auf 
Frankreichs Unzuverlässigkeit und Paktie­
ren mit dem Kommunismus (Floare; H an- 
key; Chatfield).
Man müsse Paris auffordern, den Pakt mit 
der UdSSR aufzugeben (H alifax, Cham ber- 
lain, 10.111.1937). Frankreich selbst suche 
eine A lternative zum französisch-russischen 
Pakt für die Bildung einer zweiten Front, 
doch sei diese O ption (Frankreich-Polen- 
Kleine Entente) w enig realistisch und er­
schwere den Gang der Sondierungen mit 
Deutschland.
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E in t r agu n g en  ins „Sündenreg is ter“

iS) Für Frankreich seien der ,good w ill1 Ita­
liens und der Sowjetunion w ichtige 
Stützpfeiler (pivots) der strategischen Ba­
lance in O st-M ittel-Europa.

© Mit dem Flottenabkomm en mit Deutsch­
land und mit dem G entlem an’s Agreement 
mit Italien (April 1938) habe England nicht 
das ,Gegenlager“ geschwächt, sondern die 
Entente mit Frankreich strapaziert.

?i M it der Aufforderung an Frankreich, um 
des ,Friedens' w illen  die deutschen Revisi­
onsbegehren zu erfüllen, verschlechtere 
Großbritannien die Abwehrm öglichkeiten 
der ,Friedensm ächte“ gegenüber absehbaren 
weiteren deutschen Aggressionen.

Amtliche Replik

„The French would fight for nothing except 
their own so il“ (Chatfield), warum  solle sich 
dann Großbritannien für die Verteidigung 
der Integrität der Tschechoslowakei expo­
nieren?
„Europe must work out its own solution in 
that quarter“ (Chatfield)

<D Die französisch-italienische Aussöhnung 
scheitert am französischen Insistieren auf 
Befolgung der Grundsätze der Völker- 
bundsakte.

© London könne nicht abwarten, bis Frank­
reich sich dazu durchringe, unbequeme Tat­
sachen zur Kenntnis zu nehmen und den­
noch zu versuchen, das Beste aus der Situa­
tion zu machen. „After Japan took the of­
fensive against China in Ju ly  1937, the long- 
stressed importance of the Suez route be­
came still more apparen t.. . .  [t was irritating 
(to Chatfield) to contemplate the security of 
Egypt being undermined because of French 
hostility to Italian activities m Spain.“

© Auch die Verlängerung des ,no-w ar‘-Zu- 
stands sei eine lohnenswerte Aufgabe.

Quelle: M artin Thomas, Britain, France and Appeasement (Oxford 1996)

Eine deutsche Bedrohung antizipierend, waren die entscheidenden Fragen:
1) W ie könne man einen Kollaps Frankreichs bei einem deutschen Angriff ver­

hindern?
2) Wer könne eine zweite Front bilden, und w ie könne man sie halten?
Zunächst jedoch einige H inweise zur allgem einen D isposition im britisch-fran­

zösischen Sicherheitsdialog:
Das Kräfteverhältnis lag -  laut britischer E inschätzung -  im ersten Fall (West­

front) grundsätzlich anders als im zweiten (O stfront): Im H inb lick auf eine zweite 
Front gegen D eutschland konvergierten die W iderstände (a) der britischen Politik 
gegen eine O st-Locarno-G arantie und (b) des französischen M ilitärs gegen rapid 
deployment forces zu einer schwer korrigierbaren Konstellation. W ährend die 
„D iplomatie“ der französischen M ilitärs und die Strategie-K onzeption der briti­
schen D iplom atie sich hinsichtlich ihrer A usw irkungen ergänzten, divergierten 
die M otivationen: Aus der Sicht der französischen M ilitärs w ar es wünschenswert, 
wenn der Konflikt in M ittel-O steuropa ausbräche, „so that we could act as a se-
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condary force against a Germany already engaged“ (Gamelin). „By attem pting to 
fight the w ar elsewhere, (Gamelin) made it im possible to fight at a ll.“33 Demge­
genüber h ielt London sich an der deutschen O stfront selbst in der Frühphase 
eines gemeinsamen französisch-britischen M ilitäreinsatzes im Vergleich zu den 
deutschen O perationsm öglichkeiten für hoffnungslos unterlegen, zumal man ei­
gene Luftwalfenangriffe ausschloß.

Frankreich und G roßbritannien könnten die Tschechoslowakei, die m ilitärisch 
nicht verteidigt werden könne, nur nach langw ierigen Kampfhandlungen und 
unter hohem Einsatz befreien; auf die ersten Anzeichen einer Intervention würde 
H itler jedoch mit einem Bombenangriff auf das Inselreich reagieren, das seine 
Luftabwehr noch nicht organisiert habe; außerdem  w ürden Italien und Japan sich 
die Gunst der Stunde nicht entgehen lassen34. D ie von britischer Seite vorgebrach­
ten strategischen Argumente machten deutlich, daß die britischen Prioritäten un­
verändert fortgelten sollten; trotz französischer M ahnungen, endlich die fort­
schreitend sich verschlechternde Kräfteverteilung auf dem Kontinent zur Kennt­
nis zu nehmen, kehrte man zur eigenen Tagesordnung zurück. Cham berlain und 
H alifax hielten es nicht für nötig, ihre politischen Beweggründe zu kaschieren. 
„France had been told over and over again that we could and would not enter into 
any fresh commitments. . . .  Because France w ould be shocked was no reason w hy 
we should refrain from pursuing a po licy of the correctness of which we were 
fu lly  satisfied. . . .  H is im pression was that the French . . .  were delighted in vain 
words and protestations.“35

An der W estfront fühlte man sich zw ar vergleichsweise sicher, antizip ierte je ­
doch unterschiedliche Bedrohungen. London meinte, eine rasche Invasion des 
kontinentalen Sicherheitsglacis wäre dank französischer Vorkehrungsmaßnahmen 
eher unwahrscheinlich; hingegen w ürde ein deutscher Erstschlag (Bomber-Inva­
sion), gegen das Inselreich gerichtet, England durchaus einen knock-out blow  ver­
setzen können -  in jedem Fall schien G roßbritannien in einer solchen Situation 
ganz auf sich gestellt36. Man muß einfügen, daß die britische Bedrohungsvorstel­
lung sehr eigenw illig  war. Bis 1938 lag das Schw ergew icht der deutschen A ufrü­
stung auf der W ehrmacht; die Luftwaffe hatte eine unterstützende Funktion. Erst 
1938 begann Göring m it dem beschleunigten Aufbau einer O ffensiv-Luftwaffe,

33 A dam thw aite , G randeur 204; ausführlich: Nicole Jordan, The Popular Front and Central 
Europe: The Dilemmas of French Impotence, 1918-1940 (Cam bridge 1992).
34 N. Cham berlain unter bezug auf den Bericht der Chiefs o f  Staff, Kabinettssitzung vom 
22. M ärz 1938, cf. R. A. C. Parker, Cham berlain and Appeasement. British Policy and the 
Com ing of the Second W orld War (London 1993) 137f., 281 ff., 286ff.
35 H alifax, 21. M ärz 1938, Foreign Policy Com mittee, cf. Parker, Cham berlain 137.
36 Zur These, daß Großbritannien ohne reliable allies (Frankreich; USA; Sowjetunion) sei 
und daher auf eigene Abwehrkräfte setzen müsse, s. England in der Krise, Kap. II; zur Situa­
tion 1939 s. Sidney Aster, „G uilty M en“: The Case of N eville Cham berlain, in: Robert Boyce, 
E. M. Robertson  (eds.), Paths to War: New Essays on the O rigins of the Second World War 
(London 1989) 242 If. Die M öglichkeit, Abfangjäger in Belgien oder N ordfrankreich zu dis­
lozieren und so die Abwehrfront nach vorn zu verlegen, zeichnete sich aus technischen 
Gründen erst für 1940 ab.
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während H itler gleichzeitig anordnete, daß das H eer seine volle Kampfkraft ein 
Jahr früher als nach dem V ierjahres-Plan erreichen so llte37. Die erste Gefahr 
drohte (bis 1938/39) Frankreich und weniger Großbritannien.

Halten w ir uns an das britische K alkül, so bedeutete der Faktor „Zeit“ zw eier­
lei: (a) Bei einem deutschen Luftangriff mußte die englische A bwehrkraft voll ent­
w ickelt sein; (b) mit B lick auf Frankreich sah man ein späteres britisches E ingrei­
fen ins Kriegsgeschehen dagegen als vertretbar an, w eil der auf Verteidigung vor­
bereitete Partner eine Pause erzw ingen könne. G roßbritannien vertraute tatsäch­
lich darauf, daß Frankreichs Verteidigungsfähigkeit ausreiche, um dem deutschen 
Angreifer abschreckend hohe Kosten zu verursachen (the British w ill fight to the 
last French soldier). G roßbritannien könne und müsse seine Anstrengungen daher 
darauf richten, ähnliches für den Fall eines Luft-B litzkriegs gegen England zu er­
reichen38. Fiele England, bräche auch Frankreichs W iderstandskraft zusammen. 
Bei ersten deutschen D urchbrüchen an der W estfront wäre hingegen noch nicht 
alles entschieden -  entscheidend war, ob Frankreich und G roßbritannien die Zeit­
phase richtig berechneten, innerhalb derer britisches Eingreifen Entlastung und 
die Wende bringen könne.

So gesehen, gebührte auf britischer Seite den Investitionen in die See- und Luft- 
streitkräfte die höchste Priorität, während die Bereitstellung und Schulung einer 
Expeditionary Force von nachrangiger Bedeutung war. Auf französischer Seite 
teilten einige A kteure die für die britische Sicherheitspolitik maßgebliche Ü ber­
zeugung39, daß die französische Armee die Ü berlegenheit der Verteidigung ge­
genüber dem A ngriff werde demonstrieren können40, doch erwarteten sie, dank 
britischer Festlegungen auf bestimmte Aufgaben mehr Planungssicherheit zu er­
halten. Diese Rückversicherung w urde Frankreich vorenthalten; Hankey, Chat- 
field, Ism ay u.a. befürchteten, daß Frankreich eine frühzeitige britische Bereit­
schaftserklärung „m ißbrauchen“ würde, um Kosten auf Großbritannien abzuw äl­
zen, statt selbst mehr zur Sicherung des Verbindungsstücks zwischen dem End­
punkt des M aginotw alles und den für die sichere Landung britischer Entsatz- 
streitkräfte in Betracht kommenden Häfen zu tun; aus diesem Grunde organi­

37 M ichael Geyer, Deutsche Rüstungspolitik 1860-1940 (Frankfurt a.M. 1984) 146 ff. Eine 
zweite, von G erhard L. W einberg und Andreas H illgruber entw ickelte Argumentationskette 
besagt, daß die USA für H itler der eigentliche Hauptfeind gewesen seien; H itler habe mehr 
oder weniger der Illusion angehangen, daß Großbritannien in die Lage versetzt werden 
könne, in der es bei den deutschen Machthabern um einen Frieden nachsuchen müßte.
38 „Ismay linked the inab ility  to win quick victories on land w ith the possibility that Ger­
many might try to level a knockout blow against Britain“, Ismay, September 1936, cf. George 
Peden, British Rearmament and the Treasury (Edinburgh 1979) 126; Christensen, Percepti­
ons 85.
39 „British leaders . . .  believed that defensive advantages would strongly reduce the impor­
tance of those power gaps“, Christensen, Perceptions 84, 88 ff.; M ichael E. H oward, The 
Continental Com mitm ent: The Dilemma of British Defence Policy in the Era of the Two 
World Wars (London 1972) 123 (betr. Ismay, Sep t.1936 und Sep t.1938.); Thomas, Britain, Ka­
pitel 6.
40 E. M. Gates, End of the Affair: The Collapse of the Anglo-French A lliance, 1939-40 (Lon­
don 1981) 26-36.
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sierte die Kerngruppe des CID -System s den W iderstand gegen genuine Stabsge­
spräche.

Erst die Furcht, daß Frankreich -  nach „M ünchen“ -  bestrebt sein könnte, den 
deutschen Aggressor durch Beschwichtigungsmanöver von sich abzulenken und 
dam it die Verteidigungspflichten in der westlichen Schicksalsgemeinschaft ver­
nachlässigen w ürde, bew irkte ein Einschwenken der Regierungsspitze und der 
Chiefs o f Staff auf die bis dato unterlegene Position der K riegsm inister (Duff 
Cooper, H ore-Belisha): G roßbritannien müsse rechtzeitig und in angemessener 
Stärke zur „continental defense“ bereit (und auf dem Kontinent präsent) sein, 
damit Frankreich die ihm anvertrauten Sicherungsfunktionen erfolgreich erfüllen 
könne41.

1) Was mußte Großbritannien tun, um einen Kollaps Frankreichs zu verhindern?

Appeaser und A nti-A ppeaser auf britischer Seite setzten gleichermaßen voraus, 
daß die den französischen Verteidigungsmaßnahmen zugrundeliegenden Annah­
men richtig seien: Der M aginotw all erhöhe nicht nur die Chancen des Verteidigers 
gegenüber dem Angreifer, sondern verschaffe den französischen Streitkräften 
auch die F lexib ilität, dem deutschen Angreifer im Falle eines Umgehungsm anö­
vers über Belgien rechtzeitig ausreichende Abwehrm acht entgegenzuwerfen42. 
Freilich: G enauer wissen wollten es die Briten für lange Zeit (1932-38) nicht. 
Stabsgespräche für den Bereich der Landstreitkräfte, die entsprechende Kennt­
nisse ergeben hätten, wies die britische Seite von sich43; die Befürchtung, m it kon­
kreten französischen Forderungen nach Übernahm e bestimmter Aufgaben 
(Frontabschnitte) konfrontiert zu werden oder jedenf alls in den Sog von Bündnis­
zusagen zu geraten, w og schwerer als die Sorge, die Frontlin ie des Verbündeten 
könnte einbrechen, was Deutschland den Weg zum  Ä rm elkanal freigeben würde. 
Dabei hätten die britische K ritik an den U nzulänglichkeiten der französischen 
Luftwaffe und der französische W unsch, London möge etwas zur Verstärkung 
der Luftunterstützung der französischen Heeresm acht beisteuern, die Schwach­
punkte aufdecken können, an denen Flandlungsbedarf auch auf britischer Seite 
bestand. G roßbritannien hätte -  bei realistischer Einschätzung der W iederaufrü­
stung des H itler-Reichs vor 1938 -  dem französischen Partner durchaus mehr bie­
ten können als die stillschweigende Annahme, daß nämlich England eine N ieder­
lage Frankreichs nicht zulassen werde.

41 Parker, Cham berlain 286ff.; A n th o n y  A d a m thw aite , France and the Com ing of the 
Second W orld W ar (London 1977) 253; zu den CID -M eetings und Memoranden Februar- 
M ärz 1939 s. Wark, Intelligence 215 ff., sowie Watt, War, Kap. VI.
42 „Britain seemed reassured that the French troops freed up by the M aginot Line would 
allow  for sufficiently high troop concentrations both in northern France and in the south, 
facing I ta ly“, s. Record of Inskip-Gam elin Meeting, 26 Sept. 1938, FO 371/21782, file 10722/ 
18.
43 Das schloß nicht aus, daß die in den Planungsausschüssen federführenden Generale sich 
mit ihrem französischen Gegenüber trafen und Inspektionen vor Ort durchführten.
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2) Welche Chance bestand, daß Frankreich und seine östlichen Verbündeten sich 
wechselseitig vom deutschen Druck entlasten konnten?

£s schien offensichtlich zu sein, daß Frankreich die europäische N achkriegsord- 
nung gcgen forcierten deutschen, italienischen und ungarischen „Revisionism us“ 
nicht würde aufrechterhalten können. Frankreichs Pakt- und Entente-Partner 
hatten nach Locarno ihre eigenen Schlüsse über die Zuverlässigkeit der französi­
schen G arantie für ihre Sicherheit gezogen44; Polen, Rum änien, Jugoslaw ien  und 
die Tschechoslowakei sahen wenig Grund, bei der D urchsetzung ihrer Ansprüche 
gegeneinander und gegenüber anderen Nachbarn (U ngarn, Bulgarien) auf franzö­
sische W unschvorstellungen einer Verkettung zw ischen den Ententen Rücksicht 
zu nehmen45. Je w eniger Frankreich die M ilitärh ilfe-Leistungen fortsetzte und, 
von der W eltw irtschaftskrise verspätet betroffen, einen Absatzm arkt für die 
Ü berschußproduktion der neuen Staaten in Zwischeneuropa bieten konnte, desto 
mehr gerieten Jugoslaw ien , Polen, Rumänien, selbst die Tschechoslowakei in Ver­
suchung, ihr G lück im Gegeneinanderausspielen deutscher, italienischer und fran­
zösischer E influßzonen-O fferten zu suchen46 oder in den W ettlauf um die Gunst 
Berlins einzutreten.

Seit M itte der 1930er Jahre hatte Frankreich Schw ierigkeiten, das ein Jahrzehnt 
vorher im Interesse an einer zweiten Front ausgebildete Schutzm acht-N iveau ein­
zuhalten; daher kam es darauf an, was G roßbritannien unternahm. War London 
bereit, das Sicherheitsniveau anzuheben (z .B . auf ein dem französischen Drängen 
entsprechendes O st-Locarno?), oder suchte es die Position Frankreichs als O rd­
nungsmacht in Zwischeneuropa herabzustufen?

M an sollte unterscheiden zwischen der britischen Reaktion auf die hektischen, 
einander w idersprechenden Bemühungen in einer ersten Phase 1934-1936 (Bart- 
hou, Laval) und der britischen Reaktion auf die direkten Interventionen ost-m it­
tel-europäischer Repräsentanten in London selbst in der Phase 1936-38, als 
Frankreich mit den Problemen des Bürgerkriegs im benachbarten Spanien sowie 
mit den Sanierungsaufgaben in der F inanz-, A rbeitsm arkt- und Rüstungspolitik 
beschäftigt war.

In der ersten Phase wehrte sich die britische D iplom atie gegen die Tendenz, 
einerseits von Barthou und Laval als nachrangige Größe ,abgehakt“ zu werden,

44 „The French alliance system alw ays amounted to less than the sum of its parts“, Thomas, 
Britain 13; „Locarno confirmed the deadlock of French policy. . . .  The deadlock could only 
have been ended in one of three w ays. .. [after Locarno] France followed the third path [dis­
engagement from eastern Europe], . . .  Locarno, by excluding eastern Europe from the gua­
rantee, destabilized France’s position“, A dam thw aite , G randeur 121.
45 Für den Zeitraum 1925-1934 s. A dam thw aite , Grandeur; für die Phase 1934-36 s. Rostow, 
Relations; für 1936—38 s. Thomas, Britain.
46 Thomas, Britain 6 0 ff.; Schacht gelang es im Flerbst 1936, „arms-for-primary products- 
A rrangem ents“ abzuschließen, vor allem mit Jugoslaw ien, dem kritischen Partner bei den 
Versuchen Frankreichs, die Kleine Entente und die französisch-italienischen Beziehungen 
aufeinander abzustimmen.
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andererseits aber mit den Folgen des Versuchs leben zu müssen, G roßbritannien 
genauso wie D eutschland mit vollendeten Tatsachen zu konfrontieren.

In der zweiten Phase -  von der R heinlandkrise 1936 bis zur Anschlußkrise 1938 
-  eröffnete die Pause im deutschen K risen-Anzetteln die Perspektive, auf dem 
Weg von Verhandlungen über economic and/or colonial appeasement die R ü­
stungsdynam ik abbremsen und der deutschen ökonomischen D urchdringung 
O st-M itteleuropas eine A rt O ffnungsklausel unterlegen zu können. Die britische 
Po litik setzte also zum einen darauf, durch Verständigungsdiplom atie auf die 
Kräfte-Balance im Dritten Reich einw irken und dabei das Aggressions-Potential 
entschärfen zu können. Das w ar aber nur eine Seite des Problems. Aufgrund der 
Schwächeperiode Frankreichs und der direkten Appelle Rumäniens u.a. an G roß­
britannien ging es um Flankenschutz unter zw ei Aspekten. Die erste Pflicht, 
Frankreich F lankenschutz bei der A bw ehr von Finanzkrisen zu gewähren, er­
füllte G roßbritannien mehrfach und in kurzen Abständen47; die Kredithilfen 
dienten zugleich dem Zweck, die französischen Nachrüstungs-Vorhaben auf den 
Weg zu bringen. Die zweite Aufgabe, die w eltw eite Erholung der Rohstoffpreise 
zu nutzen, um die Verhandlungsmacht der Anbieter, auch der Länder O M - und 
SO -Europas, gegenüber den Aufkäufern, vor allem  Deutschland, zu verbessern, 
w urde auf britischer Seite zw ar erkannt, verblieb aber im Schatten der am erika­
nisch-britisch-französischen Finanzverhandlungen und der kom plizierten am eri­
kanisch-britisch-kanadischen Handelsgespräche.

Vor 1939 gab es zur britischen Bereitschaft, sich in ökonomischen Fragen als 
Fürsprecher der Interessen D ritter zu engagieren, kein sicherheitsstrategisches 
Gegenstück. Es w ar leichter, anhand ökonom ischer Gesprächsthemen zu dem on­
strieren, daß England dem D ritten Reich keineswegs ,freie Hand im O sten“ zuge­
stehen wollte, als Sicherheitsgarantien auszusprechen, die eine Verpflichtung zur 
Verteidigung der Integrität der neuen Staaten in O st-M ittel-und Südost-Europa 
sowie das Gebot der Feinabstimm ung mit Frankreich als Vertragspartner jener 
Staaten nach sich ziehen mußte. U nter dem Einfluß der im CID -System  maßgeb­
lichen Ratgeber -  H ankey; Chatfield ; W. Fisher; Cadogan -  bekräftigten die Re­
gierungen das Tabu: Kein O stlocarno; kein F ingerzeig für m ilitärische H ilfsaktio ­
nen in M itteleuropa.

Das hing nicht nur dam it zusammen, daß man nunmehr auch die Sowjetunion -  
aufgrund der Konsultationsverpflichtungen, die Frankreich und die Tschechoslo­
w akei 1935/36 eingegangen waren -  hätte hinzuziehen müssen; vielm ehr wuchsen 
die Zweifel, ob Frankreich über die m ilitärischen M ittel, vor allem Luftstreit- 
kräfte, verfügte, die zur Einlösung der Sicherheitsgarantie erforderlich schienen. 
Rüstungspolitisch machte Frankreich 1936/39 eine D urststrecke durch, während 
die britische Politik im W inter 1935/36 als Z ielpunkt Parität mit Deutschland in 
der R üstungskapazität 1939 anpeilte. Der politische Führungszirkel, vor allem N. 
Cham berlain, und die Chiefs o f  S ta ff machten der britischen D iplom atie zur A uf­

47 Thomas, Britain 35 (Februar 1936), 69 ff. (September 1936), 206 ff. (Februar/März 1937), 
222.
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läge, keine „Feinde“ in dem Zeitraum zu machen, den man benötigte, um die Fol­
gen der Ten-Years-Rule zu überwinden.

Schlußfolgerungen

Den französischen Politikern und M ilitärs blieb nicht verborgen, daß der Verlust 
der finanziellen und militärischen Ü berlegenheit, die man im Zeitraum 1926/27— 
1933/34 besessen hatte, Konsequenzen mit sich brachte: Frankreich war in dem 
Sinne isoliert, daß es in Krisen nicht auf uneigennützige U nterstützung D ritter 
rechnen konnte48; um so unverm eidlicher erschien es, sich auf G roßbritannien zu­
zubewegen -  anderenfalls drohte der Abstieg zu einer second-class power with no 
finance and no friends49. Die A lternative, den D raht nach Berlin zu suchen, ver­
sprach wenig, w eil H itler französische (Laval, B lum ) Appeasement-Offerten 
nicht aufgriff. Ziel der deutschen Politik , so sah man es auch in London, w ar die 
Isolierung Frankreichs. Die britische Po litik erkannte durchaus, daß die Verteidi­
gung des Großmachtstatus Frankreichs zugleich der Verteidigung der britischen 
Position in der europäischen Politik diente; verlöre Frankreich im Vergleich zu 
D eutschland, hätte auch London in Europa nicht viel zu melden. Die französische 
O stpolitik machte es allerdings G roßbritannien nicht leicht, die von Frankreich 
gewünschten Zusagen zu gewähren. Doch w ar die Befürchtung übertrieben, daß 
eine E inbindung Großbritanniens in ein Frankreich-zentriertes europäisches Si­
cherheitssystem  von den Partnern als E inladung zu einer A benteuerpolitik m iß­
braucht würde. Wenn London nicht wollte, daß Frankreich sich Verbündete zu­
legte, von denen es auf die schiefe Bahn gezogen werden könnte, hätte es nahege­
legen, Frankreich so zu stützen, daß es auf zweifelhafte Verbündete verzichten 
konnte. Den Protest H itler-D eutschlands gegen eine britische Luftpaktgarantie 
für Frankreich hätte London ertragen können; der Effekt auf Frankreich wäre 
nicht zu unterschätzen gewesen. Die Sicherheit in Europa hing davon ab, daß 
G roßbritannien und Frankreich ihren unausgesprochenen M inim alkonsens in 
offene Absprachen übersetzten: Je mehr deutlich wurde, daß H itlers G ewaltan­
drohungen und G ewalteinsatz bezweckten, nicht nur die fragile O rdnung zu zer­
stören, sondern den Eindruck zu erwecken, als bedeute das N icht-H andeln der 
status quo-M ächte die Resignation gegenüber dem deutschen M achtwort, desto 
w ichtiger w urde es, daß Frankreich und G roßbritannien einander glaubw ürdig 
versicherten, daß jeder seinen Teil dazu beitragen werde, die stillschweigenden 
Voraussetzungen der Schicksalsgemeinschaft zu erfüllen. In den Jahren 1935—38 
traute G roßbritannien dem französischen Partner nicht viel zu und agierte, als ob

48 Barthou und Laval suchten das durch Aktivierung der Verhandlungen mit den Vertrags­
partnern in O st-M itteleuropa und durch N orm alisierung der Beziehungen zur Sowjetunion 
zu kaschieren; für Flandin, Blum/Delbos und Daladier/Bonnet ist der Draht nach London 
zentral.
49 Außenm inister Anthony Eden, 26. November 1935, cf. Rostow, Britain 231,
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es sich nur noch auf sich selbst verlassen könne. Erst als man befürchtete, Frank­
reich könne ,k ippen“, raffte G roßbritannien sich dazu auf, die Sicherheitsgarantien 
zu geben, um Frankreichs G roßmachtstatus zu retten.



Martin S. Alexander

The Franco-German Balance of Power in the 
Appeasement Era: Perspectives from the Hotel 

Matignon and the French Arm y

Few subjects of contem porary history have been as extensively and intensively re­
searched as Franco-G erm an relations in the 1930s. Because of lim itations of time 
and space, this essay w ill lim it itself to a reappraisal of perspectives from the Flotel 
M atignon, the French prime m inister’s office, on the problem of German power, 
in the period between H itler’s public announcement of rearmament (M arch 1935) 
and the coming of w ar in Europe (September 1939).

French prim e m inisters m ay have received less attention than they should from 
historians of the later Third Republic. A  distorting effect results from the brief du­
ration in office of m any prim e m inisters -  epitom ised at its most extreme by the 
fleeting, four-day tenure of Fernand Buisson from 1 to 4 June 1935. Yet the men in 
the M atignon could sign ificantly shape French external policy. Three prime m in­
isters who put discernible personal stamps on French relations w ith G erm any and 
gave a particu lar cast to France’s w ay of tackling her “German Problem ” in the 
m iddle and later 1930s were Pierre Laval (June 1935 -  January  1936), Edouard Da- 
ladier (A pril 1938 -  M arch 1940), and Paul Reynaud (M arch -  June 1940). Each 
offered a distinctive approach to the problem of renascent German power, w ith a 
distinctive outlook toward the Third Reich, N ational Socialism , H itler’s aggres­
sive revisionism  toward the Versailles Treaty, and his territorial expansionism.

Laval, in 1935-36, was convinced that deals could be done in international 
politics. Fie had enormous self-confidence, thinking it unproblem atic to apply in 
negotiations w ith leading Nazis the same cunning that had made him an effective 
wheeler and dealer around Chäteldon in the Auvergne, enabling him to amass lu ­
crative business interests in the m ineral-w ater and newspaper industries. Prefigur­
ing his subsequent style at Vichy in 1940-44, Laval persuaded him self that any 
problem in international relations was susceptible to concession, m ediation, ac­
com modation, arrangement. H is approach to foreign po licy reflected his prag­
matic philosophy in domestic politics. Laval was possessed of a zealous hostility 
to left-w ing politics often rem arked-on in ex-socialists. W hilst occupying the 
Flotel M atignon in 1935—36, he strove to obstruct the path to power of the French 
Popular Front, and his domestic politics made him natu rally  seek conservative
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allies abroad too. From January to June 1935, as French foreign minister, he met 
M ussolin i and encouraged the Italian fascists to understand that France, under 
Laval, would not take firm steps to baulk Italian expansion in East Africa. With 
French m ilitary leaders such as the war minister, Jean Fabry, and M aurice Game- 
lin, chief of the general staff, also persuaded of the value of Italian m ilitary co-op­
eration, Laval’s approach reflected a conviction that M ussolini figured both as a 
viable and necessary partner in a system  to contain Germany. In that perspective, 
the M atignon and the Invalides (home of the French arm y high command) were 
ready in the summer and autumn of 1935 to acquiesce in Italian expansion in East 
A frica if there were a prospect, in exchange, of Italian diplom atic and m ilitary sup­
port against German rem ilitarisation of the Rhineland -  a move whose occurrence 
the French intelligence services, the 2e Bureau and the Service de Renseignements 
(SR) saw as a probab ility in 1936*.

M ost indicative of Laval’s approach to G erm any was the notorious search for 
rapprochement in O ctober-N ovem ber 1935. Laval was evidently w orking hand- 
in-glove w ith  elements of French big-business, notab ly the coal-m ine owners and 
the steel industry. A  loose politico-industria l coalition existed, embracing existing 
French conservative networks that since the early  1920s had sought to promote 
good relations, and especially to expand trade and economic cartelization, w ith 
Germany. The intermediaries Laval used to pursue rapprochement w ith Berlin in 
late 1935 included the Comite France-Allemagne and C ount Fernand de Brinon 
(later V ichy ambassador to the German occupation authority in Paris), as well as 
regular d iplom atic channels involving Andre Francois-Poncet, French am bassa­
dor in Germany, and Roland Koester, German ambassador to France.

The failure of Laval to understand what he was dealing w ith is most apparent in 
the meeting of the H aut Comite M ilitaire (FICM ) in Paris on 21 Novem ber 1935. 
Laval used the meeting to ju stify  his policy toward Italian aggression in A byssinia. 
But he also expounded his strategy towards Germany. First, he sought a declar­
ation of peaceful intentions from H itler; then he wished to negotiate a w ide-rang- 
ing Franco-G erm an detente, whose tw in pillars would be an agreement on prefer­
ential commercial relationships and another on long-term  armaments lim itation.

W ithout an equal desire from H itler for such an accommodation, however, 
Laval’s scheme was doomed to stillb irth . To the H C M , Laval said that in dealing

1 Cf. Baron de Gaiffier, Belgian ambassador in Francc, to Paul H ym ans (Belgian foreign m i­
nister), 8 Feb. 1935, Carton 11.185 (2-3), sub-dossier “Belgique: defense nationale, 1935”, 
Belgian Foreign M in istry Archives, Brussels; Col. T. G. G. H cyw ood, British m ilitary atta­
che, Paris, 9 Apr. 1935 (and minute thereon, 15 Apr. 1935, by Sir R. Vansittart, permanent 
secretary at the Foreign Office), FO 371 (Foreign Office General Correspondence), 18800: 
C3080/227/17, Public Record Office, London (hereafter: PRO , FO 371); Col. Louis Koeltz, 
head of 2e Bureau, French Army, quoted in H eyw ood to London, 22 Mar. 1935, PRO, FO 
371/18832: C2543/55/18. Cf. M aurice-H enri Gauche, Le Deuxicme Bureau au travail ( 1935— 
1940) (Paris 1953); M. S. Alexander, Did the Deuxieme Bureau w ork? The role of intelligence 
in French defence policy and strategy, 1919-—1939, Intelligence and N ational Security 6 (2) 
April 1991,293-333.
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with H itler “il ne faut pas avoir 1’air d ’etre dem andeur”2. The problem was that 
H itler perceived that this was precisely the position from which Laval’s policy 
sprang. Ironically, even as Laval presented his plan to the H C M , Fran^ois-Poncet 
in Berlin was having an audience w ith the Führer. D uring the meeting H itler made 
plain his rejection of French aspirations3. As early as the autum n of 1935, there­
fore, Franco-G erm an relations were not bargained on a basis of approximate 
equality of power. In the p ithy summation of Laval’s biographer, Fred Kupfer- 
man: “Son echec traduit surtout l’affaiblissement de la France.”4

Daladier, by contrast, had a sharper, more realistic understanding of N azi aims. 
He, more than most members of the French political class, possessed an insight 
into the nightm arish quality  of N azi ideology. In M ay 1938, during talks w ith 
British Prime M inister N eville Cham berlain and Foreign Secretary Lord H alifax, 
D aladier warned prophetically that H itler was worse than Genghis Khan. Nazi 
ambitions, he perceived, threatened to enslave all Europe in a D ark Age of barbar­
ism. C iv ilization , as understood by western European liberals, was at risk of ex­
tinction. D aladier was not one of those French politicians prepared to cosy up to 
the Third Reich to help spare Europe the fate feared by m any conservatives -  the 
swam ping of central and western Europe by a Soviet Com m unist takeover. He 
m ay fairly  be enumerated among those in the camp of “firm ness” in dealing w ith 
G ermany under N ational Socialism5.

However, if D aladier had no illusions about the gris ly  fate that w ould aw ait a 
N azified Europe, he had no more idea than others we are discussing here -  except 
for Reynaud -  how to prevent H itler’s progressive dom ination of the continent. 
As M aurice Vai'sse has appositely written:

In the France of 1933 and 1934 firmness toward Germ any was a snare. Its adherents almost 
all rejected the only means capable of stopping German rearmament and leading to the 
downfall of H itler, that is to say, preventive w ar.... W hat was lacking was not luc id ity  about 
events in Germany, but on the one hand political w ill and on the other the means of interven­
tion. France in fact at that time did not have a force capable of intervening qu ick ly  in Ger­
many and in addition to the other factors [French pacifist sentiment, domestic political d iv i­
sions and understandable fear of another w ar so soon after 1918] this reason explains the lack 
of realism of the advocates of firmness6.

An enervating sense of the shortcomings of France herself beset Daladier. This 
led to indecision, procrastination, inertia. The same am bigu ity is apparent in Gen-

2 “Reflexions d ’une mauvaise nuit au sortir d ’un H aut Com ite M ilitaire -  declaration grave 
de M. Laval, nuit du 21-22 novembre 1935”, Fonds Gamelin, IK 224, Carton 7, Service 
H istorique de l ’Armee de Terre, Vincennes (hereafter: SHAT).
3 See Documents on German Foreign Policy, Series C , vol. IV (London 1962), no. 425; A. 
Franeois-Poncet, Souvenirs d ’une ambassade ä Berlin, septembre 1931 -  octobre 1938 (Paris 
1946) 247-248.
4 F. Kiipferman, Pierre Laval (Paris 1976) 52.
5 See Maurice Vai'sse, Against Appeasement: French advocates of firmness, 1933-38, in W olf­
gang ]. M om m sen  and Lothar K ettenacker (eds.), The Fascist Challenge and the Policy of 
Appeasement (London 1983) 227-235.
6 Ibid. 231-232.
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eral M aurice G amelin, the chief of the French defence staff, D aladier’s senior m ili­
tary advisor. Pride as a Frenchman -  as a French soldier who had helped draft 
Jo ffre’s M arne counterattack to save the nation in 1914 -  would not allow  Game­
lin to admit in public that France was permanently, structurally  inferior, “un b ril­
lant second”. A t the same time, he was depressed by his knowledge of French re­
armament delays, m aterial deficiencies, the uneven quality  of active and reserve 
divisions, the chaos that since 1936 had plagued rearmament in the air (where he 
set responsib ility squarely at the feet of Pierre C ot -  “qui a sabote l’aviation fran- 
caise . . .  nous payons deux ans d ’errem ents”)7. In retrospect he thought that the 
dilem m a facing him had been that:

J ’avais souvent presente, une angoisse au ca :u r: celle que la puissance franijaise ne fut pas en 
etat de repondre ä tous les espoirs, souvent excessifs, que je sentais fondes sur elle. Non point 
que je doutasse de la victoire finale. Mais combien meme en France . . .  se faisaient encore des 
illusions, croyaient ä la possibilite de succes rapides, ignoraient les difficultes ou nous debat- 
tions pour l’accroissement de nos matericls, ne mesuraient pas suffisammcnt la gravite des 
dangers. Nous, qu i savions, ne pouvions cependant pas risquer de decourager nos allies, m em e  
pour insister plus obstinem ent aupres d ’eux sur Veffort q u ’il leur appartenait d ’accomplir de 
leur cote'8.

To recapitulate one of the most perceptive recent analyses of French official 
opinion in the 1930s, that offered by Robert J. Young in France and the Origins o f 
the Second World War, there was a pervasive and paralysing  contradiction between 
elements of strength and elements of weakness; between grounds for self-confi­
dence and profound self-doubt. The outlook of the French people, and French 
policy, was marked by deep am biguities or ambivalence9.

Among those for whom accom modating H itler was anathema, two French 
statesmen of the 1930s stand out: Louis Barthou and Paul Reynaud. The former 
left the scene in O ctober 1934, killed on a M arseilles dock-side by a stray bullet 
fired at King A lexander of Yugoslavia, whom Barthou, as foreign minister, had 
gone to welcom e on a state visit to France. For Jean-Baptiste D uroselle, Barthou 
was France’s “lost leader” of the desperate years of the later 1930s, a man w ith a 
toughness of w ill, the clear-sighted view  of the m agnitude of the N azi German 
danger, to have embarked on serious rearmament a year or two sooner than was 
actually done (in the event by Daladier, m inister of national defence in 1936-37). 
For D uroselle the evidence for such confidence in a Barthou-inspired renaissance 
of national confidence and diplom atic determ ination was to be seen not on ly in 
Barthou’s successful bid, as prim e m inister in 1913, to extend French m ilitary ser­
vice to three years in face of W ilhelm ine aggressiveness; it was also indicated by 
Barthou’s travels to Warsaw, Prague, and Bucharest between April and June 1934, 
w ith  the hope of reviving France’s moribund netw ork of alliances w ith  Poland,

7 G am elin, Journal de marche, 18 Sept. 1939, Fonds Gamelin, IK 224, Carton 9, Service Fli- 
storique de 1’Armee de Terre, Vincennes.
8 M aurice-G ustave G am elin, Servir, 3 vols. (Paris 1946-47), II, Le prologue du dräme. 1930- 
septembre 1939, 280-281 (emphasis added).
9 R.J. Young, France and the O rigins of the Second W orld W ar (Basingstoke 1996).
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Czechoslovakia, and Rom ania. M oreover Barthou, crafting foreign po licy toward 
G erm any w ith  an undoctrinaire pragmatism  untainted by Bolshevophobia, was 
ready to rebuild France’s alliance w ith  the Soviet Union. For Barthou, along with 
Andre Tardieu and Reynaud, the German problem was the only problem  that 
mattered for French security. A ll other nations, w hether Soviet Russia or fascist 
Italy, were legitim ate alliance partners in diplom atic (and, if possible, in m ilitary) 
combinations to prevent G erm any again bidding for European hegemony. Bar­
thou was unconcerned if that gave an impression to F litler and his entourage of an 
“encirclem ent” of Germany. This no more troubled him in 1934 than had Kaiser 
W ilhelm  II’s and Chancellor Bethmann H o llw eg ’s com plaints of “encirclem ent” 
by the Triple Entente or Franco-Russian attendance at each other’s arm y ma­
noeuvres in 1913—191410. Barthou believed that each generation of German po liti­
cians respected diplom atic notes and tough speeches on ly if these were backed up 
by meaningful, vibrant alliances and strong armed forces11.

R eynaud, too, incarnated the tradition of Poincare. Free from the distorted vi­
sion of security that afflicted some right-w ingers because of their obsessive anti­
communism , Reynaud epitomised the conservative nationalist. He held a deep- 
seated suspicion of Germany. For Reynaud, G erm any was a leopard that would 
not -  could not -  change its spots. H is outlook represented a brand of “m ade-in- 
France” Vansittartism . Lunching w ith  Reynaud at his headquarters at the Chateau 
de Vincennes in O ctober 1939, the French com mander-in-chief Gamelin observed 
that, in the w ar just commenced, “comme au moment de Verdun, nous voyons le 
monde im m obile regarder la passe d ’armes des heros. C ’est une fois de plus le duel 
franco-allem and qui va decider du sort du m onde.” Reynaud replied:

Jam ais, la situation de la France n ’a ete aussi grave. A l ’epoque de la “Patrie en danger” elle 
etait un “mammouth” en face de tout petits pays non organises. A 1’heure actuelle, c ’est “la 
lutte des petits bourgeois contre les gangsters” . . .  et dans le monde, l’Armee frangaise repre­
sente le dernier ram part contre les forces de proie. Sera-t-elle en mesure de resister12?

The 1939 war, for Reynaud, was a further stage in a century-long Franco-G erm an 
struggle -  a struggle continuing in a direct line from the earlier wars of 1870-71 
and 1914-18.

In the light of R eynaud ’s and D aladier’s common view  of the unlim ited ra­
paciousness intrinsic to the N azi regime, it was disastrous for France that these

10 Flandin, who became prime minister m November 1934, a month after Barthou’s death, 
and retained Barthou’s successor, Pierre Laval, at the Quai d ’O rsay, wrote later, however, that 
his w ish in 1934-35 was to be able to continue “la politique non d ’encerclement de PAllema- 
gne, mais de barrage aux ambitions allem andes”, Pierre-Etienne Flandin, Politique Fran^aise, 
1919-1940 (Paris 1947) 169.
11 See Jean-Baptiste Duroselle, La Decadence, 1932-1939. Politique etrangere de la France, 
1871-1969 (Paris 1979) 88-121. Cf. Robert J. Young, Power and Pleasure. Louis Barthou and 
the Third French Republic (M ontreal 1991); idem , The M aking of a Foreign M inister: Louis 
Barthou (1862-1934), in: M ichael G. Fry (ed.), Power, Personalities and Politics: Essays in 
Honour of Donald Cameron Watt (London 1992) 83-106.
12 Gam elin, Journal de marche, 9 Oct. 1939, IK 224, Carton 9, SHAT.
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two were tem peram entally unable to co-operate. If they had been able to harness 
and channel their d istinct qualities of energy, leadership, and -  in D aladier’s case -  
em pathy w ith  the French m an-in-the-street, they could have provided France 
w ith  firm , competent, even v isionary direction. As a partnership in government 
they m ight reasonably have been expected to furnish the steadiness of purpose, 
national unity, and defensive pow er to resist Germany. A France under their 
united direction from 1938 should have secured, if not v ictory in 1939—41, at least 
the avoidance of defeat. And that outcome, a stalemate of the w ar in Western Eu­
rope, would have afforded a platform  for the development of the w orld-w ide 
m obilization of allied empires, economies, and peoples that would u ltim ate ly  have 
doomed the Third R eich13.

W ho can gauge the true extent to which French capacity to resist G erm any ef­
fectively, w hether by  diplom atic means or by  m ilitary ones, was underm ined by 
the D aladier-Reynaud riva lry? This is w ell-w orn  ground for historians of the Fall 
of France. But that should not deter us from retreading it. Some anticipated a 
bolder, more aggressive French conduct of the w ar once Reynaud succeeded Da- 
lad ier as head of government on 21 M arch 1940. O liver Harvey, private secretary 
to Lord H alifax at the Foreign Office in London, had hoped that Reynaud, back 
in office since his appointm ent as D alad ier’s finance m inister in November 1938, 
would invigorate the government. H arvey had his fingers crossed that Reynaud 
w ould eradicate all vestige of appeasement, of the “am bivalence” (in Robert 
Young’s term) that had prevented French po licy towards G erm any from fo llow ­
ing a consistent line for more than a few months at a time between 1933 and 1938. 
To H arvey, Reynaud seemed “to understand the nature of the threat and the need 
for real action. H e is something of a French ’W inston”14. Yet R eynaud ’s position in 
the Cham ber of Deputies was w eak. H e had not built a large or lo yal parliam en­
tary follow ing. A law yer by train ing, he never grasped that success in politics 
required more than the preparation of a brief. He had campaigned in 1934-35 for 
devaluation of the franc, and in 1936-37 for a radical restructuring of arm y re­
cruitm ent (as suggested by his protege, Colonel Charles de Gaulle). But his arro­
gance won few friends; his sty le  was arid, strident, and self-righteous. He com­
manded respect from m any in the Cham ber of D eputies, but little lo ya lty  and no 
affection.

As the U .S. ambassador to Paris, W illiam  C. B ullitt, co lourfu lly noted just a 
month before disaster struck in M ay 1940: “It is too bad that there should be an y­
thing but close friendship between Reynaud and Daladier, s in ce ... they are both 
able men; but the lady love of each hates the lady love of the other; and as an old 
roue like you w ould know, venom distilled  in a horizontal position is alw ays 
fatal.”15

13 See Richard J. O vety , W hy the A llies Won (London 1995).
14 John H a rvey  (ed.), The Diplomatic D iaries of O liver Harvey, 1937-1940 (London 1970) 
218-219.
15 Bullitt to Moore, 18 April 1940, R. Walton M oore Papers, Group 55, Box 3, U.S. National
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The evidence suggests that both D aladier and Reynaud relied on a desperate 
hope -  almost a blind faith -  that an external agency, a guardian angel or dens ex 
niachina, would intervene. O utside forces, it was hoped, would make up France’s 
lack of strength, save France from her earlier policy contradictions and inconsist­
encies, and reinvigorate the weakened sinews of Western democracy. Reynaud and 
Daladier agreed on one thing at least -  a shared yearning that the N ew  World 
would come to the rescue of the O ld. The American effort of 1917—18 would re­
peat itself, they hoped -  but at the outset of war, not three years into the struggle 
and almost too late. French leaders persuaded themselves that, in desperate times, 
“the Americans would com e”. The evidence is found in B u llitt’s published corre­
spondence w ith Roosevelt, in the archives of the U.S. Department of State, and in 
the papers of Franklin D. Roosevelt L ib rary at H yde Park. It is to be seen in the 
dispatches of Colonel H orace Fuller and L t.-C olonel Sumner Waite, the U.S. 
m ilitary attaches in Paris, and in the reports from Brigadier-G enerals Bradford 
Chynow eth and Raym ond E. Lee, the attaches in London16.

The Am erican envoys in Paris -  and in London, for that m atter -  tried re­
peatedly, for their part, to dispel those French illusions. W riting to prepare Roose­
velt for his first meeting w ith  the Count de Saint-Q uentin, appointed French am­
bassador to W ashington at the end of 1937, B ullitt prompted that it m ight “be use­
ful if you should say to him that the U nited States intends to stay out of any war 
which m ay start on the continent of Europe just as long as possib le”17. There was 
a difficulty, however, arising out of the w illingness of Roosevelt and some of his 
senior officials to help France circum vent Am erican neutrality legislation. This 
nod-and-a-w ink relaxation of the rules was done to give France access to A m eri­
can armaments and machine tools required to plug gaps in France’s defences. Pur­
chase of U.S. fighter planes is the best-known example. Reynaud played a key part 
in this. As m inister of finance, at a meeting of the Comite permanent de la Defense 
nationale on 5 December 1938, Reynaud helped set aside the French air force s lin ­
gering obsession w ith  fashioning a strategic bomber force. Instead, he released 
funds to purchase 1,000 A m erican-built Curtiss interceptor aircraft. Jean M onnet, 
along w ith French air-force officers, w as sent as head of a purchasing mission to 
the U nited States, where a British team under A rthur Purvis soon jo ined him 18.

Archives and Records Adm inistration: Franklin D. Roosevelt Presidential L ibrary, Hyde 
Park, N ew York.
16 See Brigadier-G eneral Bradford G. C hynow eth  Papers, US A rm y M ilitary  H isto ry Insti­
tute, C arlisle Barracks, Pennsylvania; Jam es R. L eu tze  (ed.), The London Observer. The 
Journal of General Raym ond E. Lee, 1940-1941 (London 1971). The dispatches of the US 
attaches in Paris are found in Record Group 165 (US A rm y M ilitary  Intelligence Division), 
US N ational Archives, Suitland/College Park, M aryland.
17 B ullitt to FDR, 10 Jan. 1938, in: O rville H . Bullitt (eel), For the President. Personal and 
Secret: Correspondence between Franklin D. Roosevelt and W illiam  C. Bullitt (London 
1973)251.
18 See Johyi M cVickar H aight, Jr., American Aid to France, 1938-1940 (New York 1970); 
idem , Jean Monnet and the American Arsenal after the Beginning of the War, in: E velyn  M.
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The trouble was, however, that during 1939 French political leaders came to be­
lieve what they w ished to believe about the extent of Am erican political -  and by 
im plication m ilitary -  readiness to defend France. In their own minds they exag­
gerated the degree of U.S. commitment to the European democracies betokened 
by Roosevelt’s w illingness to export munitions and machine tools. The President 
was determ ined not to risk entangling the USA in a conflict between H itler and 
the reemergent Franco-British alliance. He concurred w ith the advice given him in 
January  1938 by Bullitt: “H enceforth, your chief job is going to be to maintain 
our national honor while avoiding involvement in w ar.”19 Yet no repetition of 
warnings from B ullitt ever dispelled D aladier and R eynaud ’s deeply-held illusion 
that the USA would spring into Europe’s war, if it ever perceived the Anglo- 
French alliance to be facing collapse.

In the m iddle 1930s, indeed till D alad ier’s return to the H otel M atignon in April 
1938, French leaders m istakenly regarded F litler as m erely another German 
nationalist -  more violent, more vulgar, to be sure, than his W ilhehnine or W eimar 
predecessors, but not fundam entally different in the nature and scope of his inten­
tions. J.-B . D uroselle, w riting in 1979, argued pow erfu lly  that during 1934, France 
had a leader in Barthou w ith  an unsentim ental and hard-nosed approach to the 
problem of German power. Perhaps, perhaps not. Even Duroselle conceded that 
“On ne peut evidemment pas expliquer toute l ’histoire francaise des annees 1930 
par l ’assassinat de Barthou. Si la France est retombee d ’une politique ferme ä une 
politique inconsistante n ’est-ce pas parce qu ’elle etait singulierem ent predisposee 
ä la facilite ?”20

U ltim ately the quality  of Barthou’s analysis, the depth of his understanding of 
the nature of N ational Socialism , hard ly  matters. Barthou in 1934 was not head of 
government, m erely foreign minister. H is assassination that O ctober leaves us 
w ith  only the tool of speculation -  a tool that historians are norm ally wise to 
eschew -  to im agine how, under his leadership, France m ight have responded to 
the blows struck against her security in M arch 1935 and M arch 1936 (G erm any’s 
reintroduction of conscription, refounding of the Luftwaffe, and rem ilitarization 
of the Rhineland). As M aurice Vai'sse and others have emphasized, Barthou would 
not have possessed the offensively-trained and well-equipped mobile armies es­
sential for a sw ift riposte by force to German incursions.

And to account for this, we have to examine the roles of politicians and m ilitary 
chiefs other than Barthou in 1934. These included the w ar minister, M arshal Ph il­
ippe Petain. The latter’s record in office in 1934 was dismal. He failed to 
strengthen French defences or quicken the pace at which France modernized her 
m ilitary  forces. Indeed, one disappointed general referred to Petain’s tenure at the 
rue Saint-D om inique in 1934 as “un treve, pas p lu s”. Rearmament w orthy of the

A com b  and M arvin L. Brow n  (eds.), French Society and C ulture since the Old Regime (New 
York 1966) 269-283.
19 B ullitt to FDR, 10 Jan. 1938, in: O. H . B ullitt (ed.), For the President 250.
20 Duroselle , op.cit. 125.
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name had to aw ait September 1936. W hen it occurred, it was at the instigation of a 
left-centre Popular Front government elected, w ith  much irony, under a slogan oi 
“pain, paix et liberte”. The Popular Front, as Robert Frank has demonstrated, did 
far more in practice to give guns to French soldiers than to provide social security 
to French w orkers21. And for that rearmament it was D aladier who could best 
claim the lion ’s share of the credit.

On the other hand, D aladier was too characteristic a product of the French 
political system , the Republique des Camarades as Robert de Jouvenel had styled 
the regime, to overcome the institutional sclerosis and blockages, the “goulots 
d ’etranglem ent” (Robert Frank), that made French po licy appear so tim id, uncon­
vincing, and indecisive in face of G erm any’s dynam ism . The progress of French 
rearmament was slowed by a real, not im agined, insufficiency of modern assem bly 
lines and by having too few skilled engineering w orkers to fill huge new orders at 
the factories. But there was also an undeniable fatalism  among the French elites 
that ceded the in itiative to Germany. French m inisters tended to accept problems 
rather than meet them head-on and overcome them, as the industrialist Raoul 
D autry would try  to do once D aladier appointed him m inister of armaments in 
September 193922.

B ullitt discerned the fatalism  pervading the Q uai d ’Orsay. Of that fatalism , he 
warned Roosevelt, Saint-Q uentin was “the quintessence” among French d i­
plom atists. “W hen I asked him if he saw any possib ility of preserving peace, he 
said that he saw none. He did not feel that there was anyth ing that France or Eng­
land could or should do except wait. I said that this seemed to me not the po licy of 
a statesman but the po licy of an undertaker.”23 Rene G irault in the 1970s and early 
1980s stim ulated im portant new perspectives in our analysis of tw entieth-century 
international h istory by  urging closer study of the shared outlooks, common edu­
cation and training, and the “group characteristics” of w hat he termed les deei- 
deurs. Elisabeth du Reau, M aurice Vaisse, Robert Frank, and G irault him self have 
greatly assisted our understanding of French po licym aking m achinery and elites 
in the 1930s w ith  the insights provided by that concept. N or did they confine ap­
plication of this fram ework of analysis to the career foreign-service officials. They 
also applied it to the attitudes, prejudices, and influence of groups such as m ilitary, 
naval, and financial attaches, the press corps, and businessmen.

Nonetheless, as the interpretative wheel continues to turn, we m ay feel that it 
was one of those interw ar journalists, Andre Geraud (“Pertinax”), who chose the

21 R. Frank, Le Front Populaire, a-t-il perdu la guerre?, in: L’H istoire 58 (Ju ly -  Aug. 1983) 
58-66; Le Prix du rearmement franeais, 1935-1939 (Paris 1982); La Hantise du declin. La 
France, 1920-1960. Finances, defense et identite nationale (Paris 1994).
22 Cf. R em i Baudoui, Raoul Dautry, 1880-1951. Le technocrate de la Republique (Paris
1992) 178-233; M ichel Avril, Raoul Dautry, 1880-1951. La passion de servir (Paris 1993) 
111-145; Vladim ir Halperin, Raoul Dautry. Du rail a l ’atome (Paris 1997) 119-148^Jean- 
Louis C remieux-Brilhac, Les Franeais de l ’an 40, vol. II, O uvriers et soldats (Paris 1990) 64 - 
173.
23 Bullitt to FDR, 10 Jan. 1938, in: O. H . B ullitt (ed.), For the President 250.
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right metaphor when, w riting in exile in 1943, he entitled his portrait of the classe 
dirigeante of pre-w ar France Les Fossoyeurs -  “The G ravediggers”. For all the re­
visionism  attempted by the present author, and by historians such as Robert 
Young who urge sym pathy for the Third R epublic’s last governments and m ilitary 
chiefs -  an assessment that credits them w ith patriotism  and an awareness of the 
N azi threat -  we face one aw kw ard but inescapable fact. This fact is that France 
proved unready for w ar w ith G erm any in 1939-40, no m atter how much that war 
had been expected for years by French leaders. This is the reason that the debates 
continue.



Lothar Kettenacker

Kommentar zu
III. Die Herausforderung des Nationalsozialismus 

und die Appeasement-Politik

Zweifellos w ar die Friedensbewahrung das erklärte Ziel der westlichen Staats­
männer in den 1930er Jahren, und ohne Zweifel sind sie dam it gescheitert. Aber 
kann man in der Zwischenkriegszeit w irk lich  von einem Friedenszustand spre­
chen oder von einem Friedenssystem , das von den U .S.A . nie ratifiziert worden 
ist, von der britischen Regierung bald als revisionsbedürftig angesehen und von 
Berlin grundsätzlich in Frage gestellt w urde? Viel spricht für den von D. C . Watt 
bemühten Vergleich mit dem 30jährigen Krieg. Gemeint ist, daß die Epoche von 
1914-1945 als eine Einheit gesehen werden muß und als eine A rt europäischer 
Bürgerkrieg interpretiert werden kann1. D em okratie, Faschismus und Bolsche­
wism us standen sich w ie zu Zeiten der Relig ionskriege als antagonistische Prinzi­
pien gegenüber. U nd es sah für viele so aus, als habe die liberale D em okratie als 
G esellschaftsmodell ausgedient. D ieser Kommentar soll die britischen und fran­
zösischen A ntworten auf die H erausforderung des N ationalsozialism us, der mit 
Abstand gefährlichsten Variante des europäischen Faschismus, m iteinander in 
Vergleich setzen.

Es erweist sich -  der Beitrag von Alexander macht dies w iederum  deutlich2 - , 
daß die H istoriographie in beiden Ländern von unterschiedlichen Bezugspunkten 
ausgeht. Die britische Geschichtsschreibung kann sich von dem Trauma der A p­
peasem entpolitik nicht freimachen. D ie Anfänge der Appeasementforschung 
waren jedoch von Beweggründen m otiviert, die heute ihre G ültigkeit weitgehend 
verloren haben: D ie Verständigung des Westens im Zeichen des Kalten Krieges auf 
die gemeinsame Verantwortung für „the rake’s progress“, also H itlers ungehin­
derte Vorbereitung des Krieges, sodann die innerbritische V ergangenheitsbewälti­
gung, ausgelöst durch Churchills M emoiren und seine Behauptung, der Krieg sei

1 D onald  C. W att, The European C ivil War, in: Wolfgang J, M om m sen  und Lothar K etten­
acker (H rsg.), The Fascist Challenge and the Policy of Appeasement (London 1983) 3-21.
2 Vgl. M artin S. Alexander, The Franco-German Balance of Power in the Appeasement Era: 
Perspectives from the Hotel M atignon and the French Army, in diesem Band, 159 ff.
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leicht zu verhindern gewesen3. Bei französischen H istorikern hat man es mit 
einem anderen Trauma zu tun, das heute erkenntnisleitenden C harakter hat: Es ist 
die eklatante N iederlage im Frühsommer 1940. Auf eine englische Formel ge­
bracht lautet der U nterschied: „Honour to be saved or blood to be spared“. Diese 
D isposition, die Suche nach Ursachen des nationalen Desasters, lüht't in beiden 
Fällen nur allzu leicht zu der Frage nach den Schuldigen, „the gu ilty  men“4. In 
G roßbritannien saß lange Zeit Cham berlain, der sich, da früh verstorben, selbst 
nicht verteidigen konnte, auf der Anklagebank. Erst nach Freigabe der Akten ist 
ihm von der Forschung ein gewisses M aß an G erechtigkeit w iderfahren5. Es 
w urde deutlich, w ie eng sein H andlungsspielraum  im Grunde war, sah er sich 
doch auch durch die Einstellung der Stabschefs und der Dominions 1938 in seiner 
O ption für Verhandlungen bestätigt. C hurchill hatte vor dem Krieg für eine noch 
rigorosere Aufrüstung p lädiert, sodann für eine grand alliance, möglichst unter 
E inbeziehung der U .S.A . und der Sowjetunion. Aber ob er dies als Prem ierm ini­
ster auch w irk lich  zustande gebracht hätte, und wenn ja, ob dies H itler abge­
schreckt hätte, ist ungew iß. Die H erausstellung Barthous als des zu früh verstor­
benen, potentiellen Retters Frankreichs, entspricht im Grunde der überwundenen 
A nklagehaltung gegenüber Cham berlain. Der Beitrag von M artin A lexander ver­
m ittelt den E indruck, als habe sich die französische H istoriographie von dieser 
personenbezogenen Betrachtungsweise noch nicht gelöst6. M an begibt sich damit 
auf die Argumentationsebene H itlers, der den westlichen D em okratien vorwarf, 
daß es ihnen an entschlossenen Staatsmännern fehle. Im November 1937 versi­
cherte er dem inneren Führungszirkel, „daß m it hoher W ahrscheinlichkeit Eng­
land, voraussichtlich aber auch Frankreich die Tschechei im Stillen abgeschrieben 
und sich dam it abgefunden hätten, daß diese Frage eines Tages durch Deutschland 
bereinigt w erde“7.

Der Zusammenbruch des Staatensystem s, das durch Versailles und den V ölker­
bund geschaffen werden sollte, und die Rückkehr zu B ilateralism us und trad itio ­
nellem A llianzsystem  hätte einen völligen Bewußtseinswandel in den westlichen 
D em okratien zur Folge haben müssen. Das w ar bekanntlich nicht der Fall. In 
G roßbritannien war die Gesellschaft nicht für eine erneute Intervention auf dem 
Kontinent zu haben, in Frankreich verbreitete sich die M aginot-L in ien-M entali- 
tät. W ährend der geistige M ilitarism us in Deutschland nie eine w irk liche D em obi­

3 Siehe W inston S. Churchill, The Second W orld War, Bd. 1: The Gathering Storm (London 
1948) 14.
4 Titel einer 1940 erschienenen Satire gegen die Appeasers der Vorkriegszeit. S. Paul Addison, 
The Road to 1945. British Politics and the Second World War (London 1975) 110.

Sehr ausgewogen, d. h. nicht übertrieben revisionistisch: Robert A . C. Parker, Cham berlain 
and Appeasement (London 1993). Siehe auch den Beitrag des Vf.: D iplomatie der Ohnmacht. 
Die gescheiterte Fnedensstrategie der britischen Regierung vor Ausbruch des Zweiten Welt­
kriegs, in: Wolfgang B enz  und H erm ann G ram l (H rsg.), Sommer 1939. Die Großmächte und 
der Europäische Krieg (Stuttgart 1979) 223-79.
6 Vgl. Alexander, in diesem Band.
7 H oßbach-Protokoll vom 5. 11, 1937, zit. nach Bernd-Jürgen W endt, Großdeutschland. 
Außenpolitik und Kriegsvorbereitung des H itler-Regim es (M ünchen 1987) 199; s.a. 11-37.
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lisierung erfahren hatte, war die Bevölkerung im Westen nach den und dem M as­
senschlachten im W eltkrieg den Krieg gründlich leid. Dies erklärt auch, warum  
die westlichen Staatsmänner den äußersten K riegsw illen H itlers lange Zeit nicht 
wahrhaben w ollten, waren doch die nachvollziehbaren Ziele Deutschlands ohne 
Krieg zu erreichen. Umso mehr A nerkennung verdient es, daß den Einschüchte­
rungsversuchen des deutschen D iktators am Ende kein Erfolg beschieden war. 
V ielleicht w ar ja der Krieg gar nicht zu verhindern, angesichts der Entschlossen­
heit, mit der H itler darauf zusteuerte, ohne daß er durch internen W iderstand 
daran gehindert worden wäre. Er wußte nur zu gut, daß seine imperialen Träume 
ohne Krieg nicht zu verw irklichen w aren8. Aber den Krieg, den er sich gewünscht 
hatte, eine Sequenz von B litzkriegen, hat er nicht bekommen.

Gewiß hatte H itler sich mit seinen N ahzielen, der hemmungslosen Aufrüstung, 
der Rheinlandbesetzung, der Annexion Österreichs durchsetzen können. Aber 
schon M ünchen, als Inbegriff w estlicher N achgiebigkeit gegenüber dem D iktator 
d iskreditiert, w ar aus H itlers Sicht kein voller Erfolg. Denn letztlich  hatte er das 
einzige Ziel, das er in den 30er Jahren mit rigoroser Konsequenz verfolgte, nicht 
erreichen können, näm lich das Desinteresse der westlichen D em okratien an O st­
europa, die „freie H and“ für die Landnahme im Osten, um die angebliche R aum ­
not des deutschen Volkes zu beseitigen. U nm ittelbar vor Kriegsausbruch äußerte 
sich H itler gegenüber Carl Jakob Burckhardt: „Alles, was ich unternehme, ist 
gegen Rußland gerichtet; wenn der Westen zu dumm und zu blind ist, um dies zu 
begreifen, werde ich gezwungen sein, mich m it den Russen zu verständigen, den 
Westen zu schlagen und dann nach seiner N iederlage mich mit meinen versam ­
melten Kräften gegen die Sow jetunion zu wenden.“9 Auch nach Abschluß des 
deutsch-sowjetischen N ichtangriffspaktes waren die westlichen Demokratien 
nicht bereit, ihm kampflos das Feld zu überlassen. H itlers Haß auf die von ihm als 
H aßgegner apostrophierten westlichen D em okratien zeigt zu deutlich, daß er mit 
seiner D ivide-et-im pera-Politik , ungeachtet aller Teilerfolge, gescheitert war. 
Seine ganze D iplom atie w ar darauf gerichtet, einen Zwei-Fronten-K rieg w ie im 
Ersten W eltkrieg zu vermeiden. An B ismarck hatte er vor allem bewundert, daß er 
die Vormacht in D eutschland und dann die Reichseinheit auf dem Schlachtfeld 
ohne die Intervention anderer M ächte erzwungen hatte10. D ie G enialität des gro­
ßen Staatsmanns bestand in seinen Augen darin, die günstigste Konstellation für 
den Kriegsbeginn zu schaffen, für das „blitzartige Losschlagen“, w ie er es nannte. 
Nach dem Eintreffen des britischen U ltim atum s am 3. September 1939 soll er in 
seiner neuen Reichskanzlei ratlos und wie versteinert dagesessen haben11. Fortan

8 Vgl. ebd. 197: „Zur Lösung der deutschen Frage könne es nur den Weg der Gewalt geben, 
dieser niemals risikolos sein“.
9 Carl Jacob B urckhardt, Meme D anziger M ission (München 1960) 348.
10 Vgl. H itlers Zweites Buch, hrsg. von Gerhard L. Weinberg (Stuttgart 1961) 108.
11 Vgl. Paul Schm idt, Statist auf diplomatischer Bühne 1923-1945 (Bonn 1950) 463 f. Laut 
P icker soll H itler später bei Tisch gesagt haben, daß er „zu keiner Zeit mit einer britischen 
K riegserklärung“ gegen Deutschland w irk lich  ernsthaft gerechnet habe. S. H enry Picker, 
H itlers Tischgespräche im Führerhauptquartier (Wiesbaden 1983) 50.
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sollte er nur noch m ilitärische Siege erringen, keine politischen. Keiner dieser 
Siege, erst gegen Polen, dann gegen Frankreich, dem jedesmal eine Friedensoffen­
sive folgte, brachte ihn seinem eigentlichen Ziel näher.

Seine wahren Absichten und operativen Überlegungen hat H itler immer nur 
einem kleinen Kreis der obersten W ehrmachtsführung und dem Reichsaußenm i­
nister anvertraut, also nur jenen, auf deren Kooperation er angewiesen war. Man 
fragt sich heute, ob denn in diesem kleinen Kreis wenigstens K larheit darüber 
bestand, welche Absichten der „Führer“ langfristig verfolgte, wenn er von der 
„Bodenpolitik der Zukunft“ oder der „Raum not des deutschen Volkes“ sprach. 
Der schiere Atavism us einer aus dem M ittela lter ins 20. Jahrhundert transplantier­
ten O stkolonisation konnte stets bloß als visionär verstanden werden. Man w ird 
an die antisem itische Polem ik H itlers erinnert, an die sich steigernden H aßtiraden 
gegen die Juden, die auch nicht die mörderischen Konsequenzen vorausahnen lie­
ßen. W ie sollte da in den Kanzleien des Westens, dort, wo common sense den Ton 
bestimmte, K larheit darüber geherrscht haben, m it wem man es in Wahrheit zu 
tun hatte? Flat nicht noch L loyd  George H itler als den George W ashington des 
neuen Deutschland gepriesen12? Die M utm aßungen über die letzten Absichten 
F litlers, die im westlichen Ausland angestellt w urden13, orientierten sich verständ­
licherweise an den Traditionslinien des deutschen N ationalism us vor 1914: die 
Verw irklichung des N ationalstaates unter Einschluß möglichst aller Volksdeut­
schen sowie K olonialbesitz in Ubersee. Daß diese Ziele als legitim  angesehen w ur­
den, läßt die Reaktion auf den Anschluß Österreichs und das M ünchener A bkom ­
men erkennen. Woran man Anstoß nahm, w ar das die Interessen der europäischen 
Staatengemeinde m ißachtende Vorgehen des deutschen D iktators. Daher die w ie­
derholt vorgebrachte Forderung nach einem die Ziele H itlers begrenzenden gene­
ra l settlement. Form und Inhalt der Po litik  kamen sich in ihrem Bedeutungsgehalt 
so nahe wie nie zuvor. Es ging einmal um die Grenzen und den C harakter des 
deutschen N ationalstaates. Zum anderen w ar die Vorgehensweise Flitlers ein ent­
scheidendes Kriterium : Das Ü berschreiten der Grenze mit W affengewalt bezeich- 
nete das rien ne vaplus. M it dem Einmarsch in Prag im M ärz 1939 hat F litler beide 
Grenzen überschritten, freilich ohne auf W iderstand zu stoßen. Die Besetzung 
Böhmens und M ährens gehörte noch zu den „bloodless victories“, die Halifax 
nicht w eiter akzeptieren m ochte14. So gesehen w ar mit der G arantie Polens nicht 
nur eine abschreckende W irkung bezw eckt, sie diente ebenso dazu, den casus belli 
genau zu definieren, um sich selbst in die Pflicht zu nehmen15. Gemäß der rö­
m isch-im perialen M axime si vispacem para bellum  suchte die britische Regierung

12 Vgl. Angela Schw arz, Die Reise ins D ritte Reich. Britische Augenzeugen im nationalsozia­
listischen Deutschland 1933-39 (Göttingen 1993) 64.
13 Siehe Philipp W. Fabry, M utm aßungen über H itler (D üsseldorf 1969) 173-222.
14 Frederick Earl o f  B irkenhead, The Life of Lord Halifax (London 1965) 434.
15 Zur britischen Polenpolitik: Simon N e w m a n , March 1939. The British Guarantee to Pol­
and (Oxford 1976); A nita  P razm ow ska, Britain, Poland and the Eastern Front, 1939 (Cam ­
bridge 1987) bezweifelt überhaupt die Entschlossenheit Londons, Polen im Ernstfall zu ver­
teidigen.
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den Frieden zu erhalten, indem sie sich auf den Krieg vorbereitete, allerdings 
ebenso w ie die französische Regierung nur auf den Verteidigungskrieg.

Der herköm m lichen M einung zufolge wurde der Frieden verspielt, weil die R ü­
stung nicht genug forciert w urde und im strategischen Ansatz zu defensiv war. 
Tatsächlich entsprachen jedoch die Rüstungsanstrengungen den wirtschaftlichen 
M öglichkeiten innerhalb des politisch vorgegebenen Rahmens der westlichen De­
mokratien. D ekadent war Frankreich nur aus der Sicht des nationalsozialistischen 
Deutschland und angesichts der von letzterem  ausgehenden Bedrohung. Nach 
M ünchen haben es die D em okratien zw ar an realen Vorbereitung für den Ernstfall 
nicht fehlen lassen, wohl aber an einer propagandistischen Zurschaustellung der 
Entschlossenheit und an klaren W orten an die Adresse der deutschen Generalität. 
Zu sehr bestimmte in London das innenpolitische bzw. im periale Bedingungssy­
stem den Kurs der Politik , nach dem M otto business and diplomacy as usual. Für 
G roßbritannien w ar das letzte Friedensjahr entscheidend, um die Dominions für 
den K riegseintritt und um die Luftschlacht im Jahr darauf zu gewinnen. Selbst der 
D em ütigungsprozeß, dem der Westen ausgesetzt war, hatte andere als die von 
H itler beabsichtigten Folgen: Er diente der psychologischen Kriegsvorbereitung. 
Diese w ar von einem w eit höheren Maß an Rationalität gekennzeichnet als die 
Friedenserhaltung, der mindestens zwei unbekannte Größen zugrunde lagen, 
nämlich die Absichten H itlers und Stalins. In beiden Fällen unterlagen die Ein­
schätzungen gravierenden Fehlspekulationen, suchte man doch auf der G rundlage 
des für das eigene System  maßgebenden common sense die Interessen des ideolo­
gischen Gegners zu antizip ieren und zu befriedigen. Ziebura spricht hier zu Recht 
von „grundsätzlicher kognitiver Inkom patibilität gegenüber einem Phänomen, 
das allen eigenen D enkgewohnheiten und W ertmustern so radikal w ider­
sprach“ 16. Und Karl Rohe erklärt dam it die „Inkorporationsstrategie der Appea­
sementpolitiker, die an verm eintlichen Gemeinsamkeiten mit dem gesellschaftli­
chen Gegner ankn iipft“ 17. In Frankreich trugen autoritäre und korporatistische 
Ideen dazu bei, den N ationalsozialism us als populistische Variante des trad itio­
nellen deutschen N ationalism us zu interpretieren. In G roßbritannien lieferte das 
Vorbild des Sterling-B locks, der in vieler H insicht an das inform al empire früherer 
Zeiten erinnerte, ein M odell, um geopolitischen A spirationen des Deutschen R ei­
ches in O st- und Südosteuropa entgegenzukommen. Es erschien sinnvoll, daß 
D eutschland über seine Siedlungsgrenzen hinaus politischen und w irtschaftlichen 
Einfluß ausüben wollte, Rohstoff- und Absatzm ärkte für sich zu erschließen 
suchte. Die Sondierungen des britischen Außenm inisters im Flerbst 1937 lassen 
vermuten, daß solche Interessen Berlins in einem general settlement durchaus Be­
rücksichtigung finden konnten18.

16 Gilbert 'Ziebura, Determinanten der Außenpolitik Frankreichs, 1932-1939, in: Karl Rohe 
(Hrsg.), Die Westmäehte und das Dritte Reich 1933-1939. Klassische Großm achtrivalität 
oder Kampf zwischen Demokratie und D iktatur? (Paderborn 1982) 152.
17 Ebd. 196.
,s Vgl. W endt, 118f. sowie ADAP, Serie D, Bd. 1 (Göttingen 1956) Dok. Nr. 31.
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M it anderen Worten, selbst die V o rste llun g  einer „freien H and“ in Osteuropa 
konnte von H itle r so und von den w estlich en  D em okratien ganz anders verstan­
den werden: zum einen A usdehnu ng  der Siedlungsgrenzen, zum  anderen Vor­
herrschaft ohne territoriale V eränderungen . U nd selbst wenn H itler von Koloni­
sation im Sinne des B lut- und B o d en m yth o s eines R ichard W alter Darre träumen 
mochte, w ar ihm von seiner p o litisch en  Entourage nicht beizubringen, daß es im 
20. Jahrhundert andere, lukrativere F o rm en  ökonom ischer Ausbeutung und poli­
tischer Hegemonie gab? Anders fo rm u lie rt , in A nlehnung an einen sehr prägnan­
ten Buchtite l19: Auch die E nten te-M äch te konnten sich m it Großdeutschland ab- 
finden, solange es nicht zum Krieg k am , w eder zum  großen noch zum kleinen. Ich 
glaube, daß hier Hoffnungen und M ißverständn isse eine m erkwürdige Symbiose 
eingegangen sind. Ihren H öhepunkt erreichte die Konfusion mit der deutsch­
französischen Vereinbarung vom 6. D ezem ber 1938, einen M onat nach der den 
C harakter des Regimes b loßstellenden  K ristallnacht20. Das Flauptmerkmal der 
französischen P o litik  während der sechs M onate nach M ünchen sei „am biguity“ 
gewesen, schreibt Adam thwaite in  einem  dieser Begegnung gewidmeten Artikel. 
Die A llianzen mit der Sow jetun ion und  Polen w urden öffentlich nicht in Frage 
gestellt. „None the less German predom inance in the east was tacitly recogni­
sed.“21 Aber, was hieß schon „predom inance“ ? Es hieß: „Informal Empire Yes, 
formal Empire N o.“ Es gibt keine A nhaltspunkte dafür, daß Flitler solchen Ge­
dankengängen zugänglich war, daß er m it dem Begriff inform al empire etwas an­
fangen konnte. Dazu w arse in  po litisches D enken zu eindim ensional. Weizen und 
H olz, so belehrte er Burckhardt, seien die Rohstoffe, m it denen sich das Reich 
durch Landnahme im  O sten eindecken  müsse. In dieser rudim entären Volksw irt­
schaftslehre w ar für subtilere Form en des modernen Kapitalism us kein Platz22. Er 
jonglierte mit den dem ographischen und territorialen Statistiken der Flächenstaa­
ten und Kolonialreiche, w ie etwa bei se iner Rede in  Sonthofen23, um  die A nsprü­
che Deutschlands zu rechtfertigen. Für R ibbentrop und die deutsche Führung be­
stand der einzige Zweck des sogenannten Konsultativabkom mens vom 6. Dezem­
ber darin, mit der ausgesprochenen A nerkennung der deutsch-französischen 
Grenze, sprich dem Verzicht auf E lsaß-Lothringen , das unausgesprochene D esin­
teresse Frankreichs an O steuropa einzuhandeln . So w ie das vorgespielte Interesse 
an der Rückgabe deutscher Kolonien die britische Regierung zur Räson bringen 
sollte, zur K onzentration aufs Empire, verbunden mit einer N o-Intervention-Po- 
litik  auf dem Kontinent, w ie zu Zeiten der ersten Reichsgründung, so sollte Paris

19 S. Rainer Blasius, Für G roßdeutschland gegen den großen Krieg. Staatsseketär Ernst Frei­
herr von W eizsäcker in den Krisen um die Tschechoslowakei und Polen 1938/39 (Köln 1981).
20 H ans F. Bellstedt, „Apaisem ent“ oder Krieg. Frankreichs Außenm inister Georges Bonnet 
und die deutsch-französische Erklärung vom 6. Dezember 1938 (Bonn 1993).
21 A n th o n y  A dam thw aite , The Franco-G erman D eclaration of 6 December 1938, in: Les R e­
lations Franco-A llemandes 1933-1939, Strasbourg 1-10 octobre 1975, hrsg. v. Centre N atio ­
nale de la Recherche Scientifique (Paris 1976) 408.
22 Vgl. Burckhardt, 341 f.
2-' Siehe Adolf H itlers Geheimrede vom 23. November 1937 auf der O rdensburg Sonthofen 
im A llgäu, abgedruckt bei Picker, 481-490.
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die Besitzstandsgarantie für Elsaß-Lothringen w ichtiger sein als die Zukunft 
Böhmens und M ährens24. Der Verzicht auf die früheren Reichslande w ar im Laufe 
der Zeit in immer drohenderem Ton ausgesprochen worden, nach dem M otto 
„Wir können auch anders!“ Das „mißverstandene Desinteressement Frankreichs“ 
an O steuropa, eine Form ulierung Paul Schmidts, rührte daher, daß Ribbentrop 
die Vorbehaltsklausel im H inb lick auf dritte M ächte nur auf das Verhältnis der 
Entente-M ächte und auf die Achse Berlin-Rom  bezog, während Bonnet offenbar 
das gesamte französische Bündnissystem  darunter verstand25. Immerhin zeigt die 
Vereinbarung vom 6. Dezember, daß Paris zu einer eigenen Politik des apaisement 
fähig w ar und nicht nur im Schlepptau der britischen Politik  m itgezogen wurde. 
M ehr noch, es läßt erkennen, daß auch Frankreich die dom inierende Rolle des 
Reiches in O steuropa anzuerkennen bereit war. Aber eben nur dies, und nicht die 
W iederaufnahm e des Germanenzuges nach Osten.

Das eigentliche Problem sehe ich darin, daß es bis zum  Einmarsch deutscher 
Truppen in Prag weder in G roßbritannien noch in Frankreich einen gesellschaft­
lichen Konsens für eine konsequente A bschreckungspolitik gegenüber H itler- 
Deutschland gab. D ie Reaktion auf die H erausforderung eines dynam isch auftre­
tenden Regimes w ar konventionell und defensiv, wenn auch nicht defätistisch. 
C hurch ill w ar in den 1930er Jahren mit seinen ständigen M ahnungen ein po liti­
scher Außenseiter. Auch die britische Presse w ar von der Regierung auf eine kon­
ziliante H altung gegenüber D eutschland eingeschworen worden26; das galt insbe­
sondere für die TIMES, die im Ausland als halbregierungsoffizielles O rgan einge­
stuft w urde. H inzu kam, daß es kein w irk lich  abschreckendes W affensystem gab, 
vergleichbar den N uklearwaffen der 1950er Jahre. O der richtiger gesagt: Die Ge­
fahr eines Bombenkrieges beeindruckte Cham berlain bei weitem  mehr als H itler 
und w ar ein weiteres Argum ent für den verzweifelten Versuch, den deutschen 
D iktator durch K onzilianz von einer abenteuerlichen Politik abzuhalten. Die b ri­
tischen Stabschefs hatten der Produktion von Abfangjägern Priorität gegenüber 
dem weiteren Aufbau der Bomberflotte eingeräum t, nicht zuletzt, w eil die Furcht 
in weiten Kreisen der Bevölkerung vor dem Zerstörungspotential moderner Bom­
ber geradezu obsessiven C harakter angenommen hatte27. Weder die R oyal N avy 
noch die h inter den M aginot-Befestigungen verschanzten französischen Truppen 
vermochten H itler davon zu überzeugen, daß ihm vom Westen ernsthafte Gefahr 
drohte, wenn er im Osten „blitzartig“ zuschlug. N ur Rußland konnte ihm gefähr­
lich werden. Daß R ibbentrop der westlichen D iplom atie mit einem Abkommen 
zuvorgekom m en ist, w ar gewiß der größte Fehlschlag der Entente-M ächte.

24 Vgl. Lothar Kettenacker, N ationalsozialistische Volkstumspolitik im Elsaß (Stuttgart 
1973) 32-44.
■25 Vgl. Ballstedt, 43-49.
26 Siehe Richard Lockett, Twilight of Truth. Cham berlain, Appeasement and the M anipula­
tion of the Press (London 1989).
27 Dazu Uri Bialer, The Shadow of the Bomber. The Fear of A ir A ttack and British Politics 
1932-1939 (London 1980). Man rechnete mit mehreren H underttausend Toten in den ersten 
Kriegswochen. Tatsächlich hatte England am Ende des Krieges 30000 Ziviltote zu beklagen.
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D. C. W att meint am Emde seines voluminösen Buches über den Ausbruch des 
Krieges, daß H itler nur durch einen Staatsstreich der dazu am wenigsten kondi­
tionierten Generäle oder durch ein Attentat von seinem Vorhaben hätte abge­
bracht werden können28. Wenn er dam it Recht hätte, durfte der Adressat der 
westlichen Politik nicht ein ideologisch verblendeter und zugleich opportuni­
stisch taktierender D iktator sein, auch nicht Göring als verm eintlicher Exponent 
deutscher W irtschaftsinteressen, sondern in erster Linie die deutsche G eneralität, 
von der erwartet werden konnte, daß sie dem Reich keinen Zwei-Fronten-K riee, 
aber auch keinen zerm ürbenden, alle Ressourcen aufzehrenden Erm attungskrieg 
zum uten würde. Die westlichen Regierungen haben indes w eder die durchaus 
nicht kriegsbegeisterte deutsche G eneralität noch potentielle A ttentäter erm utigt, 
indem sie die von H itler ausgehende K riegsgefahr propagandistisch groß heraus­
stellten.

Die Franzosen konnten mit einem Zwei-Fronten-K rieg drohen, die Briten mit 
einem Erm attungskrieg. Angesichts der Festungsm entalität des französischen Ge­
neralstabs und erst recht angesichts des R ibbentrop-M olotow -Paktes war es mit 
dem Bedrohungspotential Frankreichs nicht mehr w eit her. Insofern ging von 
G roßbritannien die größere Bedrohung aus: Die Invasion der Insel w ar ein bei 
weitern schwierigeres Unternehmen als die Ü berw indung der M aginot-Befesti- 
gungen. Und hinter G roßbritannien standen das maritime Empire und eventuell 
auch die U .S.A. N ie aber hat es Cham berlain vor dem Krieg für nötig gefunden, 
mit aller D eutlichkeit auf diese Zusammenhänge hinzuweisen. Erst nach der 
K riegserklärung ließ das War Cabinet am 9. September verlauten, daß man bei 
den M obilisierungsm aßnahm en mit einer Kriegsdauer von wenigstens drei Jahren 
rechne29: also nicht B litzkrieg , w ie es H itler vorschwebte, sondern ein w a r o f  
attrition, auf den die W ehrmacht nicht eingestellt war.

M itunter ist man versucht zu glauben, daß die politischen Inszenierungen eines 
auf W ildwestfilm e spezialisierten H ollyw oodregisseurs der Situation angemesse­
ner gewesen wären als die korrekte Vorgehensweise eines Sir A lexander Cadogan. 
G ewiß w ar Botschafter N evile Henderson, der seine ganze H offnung auf den an­
geblich friedliebenden Göring setzte und stets davor warnte, den deutschen D ik­
tator zu provozieren, der falsche M ann in Berlin. C hurch ill hätte einen „rude 
duke“30 nach Berlin  geschickt, so w ie er dies später für den M oskauer Botschaf­
terposten empfehlen sollte.

28 D onald  C. W att, H ow W ar Came. The Immediate O rigins of the Second World War 1938- 
1939 (London 1989) 624.
29 The Times vom 11.9. 1939. G leichzeitig jedoch prophezeite Cham berlain dem am erikan i­
schen Botschafter ein Ende des Krieges für das kommende Frühjahr, FRUS, 1939/1 (Wa­
shington 1956) 527. M it anderen W orten, der britische Premier wußte immer noch nicht, 
w orauf er sich eingelassen hatte.
30 U rsprünglich ein Vorschlag des Northern Department des Foreign Office, dem sich 
C hurchill später anschloß. S. G abriel Gorodetsky, Stafford C ripps’ M ission to Moscow' 
1940-1942 (Cam bridge 1984) xiii und 37.
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Die M achtm ittel des britischen Empire reichten aus, den Krieg im Verein mit 
anderen Mächten als Frankreich zu gewinnen, sie reichten nicht aus, ihn gemein­
sam mit Frankreich zu verhindern. Wenn dem M achtanspruch die M achtm ittel 
fehlen, dann gibt es, recht besehen, nur zwei A lternativen: entweder der Verzicht 
auf ein entscheidendes M itspracherecht bzw. „menacing silence“ oder ein propa­
gandistisches Trommelfeuer, verbunden mit einer aggressiven D iplom atie. Für 
keine dieser beiden A lternativen hat man sich in W hitehall entscheiden können, 
stattdessen die halbherzige Garantie Polens, die das Land H itler schutzlos auslie­
ferte.





IV. Kohle, Stahl und ein neues Konzept 
für Europa, 1945-1954

Dietmar Hüser

Druckmittel Deutschland? -  Französische Sicherheit 
und amerikanisches Engagement in Europa, 

1945-1950

M it B lick auf die deutsche Frage nach dem Zweiten W eltkrieg galten D ruck und 
Zwang in den am erikanisch-französischen Beziehungen traditionell als eindeu­
tig und einseitig verortet. Flatten nicht erst politische und w irtschaftliche Pressio­
nen seitens der neuen westlichen Führungsm acht das w iderspenstige Frankreich 
1947/48 dazu gebracht, schrittweise von seiner kom prom ißlosen Revanchepolitik 
gegenüber dem besiegten Deutschland abzurücken und in permanenten R ück­
zugsgefechten auf die anglo-am erikanische Linie einzuschwenken? Es schien auf 
der Fiand zu liegen, daß die Vereinigten Staaten als machtpolitisch Starker F rank­
reich als m achtpolitisch Schwachem den eigenen W illen aufzuzw ingen vermocht 
hatten.

Dominanz und Integration

N un stellt sich freilich die französische D eutschlandpolitik nach Kriegsende im 
Lichte neuerer Forschungen durchaus kom plexer dar als lange angenom m en1. 
Schon die Planungen des äußeren W iderstandes unter Führung de Gaulles hatten 
in A lgier vor m orgenthauähnlichen Absichten oder anderen radikalen D em onta­
geprojekten gewarnt. Neben klassische Ansprüche traten nuanciertere Entwürfe. 
Faktisch verlor der öffentlich gepflegte Revanchediskurs mit Rhein-Ruhr-Saar-

1 Vgl. R ainer H ud em a n n , Reparationsgut oder Partner? Zum Wandel in der Forschung über 
Frankreichs D eutschlandpolitik nach 1945, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 6 (1997) 31- 
40.
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Abtrennung, Zerstückelung Restdeutschlands und „Reparationism us“ mehr und 
mehr den R ückhalt relevanter Regierungskreise. Zweifel an Sinn, Zweck und Er­
folgsaussichten solcher Ansinnen verdichteten sich im Sommer und H erbst 1945 
zur Gewißheit, denn spätestens „la conference de Londres a abouti ä un echec 
dont rien n ’annonce qu ’il puisse etre repare avant longtem ps“2.

Als zentrale und realistische Z ielvorstellung kristallisierte sich die Internationa­
lisierung der R uhr3 durch die drei Westmächte heraus. Französische M itsprache-, 
Verfügungs- und K ontrollrechte über Produktion und Verteilung der Ruhrkohle 
entsprachen der Vorstellung dauerhafter w irtschaftlicher Überlegenheit ohne Zer­
störung deutscher Industriestrukturen. Es ging um einen entscheidenden Rekon- 
struktionsvorsprung als G arantie künftiger Sicherheit und Friedensbem ühungen, 
als M ittel und Fundament einer integrationsorientierten D eutschlandpolitik: „La 
solution de ces problemes ne peut etre trouvee que dans un contröle etroit de 
l ’economie allemande, contröle envisage non point seulement du point de vue des 
reparations, mais en vue d ’integrer definitivem ent l ’economie allemande dans 
l ’economie europeenne. La question des reparations ne saurait, en effet, etre dis- 
sociee de (’organisation economique de l ’Europe de dem ain.“4 N icht nur für frühe 
am erikanische5, auch für die französischen D eutschlandansätze lieferten solche 
Integrationsaspekte bedeutende Argumente.

Zunächst verweisen diese Ziele auf diplom atische Lernfähigkeit, auf eine natio­
nale Interessenbestimmung, die Erfahrungen und W ahrnehmungen der Zwi- 
schenkriegszeit breit berücksichtigen sollte: „retroussons nos manches“ statt 
„ l’A llem agne paiera“, w irtschaftliche statt territoriale Sicherheitskonzeption, Ver­
w ertung statt Vernichtung deutscher Industriepotentiale zugunsten europäischer 
R ekonstruktion, nüchternes K alkül statt b linder Gefühle, Sicherung annehmbarer 
Ernährungsbedingungen statt m aterielle N ot der Deutschen, vor allem Dominanz 
und Integration statt Dominanz und D esillusion des N achbarlandes. D ahinter 
stand ein gewandeltes Problem - und M achtbewußtsein eines Großteils der neuen 
politischen und adm inistrativen Eliten. D urchgängig kennzeichnete sie ein feines 
Gespür für die vielfältigen Zwangslagen des Landes und seine profunde m achtpo­
litische Schwäche. Langfristig stärker kooperativ als antagonistisch ausgerichtete

2 Brief de Gaulle an Koenig, 29. 10. 45, in: Charles de Gaulle, Lettres, Notes et Carnets, 
Bd. 6: 1945-1951 (Paris 1984) 106ff.; noch während der Konferenz de Gaulle an Bidault, 
29. 9. 45, ebd. 89 f.
3 Vgl. bereits M artina Kessel, W esteuropa und die deutsche Teilung. Englische und französi­
sche D eutschlandpolitik auf den Außenm inisterkonferenzen 1945-1947 (M ünchen 1989) 
246, 301.
4 A lphand an Dejean, 6. 3. 44, Archives du M inistere des Affaires Etrangeres (AM AE) GU 
(1939/45) 727. Sinngemäß schon Alphand, N ote, 3. 12. 43, Archives Nationales (AN ) 457 AP 
82 (Papiers Georges Bidault); M assigli an Bethouard, 23. 5. 44, AM AE GU (1939/45) 716; 
A llocution de Rene Pleven, 7. 4. 45, Service des Archives Economiques et Financieres 
(SAEF) M inistere des Finances, 5 A 7.
5 Vgl. Klaus Schwabe, D eutschlandpolitik als Integrationspolitik: Die USA und die D eut­
sche Frage 1945-1954, in: W olfgang-Uwe Friedrich (H rsg.), Die USA und die Deutsche 
Frage 1945-1990 (Frankfurt, New York 1991) 105-128 (124).
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deutsch-französische Beziehungen mußten im ureigensten Interesse Frankreichs 
liegen.

Das N ebeneinander von M axim alpositionen und Realzielen legt es nahe, kon­
ventionelle B ilder des am erikanisch-französischen Verhältnisses in der frühen 
N achkriegszeit kritisch zu überdenken. Sind deutschlandpolitische D ifferenzen 
zwischen Paris und W ashington m öglicherweise w eniger im G rundsätzlichen als 
im Taktischen anzusiedeln? Stehen sie nicht gleichermaßen für ein französisches 
Ausloten autonom er H andlungsspielräum e im Zeichen struktureller A sym m e­
trie6? Erlauben die Konflikte in der deutschen Frage überhaupt weitreichende 
Aussagen über fundamentale D ivergenzen, über diam etral entgegengesetzte Pla­
nungen und Praktiken? Sind sie nicht zugleich A usdruck außenpolitischer Stil­
fragen, ideologischer Grundhaltungen und ku ltureller M ißverständnisse diesseits 
w ie jenseits des A tlantiks7?

In beiden Ländern vollzog sich der Ü bergang von der Planungsebene zur prak­
tischen D eutschland- und Besatzungspolitik schrittweise. Es w ar ein Weg kom ple­
xer regierungsinterner Entscheidungsfindung und Interessenbalance unter A bw ä­
gung kurzfristiger Vorteile und langfristiger Ziele, ein Weg der kleinen Schritte und 
Beschlüsse, der Reaktionen auf innen-, außen- und besatzungspolitische Struktu­
ren und M aßnahmen. Fast zwangsläufig kam es zu M ittelw egs- und Verlegenheits­
lösungen, die nach ständiger Anpassung verlangten8. H ier w ie dort standen 1944/45 
traditionellere Deutschlandvisionen neben zukunftsträchtigeren Ansätzen, die 
Integration und Kooperation bereits m itdachten. Auch in Frankreich waren sie 
hausgemacht, bedurften w eder am erikanischer D ruckausübung noch Kalter- 
K riegs-Auguren, wohl aber eines zurückhaltenderen öffentlichen Umgangs.

Denn wenn von vornherein Dominanz und Integration keine Gegensätze b il­
deten, sondern konzeptionell zusam mengehörten, wenn prinzip iell am erikani­
sche und französische D eutschlandpositionen enger beieinander lagen als vielfach 
vermutet, dann bleibt die Frage, w arum  es erst seit Sommer und H erbst 1948 zu 
einer vorsichtigen offiziellen A nnäherung zw ischen Paris und W ashington kam. 
Welches sind die H intergründe b ilateraler K onfliktstrukturen zum D eutschland­
problem ? O der anders gewendet: Was m otivierte Frankreichs „doppelte Deutsch­
landpo litik“, eine Politik , bei der seit der Jahresw ende 1945/46 offizielle und inof­
fizielle Standpunkte auseinanderfielen? W ie läßt sich der breite Graben deuten 
zw ischen regierungsam tlich konsequent kultiv ierten , obschon als sinn- und chan­

6 Vgl. Charles G. Cogan, O ldest A llies, Guarded Friends. The United States and France 
since 1940 (Westport C T  1994) 199-208.
7 Pointiert Stanley H o ffm a n n , Comment, in: R obert O. Paxton, Nicholas W ahl (H rsg.), De 
Gaulle and the United States. A Centennial Reappraisal (Providence 1994) 413-416.
8 Für die Vereinigten Staaten überzeugend John H . Backer, Die Entscheidung zur Teilung 
Deutschlands. Am erikas D eutschlandpolitik 1943-1948 (München 1981) 163-170; für 
Frankreich am Beispiel der Saarfrage vgl. D ietm ar HUser, Die Saar in den internationalen Be­
ziehungen nach dem Zweiten W eltkrieg -  Ungewisse Planspiele, zögerliche Praxis und funk­
tionales Potential in einem nachgeordneten Politikfeld, in: Rainer H udem ann, B urkhard Jel- 
lonnek, B ernd Rauls (H rsg.), G renz-Fall. Das Saarland zwischen Frankreich und D eutsch­
land 1945-1960 (St. Ingbert 1997) 97-120 (112-119).
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cenlos erachteten M axim alpositionen und den intern zunehmend gewichtigeren 
für zweckm äßig und ansatzweise erreichbar gehaltenen Realzielen9?

Die beträchtlichen Probleme im Inneren des Landes beeinflußten die franzö­
sische A ußenpolitik . In vielen Bereichen sah sich die provisorische Regierung 
1944/45 zugespitzten Krisen gegenüber, zugleich einer Ö ffentlichkeit, die ange­
sichts nicht enden wollender Engpässe nach B litzableitern suchte. Zusätzliche 
Schw ierigkeiten beim M obilisierungsthem a Deutschland konnte und w ollte sich 
niemand leisten. Die latente Germanophobie auf höchstem N iveau w ar gebüh­
rend in Rechnung zu stellen. Gerade im Zusam m enwirken mit allgem einer U nzu­
friedenheit, sozialen Spannungen und kom m unistischer Hegemonie schien sie 
D em okratie, Regim e und M odernisierung potentiell in Frage zu stellen. Beträcht­
liche Sach-, Koalitions- und W ahlzwänge w urzelten im Regierungssystem  selbst: 
G alt der Revanchediskurs angesichts ständiger Urnengänge anfangs als probates 
M ittel tripartistischer Einbindung des PCF, so diente er seit M ai 1947 oppositio­
nellen Kommunisten und G aullisten, um die D ritte-K raft-Regierungen und die 
junge IV. R epublik zu diskreditieren.

Ein zweites Erklärungsm uster „doppelter D eutschlandpolitik“ -  und darum 
soll es im folgenden gehen -  z ielt auf Frankreichs Position auf der internationalen 
N achkriegsbiihne, vor allem  seine Beziehungen zu den Vereinigten Staaten. Es 
w ird zu zeigen sein, daß die innenpolitischen Krisen außenpolitische N utzungs­
chancen eröffneten. Grundlegend dafür war nicht zu letzt die G laubw ürdigkeit 
der Behauptung, eine offizielle K urskorrektur gegenüber Deutschland würde das 
sozio-ökonom ische Chaos verschärfen und einer kom m unistischen R egierungs­
übernahme den Boden bereiten.

Tatsächlich bedarf die Superm acht-These, die einen kausalen N exus zwischen 
am erikanischem  M achtpotential bei Kriegsende und dessen unm ittelbaren Ein­
satzm öglichkeiten in der transatlantischen Tagespolitik herstellt, einer R elativ ie­
rung10. Offenbar verfügte die U S-A dm inistration nicht über geeignete Instru­
m entarien, um  strukturelle M acht stets in konjunkturellen D ruck um zum ünzen. 
O hne eigene Interessen in W esteuropa zu konterkarieren , ließ sich Frankreich 
nicht gefügig machen, w eder deutschland- noch, w ie inzw ischen belegt, innen- 
bzw. finanzpolitisch11. U m gekehrt wäre deshalb zu klären, ob nicht Paris die 
deutsche Frage als D ruckm ittel gegen W ashington einsetzte. H alfen nicht die M a­
xim alpositionen bei der D urchsetzung essentieller französischer Sicherheitsziele? 
Diese w urden freilich seit Befreiung und Kriegsende nicht nur gegenüber

9 Ausführlich D ietm ar HUser, Frankreichs „doppelte D eutschlandpolitik“ . D ynam ik aus der 
Defensive -  Planen, Entscheiden, Um setzen in gesellschaftlichen und w irtschaftlichen, 
innen- und außenpolitischen Krisenzeiten 1944-1950 (Berlin 1996); zu den innenpolitischen 
D eterminanten vgl. ebd. 586-656.
10 Dies auch die Einschätzung bei Irw in  M. Wall, L’influence americaine sur la politique 
fran^aise 1945-1954 (Paris 1989) sowie bei H eike  Bungert, A N ew Perspective on French- 
Am erican Relations during the Occupation of Germ any 1945-1948, in: D iplomatic H istory
18 (1994) 333-352.
11 Da/Ai Chiarella Esposito, Am erica’s Feeble Weapon. Funding the M arshall Plan in France 
and Italy  1948-1950 (Westport C T  1994) 54-60, 82-89, 115-119 u. 207.
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Deutschland form uliert, sondern gleichermaßen gegenüber der Sow jetunion als 
neuer östlicher Großmacht m it direktem  Einfluß auf die hexagonalen Verhält­
n isse12.

Interessenstrukturen und Verhandlungsmuster

Die am erikanisch-französischen Beziehungen in den ersten N achkriegsjahren b il­
deten keine Einbahnstraße. Vielmehr waren die Interessen, die Abhängigkeiten 
und die Zugeständnisse wechselseitiger Natur. Beide Länder waren vielfältig auf­
einander angewiesen, die Akteure diesseits wie jenseits des A tlantiks waren sich 
dessen bewußt, agierten und taktierten dementsprechend. Rasch erwuchs eine bi­
laterale K onstellation, die sich selbst im Zuge zunehmender O st-W est-Polarisie­
rung nicht grundlegend wandelte. In der globalen Auseinandersetzung m it dem 
Kommunismus brauchte die westliche Führungsm acht erst recht Freunde, selbst 
wenn es sie einiges kosten so llte13.

Frankreichs wirtschaftliches Interesse an den Vereinigten Staaten w ar evident. 
Das Land ging ru in iert aus den Besatzungsjahren und Befreiungskämpfen hervor. 
Rasch offenbarte sich ein Teufelskreis der Engpässe, der W iederaufbau- und M o­
dernisierungspräm issen dramatisch in die Länge zu ziehen drohte. N ur W ashing­
ton kam in Frage, um kurzfristig  A bhilfe zu schaffen. U ber den kritischen Zu­
stand der D ollar-Reserven herrschte Konsens, und Außenm inister B idault machte 
das Gebot, „il nous faut obtenir des credits“14, zu einer zentralen diplom atischen 
Leitlin ie.

Neben w irtschaftliche Ansinnen traten m ilitärisch-strategische. Gerade das 
fortw irkende Rapallo-Traum a ließ einen weiteren Verbleib am erikanischer Solda­
ten auf dem Kontinent unabdingbar erscheinen15. M ehrere im Sommer und 
H erbst 1945 angebahnte Initiativen für eine künftige transatlantische Sicherheits­
partnerschaft unterstreichen, daß die „Russen am Rhein" mehr waren als ein tak ­
tisches Argum ent. Sie dokum entieren die ständige Sorge „que le m ilitaire am eri­
cain se desinteresse du sort de PEurope“, und daß „une evacuation anticipee de la 
zone am ericaine“ 16 ein fatales M achtvakuum  nach sich zöge.

D ie U S-Interessen an Frankreich waren komplementär. Trotz vielfältiger Kon­
flikte m it den „Freien Franzosen“ und fortdauernder Provokationen de Gaulles 
seit der Befreiung wußte W ashington um das G ewicht eines politisch stabilen und

12 Kritisch bereits Maurice Dejean, Note sur la politique sovietique, 13.10.43 bzw. Relations 
franco-sovietiques, 4. 11. 43, AM AE PA-AP 288/74 (Papiers Dejean).
13 Zurecht G ünter Bischof, Der M arshall-P lan in Europa 1947-1952, in: Aus Po litik  und 
Zeitgeschichte B 22/23 (1997) 3—16 (5).
14 Vgl. Audition de M. Georges Bidault accompagne de M. Herve A lphand, Service des 
Archives de l’Assemblee N ationale (SAAN ) Com. Eco. Nat. 27. 3. 46.
15 Vgl. z .B . MAE, Le probleme rhenan-westphalien, 22. 1. 45, AN 457 AP 60.
16 Vgl. Bidault, Repercussion de la crise morale des troupes americaines en Allem agne, 
27. 2. 46, AM AE Y (1944/49) 419.
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ökonomisch rekonvaleszenten französischen Staates im Nachkriegseuropa17 
Wirtschaftspolitische und militärstrategische Optionen gingen Hand in Hand: 
Globale Nachkriegsprobleme und industrielle Stagnation der westlichen Verbün­
deten, allgemeine Schwierigkeiten der Wirtschaftslenkung bei gleichzeitiger Ent­
faltung einer sowjetischen, nicht-kapitalistischen Sphäre, provozierten förmlich 
Gedankenspiele über eine „transatlantic capitalist political economy and a favor­
able Eurasian balance of power“ 18.

Schon bei Kriegsende war die Konzeption nationaler Sicherheit der Vereinigten 
Staaten breit angelegt. Frankreich kam darin eine kontinentaleuropäische Schlüs­
selrolle zu. Im Bewußtsein eigener Stärke erwartete W ashington zw ar keinen m i­
litärischen Coup Stalins in der A lten Welt. Dennoch bangte die A dm inistration, 
kom m unistische Parteien vor O rt könnten die heikle m aterielle Lage ausnutzen 
und die Sowjetunion daraus Kapital schlagen19. Potentielle politische U nruhe und 
soziale Gärung hatten überaus sensible Reaktionen zur Folge, in Asien w ie Eu­
ropa. Frankreich galt als besonders exponiert, von daher im nationalen Interesse 
finanzw irtschaftlich unterstützens- und politisch schonenswert.

K onkreter A usdruck solch wechselseitiger Interessen- und A bhängigkeits­
strukturen waren die Gespräche, die de Gaulle, B idault und weitere hohe Beamte 
des Q uai d ’O rsay Ende A ugust 1945 mit den Am tskollegen in W ashington führ­
ten. Präjudizierende W irkung hatten sie in mehrfacher H insicht: Französischer- 
seits für die A ussichtslosigkeit m axim alistischer D eutschlandforderungen und die 
N ützlichkeit, sie dennoch offiziell aufrechtzuerhalten; am erikanischerseits für die 
Rücksichtnahm e auf die angespannte innere Situation und die beschränkten 
D ruckm ittel, um Frankreich bei M einungsverschiedenheiten zum N achgeben zu 
bewegen.

Vier Tage vor dem Abflug gab sich Paris selbstbewußt. Ein vorbereitendes Pa­
p ier postulierte, daß die am erikanische Adm inistration „est parfaitem ent con- 
sciente du fait que notre pays constitue la piece maitresse de toute construction 
continentale,“ daß sie „est d ’autre part tres frappee de cet autre fait que le parti 
commmuniste frangais est le second parti communiste du m onde“20. Die D ia­
gnose fand Bestätigung. Zwar ließ sich niemand in W ashington auch nur ansatz­
weise auf die Rhein-Ruhr-Forderungen ein21, wohl aber trat nachdrücklich der

17 Z. B. Botschafter Jefferson C affery gegenüber de Gaulle, 5. 5. 45, Foreign Relations of the 
United States, D iplom atie Papers (FRUS) 1945 (IV) 686f.; unzählige H inweise in französi­
schen Archivalien, z. B. AM AE B Am erique (1944/52) Etats-Unis 119 oder A N  457 AP 80.
,s Vgl. W illiam Burr, Marshall Planners and the Politics of Empire: The United States and 
French Financial Policy 1948, in: D iplomatic H istory 15 (1991) 495-522 (498).
19 Vgl. Aielvyn P. Leffler, N ational Security and US Foreign Policy, in: ders., D a v id  S. Painter 
(H rsg.), O rigins of the Cold War. An International H istory (London 1994) 15—52 (23 f., 37 f.); 
ähnlich Richard F. Kuisel, Seducing the French. The Dilemma of Am ericanization (Berkeley
1993)24.
20 M aurice Dejean, Note, 17.8.45, AM AE Y (1944/49) 19.
21 Vielsagend Jean Chauvel an Rene M assigli, 2. 9. 45, AM AE PA-AP 217/59 (Papiers Mas- 
sigli).
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W ille zutage, schnellstm öglich w irtschaftlich zu hellen, um die französische Lage 
vor dem Referendum und den Legislativwahlen zu entschärfen22.

Noch deutlicher als Präsident und Außenm inister wurden die Beamten des 
State D epartment. A lphand zufolge ließen säm tliche G esprächspartner verlauten, 
die Existenz eines starken Frankreich sei ein Axiom  am erikanischer Politik . Dies 
im pliziere ökonomische Restauration und eine aktive Rolle bei den internationa­
len N achkriegsregelungen. Vor allem aber läge ihnen daran, der französischen Re­
gierung „des satisfactions lui perm ettant de se consolider devant Fopinion fran- 
caise“ zu geben, da sie „redouteraient en effet l’arrivee au pouvoir d ’un gouverne­
ment d ’extreme gauche“23.

Die offensichtliche Beunruhigung über die Stärke des PCF sowie die dem on­
strative Bereitw illigkeit, in außenpolitischen Fragen die inneren Belastungen und 
elektoralen Bewährungsproben nichtkom m unistischer M inister und Parteien an­
gemessen zu berücksichtigen, boten Paris die M öglichkeit, innenpolitische 
Zwangslagen international zu nutzen. Starrsinnigkeit in Deutschlandfragen ge­
horchte fortan nicht mehr bloß einer inneren N otw endigkeit, sondern gleichzeitig 
der Chance auf lohnenswerten Einsatz nach außen. Der bevorstehende W ahl- und 
Referendenzyklus -  zwischen Ende A pril 1945 und Anfang D ezember 1946 
schritten die Franzosen elf M al zur W ahlurne -  bot ideale Anknüpfungspunkte, 
allgemeine Krisen-, PCF- und G erm anophobie-Argum entationen verstärkt in 
diplom atische Verhandlungen einzubringen.

D eutschlandpolitischen M axim alpositionen kam  dabei besondere Bedeutung 
zu. W irtschafts- und Sicherheitspräm issen der Vereinigten Staaten definierte allein 
W ashington, und innerfranzösische Zwangslagen mußten Paris am erikanischer 
M ild tätigkeit ausliefern, es zum passiven A lm osen-Empfänger degradieren. D age­
gen erlaubte striktes, glaubwürdiges Festhalten an traditionellen D eutschland­
ansprüchen und regierungsam tlichen M axim alism en, der D ringlichkeit von Kre­
diten und der U num gänglichkeit anderer Sicherheitskonzessionen N achdruck zu 
verleihen. Erst solche autonom einsetzbaren argum entativen Gegenpositionen 
verringerten die Gefahr einer A bhängigkeit ohne Rückendeckung.

Zentralverwaltungen und Industrieniveau

Faktisch banden die Vereinigten Staaten finanzielle und m aterielle H ilfen nicht an 
deutschlandpolitische Zugeständnisse. Dafür sprach bereits das Darlehen in Höhe 
von 550 M io. Dollar, das die Export-Im port-Bank am 4. Dezember 1945 ge­
währte. Seine Vergabe erfolgte gerade zw ei Wochen nach Beendigung der bilate­
ralen Gespräche über Rhein-Ruhr-K om plex bzw. Zentralverwaltungsstellen, nur

22 Vgl. Gespräche B idault mit Byrnes, 23. und 24. 8. 45, AM AE Y (1944/49) 19.
23 MAE, Dir. Amer., 3 1 .8 .4 5 , AM AE PA-AP 217/59; Resume des conversations de M. 
Alphand, 26. 8. 45, AN 457 AP 80.
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wenige Tage nach Veröffentlichung des Price-Berichts, der empfohlen hatte, alle 
diplom atische M acht gegen Paris einzusetzen, um den Stillstand im Berliner Kon­
trollrat zu beheben24. Dafür sprach aber auch das B lum -Byrnes-A bkom m en vom 
28. M ai 1946.

Anfang 1946 hatte die Provisorische Regierung um einen großzügigen Kredit 
nachgesucht, M itte M ärz nahm eine hochkarätige Delegation mit Leon Blum  an 
der Spitze und Jean M onnet als Verhandlungsführer in W ashington Gespräche 
auf, die sich über zwei Monate hinziehen sollten. Verlauf und Ergebnis waren 
mehr als sym ptom atisch für die bilaterale Beziehung.

A uf am erikanischer Seite sprachen sich General C lay, sein politischer Berater 
M urphy und Kriegsm inister Patterson während des gesamten Zeitraumes für 
Sanktionen gegenüber der französischen Führung aus. Das State Department 
blieb bei seiner Linie und lehnte ein solches Vorgehen ab. Stattdessen versuchten 
Byrnes und seine Beamten eher verständnisvoll, von Sinn und Zweck gesam tdeut­
scher Zentralverwaltungsstellen kaum mehr überzeugt25, B idault zu einem Ein­
lenken zu bewegen, versprachen höhere Kredite, boten Vorleistungen, etwa in der 
Saarfrage. Es schien ihnen ziem lich zweifelhaft „that economic pressure on the 
French, retarding rate of economic recovery, w ill prove successful in altering their 
basic national policies in favour of US v iew s“26.

Jefferson Caffery, als Botschafter in Paris zwischen O ktober 1944 und M ai 1949 
ständig bemüht, am erikanische und französische Interessen in Einklang zu brin­
gen, unterstrich mehrfach die W ichtigkeit um gehender W irtschaftshilfe, schilderte 
ausgiebig die desolaten Verhältnisse in Frankreich, die möglichen politischen 
R ückw irkungen und verwies mit Bestim m theit und Besorgnis auf die Anfang Juni 
1946 bevorstehenden Parlam entswahlen27. B yrnes w iederum  hob die W iderbor­
stigkeit des Kongresses in Kreditfragen hervor, instruierte aber seinen Botschafter, 
alles zu unternehmen, um dennoch eine m öglichst hohe Anleihe zuwege zu brin­
gen28.

A uf französischer Seite hatte B idault bereits im Vorfeld der B lum -M ission ab­
geklärt, daß zw ar handels-, nicht aber deutschlandpolitische K om prom ißbereit­
schaft an den Tag gelegt werden dürfe. Der Außenm inister war nicht bereit, für 
eine Finanzspritze, deren Höhe selbst bei beträchtlichen Konzessionen ungewiß 
geblieben wäre, die maximalistischen Trumpfkarten auszuspielen und die „dop­

24 Vgl. Patterson an B yrnes, 10. 12. 45 , F R U S 1945  (III) 9 17 . Paris nahm den B ericht nur 
bedingt ernst, vgl. B onnet an B idault, 30. 11 . 45 , A M A E  Z -E u rope (1944/49) A llem agne 75, 
und fand sich rasch bestätigt, vgl. M A E , Dir. A m er., N ote  p ou r le M inistre  üb er G espräch  
m it C affery , 25. 2. 46, A M A E  Y  (1944/49) 396.
25 Z u letzt D ie tm a r  Hiiser , Frankreich und die P otsdam er K onferenz. Die deutsche Einheit 
in französischer Perspektive, in: H ein e r  T im m erm ann  (H rsg.), Potsdam  1945. K o n zep t, Tak­
tik , Irrtu m ? (Berlin 1997) 5 9 -8 5  (7 8 ff.).
26 A cheson  an B yrnes, 13. 5. 46, F R U S 1946  (V) 7 7 8 f.
27 Vgl. C a ffe ry  an B yrnes, 1. 3., 4. 4., 1. 5., 2. 5. u. 7. 5. 46, F R U S 1946  (V) 5 0 9 ff., 421 f., 434, 
434  f. u. 446  L
28 Vgl. B yrnes an C affery , 9. 4. 46, F R U S 1946  (V) 425.
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pelte D eutschlandpolitik“ aufzugeben29. Selbstverständlich glaube er nicht an die 
Realisierung m axim alistischer Vorstellungen, gab er klipp und klar zu verstehen, 
doch sei die Deutschlandfrage „a question of strategy“; bei ausbleibender U nter­
stützung werde ein „unfortunate effect on the elections“ kaum auf sich warten las­
sen, und denkbar wäre selbst eine „Russian occupation of France“30.

Das am 28. M ai 1946 Unterzeichnete B lum -Byrnes-A bkom m en besaß Kom­
prom ißcharakter. Zutage trat vor allem die Komplexität kurz- und langfristiger 
D ependenzstrukturen. W ährend Washington durch eine Politik der kleinen Kre­
dite eine öffentlich sichtbare Annäherung deutschlandpolitischer Standpunkte 
langfristig präjudizieren konnte, w ar es im eigenen Interesse nicht m öglich, seine 
M achtstellung und finanzwirtschaftliche Überlegenheit kurzfristig in politische 
Pressionen um zuwandeln. Dagegen hatte Paris die Chance, durch ein Beharren 
auf maximalistischen G rundhaltungen kurzfristig  gewisse H ilfsleistungen zu er­
gattern, rückte aber m it dem Rekurs auf die U S-D ollar langfristig dem Punkt 
näher, an dem ein „offizielles E inschwenken“ in der „logique des choses“31 lag.

Doch soweit war es noch nicht. M omentan veranschlagten die Vereinigten Staa­
ten den möglichen frankreichpolitischen Preis deutschlandpolitischen D rucks als 
kontinentaleuropäisch zu hoch. Die D atierung der Ü bereinkunft auf den 28. M ai, 
fünf Tage vor dem W ahlgang, verstärkte den E indruck, es habe sich um ein Ge­
schenk für nicht-kom m unistische Parteien gehandelt32. Für den Q uai d ’O rsay 
gab es keinen einleuchtenden Grund, seine „doppelte D eutschlandpolitik“ auf- 
und seine M axim alpositionen aus der Hand zu geben.

D ie Karten lagen für beide Partner offen auf dem Tisch. Doch verteilten sich die 
Trümpfe w eiter dergestalt, daß potentielle A lternativen weniger attraktiv und ris i­
koreicher erschienen als die gewählten Optionen. D ie wesentlichen Verhand­
lungselemente bestanden fort: U rnengänge Anfang Jun i, M itte Oktober, M itte 
und Ende Novem ber sowie Anfang D ezember 1946, ein fürchterlicher W inter 
1946/47, H unger und Frost33, wachsende intragouvernem entale Proteste der 
kom m unistischen Partei bzw. -  nach dem Regierungsaustritt von Anfang Mai 
1 9 47 - extragouvernem entale M obilisierung gegen das Regime, ein nun auch par­
teipolitisch aktiv(istisch)er de Gaulle, der dem State Department antikom m unisti­
scher Rekurs und system erschütternde Gefahr zugleich war.

Es blieb bei am erikanischer Furcht vor Kommunisten und Chaos, bei französi­
schem K alkül zwischen Drohen und H inhalten, bei am erikanischen Reaktionen

29 Vgl. B idault an B lum , 28. 2 .4 6 ,  F ond ation  N ationale des Sciences Politiques, A rch ives  
d ’H istoire  C ontem porain c  (F N S P -A H C ) Papiers L eon Blum  4 BL 1 D r.6.
30 Vgl. M em orandum  o f C o n versa tion  b y  M atthew s, 1. 5. 46, F R U S 1946  (II) 204 ff.
31 B idault später v o r  d er C om m ission executive du M ou vem ent R epublieain Populaire  
(M R P), 2. 5. 47 , A N  350  A P  45 (Fonds M R P).
32 V gl. etw a B rie f K in dleberger an M ason u. G alb raith , 13. 8. 46 , zit. bei Danie l  Yergin,  D er  
zerb roch en e Frieden. D er U rsp ru n g  des K alten  Krieges und die Teilung Europas (F rankfurt 
a.M . 1979) 435 , A nm . 21.
33 Vgl. D ie tm a r  Hüser,  Ventres creux, m entalites collectives et relations in ternationales -  La 
faim  dans les rap ports franco-allem ands d ’apres-guerre , in: F ran c in e -D om in iqu e  L iechten -  
han  (FIrsg.), E urope 1946 . Entre le deuil et l ’espoir (Brüssel 1996) 1 4 1 -1 6 4  ( 1 4 7 f f .).
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zw ischen Zuckerbrot und Peitsche, schließlich bei einem französischen Selbst­
bewußtsein, das im Zuge des Kalten Krieges eher zu- als abnahm. Frankreich sah 
sich nicht als Almosenempfänger, lag doch der Rekonstruktionserfolg auch im 
politischen und wirtschaftlichen Interesse der Vereinigten Staaten34.

Das am erikanisch-französische Verhältnis in deutschlandpolitischen Fragen 
glich seit H erbst 1945 einem Pokerspiel mit M axim alpositionen, bei dem beide 
Seiten um den Bluff des anderen wußten. Frankreich verwendete sie in Kenntnis 
am erikanischer Sorgen um die Stabilität des Landes, die Vereinigten Staaten dage­
gen, um durch Schaffung vollendeter Tatsachen von einer möglichst guten Ver­
handlungsbasis aus Zugeständnisse machen und dam it Abhängigkeiten aufrecht­
erhalten zu können. Für Paris versprach eine vehemente Reaktion auf erwartete 
U S-Initiativen größeren N utzen als eigenes Vorpreschen mit differenzierten Real- 
zielvorschlägen, das doch nur die innenpolitische Lage angeheizt und die außen­
politische Ausgangsposition verschlechtert hätte.

Eine „Echternacher Springprozession“ w ar die Folge: drei Schritte vor, zwei 
zurück, und ein deutschlandpolitischer „Fortschritt“, mit dem sich die Franzosen 
inoffiziell bereits arrangiert hatten, dies offiziell jedoch erst nach gewissen w irt- 
schafts- oder sicherheitspolitischen Kompensationen zuzugestehen bereit waren. 
Ein M usterbeispiel sind die parallel zu den Pariser M arshallplangesprächen ge­
führten D iskussionen um die Erhöhung des bizonalen Industrieniveaus im Som­
mer 1947: intern erwarteter angelsächsischer Vorstoß am 16. Ju li, konsequente 
diplom atische Offensive Bidaults gegen die Beschlüsse, prompte Gesprächsbe­
reitschaft M arshalls und A kzeptanz eines D iskussionsvorbehalts, inform elle b ila­
terale Gespräche seit Ende Ju li, D reier-U nterredungen in London vom 22. bis 
zum  27. August.

Konzessionen berührten vor allem  die Ruhr, Frankreichs Prim ärziel: Zugriffs­
rechte auf die Kohle, B esitzstruktur der Gruben, Bindung westdeutscher W ieder­
aufbaufortschritte an die französischen und schriftlich fixierte Zusage, D eutsch­
land käme nicht in Genuß einer Rekonstruktionspriorität35. Den A m erikanern 
w ar von vornherein klar, daß die C lay-Robertson-V ereinbarungen Kompensati­
onsforderungen provozieren würden, den Franzosen, daß es für eine definitive 
Zusage zu einem elaborierten Projekt einer Internationalen Ruhrbehörde zu früh 
war. Am Ende war das Entgegenkommen beiderseitig36. Frankreich hatte nicht 
einmal seine Trumpfkarte der W estzonenfusion ausspielen müssen, um in der 
Ruhrfrage einen Verhandlungsschritt voranzukomm en.

34 V gl. M A E , D ir.E co., G espräch A lp hand /K en nan in Paris, 2. 9. 47, A N  80 A J  266  (C o m ­
m issariat du Plan).
35 Vgl. C om m un iqu e final franco-anglo-am ericain  en date du 28 aoüt 1947, zit. nach: La D o ­
cum entation Fran$aise, N otes docum entaires et etudes n° 737, Serie textes et docum ents 
(C L X , 1. 10. 47) 5 f.
36 D iffe ren z ie rt zu den Zugeständnissen in am erikanischer Perspektive Wilfr ied M ansba ch , 
Z w ischen M orgenthau und M arshall. D as w irtschaftspolitische D eutsch landkonzep t der 
U S A  1 9 4 4 -1 9 4 7  (D ü sseld orf 1996) 3 3 1 -3 3 6 .
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Obschon -  w ie B idault vor der M oskauer Konferenz dem außenpolitischen 
Ausschuß des Conseil de la Republique anvertraut hatte -  Frankreich nicht 100% 
von dem erreichen könne, was es fordere, verlöre es doch 100%, wenn es sich 
ohne Um schweife auf die Position des Verhandlungspartners einließe. Er glaube 
aber, daß es mit H ilfe der öffentlichen M einung nicht zu 100% nachgeben 
werde37. Die D urchsetzung von „environ 50% avec ceux qui ont bien voulu 
essayer de nous com prendre“ zuzüglich des Saarwirtschaftsanschlusses, die der 
A ußenm inister später auf sein taktisches Geschick verbuchte38, sind schwerlich 
nachweisbar, zu 100% kapituliert hatte er jedenfalls nicht.

D ie M oskauer A ußenm inisterratstagung, die U nterredungen über das w est­
deutsche Industrieniveau sowie die Verhandlungen über M arshallplan, Brüsseler 
Pakt und N ATO -Vertrag hatten den Kalten Krieg verschärft uncl den m odifizier­
ten Ansatz am erikanischer Europapolitik im plem entiert. Entscheidend w ar eine 
„balance between the urgent needs of France and the urgent needs of G erm any“39. 
Für die Pariser Führung bedeutete eine solche G leichsetzung zw ei Jahre nach 
Ende des Zweiten W eltkrieges einen Schock. Sie spitzte sich zum Trauma eines 
möglichen deutschen Vorrangs beim W iederaufbau zu, erlaubte freilich weiterhin, 
dezid iert die fatalen Konsequenzen einer Ü bervorteilung Frankreichs gegenüber 
dem östlichen N achbarn zu betonen.

W ashington stand deutschland- und  frankreichpolitisch unter H andlungs­
druck. Das D ilemma war, den W iederaufbau W estdeutschlands vorantreiben und 
für W esteuropa ertragreich gestalten zu w ollen, dies allerdings gleichzeitig den 
dort vielfach krisengeschüttelten und sicherheitsfrenetischen Politikern und 
Ö ffentlichkeiten schmackhaft machen zu müssen40. Damit blieb es bei am eri­
kanischen Rücksichtnahm en und begrenzten Anwendungsm öglichkeiten von 
Z wangsm itteln wie auch bei französischer K ultivierung einträglicher Verhand­
lungsmuster. Ziel w ar zum einen das D urchsetzen deutschlandpolitischer Real­
ziele, zum anderen das Einlenken der westlichen H egem onialm acht, durch w irt­
schaftliches und m ilitärisches Engagement ein „empire by invitation“ in der Alten 
W elt zu begründen41, im nationalen Interesse wohlgem erkt.

37 V gl. D irection  des A rch ives du Senat (D A S) C om . A ff. fit r. 26. 2. 47.
38 V gl. S A A N  C om . A ff. fitr. 9. 6. 48.
39 Vgl. M inutes o f conversation  M arshall/A u nol, 6. 3. 47, F R U S 19 4 7  (II) 1 9 0 -1 9 5 ; E ntretien  
R am adier/M arshall, H otel M atignon, 6. 3. 47, A M A E  B A m eriq u e (1944/52) fita ts-U n is 120.
40 Vgl. die JC S  1769/1, U nited States assistance to o th er countries, 20. 4. 47, in: T homas H. 
Etzold, J o h n  Lew is  Gaddis  (H rsg.), C ontain m en t. D ocum ents on A m erican  P olicy and S tra­
tegy 1 9 4 5 -1 9 5 0  (N ew  Y ork  1978) 7 1 -8 3  (73 f.).
41 U n ter Bezugnahm e auf Lundestad zu letzt J o h n  Lewis Gaddis,  W e N o w  K now . R ethinking  
C o ld  W ar H is to ry  (O x fo rd  1997) 49  ff.
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Marshallplan und Nordatlantikpakt

Je mehr sich der Kalte Krieg erhitzte, umso mehr lag den Vereinigten Staaten an 
einer öffentlichkeitsw irksam en Isolierung der Sowjetunion. Schon seit Sommer
1946 w ar sich der Q uai d ’O rsay des Ansinnens bewußt, Frankreich auch offiziell 
enger in den angelsächsischen D unstkreis zu ziehen, doch schon aus innenpoliti­
schen Erwägungen galt dies dort als unm öglich42. Genau w urde beobachtet, wer 
sich wann gegen wen in W ashington durchsetzte, als die H altung der Folgemonate 
zw ischen D ruckandrohung und K onzilianz schwankte.

Am erikanische Vorstöße zugunsten eines Zusammenschlusses der westlichen 
Besatzungsgebiete erlaubten Paris „by virtue of its vu lnerab ility“43, realzielorien- 
tierte D eutschlandbedingungen für den Fall einer Fusion zu konkretisieren: m ög­
lichst weitreichend dezentralisierte politische Strukturen, definitiver w irtschaft­
licher Anschluß der Saar, befriedigende Lösung für die F inanzierung des abseh­
baren trizonalen H andelsbilanzdefizits, fortgesetzte Bewahrung gew isser besat­
zungsökonom ischer Vorteile im deutschen Südwesten, vorherige Übereinkunft 
zu R uhrkontro lle, Industrieniveau und Kohleverteilung sowie dauerhafter Ver­
bleib am erikanischer Truppen in Deutschland, eine A llianz als m ilitärische Ergän­
zung zum  ökonomischen Engagement.

Für Frankreich waren Interimshilfe und M arshallp langelder von überragender 
Bedeutung, finanzwirtschaftlich w ie w irtschaftspsychologisch. Als „aide im m e­
diate qui permet de faire face ä une situation aigue“44 sorgten sie zunächst für 
erw eiterte H andlungsspielräum e. Dann stärkte das Projekt das Selbstbewußtsein 
nichtkom m unistischer Kräfte gegenüber PCF und CGT, längst bevor die ersten 
Lieferungen erfolgten. Schließlich gestattete das Ausmaß der H ilfsleistungen 
sowie die A rt ihrer Verwendung eine rasche Verw irklichung des ehrgeizigen 
M onnetschen M odernisierungsplanes45. Es hielt den Glauben an einen rascheren 
W iederaufbau im Vergleich zum deutschen halbwegs aufrecht, beschleunigte ihn 
zum indest und verbreiterte die ökonomische Basis der „trente glorieuses“.

N icht w eniger bedeutsam, als für Paris der M arshallp lan selbst, w ar für Wa­
shington eine französische Beteiligung am Projekt. Einmal stand die uram erikani- 
sche Idee Pate, Produktivität bilde ein dem okratietheoretisches Konzept und 
W irtschaftswachstum  entziehe dem M arxismus den N ährboden46. G leichzeitig

42 Vgl. C h au vel im G espräch mit C affery , 1 1. 6. 46, F R U S 1946  (V) 5 6 6 f. D ru ck  au f F ran k­
reich -  fü hrte  C hau vel w eiter aus -  könne n u r das G egenteil dessen bew irken, w as sich die 
V ereinigten Staaten erhofften .
43 V gl. L aw r en c e  S. Kaplan , The U nited States and N A T O . The F orm ative Years (Lexington  
K Y  1984) 26.
44 E N A -V o rtrag  vo n  Pierre M endes France, 8. 1 .4 8 ,  in: ders.,  O eu vres com pletes, Bd. 2 
(Paris 1 9 8 4 ) 2 1 6 -2 2 0  (217).
45 V gl. J e a n  M onnet,  M em orandum  fü r B idault, 28. 06. 48, A N  4 57  A P  22; rückblickend  
M inistere  des Finances, L/aide accordee ä la France par les E tats-U nis d ’A m eriqu e, 1. 2. 56, 
S A E F B  18220 .
46 Z u letzt Charles  S. Maier,  Prem ises o f  the R eco very  Program , in: Le Plan M arshall et le 
relevem ent econom ique de l’Europe, C o llo q u e  tenu ä B ercy (Paris 1993) 15 -2 8  ( 2 0 f f ,  27).
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erschien ohne französische Zufriedenstellung der westdeutsche Europäisierungs- 
prozeß aussichtslos und die am erikanische Integrationsstrategie47 ebenso zum 
Scheitern verurteilt w ie die öffentlichkeitsw irksam e Ausgrenzung der Sow jet­
union. In W estdeutschland lag der w irtschaftliche Schlüssel für europäische R e­
konstruktion, in Frankreich der politische Schlüssel für einen deutschen W ieder­
aufbau im europäischen Rahmen. Es avancierte letztendlich nach G roßbritannien 
zum zweiten Empfängerland für M arshallp lanhilfe und erhandelte sich den inve- 
stitions- und produktivitäts- statt konsum entenorientierten Einsatz der Gegen­
wertm ittel.

Paris betrachtete die Gelder als nationale Befreiungskredite, die es -  w ie Jean 
M onnet gehofft hatte -  auf lange Sicht erlaubten „de produire plus, de vivre 
mieux, de nous reequiper et, finalement, d ’assurer notre independance“48. Der 
Q uai d ’O rsay behielt seine Trümpfe fest in der Hand: hexagonale Regim ebedro­
hung durch öffentliche Germanophobie und kom m unistische H egem onie einer­
seits, m aximalistische Deutschlandpositionen und ein Besatzungsgebiet als Trizo- 
nenpfand. Frankreich hatte sich nicht zu letzt deshalb achtbar aus der Affäre gezo­
gen, w eil es im Bewußtsein wechselseitiger A bhängigkeit als schw ieriger Partner 
der Vereinigten Staaten auftrat.

Langfristige am erikanische Truppenpräsenz in Europa bildete schon früh ein 
französisches N achkriegsziel, und sein G ewicht nahm zu. Es mündete in den Ver­
such, deutschlandpolitische Zugeständnisse an Garantien im Rahmen einer atlan­
tischen M ilitärallianz zu binden. Erste konkrete Demarchen unternahm  Bidault 
Ende 1947 gemeinsam mit seinem britischen Am tskollegen Ernest Bevin49. Der 
Brüsseler Pakt im M ärz 1948 blieb eine Etappe, konnte Bidaults Bedürfnis, als 
gleichberechtigter Partner dem angelsächsischen Klub beizutreten, nicht befriedi­
gen50.

Zunehmend sah sich W ashington genau in dem Dilemma, das finanz-ökonom i­
scher Beistand hatte verhindern sollen: ohne dauerhaftes m ilitärisches Engage­
ment erfolgreiche Sicherheitspolitik im Sinne einer „doppelten E indäm m ung“ zu 
betreiben, dam it eine allseits akzeptierte westdeutsche E inbindung in den Rekon­
struktionsprozeß und einen M achtausgleich zwischen W esteuropa und der So­
w jetunion zu gewährleisten. Stattdessen drohten nun die ERP-M ittel aufgrund 
steigender europäischer Verteidigungsausgaben w irkungslos und zweckentfrem ­
det zu verpuffen. Es galt, über m aterielle und psychologische M ilitärh ilfe in 
Form von Ausrüstungsgegenständen bzw. einer „concrete m ilitary alliance 
[against the Soviet attack] w ith  definite promises to do definite things under cer­

47 D azu M icha e l  j .  H ogan ,  The M arshall-P lan . A m erica, Britain, and the R econstruction  o f  
W estern E urope 19 4 7 -19 5 2  (Cam bridge 1987) 2 6 -5 3  sow ie die Schlußbetrachtung „Am erica  
made the E uropean w a y “, ebd. 4 2 7 -4 4 5 .
48 Vgl. Jean M onnet, N ote sur les credits exterieurs, 11 . 11 . 47, A N  80 A J  266.
49 Vgl. Entretiens Bidault/M arshall, M arshall/Bevin, Bevin/Bidault, 17 .12 .47 , A M A E  Y  
(1944/49) 229.
50 Vgl. Pierr e  G erb e t  e.a., Le relevem ent 1 9 4 5 -1 9 4 9  (Paris 19 9 1)  3 5 8 f.
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tain circum stances“51 nachzudenken. Im State Department waren die M einungen 
geteilt.

Am 20. M ärz 1948 begann die zw eite Phase der Londoner Sechs-M ächte-Kon- 
ferenz über die Zukunft W estdeutschlands, und das Thema „atlantische A llianz" 
erlangte zunehmende Relevanz als Verhandlungselement. Die entscheidende 
Frage w ar „de savoir jusqu ’oü le Gouvernement des Etats-Unis est dispose ä s ’en- 
gager“52. Als eine französische „last-m inute pressure cam paign“53 die Konferenz­
ergebnisse zu konterkarieren drohte, traf sie zw ar auf taube Ohren des State De­
partm ent, was das Ruhrproblem  anbelangte, doch wartete M arshall m it Zusagen 
für m ilitärischen Beistand auf. N icht französische Rückzugsgefechte und kom ­
pensationslose D eutschlandkonzessionen dank US-Pressionen mit der „M arshall­
p lanw affe“ kennzeichneten die Sechs-M ächte-Verhandlungen in erster L inie, eher 
ein für Frankreich alles in allem achtbares Resultat mit steigenden Aussichten auf 
eine atlantische M ilitärallianz54.

Die konkrete A usgestaltung war allerdings längst nicht geklärt, und der Weg 
führte keineswegs zwangsläufig zum N ordatlantikpakt. Erst die am 23. Jun i 1948 
beginnende Berlin-B lockade sollte den Weg frei machen für eine integrierte euro­
am erikanische Verteidigungsorganisation. Frankreichs kom m unistische Karte 
und Trizonentrum pf waren intakt. Der Kohlestreik von Oktober/November
1948 hatte neuerlich am erikanische Sorgen um einen U m sturz genährt, und mehr 
und mehr wurde deutlich, daß nur „a pact of this nature would give France a 
greater sense of security against G erm any as w ell as the Soviet U nion and should 
m aterially  help in the realistic consideration of the problem of G erm any“55.

M it der Unterzeichnung von N ordatlantikpakt, Besatzungsstatut und R uhr­
statut im A pril 1949 erfolgte aus französischer Sicht die U m setzung der Vanden- 
berg-Resolution und die prinzipielle Zustimm ung zur B ildung der Trizone und 
der internationen Ruhr-K ontrollbehörde. Zwar enthielt A rtikel 5 des NATO- 
Vertrages keine automatische Beistandsklausel, zw ar blieben Grad und Verbind­
lichkeit des am erikanischen Einsatzes vorerst offen, zw ar herrschte in W ashington 
selbst w eiterhin  eine eher restriktive Paktauslegung vor, doch konnte am m ilitäri­
schen Engagement der Vereinigten Staaten in der A lten Welt sowie am Ende des 
Isolationism us kein Zweifel mehr bestehen.

Den Pariser Akteuren galt die N ATO -G ründung als Erfolg. Die Verhandlun­
gen zwischen Anfang Ju li 1948 und Anfang A pril 1949 hatten sich durchaus nicht 
als eine Geschichte der ständigen U nterordnung erwiesen. W iederum ließen sich 
vielerlei Positionen gegen die ursprüngliche Renitenz der Am erikaner durchset-

51 V gl. C a ffe ry  an M arshall üb er G espräch m it B idault, 2. 3. 48 , F R U S 1948  (III) 3 4 f.
52 Vgl. B idault an M assigli, 22. 4. 48, A M A E  Y  (1944/49) 304.
53 Vgl. M arshall an D ouglas, 11 . 5. 48, F R U S 1948 (II) 233 f.
54 Vgl. P ierre de Leusse, N ote, Le prob lem e de la securite et la C onference  de Londres, 4. 6. 
48, A M A E  Y  (1944/49) 306.
55 M em orandum  o f C on versation  by A cheson , 14. 2. 49, F R U S 1949 (IV) 108 ff. (109).
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zcn56. Im Ergebnis bot die NATO Frankreich bem erkenswerte Vorteile: eine 
Sicherheitsgarantie für das westliche Europa gegen potentielle deutsche w ie so­
wjetische Angriffe; eine G ewährleistung am erikanischer Truppenpräsenz auf dem 
Kontinent; eine Strategie, die vorsah, sowjetische Attacken schon in Deutschland 
statt an den Pyrenäen bzw. der Kanalküste zu stoppen; eine A usw eitung der S i­
cherheitszone auf den M ittelm eerraum  durch die M itgliedschaft Italiens sowie die 
E inbeziehung der A lgerien-D epartem ents.

Überdies sagte W ashington ein M ilitärhilfeprogram m  zu, das gleich nach der 
Präsentation des A tlantikpakts dem Kongreß unterbreitet w erden sollte. Damit 
ließ sich französischen Verpflichtungen im Rahmen der W esteuropäischen U nion 
nachkommen, vor allem gestattete es, Kriegsgerät in den K olonien einzusetzen, 
ohne die ökonomischen M odernisierungspräm issen zu untergraben. N icht anders 
als Frankreich gut ein Jah r später mit dein Schumanplan Supranationalität im 
Sinne nationalstaatlicher Prämissen zu instrum entalisieren w ußte, nutzte es mit 
der NATO ein atlantisches Verteidigungsbündnis auch zugunsten im perialer Ziel­
perspektiven57. Im Zuge des Koreakrieges involvierte es die Vereinigten Staaten 
trotz nachdrücklicher W arnungen aus dem Pentagon in den Indochina-Kon- 
flikt58, sah sich freilich zugleich mit der Debatte um einen bundesdeutschen Ver­
teidigungsbeitrag konfrontiert.

Die „Politik des schwierigen Partners“

Ohne Frage trugen innenpolitische Zwänge und deutschlandpolitische H artnäk- 
kigkeit dazu bei, den Weg der Vereinigten Staaten in eine nordatlantische Sicher­
heitsgemeinschaft zu forcieren und günstige Vertragsdetails und D urchführungs­
bestimmungen zu erzielen59. Angesichts französischer „dollar gap“ und „power 
gap“ waren M arshallp lan und nordatlantisches Bündnis auch Erfolge Pariser 
N achkriegsdiplom atie. Die Franzosen waren sich bis zu letzt des Trizonentrum p- 
fes bewußt. „Quant ä la possibilite d ’une action separee en b i-zone“, w ie Koenig, 
aber nicht nur er, erklärte, „je n ’y  crois absolum ent pas“60.

56 \M . Rene  Girault, R ob e r t  Frank, J a cq u e s  Thobie ,  H istoire  des relations in ternationales. 
La lo i des geants 5 9 4 1 -19 6 4  (Paris 1993) 133 .
57 Ä h n lich  W olfgang Kr ie g e r ,  A m erican  Secu rity  P o licy  in E urope before N A T O , in: Francis 
FI. Heller,  J o h n  R. G il l ingham  (H rsg.), N A T O . The F oun dation  o f the A tlan tic  A lliance and  
the In tegration  o f E uropa (L on don  1992) 9 9 - 1 2 8  ( 1 0 0 f.); Bea tr i c e  H euser ,  In troduction, in: 
dies., R ob e r t  O ’Neill  (H rsg.), Securing Peace in E urope 1 9 4 5 -1 9 6 2 . T houghts fo r  the Post- 
C o ld  W a r Era (O x fo rd  1992) 1 - 1 3  (4 f.).
58 V gl. R ob e r t  Buzzanco ,  Prologue to Tragedy. U.S. M ilita ry  O p p o sitio n  to In tervention  in 
V ietnam  1 9 5 0 -1 9 5 4 , in: D ip lom atic H isto ry  17  (1993 ) 2 0 1 -2 2 2  ( 2 0 6 f.).
59 Vgl. auch Klaus S chw ab e ,  The O rig ins o f the U nited  States’ Engagem ent in E urope 19 4 6 — 
1952, in: Heller, G il l ingham  (H rsg.), N A T O  1 6 1 - 1 9 2  (175).
60 V gi. K oen ig  an Schum an, 14 .2.49, A M A E  Z -E u rope (1944/49) A llem agne 8 1 ; m ehrere  
w eitere  H inw eise, vgl. ebd.
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G ewiß sind die Vereinigten Staaten nicht nach Europa hineingeschlittert, gewiß 
beruhte das Engagement nicht auf idealistischen A nwandlungen. W ashington 
hatte eigene Interessen und Pläne, eine durchaus kreative Friedens- und eine 
durchaus expansiv angelegte Sicherheitskonzeption als Lehre aus zwei W eltkrie­
gen61, und in beiden war Frankreich kontinentaler A ngelpunkt. Dennoch sind 
am erikanische Grundhaltungen bei Kriegsende und M odifizierungen im Zuge des 
O st-W est-K onflikts, dennoch ist der Um gang mit der deutschen Frage im Ver­
gleich zu anderen durch Paris m itbestimm t worden. Zentrum und Peripherie 
standen in ständigem  Austausch, unterlagen ständigen W echselwirkungen.

Frankreichs prekäre Lage im Inneren spielte eine zentrale Rolle. Latente am eri­
kanische Furcht vor kommunistischem U m sturz und Dominoeffekt machte sie zu 
einem w ichtigen Argument. Als kaum  w eniger bedeutend erwies sich ein Ver­
handlungsansatz, der maximalistische D eutschlandforderungen trotz offensichtli­
cher Zweck- und Chancenlosigkeit glaubhaft pflegte und offizielle Positionen erst 
bei garantierten Gegenleistungen graduell räumte. Zwar erlaubte es selbst das Zu­
sam m enwirken von öffentlicher G ermanophobie, kom m unistischer Gefahr und 
deutschlandpolitischen M axim alism en nicht, der U S-A dm inistration den eigenen 
W illen aufzuzw ingen oder eigene Ziele ohne Abstriche zu verw irklichen. Doch 
halfen sie, daß auch W ashington dies nicht gelang.

Gegenüber dem östlichen N achbarn kam es letztendlich zu Ergebnissen, mit 
denen Paris leben, mit denen es realistischerweise rechnen konnte. Die B ilanz fiel 
gew iß nicht durchweg positiv aus, gemessen an der A usgangslage jedoch ebenso­
w enig durchweg negativ: eine w irtschaftliche A ngliederung der Saar, eine halb­
wegs befriedigende Ruhrlösung, ein leidlich dezentralisierter westdeutscher Staat, 
eine prioritäre Beteiligung am M arshallp lan, eine passable atlantische Verteidi­
gungsorganisation sowie Vorbehaltsrechte im Rahmen des Besatzungstatuts. Eine 
w irtschaftliche Vorrangstellung mochte Frankreich nicht gelingen, doch über­
nahm es spätestens mit dem Schumanplan eine jahrzehntelang unangefochtene 
politische Führungsrolle auf dem Kontinent und tarierte die absehbare finanz­
wirtschaftliche Überlegenheit der Bundesrepublik im „equilibre des desequili- 
bres“ aus. Faktisch gingen Dominanz und Integration Eland in Hand.

Frankreichs „doppelte D eutschlandpolitik“ w ar eine A ntw ort auf die seit A l­
gier diskutierte Frage, w ie es denn gesam tpolitisch am profitabelsten mit der eige­
nen m achtpolitischen Schwäche umgehen solle. Das schließlich verfolgte Kalkül 
des schw ierigen Partners w urzelte einmal im M ünchen-Trauma der N achkriegs- 
eliten, zum anderen im erfolgreichen de Gaulleschen „Nein, danke“ der W ider­
standsjahre, das B idault alsbald in ein „Ja, aber“ um wandeln sollte. N ur wenn 
Frankreich nach Befreiung und Kriegsende -  so schien es -  maximalistisch auftrat, 
nur wenn es die eigene Schwäche als Verhandlungselement ignorierte, nur wenn es

61 D azu auch M icha e l  H. Hunt,  Id eology and U .S. F oreign P o licy  (N ew  H aven 1987) 150— 
153.
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die Trümpfe des „Kleinen“ gegenüber dem „Großen“ möglichst lange konser­
vierte, ließen sich Realziele vielleicht ansatzweise verw irklichen62.

Gerade deshalb hatte Bidaults Devise „il faut tenir les Am ericains sans les per- 
dre“63 ein langes Leben, weit über die Frühphase des Kalten Krieges hinaus. Sie 
verweist auf grundlegende diplom atische Prämissen des schwächeren Partners in 
einer bilateralen Beziehung struktureller A sym m etrie. Und hatte nicht bereits 
M achiavelli festgestellt: „Aus niederem Stand gelangt man zur Größe eher durch 
Betrug als durch G ewalt. . . .  Oft täuscht man sich, wenn man durch Bescheiden­
heit den H ochm ut zu besiegen g laubt.“64

62 V gl. D ietm ar  Hüser,  P o litik  kalku lierter P ro vo k atio n  im Zeichen stru ktu re ller A sy m m e ­
trie -  Frankreich und die Vereinigten Staaten, die deutsche Frage und der K alte K rieg  19 4 0 -  
1950 , in: Francia 27/3 (2000), im Erscheinen.
63 G eorges B idault rückb lickend v o r  dem M R P -E xekutivausschuß, 7. 12. 50, A N  350  A P  49.
64 Nicco lo  Mach iave l l i ,  13. u. 14. K apitel im 2. Buch d er R ede üb er die erste D ekade des Titus 
L ivius, in: Politische B etrachtungen über die alte und die italienische G eschichte, hrsg. v. 
Erwin Faul  (K ö ln , O pladen 21965) 17 0 -17 3 .





John Gillingham 

Jean Monnet and the New Europe

W hat did Jean M onnet contribute to the creation of the N ew Europe? That is a 
simple, though much studied, question. Two im portant M onnet biographies have 
appeared in the past few years, one a thousand page, hexagonal work by Eric 
Roussel, the other an elegant insider’s account by Francois D uchene1. The volume 
of papers, articles, and monographs about the form idable Frenchman also con­
tinues to expand impressively, and successive co lloquia occur in apparently un­
ending procession. A recent one, which took place in 1997 in Paris, produced over 
tw enty scho larly papers about episodes in his career2. T hey shed new light on Jean 
M onnet’s role in reconciling Germany and France after 1945 and illum inate cer­
tain of the changes thanks to which the post-W orld W ar II settlement did not 
m erely repeat the disastrous m istakes of the previous one. In examining this cen­
tral issue, the present essay aims to contribute something to an overall assessment 
of the m an’s life and work.

The current trend in M onnet literature is hard ly revisionist, indeed at times 
approaches the hagiographic. The M onnet that emerges from it is a person of im ­
mense determ ination and force of character; a v isionary; a mover of men, ideas, 
and institutions; someone possessed of vast experience, considerable expertise in 
how to get things done, great gifts as an inside operator, and an extraordinary 
pow er to persuade the movers and shakers of his age to act on his behalf. To his 
most ardent devotees he is, quite simply, I’Inspirateur.

To understand the nature and scope of M onnet’s influence, one must know  
something about his long and distinguished career as a public figure3. It began in 
A ugust 1914 at age tw enty-six , when the determ ined young man, after having 
w ith  the help of an influential friend arranged an audience w ith the Prime M inister 
of France, predicted to the astonished elder statesman that economics, not battle­
field heroics, would determ ine the outcome of the war. The follow ing day M onnet 
received orders to set up a jo int purchasing m ission w ith the British. That organ­

1 Eric R ou sse l , Jean M onnet, 1 8 8 8 -1 9 7 9  (Paris 1996); Francois D u ch en e ,  Jean M onnet: The 
First Statesm an o f Interdependence (L ondon 1994).
1 Jean M onnet, l ’E urope et les chem ins de la paix, Paris 2 9 -3 1  mai 1997 (organise par l ’ ln sti-  
tut P ierre R en ouvin  de l’U n ivcrsite  de Paris I, L’Institut H istorique A llem and et La Fonda- 
tion Jean M onnet p o u r l ’E urope, Lausanne).
3 J e a n  M onne t ,  M em oirs (L on don  1978).
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ization eventually enabled the allies to m onopolize world shipping and provision 
their armies from overseas. M onnet’s engagement in public affairs ceased shortly 
before his death in 1979 at age ninety, by which time he had been proclaim ed by 
the European Council the first (and is still the on ly) H onorary C itizen of Europe.

Between those two dates M onnet acquired a depth and variety of experience 
that few men of his generation could equal. To touch on only a few salient points 
in his career, M onnet served as deputy to the Secretary General of the League of 
N ations in the early 1920’s and, later in the decade, as head of European oper­
ations for B lair & Co., a W all Street bond underwriter. D uring the Depression he 
tried and failed to take over the Bank of Am erica, liquidated the fallen Krueger- 
Toll match empire, and launched an am bitious but disastrous project for an Asian 
development bank w ith partners from the Kuomintang.

The year 1938 proved a turning point in M onnet’s life4. Instead of rebuilding his 
ruined finances, he launched a successful one-m an campaign to persuade the 
French government to begin massive purchasing of Am erican aircraft for the w ar 
he expected to break out in the near future, and in the follow ing year crossed the 
A tlantic to handle order placement5. A fter the Fall of France, instead of jo in ing 
General de G aulle in London, he secured an appointm ent as second-in-comm and 
of the British Lend-Lease committee in W ashington. In 1943 he became trade 
m inister in the French Provisional Government in A lgiers6. In 1946 M onnet was 
named Commissaire of the Plan de Modernisation et d ’Equipem ent- the so-called 
M onnet Plan7. Four years later he m asterm inded the Schuman Plan, directed the 
negotiations that led to the creation of the European Coal and Steel Com m unity, 
and eventually served as President of its Fligh A utho rity8. M onnet also authored 
the Pleven Plan for a European Defense C om m unity and was the prime mover of 
the EURATO M  proposal incorporated into the Treaty of Rome creating the 
European Economic Com m unity. F inally, the by-then famous senior statesman 
inspired President K ennedy’s Grand Design as w ell as the M ultilateral Force pro­
posal upon which it rested. M onnet continued to w ork tirelessly in Bonn, Lon­
don, and Paris as eminence grise for Europe until w ell into the final decade of his 
life9.

M onnet stands as a protean figure, but his greatest achievements belong to the 
formative years after 1945. It was then that the tradition of economic planning 
took hold in France, then too that Europe’s “first supranational institution” arose 
from the Schuman Plan as a vehicle of Franco-G erm an reconciliation and a prim e 
mover of integration diplomacy. It was then finally that, thanks in no small w ay  to

4 D uch en e ,  op.cit., 61.
5 J o h n  McV. Haight,  A m erican  A id  to France (N ew  Y ork  1970).
6 Andre  Kaspi,  La M ission de Jean M on net ä A lg e r m ars-octobre  1943 (Paris 1971).
7 M ich e l  Margairaz,  La M ise en oeuvre du Plan M onnet, in: B. Cazes and Ph. M ioche ,  M o ­
dernisation  ou decadence? (U. de P rovince 1990).
8 J o h n  G il l ingham ,  C oa l, Steel, and the R eb irth  o f E urope: The G erm ans and French from  
Econom ic C o n flic t to  E uropean C om m u n ity  (C am bridge 1991).
9 R icha rd  M ayne ,  ] e i n  M onnet: Eminence G rise  fo r  E urope (unpublished m anuscript, 1975).
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his efforts, the A tlantic A lliance -  indispensable prerequisite for the new d ip lo ­
matic era in Western Europe -  solidified. One cannot say that w ithout M onnet the 
French and Germans w ould not have reconciled, nor that integration would never 
have taken place, nor even that a m ilitary pact between the U nited States and the 
West European nations m ight not have developed into an ocean-spanning com­
munity. Yet it is hard to imagine how those things would otherw ise have hap­
pened. It is well w orth asking w hy M onnet succeeded where others did not.

The answer is not obvious. M onnet built no im portant institutions, w ith the 
exception of the French Plan, and even it developed other than as he had foreseen. 
General de Gaulle correctly described the abortive M ultinational Force proposal 
as a m ultinational farce. EURATOM  got off the drafting board, but proved a non­
starter10. The European Defense C om m unity was a bad idea -  anti-parliam entary, 
a source of diplom atic conflict, and an unwelcom e and costly distraction from the 
real w orld  -  though for a Federal Republic eager for respectability it served as a 
useful sm okescreen11. The European C oal and Steel Com m unity, while a d ip lo ­
matic trium ph, was econom ically dysfunctional and quite properly disregarded as 
a model in the negotiations that led to the form ation of the European Economic 
Com m unity in 1958l2.

N or did M onnet found a party, movement, or school. A lthough insightful, able 
to draw  on his wealth of experience, and open to new ideas, he was less an original 
thinker than an “original doer”. His special method was to w ork outside of gov­
ernmental structures, bureaucracies, and official channels, while alw ays rem aining 
close to centers of decision-m aking. His greatest gift was an uncanny ab ility  to 
persuade powerful men to champion what he stood for. Yet M onnet could “in­
sp ire” on ly when the situation permitted.

The key to M onnet’s influence in postwar Europe was the American connec­
tion, as for example w ith  the French Plan. Proposals for something like a Plan de 
Modernisation et d ’Equipement featured prom inently in the preparations for re­
construction and development undertaken under the auspices of both the V ichy 
and London governments, as well as in the programs of the Resistance13. Pierre 
Mendes France and Georges Boris, the two previous commissaires, were techni­
cally better qualified than M onnet to direct such an organization. His ace in the 
hole was access to dollars: he managed to have nearly half of France’s M arshall 
Plan aid earm arked for Plan investment projects that, given the fierce competition 
for scarce resources, the French Cham bre would never have funded14.

10 Antonio Varsori, E uratom , une organisation qui echappe ä Jean M on net (unpublished  
m anuscript from  “Jean M onnet, l ’E urope et les chem ins de la p aix”).
11 J o h n  G il l ingham ,  A m erican  M onnetism  and the E uropean C oal-S tee l C o m m u n ity  in the  
Fifties, in: Jou rn a l o f Integration H istory  I (1/ 1955) 26.
12 Gil l ingham ,  C o a l, Steel, op.cit, 2 9 9 -3 6 3  (C h .6: The Success o f a Failure).
13 Ibid. 73; R icha rd  E Kuise l,  C apitalism  and the State in M od ern  France (C am bridge 1983).
14 I rw in  M. Wall, The A m erican M arshall Plan M ission in France, in: R en e  Girault  and M au­
r ic e  L e v y -L eb o y e r  (eds.), Le Plan M arshall et le relevem ent econom ique de l’E urope (Paris
1 9 9 3 ) 1 3 3 -1 4 3 .
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The Am erican connection was also M onnet’s main source of strength in the 
Schuman Plan negotiations. Proposals for a West European heavy-industry pool 
had been commonplace in economic d ip lom acy since the 1920s and were a staple 
item in the postw ar planning not only of France but of the other European nations 
and the U nited States as w e ll15. The fam iliarity  of such coal-steel proposals ac­
counts in part for the enthusiastic reception given the Schuman Plan announce­
ment. Yet the French feared Germany, and the Germans demanded equal treat­
ment w ith  the French. Am erican support enabled M onnet to square the circle and 
conclude negotiations for the European Coal and Steel C om m unity successfully.

M onnet’s power waned as Europe recovered and A m erica’s importance de­
clined. The European Defense Com m unity, EURATO M , and the M ultilateral 
Force all failed. M onnet was moreover never as influential in Bonn or London as 
in W ashington, and in Paris he often had trouble even getting a hearing. But if all 
doors in Europe had in fact been open to him at some point, his greatest impact 
would still have been in the recovery period. Seldom have so few hands held so 
much pow er as in W ashington after 1945. In his later role as “Senior Statesman for 
Europe”, M onnet was, to be sure, hard ly  a spent force: from the late 1950s to the 
1970s he was a fount of new ideas for ty ing  together the nations of the continent. 
He had a major influence on, among others, Edward Heath, H elm ut Schmidt, and 
Valery G iscard d ’Estaing, and he continued to attract new disciples eager to apply 
his “ lessons” to policy. After the m id-1950s, however, he no longer had a hand in 
m aking the big decisions.

M onnet learned how to refashion Europe in w artim e W ashington16. A rriv ing as 
British Lend-Lease representative after the Fall of France, during the period of 
A m erican neutrality, he witnessed a m obilization conducted on a scale not m erely 
p reviously unknown but believed to be impossible, watched carefully as a cagey 
but far-sighted president maneuvered a w ary  nation into war, and discovered the 
sometimes strange w ay  that power and influence trade hands on the banks of the 
Potomac. There, too, he made or strengthened friendships indispensable to his 
later achievement -  w ith  Dean Acheson, John Foster D ulles, Averell H arrim an, 
and David Bruce, to mention on ly a few recognizable nam es17. L ike him, these 
men were “all outers” intent upon maximum political and economic m obilization 
for a w ar thought to be unavoidable.

In W ashington on ly Bernard Baruch, whom Roosevelt deliberately kept at 
arm s’s length, could match M onnet’s expertise in the arcane science of Kriegsman­
agement. The Frenchman had, or at least seems to have had, convincing answers 
to most of the w eigh ty economic questions confronting the nation. As a “resister 
of the first hour”, he occupied high moral ground. And he was accustomed to

15 Gil l ingham ,  C oa l, Steel, op.cit., 2 8 -4 5 , 5 2 -6 5 ; Dirk S p i e r en bu rg  and R a ym on d  P o id ev in ,  
The H isto ry  o f the H igh A u th o rity  o f the E uropean C o al and Steel C om m u n ity  (L on don
1994) 1 -5 .
16 J o h n  Gil l ingham ,  Jean M onnet and the A m erican  V ic to ry  Program  (unpublished m anu­
script fro m  “Jean M onnet, l ’E urope et les chem ins de la paix”).
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doing business the Am erican way, inform ally, w ith  few words, and often late into 
the night. M onnet came to be the European the W hite H ouse most trusted and re­
lied upon. He was therefore the logical choice to serve as W ashington’s man in the 
French Provisional Government and to undertake, unofficia lly to be sure, the task 
of reining in General de Gaulle. His means to that end was the Am erican aid 
pipeline which, as chief of supply for the Free French in A lgiers, he contro lled18.

The basic postwar relationship between France and the United States resulted 
from M onnet’s renegotiation of the bilateral Lend-Lease agreements in 1945: the 
US prolonged aid deliveries, and France agreed to liberalize trade and make the 
currency convertible. The French, in short, would modernize so long as the 
Am ericans subsidized the effort19. W ith this bargain in mind, and in one of his 
final acts before resigning in February 1946, General de Gaulle thus issued an 
executive order creating the Plan de Modernisation et d ’Equipement and named 
Monnet its Commissaire. In negotiating the Byrnes-B lum  loan of M ay 1946, 
M onnet secured special consideration for the P lan ’s investment projects, and over 
heated protests from both the Chambre and the Treasury spent over half of it on 
them20.

The opposition encountered by the Plan is hard ly surprising: its various indus­
trial investments would have absorbed a quarter of the national budget, were it 
not for Am erican aid, which covered 51 percent of Plan outlays in 1947. The 
amounts increased under the M arshall Plan to 53 percent in 1948 and 72 percent in
1949 before declining to 53 percent in 1950 and 16 percent the follow ing year, by 
which time the increased availab ility of aid under the M edium  Term Defense Plan 
offset the reduction in M arshall Plan assistance21. As Jean-Pierre Rioux quite 
properly emphasizes in his excellent survey of the Fourth Republic, Am erican aid 
money enabled the French state to direct the reconstruction process22.

It m ay well be, in light of the M althusianism  that pervaded French business, 
that M onnet’s approach to recovery was the on ly one feasible. It did, however, 
have a downside: it was inflationary, m isallocated resources, and created statist at­
titudes that eventually impeded growth. W hatever its drawbacks, American aid 
adm inistrators nevertheless considered the French model exemplary. M uch N ew 
D eal-like th inking went into the M onnet Plan. Its high status in American po licy­
m aking derived more directly, however, from David B ruce’s personal adm iration, 
which approached hero-worship, for M onnet23. Bruce headed the M arshall Plan 
mission in Paris, and both then and later as am bassador to France, Assistant Sec­
retary of State, special representative on integration issues, and ambassador to the

18 Kaspi, op.cit., passim.
19 I rw in  Wall, Jean M on net, the U nited States and the French E conom ic Plan, in: D oug la s  
Brink ley  (ed.), Jean  M on net and the Path to E uropean U n ity  (N ew  Y ork  1991) 86—113 .
20 Ibid.
21 J e a n -P i e r r e  Rioux, The F ourth  R epublic, 1 9 4 4 -19 5 8  (C am bridge/U K  1987) 175.
22 Ibid.
23 J o h n  Gil l ingham ,  D avid  Bruce (unpublished m anuscript, “M on net and the A m erican s”, 
F ranklin  D elan o  R oosevelt L ibrary, F lyde Park, N Y  10 O cto b er 1991).



202 John  G il l ingham

Federal Republic, w ould serve as a conduit for M onnet’s ideas to the State D epart­
ment and W hite House. He was also one of the main focal points around which 
young "M onnetists” crystalized in the Am erican foreign policy establishment. 
B ruce’s first great service to M onnet was to help France secure a disproportionate 
amount of assistance under the European Recovery Program. He also saw  to it 
that, in im plem enting the M arshall Plan, the Economic Cooperation A dm in is­
tration and the State Department turned to the man he referred to as The Inspirer.

The M arshall Plan was like a fly ing saucer. N o one knew quite what it was, 
where it had come from, when and where it w ould go, or what m ight be left after 
its departure, though it evidently had something to do w ith trade liberalization , 
economic cooperation, and European initiative. The Paris conference, which 
opened in Ju ly  1947, was to be the forum in which the recipient nations were to es­
tablish priorities, agree upon ground rules, and devise the mechanisms needed to 
make the aid program  w ork. Robert M arjo lin , M onnet’s deputy at the Plan and 
French delegate to the conference, soon became its “unofficial secretary genera l”, 
in part because “most of the national governments represented did not have a 
national plan and some not even an overall p icture of the national econom y”. 
M arjo lin  directed the compilation of national technical reports containing four- 
year sectoral development programs w ith  forecasts for output, consumption, ex­
ports, and im port requirements. He then drafted a general report, including this 
data in sum m ary form, that set four priorities: maximum investment; currency 
stab ilization ; international cooperation; and a balance of paym ents between donor 
and recipient24.

M arjo lin ’s report was useless in aid d istribution -  the requirements it listed far 
exceeded anyth ing that Congress m ight have appropriated -  but otherw ise bore 
fruit. The Paris conference mutated by turns into the Council for European Econ­
omic Cooperation and the O rganization for European Economic C ooperation 
(OEEC). W ith M arjo lin  as director-general, OEEC became a data-gathering 
body, set trade rules, represented Europe vis ä vis the United States, and generated 
an im portant offshoot, the European Paym ents U nion (EPU), through w hich 
convertib ility was restored in 1958. If, to the great disappointm ent of both the 
Economic Cooperation A dm inistration and the State Department, the OEEC 
never developed as a center of policym aking for the M arshall Plan nations, blame 
was due above all to persistent British opposition to anyth ing smacking of federal­
ism. B y default, leadership w ith in  the organization remained w ith the M onnetist 
French, to whom W ashington would turn for guidance on the “in tegration” ques­
tion25.

It is necessary to apostrophize the word because, when ERP A dm inistrator 
Paul Hoffman first used it in a speech delivered in O ctober 1949 before the OEEC 
Council, no one quite knew  what it meant. Hoffman intended to distinguish M ar­

24 R ob e r t  M arjo l in , A rch itect o f E uropean U n ity : M em oirs, 1 9 1 1 - 1 9 8 6  (L on don  1989) 184— 
190.
25 Ibid. 1 9 1 -1 9 6 .
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shall Plan aims Irom the ^»in tegration  that had plagued the interw ar European 
economy. W hat he had in view for Europe was, quite simply, a customs union for 
the OEEC nations26. The German Question stood in the w ay of such a settle­
ment. W ould the ex-Reich not overwhelm  its recent victims in open competition? 
H ow might the p lay ing  field be leveled po litica lly  and adm inistratively to prevent 
that from happening?

The Schuman Plan provided the diplom atic answer to those questions. Its suc­
cess depended on several things. It presupposed a commitment to modernization 
in France and an end to hegemonic aspirations in Germany. The postwar era had 
brought decisive change in both respects, at least at the leadership level. It also 
required a tradition of cooperation between national industries. One had existed 
since the 1920 s, but needed to be revived. It rested add itionally upon adroit and 
determ ined d ip lom acy for the difficult transition from the aftermath of w ar to the 
new conditions of peace. A t this game Adenauer and M onnet were both masters27.

Yet, success of the Schuman Plan depended u ltim ate ly  on the U nited States as 
guarantor. H ow  long and under what conditions m ight it p lay that role? The M ar­
shall Plan com mitted the U nited States to supporting European recovery for four 
years in order to perm it w ithdraw al once Europe had been stabilized and an insti­
tutional fram ew ork to promote economic growth was put in place. NATO had a 
sim ilar purpose from W ashington’s standpoint: to suppress intra-European con­
flict in the interest of common defense against a present Soviet threat and a pos­
sible future German danger. The United States offered its services as underw riter 
and subsidizer of the alliance in order to decrease -  not to increase -  its com mit­
ment to defend the continent. The European members of NATO for their part all 
recognized that if the Soviets were to be kept out and the Germans to be kept 
down, the Am ericans had, first and foremost, to be kept in28.

The outbreak of the Korean War turned NATO from an alliance into a security 
organization. That event resulted in a fundamental po licy shift, the upshot of 
which, w orked out over the next eighteen months, had several consequences: the 
stationing of Am erican troops in Europe to provide the backbone of defense 
against Soviet invasion; the creation of an integrated chain of command and a jo int 
strategy; the commitment of NATO members to force levels that required com­
mon budgeting and other forms of economic coordination; and a promise by the 
United States to pay m any of the bills until the nations of Europe could do so. As 
one of the three “Wise M en” responsible for w orking out force levels and cost- 
sharing in preparation for the January 1952 Lisbon Conference, at which NATO

26 J o h n  G i l l in gham , The M arshall Plan and the O rig ins o f N eo-L ib era l E urope (unpublished  
m anuscript, “The F iftieth  A n n iversa ry  o f the M arshall Plan. R etrospect and P rosp ect”, 
N etherlands Institute o f In ternational R elations, 1 6 - 1 7  M ay 1997).
27 Gil l ingham ,  C oa l, Steel, op.cit.
28 See articles b y  J a n  v a n  d e r  Harst, I rw in  M. Wall, P e t e r  Foot,  and E. T imothy  Smith,  in: 
Francis FI. H e l l e r  and J o h n  R. G il l ingham  (eds.), N A T O : The Founding o f the A tlan tic  
A llian ce  and the Integration o f Europe (N ew  Y ork  1992) 2 5 -9 9 .
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acquired its new organizational structure, M onnet helped “entangle” the United 
States in Europe’s affairs29.

The Schuman Plan negotiations, which began in June 1950 and concluded the 
follow ing A pril, took place against the broad background of the new US com m it­
ment to the defense of Europe, but at the same time increased W ashington’s w ill­
ingness to make it. M onnet and his associates offered not only to relieve NATO of 
half its burden by solving the German problem , but in so doing create a trans- 
Rhenish alliance that would provide the nucleus of a w ider European organiz­
ation, including in the first instance the Benelux nations and Italy, that could be­
come the core of a future union. Thus the term integration, in itia lly  synonym ous 
with a customs union, took on a new meaning, a Franco-G erm an federalization of 
Europe by economic means. The prospect of European political unification ap­
pealed im m ensely to Washington, as a fulfillm ent of the aims of the M arshall Plan 
and, if somehow a m ilitary component could be added, of NATO as well.

The proposals that the French tabled at the coal-steel discussions in Paris of­
fered the Germans not present but future equality  in a European heavy-industry 
pool upon fulfillm ent of a specific set of conditions. A new H igh A uthority would 
then take over m any of the regulatory powers then still being exercised by the oc­
cupation governments in the West German economy. Those were considerable. 
The International A uthority for the R uhr determ ined coal export volumes. The 
Level-of-Industry Agreement set allow able steel outputs. M ilitary Security 
Boards vetted industrial investment. Law  27 required decartelization and decon­
centration. Factory dism antling, though suspended, could be resumed30.

These occupation laws, rules, edicts, and decrees had to be scrapped for any 
return to business as usual. This, of course, was w hy Ruhr industry entered the 
Schuman Plan negotiations. Their success hinged on German assent to the transfer 
of powers from the A llied H igh Com m issioners to the H igh Authority, above all 
those in the field of decartelization and deconcentration. Existing rules mandated 
the break-up of agreements in restraint of trade, a ban on “predatory p ric ing” and 
various subsidies, as w ell as restrictions on new investment. The subtext was that 
the H igh A uthority  would perm it operations to resume in the Ruhr up to the 
point that the industry of the district threatened to become overly powerful31.

Secretary of State Dean Acheson’s surprise announcement at the September
1950 N ew  York foreign m inisters’ conference that the United States planned to 
proceed w ith  the armament of four German divisions nearly sank the Schuman 
Plan negotiations. It did not, however, catch M onnet unprepared. Fie knew that 
the w ar in Korea would result in a build-up of forces in Europe and understood 
c learly that the defense of the West w ould have to take place at the German border 
and include German troops. He was also pain fu lly aware that a French public,

29 Charles  S. Maier,  Finance and Defense: Im plications o f M ilita ry  Integration, in: H el l e r  and 
Gil l ingham ,  op.cit., 3 3 5 -3 5 3 .
30 Gil l ingham ,  C oa l, Steel, op.cit., 18 9 -2 17 .
31 Ibid.
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horrified at the prospect that les Boches m ight be put back into uniform , needed 
reassurances before any progress could be made toward the construction of the 
heavy-industry pool32.

W ithin a few weeks of Acheson’s bombshell, M onnet had planted a couple of 
landmines of his own. And for the first emplacement the United States -  in this in ­
stance represented by Am bassador Bruce in Paris and another close M onnet as­
sociate, US H igh Com m issioner in Germany John J. M cC loy -  provided a shovel. 
The device took the form of highly restrictive, even punitive, bans on any form of 
marketplace collusion. Members of M cC lo y ’s staff actually helped write the de­
cartelization and deconcentration articles of the draft treaty. Their obvious target 
was the sm okestack barons. The riposte of the Schlotbarone was an assiduous at­
tempt to renew cartel friendships in western Europe. H aving failed to get the ob­
jectionable provisions repealed, they threatened to bolt the Paris conference. 
M cC loy thereupon warned that he would undertake decartelization under the 
authority of his office (Law  27). W ith the im m inent ruin of his “confidence bu ild ­
ing” policy in view, Adenauer forced the R uhr leadership to knuckle under in 
January  1951. The negotiations were saved, and the Treaty of Paris concluded in 
A pril. The on ly hope for German heavy industry was that the regulatory regime 
of the coal-steel pool would prove unw orkable33.

The proposal for a European Army, the Pleven Plan of 15 O ctober 1950, was 
the second of M onnet’s earth-shaking detonations. The idea had been in circu­
lation at the Q uai d ’O rsay for quite some time, its appeal being m ain ly logistical 
and financial. If central provisioning were introduced for a Euro-force, could one 
not count on cost savings? And if in the same common m ilitary organization 
France m onopolized the production of advanced weaponry, would not German 
hands be tied34? It was a stroke of luck that Rene Pleven, who had w orked for 
M onnet during the war, was the prime m inister of the day. It took M onnet only a 
telephone call to convince the younger man that, to rescue the Schuman Plan, 
France w ould have to propose a future European fighting force integrated down 
to the smallest feasible operational unit35.

The E uro-arm y made no m ilitary sense, but so what? Its purposes were emi­
nently political. Eisenhower, then Supreme A llied Com m ander Europe, like most 
generals o rig in ally  rid icu led the Pleven proposal, but became a convert in Ju ly  
1951, when M onnet convinced him of w hat was at stake. Would not the integrated 
arm y give a new im petus to unification, tie G erm any to the West, and prepare the 
w ay for US disengagem ent? M onnet did a rem arkable sales job on Ike, who upon 
taking office as president in 1953 made the proposed force, now called the Euro­

32 Ibid. 2 6 6 -2 8 3 .
33 Ibid.
34 Philip Vial, R earm em ent allem and, rearm em ent francais et aide am ericaine. M on net et le 
tournant de l ’autom ne 1950  (unpublished m anuscript, “Jean M on net, L’E urope et les che- 
mins de la p aix”).
55 Ibid.
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pean Defense C om m unity (EDC), a top p rio rity  and even established a special 
m ission under Brace to lobby for it from Paris36.

Ike overlooked a number of glaring weaknesses in M onnet s presentation. The 
treaty for the Coal and Steel Com m unity, w ith  which it was to merge, had not yet 
been ratified; the ECSC w ould not open its doors until summer 1952, and, m ore­
over, would never function properly. In reality, dirigisme generated much heat but 
little fire. In Novem ber 1954, M onnet resigned as president of the H igh A uthor­
ity, frustrated by the lack of accomplishment. As for the EDC, it was sorely defi­
cient as a platform  for future integration; not least of all because it could not have 
operated independently, but on ly subject to NATO  command and strategy. EDC 
embodied other drawbacks of a political nature. Com m on provisioning required 
common budgeting and a directorate of European civil servants to set national 
contributions. Hence the proposal linked the integration of Europe to an anti- 
parliam entary set of rules that would have fostered a European version of the m ili­
tary-industria l complex whose development in the U nited States so troubled the 
Am erican president.

The EDC lacked popular and parliam entary support everywhere in Europe and 
was at best accepted grudgingly as a means of appeasing the Americans. Adenauer, 
though an official enthusiast, regarded EDC as a d istinctly less desirable alter­
native to full German membership in N ATO. Endorsement of the Euro-arm y 
w as, however, the price he had to pay for the G eneralvertrag  of M ay 1952, which 
pending ratification of the EDC treaty, was to have ended the occupation. In A u­
gust 1954, however, the French A ssem bly rejected the EDC. W ithin six months 
the preferred NATO  solution had come to pass, and the A llied H igh Com m ission 
found itself packing its bags. A denauer had won a w indfall v ictory37.

W ho paid for the failure of the ED C? Secretary of State Dulles, an alm ost slav­
ish adm irer of the French prestidigitator, w ent into a deep funk after hearing of the 
A ssem bly’s rejection of the treaty, and Bruce confided to his d iary a personal fear 
that the Com m unists had won the biggest battle in the Cold War. Both men were, 
of course, w rong about the cost, and not on ly because a “NATO so lution” was 
read ily available. T hey were also w rong because the European public w ould have 
to had to pay  a high political price to pay for the EDC. Still others, nam ely those 
“drüben”, m ay actually have done so. N ew  m aterial from Soviet and bloc archives 
is now disclosing the full extent of the problem s facing the Kremlin in the year 
after Stalin ’s death, and in particular the grav ity  of the crisis that broke into the 
open w ith  the Berlin uprising38. Could the Eisenhower adm inistration ’s preoccu­
pation w ith  the EDC have caused it to miss an opportun ity to end the Cold 
W ar?

36 Gillingham,  A m erican  M onnetism , op.cit., 28.
37 H an s-P e t e r  S chwarz ,  K on rad  A denauer: A  G erm an Politician and Statesm an in a Period  
o f W ar, R evo lu tion , and R econstru ction  v. 1 (P rovid en ce 1991)  6 6 4 -6 8 9 .
38 Vojtech Mastny,  The C o ld  W ar and Soviet Insecurity : The Stalin Years (N ew  Y ork  1996) 
1 7 1 -1 9 0 .
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The EDC would have been a wrong turn in the h istory of integration. Events 
were moving in a different direction, and aw ay from M onnet-style dingisme. The 
coal-steel pool provided a reentry vehicle for G erm any into Europe, and an ind is­
pensable beginning to a new era of European cooperation. W hat reconciled the 
rest of G erm any to Europe, however, was not a structure of supranational institu­
tions but the experience of prosperity. The Federal Republic was the engine that 
generated it. The ECSC in fact contributed little to the Great Boom of the 1950’s 
and had at best a secondary impact on the West European coal and steel industry, 
which was at any rate already in decline. The H igh A uthority suffered a prem a­
ture hardening of the arteries. In spite of continued Am erican financial and d ip lo­
matic support, the ECSC was in fact soon all but forgotten, except in West Ger­
many, by  the European public39.

The h istory that led in 1958 to the creation of the European Economic C om ­
m unity began w ith  the organization of the M arshall Plan commercial and financial 
institutions and proceeded from there to M inister of Economics Ludw ig Erhard’s 
liberalization of the West German economy. It both triggered an export boom and 
created rap id ly  expanding import markets for G erm any’s neighbors. W ithin the 
OEEC, im port quotas largely disappeared, and tariffs dropped substantia lly in 
the early 1950’s. B y the m iddle of the decade the Federal Republic was running 
large paym ent surpluses, and the D eutschem ark had become de facto convert­
ible40. D uring negotiations for the “relaunching of Europe”, which commenced 
less than a year after the EDC debacle, five of the six ECSC members, France 
being the exception, plumped for a customs union as an approach to advancing in­
tegration; the French too w ould come around when offered satisfactory transi­
tional arrangements. M onnet’s idea of advancing the process by creating a com­
mon atom ic-energy agency, EURATOM , as a sectoral parallel to the ECSC, 
gained only State Department support. The stillb irth  of EURATOM  was not in 
truth an Am erican po licy failure, though M onnetists in the State Department who 
had lobbied for it regarded it as such41. The M arshall Plan aimed at liberalization, 
not sectoral integration, and restoration; in form ing the Common M arket, the 
nations of the Six had done things a European, but at the same time the American, 
way.

The Kennedy adm inistration forgot the underly ing  idea of both the M arshall 
Plan and NATO  -  that the United States should engage w ith , in order to disen­
gage from, Europe. It did not recognize that a healthy Europe needed guidance far 
less than a sick one. In a the Fourth of Ju ly  1962 address delivered in Philadelphia’s 
Independence H all, the president presented his Grand Design to the public. It 
called for a new  partnership between the U nited States and a U nited Europe, but 
hard ly an equal one. Though traditional in its emphasis on trade liberalization and 
European federation, it represented a sharp break w ith  the policies of both Tru­

39 Sp ie r enbu rg  and Po id e v in ,  op.cit.
40 B. R. Mitche l l ,  E uropean H istorical Statistics, 1 7 5 0 -1 9 7 0  (N ew  Y ork  1975).
41 Varsori, op.cit.
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man and Eisenhower. K ennedy’s plans aimed at permanent European m ilitary de­
pendence on the U nited States42.

If M onnet inspired the Fourth of Ju ly  speech, George Ball, U ndersecretary of 
State for Europe, was the man responsible for translating its ambitions into policy. 
Ball had served as a paid political advisor to M onnet since the 1940’s and remained 
an intim ate friend. Secretary of State Rusk, increasingly preoccupied w ith events 
in southeast Asia, gave Ball a free hand in Europe. He soon installed a cabal of the 
Inspirateur’s disciples, Theologians as they w ere called, in his w ing of the house, 
and they ran State integration po licy43.

Ball meant to force the UK to enter the EEC, for its own good and even against 
its w ishes, thereby bringing its partners in the European Free Trade Association 
(EFTA) along w ith it. The problem of B rita in ’s place in the world would then be 
settled, the EEC strengthened as the nucleus of a federal Europe, and the customs 
union expanded. Ball also hoped to in itiate a round of w orldw ide tariff reduc­
tions. To that end, Congress passed the adm inistration-sponsored Trade Expan­
sion Act (TEA) in 1962. Arm ed w ith  its authority, the president could cut tariffs 
by category rather than m erely by item in cases where the United States and the 
EEC controlled 80 percent of world trade, a condition that would on ly obtain, 
however, if the UK joined the Common M arket. Finally, to secure the new trans- 
A tlantic partnership, the U nited States offered to sponsor a M ultinational Force, a 
E uro-N avy armed w ith Am erican m issiles44.

These arrangem ents went for the grand slam : a M onnetist Europe locked into 
transatlantic alliance w ith  the U nited States by  nuclear partnership. A ctually, they 
were more like a grand sham. To get at the truth about MLF, one had to penetrate 
layers of classified inform ation, strategic bafflegab, and official m isrepresentation, 
but at bottom it was the m ilitary equivalent of a Potem kin village. The Euro-N avy 
could fly  its own flag, but its missiles were to remain under American control. It is 
hard ly surprising that neither Britain nor France were enthusiastic about having 
to give up their homemade, handcrafted atomic w ar toys in order to jo in  MLF. 
Persuasion having met w ith  little success, the adm inistration decided to pull the 
rug out from under the British by cancelling the U S-built Skybo lt air-to-ground 
m issile, w ithout which the UK lacked a future delivery system 45.

Faced at the December 1962 Nassau meeting w ith  a po licy disaster that m ight 
well have brought down his government, Prime M inister M acm illan scraped out a 
compromise. To offset the loss of Skybolt, the U nited States w ould authorize the 
British to build submarines of Am erican design equipped to fire Polaris missiles. 
Here was the appearance of victory, but none of the substance; although the

42 J o h n  G il l in gham , F oreign P o licy  as T h eology: The Failure o f K en n ed y ’s G ran d D esign  
(unpublished m anuscript, O ctob er 1994).
43 Pasca line Winand,  The E uropean C hallenge: E isenhow er, K ennedy, and the U nited States 
o f E urope (N ew  Y ork  1994).
44 G eo r g e  Ball,  The D iscipline o f  Pow er: Essentials o f a M od ern  W orld  Stru cture (N ew  Y ork  
1968).
45 G eo r g e  Ball, The Past Has A n o th e r Pattern (N ew  Y ork  1982) 162 f.
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matter was kept hush-hush, the weapons remained under Am erican control. The 
purported special relationship of the Anglo-Saxons, so seem ingly manifest in the 
Polaris deal, gave de Gaulle a welcome pretext to torpedo B rita in ’s request to enter 
the EEC. Therew ith TEA became a dead letter; the Grand Alliance went to the 
back burner; and the State Department Theologians returned to their parishes. 
Ball hung on, a peripheral figure, for another five years46. Viet Nam did not kill 
State Department M onnetism . It died of inanition.

M onnet became the Father of Europe because he was the man most responsible 
for engaging the U nited States in the effort to build it. The need for an American 
presence, apparent in 1918, was after 1945 im perious. An adequate explanation of 
“entanglem ent” must include two histories that fall beyond the scope of this essay
-  the political learning process that occurred in the U nited States after 1945 as well 
as the Cold W ar that contributed to it. It was by no means a foregone conclusion 
that the U nited States would direct the reorganization of Europe after World War 
II. N or was it certain that an Am erican adm inistration would make the necessary 
compromises. M uch distance had to be crossed to get from Roosevelt’s lofty glo- 
balism to support for what in itia lly  struck Dean Acheson as being a scheme for 
the damndest supercartel ever invented by man. The Schuman Plan announce­
ment nonetheless broke the Franco-G erm an impasse. The negotiations resulting 
from it provided a critical first step to reconciliation. M onnet’s claim to have in­
spired the ECSC and engineered its realization is almost un iversally recognized; 
less so, however, the extent to which that accomplishment rested on American 
support. P robab ly on ly M onnet could have won it. In the absence of the ECSC 
the reconciliation of France and Germ any surely  would have taken longer and 
NATO w ould have been weaker. M onnet helped lay the foundation of the new 
Europe, but also its cornerstone, the A tlantic A lliance.





Matthias Kipping

Kontinuität oder Wandel? 
Der Schuman-Plan und die Ursprünge der 

wirtschaftlichen Integration in Europa

Der vorn französischen Außenm inister Robert Schuman am 9. M ai 1950 unter­
breitete Vorschlag einer deutsch-französischen M ontanunion gab den entschei­
denden Anstoß zur G ründung der Europäischen Kohle- und Stahlgemeinschaft 
(EGKS), die ihrerseits den ersten konkreten Schritt zur w irtschaftlichen Einheit in 
Europa darstellte. Ein Ü berblick über die reichhaltige L iteratur zum Schuman- 
Plan führt zu einem überraschenden Ergebnis. A utoren, die ihn von einem po liti­
schen Standpunkt betrachten, stellen fast einm ütig den dam it eingeleiteten oder 
vollzogenen Wandel heraus. So bezeichnet ihn etwa W ilfried Loth als „Durch­
bruch zur Supra-N ationalität ohne G roßbritannien“ 1. Im H inblick auf die 
deutsch-französische W iederaussöhnung so kurz nach dem Kriegsende w ird  er als 
eindeutige A bw endung von der Revanchepolitik gesehen, obwohl in dieser H in ­
sicht Raym ond Poidevin und vor allem  D ietm ar H üser herausgearbeitet haben, 
daß das U m denken in der D eutschlandfrage in französischen Regierungskreisen 
bereits wesentlich früher begonnen hatte2. Ohne Zweifel erscheint auch die Tatsa­
che, daß die Teilnahme an der EGKS für W estdeutschland einen w ichtigen Schritt 
auf dem Wege zur politischen G leichberechtigung bedeutete.

D em gegenüber betonen Autoren, die sich mit den wirtschaftlichen H in ter­
gründen und M otiven des französischen Vorschlags beschäftigen, vor allem  seine 
K ontinuität m it früheren Tendenzen und Entw icklungen. Frances Lynch und -  
auf ihren Arbeiten aufbauend -  Alan M ilw ard  stellen ihn in einen Zusammenhang

1 'Wilfried Loth,  E inleitung, in: Die A nfänge der europäischen Integration 19 4 5 -19 5 0 , hrsg. v. 
Wilfr ied Loth  (B onn 1990) 9 -2 6 . F ü r eine Zusam m enfassung der L itera tu r zum  Schum an- 
Plan und seiner V orgeschichte siehe Matthias Kipping,  Z w ischen K arte llen  und K o n ku rren z . 
D er Schum an-P lan  und die U rsprü nge der europäischen Einigung 19 4 4 -19 5 2  (B erlin  1996) 
16 -2 2 ; im fo lgend en zitiert: Kipping,  Zw ischen K arte llen  und K on k u rren z ; sow ie die B ei­
träge in: H istoire  des debuts de la construction  europeenne, mars 1948-m ai 1950, hrsg. v. 
R a y m on d  P o id e v in  (Brüssel 1986); und in: D ie A nfänge des Schum an-Plans 1950/51, hrsg. v. 
Klaus S ch w ab e  (Baden-B aden 1988); im folgenden zitiert: D ie Anfänge.
- R a y m on d  P o id e v in ,  D e r F ak to r E uropa in d er D eutsch landp olitik  R ob ert Schum ans (Som ­
m er 1948 bis F rü h jah r 1949), in: V fZ G  33 (1985) 4 0 6 -4 1 9 ; D ie tm a r  Hüser,  F rankreichs „dop­
pelte D eu tsch lan d p o litik“. D ynam ik aus der D efensive 1 9 4 4 -1 9 5 0  (Berlin  1996).
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mit dem französischen M odernisierungsplan von 1946, wie der Schuman-Plan 
von Jean M onnet insp iriert und in itiiert. Demnach war es Ziel der M ontanunion, 
die Kohlenversorgung der französischen Stahlindustrie sicherzustellen und damit 
deren im M onnet-P lan vorgesehene Expansion zu erm öglichen3. Einen noch grö­
ßeren A nklang haben in der Forschung die möglichen Parallelen der M ontan­
union mit den internationalen Stahlkartellen der Zw ischenkriegszeit gefunden. 
Auf die „Tradition der Produzenten-K ooperation“ „in der europäischen Schwer­
industrie“ hat vor allem John G illingham  hingewiesen4. Aber auch Philippe 
M ioche bemüht sich, die deutliche A blehnung des Schuman-Plans durch den 
französischen Stahlwerksverband dadurch abzuschwächen, daß er einem ihrer 
führenden M itarbeiter, A lexis Aron, eine geistige Urheberschaft zuw eist, und 
zw ar in Form eines während des Krieges entworfenen Plans eines weltum span­
nenden Stah lkartells5.

Gemeinsam ist allen diesen Autoren die Ü berzeugung, daß vor allem die Bun­
desrepublik w irtschaftlich von der M ontanunion profitiert habe, unter anderem 
dadurch, daß die restlichen seit Kriegsende bestehenden Kontrollen wegfielen, 
während g leichzeitig Versuche, die Verflechtungen und Kartelle der R uhrindu­
strie aufzulösen und deren w irtschaftliche und politische Stellung dam it abzu­
schwächen, weitgehend scheiterten. Drei deutsche H istoriker haben dem entspre­
chend die angebliche H offnung Monnets und seiner M itarbeiter, daß auch die 
französischen M ontanindustrien von der EGKS profitieren könnten, mit H inweis 
auf die Kostenvorteile und die rapiden Produktionssteigerungen der R uhrkon­
zerne nach 1950 als „eklatante Fehleinschätzung“ charakterisiert6.

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, diese in der Forschung inzwischen w eitge­
hend akzeptierte Interpretation der w irtschaftlichen H intergründe des Schuman- 
Plans in Frage zu stellen. Der Beitrag versucht aufzuzeigen, daß der französische 
Vorschlag zum indest in seiner Z ielsetzung einen deutlichen Bruch mit der Vergan­
genheit darstellte. Das w ird allerdings nur deutlich, wenn man den B lick von den 
d irekt betroffenen Industriezweigen Kohle und Stahl abwendet und auch die ver­
arbeitenden Industrien einbezieht. N ur aus dieser neuen Perspektive läßt sich

3 Frances  M. B, Lynch,  France and the International E conom y: F rom  V ich y to the T reaty o f  
R om e (L on don  1997), ein Buch, das zum  Teil au f ih rer un verö ffen tlich ten  D issertation  von  
19 8 1  beruht; Alan S. M ilward , The R econstruction  o f W estern E urope 19 4 5 -19 5 1  (B erkeley  
2 1987); im  fo lgend en zitiert: M tlward,  The R econstru ction .
4 J o h n  G il l ingham ,  Z u r Vorgeschichte der M on tan -U n ion . W esteuropas K o h le  und Stahl in 
D epression und K rieg , in: V fZ G  34 (1986) 3 8 1 -4 0 5 , hier 3 8 1 ; siehe insgesam t ders .,  C oa l, 
Steel, and the R eb irth  o f  E urope, 19 4 5 -19 5 5 . The G erm ans and French fro m  R u h r C o n flic t  
to  Fxonom ic C o m m u n ity  (C am bridge 1991), im fo lgenden zitiert: Gillingham,  C oa l, Steel.
5 Philippe M io ch e ,  La vita lite  des ententes siderurgiques en France et en E urope de l’entre- 
deux-guerres a nos jou rs, in: International C artels R evisited ( 18 8 0 -19 8 0 ) , hrsg. v. D om in iqu e  
Barjo t  (C aen 1994) 1 1 9 -1 2 8 .
6 Christian Gosch ler, Chris toph Buchh e im , Werner Biihrer ,  D er Schum anplan als Instrum ent 
französischer S tah lpolitik . Z u r historischen W irku n g  eines falschen K alküls, in: V fZ G  37  
(1989 ) 1 7 1 -2 0 6 , bes. 193  und 206 ; im fo lgend en zitie rt: G osch le r  u .a ., D er Schum anplan als 
Instrum ent.
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einerseits erkennen, daß Monnet mit dem Schum an-Plan die A bsicht verfolgte, 
einen tatsächlichen W ettbewerb unter den Stahlherstellern zu schaffen und da­
durch die K onkurrenzfähigkeit der französischen (und europäischen) Industrie 
insgesamt zu steigern. Andererseits w ird dann auch klar, daß die meisten der vor­
her unterbreiteten Vorschläge zur w irtschaftlichen Integration in Europa am W i­
derstand der französischen Stahlverarbeiter scheiterten. Schließlich wäre w ahr­
scheinlich ohne deren aktive U nterstützung, trotz des Verhandlungsgeschicks 
M onnets, der EGKS-Vertrag in Frankreich nie ratifiz iert worden.

Der vorliegende Beitrag untersucht deshalb vor allem die D iskussionen in 
Frankreich, da nicht nur die Initiative von dort kam, sondern deren Erfolg eben­
falls vom Ausgang der innerfranzösischen Auseinandersetzungen abhing. Er be­
steht aus vier Teilen. Der folgende Abschnitt analysiert den deutlichen Wandel in 
den Prioritäten M onnets und seinen entsprechenden Initiativen, vom M odernisie­
rungsplan, der auf eine Beseitigung der Produktionsengpässe abzielte, bis zu den 
Bemühungen um eine Steigerung der Produktivität als Voraussetzung für die 
K onkurrenzfähigkeit Frankreichs und Europas. Der zweite Teil stellt die Schlüs­
selrolle der verarbeitenden Industrien für eine Exportsteigerung und einen A us­
gleich der H andelsbilanz heraus und untersucht ihren Einfluß auf das Schicksal 
der unterschiedlichen Vorschläge für die Schaffung eines europäischen W irt­
schaftsraumes. W ie der dritte Teil belegt, gelang es M onnet mit U nterstützung der 
Stahlverarbeiter, der M ontanunion die gewünschte kartellfeindliche Ausrichtung 
zu geben und die R atifizierung des Vertrages in Frankreich sicherzustellen. A b­
schließend zeigt der Beitrag, daß -  anders als vielfach angenommen -  die M ontan­
union durchaus zur Beschränkung der Stahlkartelle beitrug und die deutsche 
Stahlindustrie nicht der einzige N utznießer der EGKS war.

Monnet: Von Produktions- zu Produktivitätssteigerungen

Der eigentliche Inspirator und A utor der Schum an-Erklärung vom 9. M ai 1950, 
und dam it der „Vater“ der europäischen Integration, w ar Jean M onnet. In der 
Forschung w ird deshalb, w ie gesehen, sehr häufig auf die K ontinuität des Schu- 
m an-Plans von 1950 m it seinem M odernisierungsplan von 1946 hingewiesen. Der 
im Jahre 1888 geborene Sohn eines Cognac-H ändlers hatte in dessen Auftrag 
schon früh die Welt bereist, w idm ete sich aber seit dem Ersten W eltkrieg anderen 
Tätigkeiten, zunächst im Rahmen der alliierten Beschaffungsmaßnahmen und 
danach als Beauftragter des Völkerbundes und Finanzberater zahlreicher Regie­
rungen7. Der Zweite W eltkrieg sah ihn erneut in einer führenden Rolle bei den 
Rüstungsbem ühungen der A lliierten , zunächst in London und, nach der franzö­

7 Vgl. zu seiner Person und seinem  W erdegang seine M em oiren: J e a n  M onne t ,  E rinnerungen  
eines E uropäers (M ünchen 1978) und die ausführliche B iographie von  Eric Roussel ,  Jean  
M onnet 1 8 8 8 -1 9 7 9  (Paris 1996).
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sischen N iederlage von 1940, in Washington. Von dort organisierte er unter 
anderem H ilfslieferungen für die französische Exilregierung de Gaulles und half 
ebenfalls bei deren diplom atischer A nerkennung durch die USA. Im O ktober
1945 kehrte er nach Paris zurück, wo es ihm gelang, de Gaulle von der N otw en­
d igkeit eines mit am erikanischer H ilfe finanzierten W iederaufbau- und M oderni­
sierungsprogramm s zu überzeugen. Im Januar 1946 w urde er zum Leiter der 
dafür geschaffenen Planungsbehörde CG P (C om m issariat General du Plan) er­
nannt.

In seiner Z ielsetzung (der Produktionssteigerung um jeden Preis ohne Berück­
sichtigung der volksw irtschaftlichen Kosten), in seiner Dauer (fünf Jahre) und in 
der Auswahl der Schlüsselsektoren (Kohle, Stahl, Energieversorgung, Zement, 
landw irtschaftliche M aschinen und Transportm ittel) ähnelte der M onnet-P lan 
den sowjetischen Plänen. Es ist deshalb wenig verwunderlich, daß M onnet und 
seine Behörde bei ihren Bemühungen auf die U nterstützung der kom m unisti­
schen G ewerkschaft CG T bauen konnten, aber bei vielen Industriellen U nver­
ständnis, Unbehagen oder sogar W iderstand hervorriefen. Ein grundlegender U n­
terschied zw ischen dem französischen Plan und seinem sowjetischen „Vorbild“ 
lag in der angewandten M ethode. In sogenannten M odernisierungskom m issionen 
arbeiteten Vertreter der Unternehmer, der Arbeitnehm er und der Verwaltung 
Teilpläne für die unterschiedlichen W irtschaftszweige und Industrien aus, die kei­
nen Zwangscharakter hatten, sondern nur Zielvorgaben darstellten8.

D ie für die Stahlindustrie zuständige Kommission sah in ihrem Bericht eine 
M odernisierung und Zusammenlegung der zum Großteil überalteten und für 
M assenherstellung zu kleinen Werke vor9. Sie strebte ebenfalls eine langfristige 
Ausw eitung der Produktion, die im Jahre 1929 einen Höchststand von 9,7 M illio ­
nen Tonnen erreicht hatte, auf 15 M illionen Jahrestonnen an. Dafür waren erheb­
liche M engen an Kokskohle notwendig, die die nach dem Krieg verstaatlichten 
französischen Gruben nicht zur Verfügung stellen konnten. Der Kom missionsbe­
richt machte deshalb deutlich, daß ohne „formale und gültige Zusicherungen über 
K ohlelieferungen [ . . . ] ,  vor allem im H inblick auf die Kohle aus dem rheinisch­
westfälischen Raum , jegliche Rückkehr zum Vorkriegsniveau und mehr noch jeg ­
liche Ausdehnung der Produktionskapazität der Stahlindustrie reine U topie ist 
und bleiben w ird “10. Dementsprechend unternahm  die französische A ußenpolitik 
Bemühungen, der Stahlindustrie weitestm öglichen Zugang zu den entsprechen­
den Kohlenressourcen zu sichern, zunächst im Rahmen der European Coal O rga­
nisation, einer U nterorganisation der Vereinten N ationen, dann durch das Ruhr-

8 Siehe zum  F olgenden v o r  allem  Philippe M ioch e ,  Le Plan M onnet. G enese et e laboration  
1 9 4 1 - 1 9 4 7  (Paris 1987); vgl. auch Steph en  S. C oh en , M od ern  C apita list Planning: The French  
M od el (B erk eley  21977) und R icha rd  F. Kuise l ,  C apitalism  and the State in M od ern  France 
(C am bridge 19 8 1)  222  ff., im folgenden zitiert: K uise l , C apitalism  and the State.
9 Commissar ia t  G en era l  du  Plan,  P rem ier rap p ort de la C om m ission  de m odernisation de la 
siderurgie (Paris 1946).
10 Ibid. 23 f.



Kontinuität  oder Wandel? 215

Statut von 1948, und schließlich, so die scheinbar logische Schlußfolgerung, durch 
die Schaffung der M o n tan u n io n 11.

Entsprechende Bemerkungen Monnets während der Debatten über die R atifi­
zierung des EGKS-Vertrages in Frankreich scheinen eine solche Argumentation 
zu bestätigen12. So stellte ein von seiner Planungsbehörde im A ugust 1951 verfaß­
tes M em orandum  fest, daß die französische Stahlindustrie in der M ontanunion 
„im H inblick auf die Kohlenversorgung m it ihren K onkurrenten, und insbeson­
dere mit der deutschen Stahlindustrie, gleichgestellt“ werde, eine „Garantie und 
Sicherheit, die sie in der Vergangenheit nie gehabt“ habe. Ähnlich äußerte sich 
M onnet in zahlreichen Anhörungen zum EGKS-Vertrag vor Kommissionen des 
französischen Parlaments. Tatsächlich stand die französische Stahlindustrie 1951 
wegen des nach Ausbruch des Koreakrieges im Sommer 1950 eingetretenen A uf­
tragshochs im F linblick auf die Kokskohle vor ähnlichen Versorgungsproblemen 
w ie in der unm ittelbaren N achkriegszeit. Daraus aber eine K ontinuität abzulei­
ten, d. h. anzunehmen, daß der Vorschlag vom 9. M ai 1950 weitgehend identischen 
M otiven entsprang, wäre jedoch verfehlt.

Denn im Vergleich zur unm ittelbaren N achkriegszeit hatte sich die Situation 
der französischen Stahlindustrie und der W irtschaft Frankreichs insgesamt in den 
Jahren 1948 und 1949 grundlegend verändert. M an darf nicht vergessen, daß der 
M onnet-P lan von 1946 im Rahmen einer M angel- und Zwangsw irtschaft sowie 
einer weitgehenden Isolierung von den W eltm ärkten entstand. Nach der Befrei­
ung des Landes von deutscher Besatzung und dem Ende des Krieges hatte die 
neue französische Regierung den von ihrer in V ichy ansässigen Vorgängerin ge­
schaffenen Kontroll- und Lenkungsapparat weitestgehend beibehalten13. Dies 
galt vor allem für die Verteilung der knappen Rohstoffe, einschließlich Kohle und 
Stahl, sowie die Festlegung der Preise und W echselkurse.

Doch infolge der zunehmenden Stabilisierung der W irtschaft und der A usw ei­
tung der Produktion lockerte die Regierung seit M itte 1948 schrittweise die beste­
henden K ontrollen14. Einen w ichtigen Beitrag zur Entspannung der Versorgungs­
lage und zum W iederaufbau französischer Produktionskapazitäten leisteten auch 
die m it dem M arshallp lan von 1947 intensivierten H ilfsleistungen aus den Verei­
nigten Staaten. D ie A m erikaner stellten ebenfalls F inanzm ittel und Technologie 
für Investitionsvorhaben zur Verfügung, beispielsweise im Stahlbereich für den 
Bau von zwei modernen Breitbandwalzstraßen in N ordfrankreich und in Loth­
ringen. G leichzeitig leiteten der M arshallp lan und der Abschluß des ebenfalls von

11 Vgl. dazu im  Ü b erb lick  R a ym on d  P o id e v in , La France et le charbon allem and au lende- 
main de la deuxiem e guerre m ondiale, in: R elations In ternationales 44  (W in ter 1985) 3 6 5 -  
377; im D etail R eg in e  P e r r on , Le m arche du charbon: un enjeu entre l ’E urope et les Etats- 
U nis de 1945  ä 1958  (Paris 1996) und Carsten Lüders,  Das R u h rk on tro llsystem : Entstehung  
und E ntw icklung im Rahm en der W estintegration W estdeutschlands 1 9 4 7 -1 9 5 3  (F rank­
furt/M . 1988).
12 Siehe zum  Folgenden im  D etail Kipping,  Zw ischen K arte llen  und K o n k u rren z  2 9 3 -2 9 7 .
13 Kuisel,  C apitalism  and the State 1 3 2 -1 4 4  und 1 8 7 ff.
14 V gl. dazu und zum  Folgenden im Ü b erb lick  Kipping,  Z w ischen K arte llen  und K o n k u r­
renz 5 2 -6 5 .
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den USA in itiierten m ultilateralen Zoll- und H andelsabkom m ens GATT im O k­
tober 1947 eine schrittweise Öffnung der M ärkte und eine Ausdehnung des Wett­
bewerbs ein.

Die weitreichenden Konsequenzen dieser Entw icklungen für die französische 
Industrie und die von seiner Planungsbehörde betriebenen M odernisierungsbe­
mühungen erkannte Jean M onnet sehr schnell. In einem Schreiben an den franzö­
sischen Regierungschef im Ju li 1948 machte er deutlich, daß erhebliche Anstren­
gungen notwendig waren, um eine ausgeglichene H andels- und Zahlungsbilanz 
zu erreichen. D ie von seinem ursprünglichen Plan vorgesehene A usw eitung der 
Produktionskapazitäten reiche dazu nicht aus. Es sei ebenfalls „notwendig, 
gleichzeitig die A rbeitsproduktiv ität anzuheben“, denn nur so sei es möglich, die 
Selbstkosten der französischen Industrie zu senken und die Exporte zu erhöhen. 
Noch im gleichen M onat setzte M onnet eine A rbeitsgruppe aus M itarbeitern 
seiner Behörde und Experten ein, m it dem Ziel konkrete M aßnahmen für eine 
Produktivitätssteigerung zu entw ickeln. Die M itglieder der Arbeitsgruppe iden­
tifizierten vor allem die Enge der M ärkte in Europa und die bestehenden Be­
schränkungen des W ettbewerbs als H indernisse für die notwendigen Verbesse­
rungen15.

Tatsächlich spielten in der französischen W irtschaft, trotz der Lockerung der 
staatlichen Kontrollen und der Verbesserung der Versorgungslage, Preis- und 
M arktm echanism en auch 1948/49 nur eine untergeordnete Rolle. Das lag vor 
allem daran, daß der Lenkungsapparat in den meisten Fällen nicht aufgelöst 
w urde, sondern nur aus den H änden der Verwaltung in die Kontrolle der bran­
chenspezifischen U nternehmerverbände überging. So übernahm beispielsweise 
der Stahlwerksverband CSSF (Cham bre syndicale de la siderurgie franijaise) die 
Zuteilung der Produktionsquoten an die einzelnen Firmen und monopolisierte -  
über das Verkaufskontor CPS (C om ptoir des produits siderurgiques) -  auch den 
Kontakt zw ischen Stahlherstellern und -verarbeitern weitestgehend. Zwar w ur­
den die G rundpreise der w ichtigsten Stahlerzeugnisse weiterhin von staatlicher 
Seite festgelegt, doch übte die CSSF auch darauf einen entscheidenden Einfluß 
aus, da sie die dafür notwendigen Kostendaten bereitstellte16.

Die m it der obengenannten Arbeitsgruppe begonnenen Bemühungen zur Pro­
duktivitätssteigerung mündeten zunächst nur in die Schaffung eines provisori­
schen Produktiv itätskom m ittees im Mai 1949 und in die Entsendung von franzö­
sischen Industriellen, A rbeitern und Verwaltungsbeam ten zu Studienreisen in die 
Vereinigten Staaten im Rahmen des von den U SA  damals initiierten technischen 
H ilfsprogram m s17. Doch verlor M onnet auch die A usw eitung der M ärkte und die

15 Ibid. 6 8 -7 5 , das Z itat S. 69.
16 Vgl. dazu J e a n  Sallo t , Le con trö le  des p rix  et la siderurgie frangaise 19 3 7 -19 7 4  (u n ve rö f­
fentlichte Diss., U n iversite  de Paris I, 1993).
17 Siehe zu den am erikanischen Bem ühungen u.a. The A m erican isation  o f  E uropean B usi­
ness, hrsg. v. Matthias K ipp in g  und O v e  B jarnar  (L on don  1998) sow ie zu r französischen  
Teilnahm e R icha rd  F. Kuisel,  Seducing the French. The D ilem m a o f A m erican ization  (B erke­
ley  1993) 70 ff.
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Beseitigung von wettbewerbsbeschränkenden M aßnahmen nicht aus dem Auge. 
Im H inblick auf das letztere unterbreitete er im Laufe des Jahres 1949 einen Ge­
setzentwurf, der sich stark an der amerikanischen A ntitrustgesetzgebung orien­
tierte. Doch stieß dieser nicht nur auf W iderstände in weiten Teilen der Industrie, 
sondern auch innerhalb der französischen Regierung und Verwaltung. Dort 
lehnte eine eindeutige M ehrheit die Einführung eines prinzip iellen Verbots ab und 
befürwortete stattdessen die Fortschreibung der im französischen Kartellrecht 
traditionellen U nterscheidung zwischen „guten und schlechten Absprachen“. Das 
endgültige Aus für den Vorschlag Monnets kam mit der W eigerung der A m erika­
ner, zu seinen Gunsten in die innerfranzösische Debatte einzugreifen. Die US- 
Vertreter befürchteten, daß ein solches Eingreifen aufgrund der innenpolitischen 
Lage selbst der von der christdem okratischen Regierungsm ehrheit befürworteten 
minimalen Verschärfung der Kartellgesetzgebung den endgültigen „Todesstoß“ 
versetzen w ürde18.

Auch die oftmals auf französischer Initiative beruhenden Vorschläge zur Schaf­
fung größerer W irtschaftsräum e in Europa stießen im Laufe des Jahres 1949 auf 
deutliche W iderstände. Diese kamen vor allem von den verarbeitenden Industrien, 
die aber gleichzeitig bei den von den Am erikanern vorangetriebenen H andelslibe­
ralisierungen sowie den europäischen Bemühungen um eine Steigerung der Wett­
bewerbs- und Exportfähigkeit eine Schlüsselrolle spielten.

Verarbeitende Industrien und Marktöffnung in Europa

In den französischen und europäischen Plänen, die W ettbewerbsfähigkeit der ei­
genen H ersteller zu steigern und die Exporte zu erhöhen, um die defizitäre Flan- 
dels- und Zahlungsbilanz auszugleichen, nahmen die Textilindustrie und die M e­
tallverarbeiter eine führende Stellung ein. Besonders deutlich w ird  dies in einem 
M emorandum des Generalsekretärs der O rganisation für w irtschaftliche Zusam­
menarbeit in Europa, Robert M arjo lin , vom M ai 1949. D ie OEEC (O rganisation 
for European Economic Cooperation) w ar im Jah r zuvor auf Anregung der Am e­
rikaner gegründet worden, um die W iederaufbaubem ühungen der westeuropäi­
schen Länder im Rahmen des M arshallplans zu koordinieren. Der französische 
Sozialist M arjo lin  hatte zuvor in Monnets Planungsbehörde gew irk t19. In seinem 
M emorandum befürwortete er ausdrücklich die von den Am erikanern im Rah­
men der OEEC und des GATT eingeleitete L iberalisierung des Flandels. Die da­
durch herbeigeführte K onkurrenz sei „der einzige W eg“, die europäische Indu­
strie durch eine Senkung der Kosten und eine Beseitigung der ineffizienten H er­

18 Vgl. im D etail Matthias Kipping,  C oncurrence  et com petitivite . Les origines de la legisla­
tion anti-trust fran^aise apres 1945, in: Etudes et D ocum ents V I (1994 ) 4 2 9 -4 5 5 .
19 Z u r O E E C  im allgem einen Werner Biihrer ,  W estdeutschland in der O E E C . Eingliede­
rung, K rise, B ew ährung 19 4 7 -19 6 1  (M ünchen 1997); zu M arjo lins M em orandum  Kipping , 
Zw ischen K artellen  und K o n k u rren z  9 0 -9 1 .
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steiler In kurzer Zeit wettbewerbsfähig zu machen. Nach Auslaufen der am erika­
nischen W irtschaftshilfe sei Europa vor allem auf die Ausfuhren der verarbeiten­
den Industrien, beispielsweise der Textilindustrie und des M aschinenbaus, ange­
wiesen, um eine ausgeglichene H andelsbilanz zu erzielen.

Diese Tatsache hatte der neue Leiter des nach dem Krieg verstaatlichten A uto­
m obilproduzenten Renault, Pierre Lefaucheux, schon früher erkannt20. In einem 
Schreiben an das französische Industriem inisterium  vom O ktober 1948 betonte 
er, daß die im M onnet-P lan vorgesehene Steigerung der französischen Stahlpro­
duktion nur mit einer erheblichen Steigerung der H erstellung und Ausfuhr von 
Kraftfahrzeugen zu verw irklichen sei. Dafür müsse man aber deren Versorgung 
mit qualitativ hochwertigen und preisgünstigen Rohm aterialien gewährleisten. 
M it seinem Schreiben zielte Lefaucheux vor allem auf eine Erweiterung der zw ei­
ten geplanten Breitbandw alzstraße in Frankreich von 66 auf 80 Zoll ab, eine für 
Karosseriebleche eher angemessene Breite. Nach langem Flin und Her konnte 
sich Lefaucheux im Frühjahr 1949 m it seiner Forderung gegenüber den unw illi­
gen Stahlproduzenten und den anfangs ebenfalls eher skeptischen beteiligten 
staatlichen Stellen durchsetzen. Welche Bedeutung dabei seine auf die Ausfuhren 
gerichtete Argum entation hatte, zeigt eine gemeinsam von der Planungsbehörde 
und dem Industriem inisterium  verfaßte Note vom M ärz 1949: „Die Versorgung 
mit Blechen in ausreichender M enge und Q ualität sow ie zu angemessenen Preisen 
ist die conditio sine qua non für unsere Exporte, nicht nur von Stahlerzeugnissen, 
sondern auch und vor allem von Fertigwaren jeder A rt (Autom obile, Konserven 
etc.).“21

Tatsächlich stiegen die wertm äßigen Anteile der m etallverarbeitenden Indu­
strien, inklusive Kraftfahrzeuge, am französischen Export in der N achkriegszeit 
erheblich. 1950 erreichten sie mehr als 14 Prozent und dam it fast die Bedeutung 
der Textilausfuhren (15,6% ) und übertrafen die Exporte von Stahlerzeugnissen 
(7 ,5% ) sehr deutlich22. Ä hnlich bedeutsam in den im folgenden beschriebenen 
Auseinandersetzungen w ar auch die Tatsache, daß die Stahlverarbeiter im Ver­
gleich zu den Stahlherstellern ein Mehrfaches an Arbeitskräften beschäftigten23.

A llerdings leisteten die verarbeitenden Industrien in der unm ittelbaren N ach­
kriegszeit erheblichen W iderstand gegen den geplanten Abbau der Flandels- 
schranken. Das w ird  zum  Beispiel in ihrer negativen Reaktion auf das seit M itte
1947 diskutierte Projekt einer Zollunion zwischen Frankreich und Italien deut­
lich. Die französischen Unternehmer, allen voran die Vertreter der Textilindustrie, 
des Schiffbaus und der Autom obilhersteller, begründeten ihre ablehnende H al­
tung in erster Linie m it den erheblichen Unterschieden im N iveau der Löhne, So­

20 Siehe ibid. 9 1 -9 4 .
21 Z itiert ibid. 93.
22 V gl. die Tabelle ibid. 275.
23 D ie A ngaben dazu schw anken je  nach den einbezogenen Industriezw eigen, aber m an kann  
davon ausgehen, daß die A u to m o b ilp rod u k tio n  und die übrigen Stah lverarbeiter damals 
üb er eine M illion  M enschen in Frankreich beschäftigten, die Stah lherstellung dagegen nur 
etw a 15 0 00 0 .
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zialabgaben und Steuern zwischen beiden Ländern. Diese und ähnliche Befürch­
tungen führten dazu, daß sich bei Abstim m ungen im W irtschaftsrat (Conseil eco­
nomique) im M ai 1949 keine M ehrheit für die Zollunion finden ließ. Dieses Gre­
mium, in dem alle w ichtigen w irtschaftlichen Gruppen Frankreichs vertreten 
waren, hatte zw ar keine Entscheidungsbefugnis, dennoch zog es die französische 
Regierung vor, das Projekt anschließend auf Eis zu legen24.

Unm ittelbar danach arbeiteten M itarbeiter des französischen Finanzm inisteri­
ums den Vorschlag einer W irtschaftsunion zwischen Frankreich, Italien und den 
Benelux-Ländern, unter der möglichen E inbeziehung W estdeutschlands, aus. Es 
scheiterte aber an der A blehnung der französischen M etallverarbeiter, da deren 
Vertreter sich gegen eine deutsche Teilnahme stark machten. Das Industriem ini­
sterium  schloß sich dieser H altung an und setzte sich m it seinem Veto innerhalb 
der französischen Regierungskreise durch. Daher endeten die internationalen Ver­
handlungen Anfang 1950 ergebnislos, denn die N iederlande waren nicht an einer 
Regionalunion ohne die Bundesrepublik interessiert. Eine solche Lösung hätte 
höchstwahrscheinlich auch nicht die U nterstützung der Vereinigten Staaten ge­
funden25.

Es muß hier jedoch unterstrichen werden, daß die französischen Stahlverarbei­
ter eine Öffnung der M ärkte in Europa nicht grundsätzlich ablehnten. Im Gegen­
teil. Der einflußreiche G eneralsekretär des Dachverbandes der mechanischen und 
m etallverarbeitenden Industrie, Jean Constant, sah darin die einzige M öglichkeit, 
nach dem Auslaufen der am erikanischen H ilfe einen R ückfall der französischen 
und europäischen Industrie „in ihren alten Schlendrian“ zu verhindern. Ihm war 
ebenfalls bewußt, daß die Verw irklichung der europäischen W irtschaftseinheit 
einen erheblichen Anpassungsdruck auf die Unternehmen ausübte und einige von 
ihnen dem nicht standhalten würden. A uf die ihm eigene sarkastische A rt machte 
er allerdings auch deutlich, daß die seinem Industriezw eig zugehörigen U nterneh­
men gegenwärtig jedoch nicht wettbewerbsfähig waren: „Man nehme teuren 
Stahl, erhitze ihn m it kostsp ieliger Kohle, verreibe ihn m it unproduktiven und 
durch Sozialabgaben gut gew ürzten A rbeitskräften. D am it pulverisieren Sie die 
ausländische K onkurrenz, weil Sie so intelligent sind und weil Sie Ihre Produk­
tionsanlagen m it M arshallp lan-K rediten m odernisiert haben, die alle an die ver­
staatlichten Unternehmen verteilt w urden .“26

Diese N achteile sahen die französischen Stahlverarbeiter vor allem  im Vergleich 
zur deutschen K onkurrenz, die seit spätestens Anfang 1949 w ieder verstärkt auf 
D rittm ärkten in Erscheinung trat. Davon w ar beispielsweise ein Unternehmen 
w ie Renault, das damals mehr als ein Drittel seiner Produktion im Ausland ab­

24 Vgl. dazu, m it w eiteren  L iteraturhinw eisen , K ipp in g , Z w ischen K artellen  und K o n k u r­
renz 8 0 -8 6 .
25 W eitere  L itera tu r zu dem  sogenannten F inebel/F ritalux-P rojekt und eine detaillierte A n a ­
lyse des Entscheidungsprozesses findet sieh ibid. 12 3 -1 3 0 .
26 Beide Zitate stam m en aus der V erbandszeitschrift, Les Industries m ecaniques, M ai bzw. 
O k to b e r 1949. C onstan ts L eitartikel darin w aren dam als so sehr gefürchtet, daß sich der 
Regierungschef ein E xem plar davon direk t aus der D ruckerei zukom m en ließ.
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setzte, erheblich betroffen. Im Jahresbericht für 1949 führte Konzernchef Lefau- 
cheux die bessere W ettbewerbsposition der deutschen A utom obilhersteller vor 
allem auf die niedrigeren Rohstoffpreise in der Bundesrepublik zurück. Auch 
Constant wies mehrfach auf die erheblichen U nterschiede bei den Kosten für 
Stahlerzeugnisse hin. Tatsächlich stellte ein vom französischen F inanzm inisterium  
im A ugust 1949 durchgeführter Preisvergleich heraus, daß die Preise für Stah l­
bleche in Frankreich 35 Prozent oder mehr über denjenigen in Westdeutschland 
lagen27.

In beiden Ländern waren die Stahlpreise damals noch staatlich kontrolliert. In 
Frankreich hatten jedoch, w ie gesehen, die H ersteller darauf einen erheblichen 
Einfluß. Es gibt Vermutungen, daß der Stahlwerksverband der zuständigen Ver­
waltung bewußt die Kosten ineffizienter Produzenten als Grundlage für die Preis­
kalkulation lieferte. Lefaucheux äußerte deshalb die Ü berzeugung, daß die H och­
öfen „Gold p inkeln“, d .h . erhebliche Gewinne erw irtschafteten28. Im bereits er­
wähnten Jahresbericht für 1949 stellte er heraus, daß eine Senkung der französi­
schen Stahlpreise möglich sein müsse, da viele Werke seit Kriegsende modernisiert 
worden waren, und das zu einem erheblichen Teil mit öffentlichen Geldern und 
vor allem mit M arshallp lanm itteln . In zahlreichen öffentlichen Stellungnahmen 
und Schreiben an die zuständigen M inisterien kritisierten Lefaucheux und die 
übrigen Stahlverarbeiter deshalb seit M itte 1949 die kartellähnlichen Praktiken 
der französischen Stahlindustrie und deren stillschweigendes Dulden durch Re­
gierungsstellen. N eben den zu hohen Preisen standen vor allem  die unregelm äßige 
und oft m inderwertige Q ualität der Stahlprodukte sowie die Lieferbedingungen 
und -fristen im M ittelpunkt ihrer K ritik. Dafür machten die Verarbeiter in erster 
Linie die zentrale A uftragsabw icklung durch das Verkaufskontor CPS verant­
w ortlich , da es einen direkten Kontakt zwischen H erstellerw erk und Abnehmer 
weitgehend verhinderte29.

Die Situation der französischen Stahlverarbeiter verschlechterte sich in der 
zweiten Jahreshälfte 1949, da aufgrund eines weltw eiten (vor allem von den USA 
ausgehenden) Auftragsrückgangs die W eltm arktpreise für Stahl erheblich gesun­

27 Zum  Folgenden im  D etail Matthias Kipping,  Les toles avant les casseroles. La com petiti­
vite  de l’industric fran$aise et les origines de la construction  europeenne, in: E ntreprises et 
H istoire  5 (Juni 1994) 7 3 -9 3 ; zu den G rü nden  fü r das W ied ererstarken  der deutschen K o n ­
k u rren z u.a. Chris toph B u chh ehn ,  Die W iedereing liederung W estdeutschlands in die W elt­
w irtsch aft 1 9 4 5 -19 5 8  (M ünchen 1990).
2® Vgl. dazu auch Philippe M ioch e ,  La siderurgie et l ’Etat en France des annees quarante aux 
annees soixante (unveröffen tlich tes D octo rat d ’Etat, U n iversite  de Paris IV, 1992). Die A u s ­
einandersetzungen zw ischen Stah lprod uzen ten  und -V erarbeitern haben in Frankreich eine 
lange Tradition: Matthias K ipping,  In ter-F irm  R elations and Industrial P olicy: the French  
and G erm an Steel P roducers and U sers in the T w entieth C en tu ry , in: Business H istory  38 
(1996 ) 1 -2 5 .
29 D azu im D etail Kipping,  Zw ischen K artellen  und K o n k u rren z  9 7 - 1 0 1 .  Ihre V orw ü rfe  
w erden indirekt dadurch bestätigt, daß sich dam als auch einige der m odernisierten S tah l­
w erke  üb er die strenge Verbandsdiszip lin  im H inblick auf P rodu ktion squoten  und Preise be­
schw erten, ibid. 1 0 9 - 1 1 1 .
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ken waren und nun deutlich unter den Binnenpreisen in Frankreich lagen. A ußer­
dem erhöhte die französische Stahlindustrie damals ihre Exportanstrengungen, 
um die geringere Binnennachfrage auszugleichen. Das w iederum  führte dazu, daß 
französische Verarbeiter auf D rittm ärkten mit ausländischen H erstellern kon­
kurrierten, die Stahl aus Frankreich zu deutlich niedrigeren Preisen erhalten hat­
ten-30.

G leichzeitig verlor die von den Stahlproduzenten regelm äßig vorgebrachte -  
und von den Verarbeitern bislang auch akzeptierte -  Entschuldigung, daß sie 
durch die Einfuhr teurer Kokskohle aus den USA und W estdeutschland benach­
teiligt waren, an Ü berzeugungskraft. Der Rückgang der Stahlproduktion und die 
A usw eitung der deutschen Kohlenförderung führte seit M itte 1949 zu einer spür­
baren Entlastung der bis dahin angespannten Versorgungslage für die französische 
Stahlindustrie. Die Lieferungen von -  wegen der Transportkosten teurer -  Koks­
kohle aus den USA wurden weitgehend eingestellt. Auch die -  sowohl von bun­
desdeutschen als auch britischen Kohlelieferanten -  praktizierte D iskrim inierung 
zwischen Binnen- und Exportpreisen wurde drastisch reduziert, zum Teil auf 
am erikanischen Druck, vor allem aber als Reaktion auf die M arktentw icklung. 
Der Rückgang der Ausfuhrpreise für deutsche (K oks-)K ohle bewegte den zustän­
digen Beamten im französischen Industriem inisterium  sogar dazu, einen 15%igen 
Schutzzoll zu fordern, da ansonsten mit M assenentlassungen und politischen U n­
ruhen in den französischen Kohlengruben zu rechnen sei31.

Die Kritik der französischen Stahlverarbeiter an den Preisen und Praktiken der 
H ersteller w urde daher gegen Ende 1949/Anfang 1950 im m er lauter. Sie stieß in 
weiten Teilen der Verwaltung und Regierung zunehmend auf offene Ohren, wozu 
die guten Kontakte Lefaucheuxs mit sozialistischen Politikern sicher einen nicht 
unerheblichen Beitrag leisteten. A ls entscheidend für den weiteren Fortgang der 
Ereignisse erwies sich jedoch ihre Forderung, w ie Jean Constant es prägnant for­
mulierte, „die Bleche vor den Töpfen“ zu liberalisieren; d .h . sie machten ihre Zu­
stim m ung zu einem weiteren Abbau der H andelsschranken in ihrem Industrie­
zw eig oder die Schaffung einer westeuropäischen W irtschaftsunion unter Einbe­
ziehung der Bundesrepublik von einer Öffnung des M arktes für Stahlprodukte 
abhängig. Der Schum an-Plan erfüllte diese Forderung und schuf dam it einen Weg 
aus der Sackgasse, in der sich die französische Europa- und R uhrpolitik damals 
befand.

30 Solche B eschw erden kam en un ter anderem  vo n  T rak torherstelle rn , ibid. 9 6 -9 7 .
31 D azu im D etail ibid. 1 0 5 -1 0 7  und 13 0 -1 3 5 ; d .h . die v o r  allem  von  Milward,  The R econ­
stru ction  3 7 7 ff. vorgebrachte A rgum entation , daß der Schum an-P lan au f die A bschaffung  
dieser sogenannten D op pelpreise  zielte, hatte A nfang  19 5 0  ihre G ü ltigkeit w eitgehend ver­
loren.
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Die Stahlverarbeiter und der Schuman-Plan

Eine der großen, vielleicht die entscheidende Leistung des von jean  M onnet ent­
worfenen und von Außenm inister Robert Schuman am 9. M ai 1950 vorgestellten 
Plans einer deutsch-französischen M ontanunion w ar die Tatsache, daß dieser Vor­
schlag eine Lösung für eine ganze Reihe von Problemen der dam aligen französi­
schen Außen- und A ußenw irtschaftspolitik bot. So antwortete er auf den zuneh­
menden am erikanischen D ruck, die Bundesrepublik in eine westeuropäische Ge­
meinschaft einzubinden, und befreite Frankreich aus der politisch unangenehmen 
Situation, die das Scheitern vorheriger Versuche zur W irtschaftsintegration ge­
schaffen hatte. Ähnliches g ilt für die quasi seit Kriegsende andauernden Verhand­
lungen der drei W estalliierten über die N euordnung der Ruhrindustrien. Sie be­
fanden sich im Frühjahr 1950 durch ein französisches Veto im H inblick auf die 
E igentumsfrage ebenfalls in einer Sackgasse32.

G leichzeitig, und dieser Aspekt ist in der Forschung bislang kaum oder gar 
nicht beachtet worden, steht der Schuman-Plan in einem engen Zusammenhang 
mit den oben erwähnten Bemühungen M onnets, die Produktivität und W ettbe­
werbsfähigkeit der französischen Industrie zu steigern. Seine Versuche, in dieser 
H insicht konkrete Fortschritte zu erzielen, vor allem  die Verabschiedung eines 
strengen Kartellgesetzes, waren bislang ohne Erfolg geblieben. In dieser H insicht 
bestand eine klare Interessenidentität zwischen M onnet und den französischen 
Stahlverbrauchern, die sich seit M itte 1949 lautstark über die kartellähnlichen 
Praktiken der französischen Stahlindustrie und ihres Verbandes beschwert hatten. 
Aufgrund der daraus resultierenden W ettbewerbsnachteile blockierten sie weitere 
Flandelsliberalisierungen, besonders unter Einbeziehung der deutschen K onkur­
renz, was nicht nur die französische A ußenpolitik in Schw ierigkeiten brachte, 
sondern auch die zur Produktivitätssteigerung und Kostensenkung notwendige 
Schaffung größerer W irtschaftsräum e in Europa verhinderte.

Vor diesem H intergrund erhalten die Aussagen M onnets im Vorfeld des Schu- 
man-Plans eine neue und eher verständliche Bedeutung. Dies g ilt vor allem für 
sein an Außenm inister Schuman und Regierungschef B idault gerichtetes M em o­
randum vom 3. M ai 195033. Darin machte er die Gefahren für die „Fortsetzung 
des französischen W iederaufstiegs“ deutlich, die aus der „deutschen Industriepro­
duktion und W ettbewerbsfähigkeit“ resultierten. Demnach w ar die deutsche

32 Vgl. dazu im Ü b erb lick  und m it w eiteren  L iteraturh inw eisen  Kipping,  Zw ischen K artellen  
und K o n k u rren z  1 1 3 - 1 1 8 ;  zu r am erikanischen H altung auch den Beitrag von  D ietm ar  HUser 
in diesem  Band sow ie Klaus S chw ab e ,  „Ein A k t k o n stru k tiver Staatskunst“ -  die U S A  und  
die A nfänge des Schum an-P lans, in: D ie A nfänge 2 1 1 -2 3 9 ;  zu r N euordn ung  der R u h rk o n ­
zerne Isab e l  Warner, Steel and Sovereignty: the D econcentration  o f the W est G erm an Steel 
In d u stry  19 4 9 -5 4  (M ainz 1996), im folgenden zitiert: Warner, Steel and Sovereignty.
33 H ier nach dem  in Le M onde vom  9. Mai 1970  ve rö ffen tlich ten  französischen O rig inal z i­
tiert; eine deutsche Ü b ersetzung  findet sich bei Gilber t  Z iebura,  D ie deutsch-französischen  
B eziehungen seit 1945  (P fullingen 1970) 19 5 -2 0 0 ; vgl. insgesam t Kipping,  Zw ischen K a rte l­
len und K o n k u rren z  15 6 -1 6 4 .
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Überlegenheit „in den Augen der französischen Industriellen“ das Ergebnis einer 
„Stahlproduktion zu einem Preis, mit dem Frankreich nicht konkurrieren kann“. 
Für den Fall, daß man dieses Problem nicht bald löse, entw arf M onnet ein Schrek- 
kensszenario: „Expansion der deutschen W irtschaft; deutsches Dumping im Ex­
port; Forderung nach protektionistischen M aßnahmen für die französischen In­
dustrien; Stop der H andelsliberalisierung; W iedererrichtung der Vorkriegskartelle 
[ . . . ] ;  Frankreich zurückgefallen in den alten Schlendrian einer eingeschränkten 
und geschützten Produktion .“ Das zu verhindern, w ar eines der Ziele des Schu- 
man-Plans.

Im gleichen Zusammenhang muß man auch seine A ntrittsrede als Präsident der 
Hohen Behörde am 10. A ugust 1952 in Luxem burg sehen. Nach erfolgreichem 
Abschluß der Vertragsverhandlungen und der R atifizierung der M ontanunion in 
allen sechs Teilnehmerstaaten entwarf er ein positives und vorwärts gewandtes 
Bild der neuen Gemeinschaft, das aber im Prinzip auf den gleichen w irtschaftli­
chen Überlegungen und Grundlagen beruhte w ie seine „H orrorvision“ mehr als 
zwei Jahre zuvor. M onnet machte die entscheidende Bedeutung von Kohle und 
Stahl für den Lebensstandard aller Europäer deutlich, da sie m ittelbare Grundlage 
seien „für alles, was der moderne Mensch braucht: Gas, Strom, W erkzeuge, M a­
schinen, A utom obile“. „Es sind die Größe und die Freiheit des einheitlichen 
M arktes, die es erlauben werden, eine M assenproduktion zu entw ickeln, das ein­
zige M ittel, die H erstellkosten zu senken, clie Absätze zu erhöhen und die Pro­
duktion auszudehnen.“ Dann folgte aber erneut eine W arnung vor Kartellen und 
staatlichen Handelshemmnissen: „Nur wenn der W ettbewerb unter den Verarbei­
tern nicht durch von den H erstellern oder den Staaten ausgeübte D iskrim inierun­
gen verfälscht w ird , sorgt die Zusammenführung der M ärkte für die rationellste 
Verteilung der w irtschaftlichen Aktivitäten und den größten Fortschritt der Pro­
duktiv ität.“34

Dieses Ziel zu erreichen, d .h . einen gemeinsamen europäischen Kohle- und 
Stahlm arkt ohne Kartelle der Produzenten oder Eingriffe der Teilnehmerstaaten 
zu schaffen, bemühte sich M onnet während der Verhandlungen um den M ontan­
unionvertrag, die am 20. Jun i 1950 unter Teilnahme Frankreichs, der Bundesrepu­
blik, Italiens und der Benelux-Länder in Paris begonnen hatten. Daß er dabei w ei­
testgehend erfolgreich war, und später vom EGKS-Vertrag als dem „ersten euro­
päischen A ntitrustgesetz“ sprechen konnte, verdankte M onnet zu einem erheb­
lichen Teil auch der U nterstützung durch die französischen Stahlverarbeiter33.

34 Z itiert nach J e a n  M on n e t , Les E tats-U nis d ’E urope ont com m ence. La C om m unaute  
E uropeenne du C h arb o n  et de l ’Acier. D iscours et a llocutions 1 9 5 2 -1 9 5 4  (Paris 1955)  
8 0 -8 5 .
35 D iese A nsicht vom  E rfo lg  M onnets w ird  nicht von allen A u to ren  geteilt, kann aber hier 
nicht im D etail belegt w erd en ; siehe fü r eine D arstellung  des w irtsch aftlich en Teils der V er­
handlungen und eine kritische A n alyse  der bisherigen F orschu ngslitera tu r K ipp in g , Z w i­
schen K artellen  und K o n k u rren z  2 07  ff.; fü r den politischen Teil Hanns J ü r g e n  Küster s , Die  
Verhandlungen üb er das in stitu tion elle  System  zu r G rü n d u n g  d er E uropäischen G em ein­
schaft fü r K oh le  und Stah l, in: D ie A nfänge 7 3 -10 2 .
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Ebenso w ichtig w ar deren Einsatz für die Ratifizierung des Vertrages in Frank­
reich.

Es dürfte wohl kaum verwundern, daß der Vorschlag vom 9. M ai 1950 bei den 
verarbeitenden Industrien in Frankreich eine positive Aufnahme fand. Entsprach 
er doch weitgehend ihren Forderungen nach einem Abbau der Handelsschranken 
bei den „Blechen vor den Töpfen“. In einem Leitartikel der Verbandszeitschrift 
Les Industries mecaniques vom Ju li 1950 erklärte Jean Constant die „vorbehalt­
lose Zustim m ung“ der Stahlverbraucher zur „M onnet-Schum an-Idee“. Er machte 
ebenfalls deutlich, daß mit der M ontanunion die Voraussetzungen für eine A ufhe­
bung des bisherigen W iderstandes der Verarbeiter gegen die H andelsliberalisie­
rungen in Europa geschaffen wurden: „Auf der G rundlage eines Rohstoffmarktes, 
in dem K onkurrenz herrscht, akzeptieren w ir ohne Vorbehalte den W ettbewerb in 
unserer Branche.“ Auch R enau lt-Chef Pierre Lefaucheux bezeichnete sich als „fa­
natischen Anhänger des Schum an-Plans“, von dem er sich eine bessere Versor­
gung mit Karosserieblechen versprach. Da die erwünschten Verbesserungen für 
die Stahlverarbeiter aber nicht unm ittelbar eintraten, setzten sie ihre Kampagne 
für eine Senkung der französischen Stahlpreise und gegen die kartellähnlichen 
Praktiken der Stahlindustrie mit unverm inderter H eftigkeit fort und übten damit
-  indirekten -  D ruck für einen baldigen Abschluß des M ontanunionvertrages 
aus36.

Außerdem  vertraten sie die Interessen der Stahlverbraucher in den Verhandlun­
gen auch durch mehr direkte M aßnahmen, vor allem m ittels einer im Jun i 1950 
eigens zu diesem Zweck gegründeten Association des utilisateurs des produits 
siderurgiques (AU PS), an der alle w ichtigen französischen Verarbeiter teilnah- 
men. Jean Constant w urde AUPS-Präsident und führte in dieser Eigenschaft 
mehrere Gespräche m it M onnet. Er und Lefaucheux standen außerdem als Vertre­
ter der Verarbeiter der französischen Delegation beratend zur Seite37.

Ihre U nterstützung für den Schuman-Plan wurde umso bedeutsamer, als der 
französische Stahlwerksverband und der Unternehm erverband CN PF (Conseil 
national du patronat franeais) eindeutig gegen den Schum an-Plan Stellung bezo­
gen. Beide hatten bereits unm ittelbar nach der E rklärung vom 9. M ai 1950 Beden­
ken über den möglichen „D irigism us“ der geplanten Flohen Behörde geäußert. 
Dieses Unbehagen verwandelte sich in deutliche K ritik und offenen W iderstand, 
als im Laufe der Vertragsverhandlungen deutlich w urde, daß M onnet auf ein Ver­
bot von nationalen und internationalen Kartellen abzielte und nicht daran dachte, 
den Vertretern der betroffenen Industrien ein weitreichendes M itspracherecht in 
der EGKS einzuräum en. Diese Auseinandersetzungen erreichten einen H öhe­
punkt Anfang 1951, als die Spitzenverbände der sechs an den Verhandlungen teil­
nehmenden Staaten ein gemeinsames M em orandum  an ihre jew eiligen Regierun­
gen richteten. Darin griffen sie die angeblich „hyper-d irig istischen“ Vollmachten 
der Hohen Behörde in den schärfsten Tönen an. Der dem M emorandum beige­

36 D azu im D etail Kipping,  Z w ischen K artellen  und K o n k u rren z  182 ff. und 273 ff.
37 Ibid. 184.
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fügte G egenentwurf für den Vertragstext macht deutlich, daß sie an dessen Stelle 
kartellähnliche Absprachen zwischen den Produzenten setzen wollten38.

M em orandum  und G egenentwurf riefen eine scharfe und unm ittelbare Reak­
tion der französischen Stahlverbraucher hervor. In einem Leitartikel der Februar­
ausgabe von Les Industries mecaniques machte Constant deutlich, daß es sich hier 
um eine Auseinandersetzung zwischen zwei diam etral entgegengesetzten Vorstel­
lungen zur Ausgestaltung der geplanten M ontanunion handelte, „diejenige der In­
itiatoren des Plans, die einen einheitlichen M arkt mit einem echten Wettbewerb 
schaffen wollen, und diejenige der Industriekreise, die einem internationalen Kar­
tell den Vorzug geben“. U nd er ließ keinen Zweifel daran, welcher der beiden A l­
ternativen die Stahlverbraucher den eindeutigen Vorzug gaben: „Da w ir selbst der 
Konkurrenz ausgesetzt sind, ist es für uns unerläßlich, uns auf einem M arkt ver­
sorgen zu können, auf dem ebenfalls Wettbewerb herrscht, unsere Lieferanten frei 
zu wählen, mit ihnen über die Q ualität, die Lieferzeiten und die Verkaufsbedin­
gungen diskutieren zu können.“ Diese Position vertrat Constant nicht nur im -  in 
weiten Kreisen beachteten -  Verbandsorgan, sondern auch gegenüber der Regie­
rung. So richtete er etwa am 12. Februar 1951 ein Schreiben an den dam aligen In­
dustriem inister Jean-M arie Louvel, in dem er unter anderem die Abschaffung des 
innerfranzösischen Verkaufskontors CPS und eine Ö ffnung der Grenzen für 
Stahlim porte verlangte. Louvel erscheint in diesem Zusammenhang als besonders 
w ichtiges Ziel solcher Bemühungen, da er über enge Kontakte zum G eneralsekre­
tär des Stahlwerksverbandes, Louis Charvet, verfügte39.

W ie bereits erwähnt, handelte es sich hier um eine Interessenidentität zwischen 
M onnet und den französischen Stahlverbrauchern, obwohl nicht auszuschließen 
ist, daß damals auch direkte Kontakte zwischen ihm und Constant bestanden. 
G leichzeitig griff M onnet auch aktiv in die Auseinandersetzung ein. So orche­
strierte er eine Pressekam pagne gegen Kartellabsprachen und die mangelnde Be­
reitschaft der europäischen Industriellen, sich einem freien Wettbewerb zu stel­
len40. H ier und in der Folgezeit nutzte er außerdem gewisse M einungsunter­
schiede und Spaltungen innerhalb der französischen Stahlindustrie. Im Gegensatz

38 E r stam m te aus d er Feder von  zw ei führenden M itarbeitern  des französischen S tah lw erks­
verbandes; ibid. 2 3 1 -2 3 6 ; z u r  Z usam m enarbeit zw ischen C N P F  und dem  Bundesverband  
der D eutschen Industrie in diesem  Zusam m enhang auch Matthias K ipp in g , W elches Europa  
soll es sein? D er Schum an-P lan  und die deutsch-französischen Industriebeziehungen, in: 
D eutsch-französische W irtschaftsbeziehungen 19 4 5 -19 6 0 , hrsg. v. Andreas Wilkens (Sigm a­
ringen 1997) 2 4 9 -2 7 1 .
39 Beide hatten im gleichen Z eitraum  die französische E litehochschule Ecole P o lytechn iqu e  
abso lviert und gehörtem  dem  V orstand d er christdem okratischen Partei M R P an; siehe Re­
vo lu tion  de palais au C o in ite  des forges, in: C om bat vom  4. Februar 1952; vgl. dazu und zu  
den A k tio n en  C onstan ts insgesam t Kipping,  Zw ischen K arte llen  und K o n k u rren z  2 4 2 -2 4 9 .
40 In einem  In terview  m it dem  am erikanischen Jou rnalisten  T h eod ore  H. W h ite  offenbarte  
M onnet seine Fanschätzung der Lage und en tw arf eine A r t  „Schlachtplan“, den er auch in der 
Folgezeit konsequent um setzte. Es erschien am 8. Februar 1951 in der D aily  M ail un ter dem  
Titel „E urope’s C artels S trike  B ack“; vgl. insgesam t Kipping,  Z w ischen K artellen  und K o n ­
ku rren z  236  ff.
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zur Verbandsführung lehnten einige H ersteller die M ontanunion nicht prinzip iell 
ab4 i. Schließlich m obilisierte Monnet auch seine engen Kontakte zu den am erika­
nischen Behörden in der Bundesrepublik, vor allem zum  H ochkom m issar John 
M cCloy. Die A m erikaner übten in der Folgezeit erheblichen D ruck auf die Bun­
desregierung aus, um sie zur Aufgabe ihres W iderstandes gegen die kartellfeind­
lichen Bestimmungen des Vertrages zu bewegen42.

Gestützt auf diese heterogene K oalition gelang es M onnet, die H erausforde­
rung der Unternehm erverbände abzuwehren und den in seinem Sinne ausgestalte­
ten Vertrag durchzusetzen. In der Pressekonferenz nach Abschluß der Verhand­
lungen verteidigte er noch einmal die angeblich d irigistischen Vollmachten der 
Hohen Behörde im H inb lick auf m arktbeherrschende Stellungen: „Die Beseiti­
gung der Kartelle, die Regelung der Zusammenschlüsse, das ist kein D irigism us, 
sondern die Freiheit. [ . . . ]  M einer M einung nach ist der D irigism us in den K artel­
len, und der Schum an-Plan beseitigt diesen D irig ism us.“43 Die U nterzeichnung 
des EGKS-Vertrages in Paris am 18. A pril 1951 brachte allerdings keinesfalls das 
Ende des innerfranzösischen W iderstandes gegen die M ontanunion. So bemühten 
sich Stahlwerksverband und CN PF zunächst um  eine nachträgliche Abänderung 
der Vertragsbestimmungen. Als die A ussichtslosigkeit solcher Bemühungen klar 
w urde, setzten sie alles daran, die Ratifiz ierung des Vertrages im französischen 
Parlam ent zu verhindern. Erneut leisteten die Stahlverarbeiter einen w ichtigen 
Beitrag dazu, diese Absicht zu vereiteln44.

Dabei spielte Jean Constant erneut eine führende Rolle. Aufgrund seiner schar­
fen und direkten K ritik an dem M em orandum  der europäischen Spitzenverbände 
im Februar 1951 mußte er zw ar als G eneralsekretär des Dachverbandes der M e­
tallverarbeiter zurücktreten, doch konnte er als Präsident der Verbrauchervereini­
gung AUPS w eiterhin  aktiv bleiben. In dieser Rolle griff Constant auch in die 
Debatte über die Ratifiz ierung des EGKS-Vertrages ein. So nahm er beispiels­
weise vor einem speziellen Ausschuß des W irtschaftsrates zur EGKS Stellung. 
Dort sprach er sich erneut für eine M ontanunion aus, in der der „lebhafteste Wett­

41 D iese D ifferenzen  hatte er m it H ilfe eines A usschusses identifiz ieren  können, der unter 
Leitung seines S te llvertre ters Etienne H irsch A n fan g  1951 au f insgesam t 18 Sitzungen Stah l- 
industrielle  und ihre V erban dsvertre ter zum  Schum an-P lan  befragt hatte, ibid. 2 5 8 -2 6 2 ; zu  
den M einungsunterschieden un ter den lothringischen P rod u zen ten  auch Frangois Roth ,  Les 
m ilieux siderurgiques lo rra ins et l ’annonce du Plan Schum an, in: D ie  A nfänge 3 6 7 -3 8 0 .
42 D ieser W iderstand stand nicht n u r im Zusam m enhang m it der A usgestaltung der M on tan ­
un ion, sondern  auch m it der N euordn ung  d er R u h rk on zern e; vgl. bes. Warner, Steel and 
Sovere ignty ; Gil l ingham ,  C oa l, Steel; und zusam m enfassend Kipping,  Zw ischen K artellen  
und K o n k u rren z  2 5 0 -2 5 4 .
43 Z itiert ibid. 256.
44 V gl. zum  Folgenden auch H en r y  W. Ehrmann,  The French Trade A ssociations and the R a­
tification  o f the Schum an Plan, in: W o rld  Politics VI/4 (Juli 1954) 4 5 3 -4 8 1 ,  und Ernst B. 
Haas,  The U n iting  o f E urope. Political, Social, and Exonom ic Forces 1 9 5 0 -1 9 5 7  (Stanford  
-19 68 ) ; im folgenden zitiert: Haas,  The U niting  o f Europe.
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bew erb“ herrschte. Ä hnlich äußerte sich vor dem gleichen Gremium Renault- 
Chef Lefaucheux45.

Der W irtschaftrat in seiner Gesamtheit empfahl am 29. November 1951 m it 110 
gegen 16 Stimmen bei 29 Enthaltungen eine R atifizierung des Vertrages. Zwar 
hatte diese Entscheidung keine bindende G ewalt, aber eine A blehnung der EGKS 
hätte, w ie das Beipiel der italienisch-französischen Zollunion zeigte, wahrschein­
lich eine weitreichende sym bolische und psychologische W irkung gehabt, und 
m öglicherweise die darauffolgende Entscheidung des Parlaments negativ beein­
flußt. Eine ähnliche S ignalw irkung hatte eine zustim m ende Resolution der Präsi­
denten der französischen Industrie- und H andelskam m ern zum  Schuman-Plan 
vom 18. September 1951. Auch in diesem Gremium hatten sich nach langen und 
harten internen A useinandersetzungen die Vertreter der verarbeitenden Indu­
strien weitgehend durchgesetzt46.

Trotz alledem hätte m öglicherweise die U nterstützung der Verarbeiter, der per­
sönliche Einsatz von M onnet, Robert Schuman und einer Reihe von anderen R e­
gierungsm itgliedern nicht ausgereicht, die R atifizierung der M ontanunion im Par­
lament zu gewährleisten. Der Stahlwerksverband und der Spitzenverband CN PF 
konnten für ihre ablehnende H altung durchaus auf eine gewisse U nterstützung 
unter den Abgeordneten rechnen. Doch waren sie im entscheidenden M oment ge­
schwächt, da ihre führenden Vertreter zum  Zeitpunkt der Debatten und der end­
gültigen Abstim m ung A nfang Dezember 1951 an einem internationalen Indu­
striellenkongress in N ew  York teilnahmen. Es gibt eine Reihe von Indizien, die 
nahelegen, daß die Regierung diesen Termin bewußt gew ählt hatte, um die Gegner 
der M ontanunion „kopflos“ zu machen47. Wie dem auch sei, am 13. Dezember
1951 verabschiedete das französische Parlam ent mit einer unerwartet großen 
M ehrheit von 377 gegen 233 Stimmen das Gesetz zur R atifizierung der M ontan­
union, allerdings nicht ohne von der Regierung Zusicherungen im H inb lick auf 
M aßnahm en zur Steigerung der W ettbewerbsfähigkeit der Stahlindustrie erhalten 
zu haben, u .a . im H inb lick auf die F inanzierung von weiteren Investitionen und 
die K analisierung der M osel.

M onnet hatte sich also m it seiner kartellfeindlichen A usgestaltung des M ontan­
unionvertrages in Frankreich durchsetzen können. D iesen Erfolg verdankte er zu 
einem erheblichen Teil der U nterstützung der verarbeitenden Industrien. Ähnlich 
w ie sie vor dem 9. M ai 1950 Fortschritte in der w irtschaftlichen Integration Euro­
pas verlangsam t oder sogar verhindert hatten, machten sie nun die Schaffung eines 
gemeinsamen M arktes für Kohle und Stahl möglich. Bleibt zu fragen, ob sich nach 
Inkrafttreten des Vertrages die Vorteile auch tatsächlich einstellten, die sich so­

45 V gl. dazu den vo m  Sozialisten  A n d re  Philip verfaß ten  A b sch lu ßb erich t des Ausschusses: 
La C om m un aute E uropeenne du C h arb on  et de l ’A c ie r (Paris 1952). Im übrigen spielte auch 
Philip in d er V orphase, bei den V ertragsverhandlungen und der R atifizierung des Schum an- 
Plans in Frankreich  eine w ichtige R olle , auf die hier nicht im einzelnen eingegangen w erden  
kann, siehe Kipping,  Z w ischen K artellen  und K o n ku rren z .
46 D azu im D etail ibid. 2 7 6 -2 8 0 .
47 Ibid. 3 0 3 -3 0 8 .
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wohl M onnet als auch die Stahlverbraucher von der M ontanunion im H inblick 
auf Produktivitätssteigerung und Kostensenkung versprochen hatten.

Ausblick und Zusammenfassung

Wie anfangs bereits erwähnt, meldet vor allem John G illingham  Zweifel am Erfolg 
der M ontanunion im H inb lick auf die Auflösung bzw. Verhinderung nationaler 
und internationaler Stahlkartelle an. Demnach trafen sich die Industriellen bereits 
vor der Öffnung des gemeinsamen Stahlm arktes am l .M a i 1953 regelm äßig zu 
Preis- und M engenabsprachen48. W ie genauere A nalysen der Ereignisse belegen, 
hatten diese jedoch in den fünfziger und sechziger Jahren wenig Erfolg, waren 
allenfalls bei Exporten w irksam  und wurden besonders von den französischen 
und deutschen H erstellern immer w ieder unterlaufen. Erst nach den Krisen der 
siebziger Jahre kam es -  unter w eitgehender D uldung der Hohen Behörde -  zur 
B ildung eines europäischen Stah lkartells49. Dagegen verlor das von den französi­
schen Stahlverarbeitern immer w ieder kritisierte Verkaufskontor CPS bereits
1952 weitgehend seine Vollmachten, was nicht nur mit dem Inkrafttreten des 
EGKS-Vertrages zusam menhing, sondern auch mit einem vom französischen Par­
lament am 18. Ju li 1952 verabschiedeten Gesetz, das Preisfestsetzungen durch 
Kartellabsprachen untersagte50. V ielleicht der beste Beleg dafür, daß die M ontan­
union zum indest in ihrer Anfangszeit einen w ichtigen Beitrag zur Einführung des 
W ettbewerbs in Frankreich (und Europa) geleistet hat, ist ein Zeitschriftenbeitrag 
von Jean Constant aus dem Jahre 1955. D arin stellte er fest, daß die französische 
Stahlindustrie in den letzten zw anzig M onaten, d. h. nach Ö ffnung der europäi­
schen Stahlm ärkte, größere Fortschritte gemacht habe als in den vierzig Jahren 
davor51.

M ußte dafür aber, so bleibt zu fragen, die französische Stahlindustrie einen 
hohen Preis zahlen, da die westdeutschen Fiersteller der eigentliche N utznießer 
der M ontanunion waren? Dies hat vor allem Christoph Buchheim auf Grundlage 
von Vergleichen der durchschnittlichen Kosten und der Steigerungsraten der Pro­
duktion zu belegen versucht52. Solche Vergleiche sind irreführend, da sie weder 
die verschiedenen Produktionsverfahren, die Unterschiede zwischen den einzel­
nen W erken, noch die Tatsache berücksichtigen, daß die bundesdeutsche Stahl-

48 Gillingham,  C oa l, Steel 3 1 0 -3 1 2 .
49 Charles  Barthel,  D e l ’entente be lgo-luxem bourgeoise ä la C o n ven tio n  de B ruxelles 19 4 8 — 
1954, in: L’E urope du p atron at, hrsg. von  M ich e l  D um ou l in  u .a . (Bern 1993) 2 9 -6 2  und bes. 
Dirk Sp ie r enbu rg ,  R a y m o n d  P o id e v in ,  H istoire  de la H aute A u to rite  de la C om m unaute  
E uropeenne du C h arb o n  et de l’A c ie r (Brüssel 1993). A ls  gescheitert m uß man dagegen die 
P olitik  der M on tan union  im K o h len sek to r betrachten, gerade im H inblick  auf nationale V er­
kau fskontore und m ark tverzerren d e staatliche Eingriffe; ibid.
50 D azu m it w eiteren  L iteraturh inw eisen  Kipping,  Zw ischen K arte llen  und K o n k u rren z  333.
51 A uszugsw eise zitiert von  Haas,  The U n iting  o f E urope 183.
52 Gosch le r  u .a., D er Schum anplan als Instrum ent 192 f.
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Industrie in der unm ittelbaren N achkriegszeit einen erheblichen N achholbedarf 
hatte. Ein Vergleich mit der Produktion von 1929 ergibt dagegen ein für Frank­
reich wesentlich günstigeres Bild. Demnach hatten Ende der fünfziger Jahre beide 
Länder etwa ähnliche Fortschritte im Produktionsvolum en erzielt. Legt man die 
in der Rüstungsphase expandierte Kapazität der deutschen Stahlindustrie zu ­
grunde, stand Frankreich sogar -  relativ gesehen -  wesentlich besser da als vor 
dem Krieg. In der Anfangszeit der M ontanunion profitierte eine M ehrheit der 
französischen H ersteller eindeutig von ihrem Vorsprung bei der M odernisierung 
der Produktionsanlagen, insbesondere der Errichtung der beiden Breitbandwalz- 
straßen, die in den fünfziger Jahren Karosseriebleche nach W estdeutschland lie­
ferten53.

Insgesamt gesehen stellt der Schuman-Plan also auch in w irtschaftlicher H in ­
sicht einen deutlichen Bruch mit der Vergangenheit dar. Dies gilt vor allem im 
H inb lick auf die Kartellfrage. Und seine Kontinuität mit dem M onnet-P lan von
1946 im H inblick auf die Kohlenversorgung ist -  zum indest zum  Zeitpunkt des 
französischen Vorschlags -  eher nebensächlich. Dagegen ergibt sich ein eindeuti­
ger Zusammenhang des Schuman-Plans mit den Bemühungen Monnets und der 
Stahlverarbeiter um eine Verbesserung der französischen W ettbewerbsfähigkeit 
durch Produktivitätssteigerungen und Kostensenkung seit 1948/49. Der Wandel 
in der französischen A ußenw irtschaftspolitik muß also -  ähnlich wie im po liti­
schen Bereich -  bereits wesentlich früher angesetzt werden als bislang angenom­
men. Aber erst der Schum an-Plan schuf durch die Interessenidentität zwischen 
M onnet und den Stahlverbrauchern die G rundlage für eine zum indest teilweise 
erfolgreiche Um setzung der neuen Prioritäten durch die wirtschaftliche Integra­
tion in Europa und die Einführung von W ettbewerbsprinzipien.

Abschließend muß hervorgehoben werden, daß der Schum an-Plan keinesfalls 
aus idealistischen M otiven, etwa dem Europagedanken entstand. M it seinem Vor­
schlag verfolgte Jean M onnet konkrete Eigeninteressen Frankreichs, nämlich eine 
Steigerung der W ettbewerbsfähigkeit der französischen Industrie insgesamt, d.h . 
nicht unbedingt der d irek t betroffenen LIersteller. Ähnliches g ilt für die Stahlver­
arbeiter, die K onkurrenz im (europäischen) Stahlm arkt als Vorbedingung für w ei­
tere H andelsliberalisierungen in ihrem Industriezweig forderten. Daß es dabei 
auch zu -  zeitweisen -  Verlusten für Frankreich kam, vor allem durch das A us­
scheiden der bislang geschützten ineffizienten H ersteller, tut dieser Feststellung 
ebensowenig Abbruch w ie die Tatsache, daß auch andere europäische Länder 
politisch oder w irtschaftlich von der M ontanunion profitierten. Die detaillierte 
Studie der w irtschaftlichen H intergründe des Schuman-Plans bestätigt demnach 
eindrucksvoll die Schlußfolgerung Peter Krügers zur D ynam ik des Integrations­
prozesses in Europa: „A lle w irksam en Anstöße europäischer Integration entw ik- 
kelten sich aus konkreten Bedürfnissen, Interessen oder Situationen, und das be­
deutet, nur in dem M om ent und auf den Gebieten, wo Ü bereinstim m ung über die

53 D azu im D etail K ipp in g , Zw ischen K artellen  und K o n k u rren z  3 2 9 -3 3 2 ; zum  fran zö si­
schen Stah lexport in die B undesrepublik  M ilward , The R econstru ction  4 13 .



Regelungsbedürftigkeit hergestellt werden konnte.“54 M an kann nur hoffen, daß 
diese Erkenntnis auch bei der zukünftigen Gestaltung der Europäischen Union 
beherzigt w ird.
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54 P e te r  K rü ger ,  Eine U n io n  kalku lierter Interessen. N ationalstaat und europäische Integra­
tion, in: W irtschaft &  W issenschaft 2/4 (N ovem b er 1994) 2 3 -3 4 .



Klaus Schwabe

Kommentar zu 
IV. Kohle, Stahl und ein neues Konzept für Europa,

1945-1954

Auch im historischen Rückblick besteht kein Zweifel, daß der vom französischen 
Außenm inister am 9. M ai 1950 bekannt gegebene und alsbald nach ihm benannte 
Schum an-Plan einen bedeutsamen und folgenreichen N euansatz der französi­
schen D eutschland- und Europapolitik verkörpert und gleichzeitig den Anstoß 
für eine innovative Entw icklung der Beziehungen unter den europäischen Staaten 
gegeben hat, die bis in unsere G egenwart hineinreichte. Es w ar auch schon zu Zei­
ten von Robert Schumans Initiative bekannt, daß deren geistiger Vater der franzö­
sische Plankom m issar Jean M onnet gewesen ist.

U m stritten in der historischen Forschung sind nur der Grad der O riginalität 
und die spezifischen politischen und w irtschaftlichen LangZeitwirkungen des 
Schuman-Planes. Die Frage nach der O riginalität des Schum an-M onnet-Planes 
kann im Zusammenhang mit der französischen D eutschlandpolitik selbst oder im 
Kontext der Einflüsse gestellt werden, denen die französische A ußenpolitik von 
außen her -  zum  Beispiel seitens der U SA  -  im Berichtszeitraum  ausgesetzt gewe­
sen ist. Die drei hier zu kom m entierenden Beiträge gehören zu dieser Them atik. 
D ietm ar H üser arbeitet innovative Ansätze der französischen D eutschlandpolitik 
heraus, die das C liche von der auf Revanche fixierten französischen D eutschland­
politik  seit der deutschen K apitulation richtigstellen sollen. Tatsächlich erscheinen 
ihm auch die Ziele der französischen und der am erikanischen D eutschlandpolitik 
einander ähnlicher, als dies die M axim alpositionen erwarten lassen, welche die 
französische D iplom atie taktisch nach außen hin bezog, um auf die U SA  zugun­
sten eigener Sicherheitsinteressen und finanzieller W ünsche D ruck auszuüben. 
Dabei habe Frankreich seine innere Schwäche gegenüber den A m erikanern nicht 
ohne Erfolg als Trumpfkarte ausgespielt.

Aus am erikanischer Perspektive ist dem zweifellos zuzustim m en, nahmen doch 
die U S-M ilitärregierung in Deutschland und das State Department die scheinbare 
französische O bstruktion sehr ernst. Anders als die am erikanischen M ilitärs ver­
wandte sich das State D epartm ent allerdings stets für ein tunlichstes Entgegen­
kommen gegenüber den französischen Regierungen, w eil es einen Zusammen­
bruch der Vierten Republik und den Ü bergang der politischen Kontrolle über 
Frankreich an die Kommunisten fürchtete. D am it wäre, w ie W ashington genau
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wußte, die w irtschaftliche und politische Stellung Am erikas in ganz Kontinental­
europa unhaltbar geworden. Schon geographisch gesehen, verfügte Frankreich 
also über eine Schlüsselstellung an der europäischen Küste des A tlantiks und be­
fand sich dam it durchaus nicht in einer Position der Schwäche gegenüber der 
transatlantischen W eltmacht. Frankreich hat auch, w ie T im othy Ireland schon 
1981 in seiner bahnbrechenden Studie „Creating the Entangling A lliance“ gezeigt 
hat, seine geopolitische Stärke bei den Verhandlungen zur Schaffung des N ordat- 
lantikpaktes geschickt ausgenutzt. Das Pariser Junktim  zwischen der Erfüllung 
seiner Sicherheitswünsche und der alliierten D eutschlandpolitik verlangte, daß 
eine vertragliche Verpflichtung der Vereinigten Staaten für die Verteidigung West­
europas prim är gegen die UdSSR, langfristig aber auch gegen ein w iedererstarktes 
Deutschland, einer Anpassung seiner eigenen Politik an das am erikanische Pro­
gramm einer w irtschaftlichen und politischen Rehabilitierung W estdeutschlands 
vorausgehen sollte. M it der U nterzeichnung des NATO -Vertrages am 4. A pril 
1949, die der G ründung der Bundesrepublik nicht zufällig  nur um wenige Wo­
chen vorausging, w ar dieses Ziel de facto erreicht.

In dem zweiten hier zur D iskussion stehenden Beitrag stellt John G illingham  
die Frage nach der O riginalität Jean Monnets aus der Sicht der Frühgeschichte der 
europäischen Integration und des Einflusses der USA auf den europäischen E ini­
gungsprozeß sowie der Rolle, die Jean M onnet als Verm ittler zw ischen A lter und 
N euer Welt gespielt hat. Er schätzt die innovativen politischen und w irtschaftli­
chen Leistungen des französischen Europäers eher gering ein, da vielen von M on­
nets Initiativen -  von der EVG bis zum Euratom, rein w irtschaftlich gesehen auch 
dem Schuman-Plan -  kein w irk licher Erfolg beschieden gewesen sei. Eine um so 
höhere Bedeutung spricht er M onnet als Verm ittler zw ischen den USA und Eu­
ropa zu. Ja , er führt die Tatsache, daß A m erika nach 1945 eine europäisch verant­
w ortliche M acht geworden sei, ganz wesentlich auf M onnets Einfluß zurück.

Diesem doppelten Verdikt ist grundsätzlich zuzustim m en: D ie Tatsache, daß 
sich die U SA  seit 1947 langfristig in Europa engagiert haben -  erst w irtschaftlich, 
dann m ilitärisch -  hat sich als historisch folgenreicher erw iesen als einige Finessen 
in der Geschichte der von europäischen Politikern ersonnenen europäischen In­
stitutionen. Entscheidend war, daß der Integrationsprozeß überhaupt in Gang 
kam, und dies ging, w ie G illingham  nachweist, nicht zu letzt auf die U nterstüt­
zung zurück, welche die Vereinigten Staaten den verschiedenen Initiativen M on­
nets gewährt haben. U ber die organisatorische Form, die ein geeintes Europa nach 
den Vorstellungen annehmen sollte, die am erikanische Politiker und D iplomaten 
seit 1947 entw ickelten, w ird  die Forschung noch lange diskutieren. Die halbwegs 
geradlinige Entw icklung, die G illingham  andeutet und m it H offnungen auf die 
B ildung einer europäischen Zollunion anfangen und mit Plänen für die Bildung 
eines europäischen Bundes enden läßt, w ar tatsächlich kom plizierter: Es gab in 
W irklichkeit im State D epartm ent und der M arshallp lanorganisation ECA von 
Beginn an ein N ebeneinander zw ischen bescheideneren und ehrgeizigeren Vor­
stellungen über den Grad und die Form einer künftigen Einigung Europas. R ich­
tig ist, daß sich Ende 1949 auch die Spitze des State Departments den Wunsch
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nach einer irgendw ie supranationalen Integration Europas zu eigen gemacht und 
deshalb den Schum an-Plan mit N achdruck unterstützt hat. Der Umstand, daß 
sich M onnet in den Augen seiner am erikanischen Gesprächspartner zum Sprecher 
derart föderalistischer Hoffnungen machte, hat dessen Einfluß in W ashington -  
auch hier ist G illingham  zuzustim m en -  entscheidend verstärkt und zu dem Er­
folg von M onnets Bemühungen, die USA fester an Europa zu binden, wesentlich 
beigetragen. Ob M onnet persönlich den schließlichen A bzug der USA aus Europa 
gewünscht hat, w ie G illingham  zu verstehen zu geben scheint, sei dahingestellt. 
W ahrscheinlicher ist, daß M onnet diese Perspektive nur als taktisches Argum ent 
verwandt hatte, um Eisenhower ein langfristiges am erikanisches Engagement in 
Europa schmackhaft zu machen.

G illingham  spart nicht mit Kritik an gescheiterten Europaprojekten, die auf 
M onnet zurückgehen. Im N achhinein liegen derartige Verdam m ungsurteile über 
M ißerfolge natürlich immer nahe. So stimmt es zwar, wenn G illingham  die EVG 
als politisch nicht fundierte und parlam entarisch unzureichend legitim ierte M ili­
tärorganisation bezeichnet. Er vergißt dabei aber, die gleichzeitigen Pläne für eine 
politische U nion Europas zu erwähnen, die ausdrücklich als politisches Funda­
ment der EVG gedacht waren. Die Annahme, daß diese, wenn auch vielleicht mit 
Abstrichen, W irklichkeit geworden wären, wäre die EVG nicht schließlich am 
N ein der französischen N ationalversam m lung gescheitert, ist nicht völlig aus der 
Luft gegriffen.

Ähnlich pauschal fällt das U rteil G illingham s über Kennedys von M onnet m it­
beeinflußtes „Grand D esign“ aus. Kennedy zielte dam it auf eine gleichberechtigte 
Partnerschaft zwischen seinem Land und einem nicht nur w irtschaftlich, sondern 
auch politisch geeinten Europa ab. Kein Zweifel, daß dieses Europa m ilitärisch 
von den USA abhängen würde, vor allem vom nuklearen Schirm Am erikas, und 
daß Kennedy dies auch gewünscht hat. Aber gab es zu dieser A bhängigkeit, bei 
dem gewaltigen Vorsprung der am erikanischen M ilitärm acht gegenüber den ein­
zelnen europäischen Ländern, überhaupt eine A lternative? Es bleibt doch eine 
Frage, ob nicht eher de Gaulle, der sich gegen diese Abhängkeit mit aller Macht 
stemmte, der U topist gewesen ist, während Kennedys „Grand D esign“ m ilitärisch 
nur die in Europa nun einmal gegebenen Realitäten w iderspiegelte. M it dem Ruf 
nach einer beschleunigten supranationalen Einigung überschätzte Kennedy gewiß 
den dam aligen Einfluß der U SA  auf ein Europa, das w irtschaftlich von den USA 
immer weniger abhängig geworden war. W ar deshalb sein Fernziel -  eine engere 
Koordination der europäischen und der am erikanischen Außen- und Sicherheits­
po litik- so ganz abwegig? G illingham s facettenreicher Beitrag zeigt überzeugend, 
daß über die historische Bedeutung M onnets als eines Vermittlers zwischen den 
USA  und Europa kein Zweifel besteht, daß aber über die M ethoden, die Monnet 
für die Schaffung eines integrierten Europa empfahl, eine weitere und vertiefte 
w issenschaftliche D iskussion noch wünschenswert bleibt.

M it N achdruck hebt auch der letzte Beitrag dieser Sektion aus der Feder von 
M atthias K ipping die O riginalität des M onnet-Schum an-Planes hervor. Der 
Autor argum entiert aus der Perspektive der französischen Stahlw irtschaft und
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lenkt sein Augenm erk auf einen Aspekt des Schum an-Planes, der für uns Zeitge­
nossen der Europäischen U nion m ittlerw eile zum politischen A lltag geworden, 
aus historischer Sicht aber gelegentlich etwas vernachlässigt worden ist: die Funk­
tion des Schuman-Planes als eines sektoralen Regulators des M arktwettbewerbes. 
Dem diente eine N eufestsetzung des Kartellrechtes durch den Schuman-Plan mit 
dem Ziel, eien ungehinderten W ettbewerb auf dem Kohle- und Stahlm arkt West­
europas zu gewährleisten. Dem Verfasser gelingt der N achweis, daß die s tah k w - 
arbeitende (im  Gegensatz zu der stahl erzeugenden) Industrie in Frankreich den 
Schuman-Plan von Anfang unterstützte, w eil sie sich von ihm einen verbilligten 
Bezug von Rohstahl, die V erbilligung der eigenen Produktionsm öglichkeiten und 
dam it eine Erhöhung der eigenen internationalen K onkurrenzfähigkeit erhoffte. 
Die stahlverarbeitende Industrie Frankreichs w urde dam it zu einem w ichtigen 
Verbündeten Monnets bei dessen Bemühungen, die parlam entarische Ratifikation 
des Schuman-Planes in Frankreich sicherzustellen.

Die reich dokum entierte D arstellung Kippings läßt an der Interessenpolitik der 
französischen stahlverarbeitenden Industrie und deren O ption für den Schuman- 
Plan keinen Zweifel. Jedoch fällt seine A ntw ort auf die Frage, w iew eit das Inter­
essenkalkül dieses Industriezweiges nach dem Inkrafttreten des Schuman-Planes 
w irk lich  aufgegangen ist, insofern etwas w eniger scharf aus, als er als M aßstab die 
Gewinne der französischen Stahlindustrie insgesamt (und nicht nur der stahlver­
arbeitenden Industrie) anführt.

So überzeugend K ipping im übrigen die innerfranzösische D iskussion um die 
kartellfeindliche O rientierung des Schuman-Planes nachzeichnet, so sehr blendet 
er den internationalen Flintergrund dieser Debatte aus. N icht nur im Interesse der 
französischen Industrieproduktion w ar M onnet gehalten, dem Schuman-Plan 
eine gegen Kartelle gerichtete Stoßrichtung zu verleihen, sondern auch aufgrund 
amerikanischen Drucks, und zw ar bereits seitdem M onnet den am erikanischen 
Außenm inister Dean Acheson über den Schum an-Plan noch vor dessen Bekannt­
gabe zum ersten M ale inform iert hatte. Die am erikanische Regierung konnte 
dabei auf eine spezifisch am erikanische Tradition der K artellregulierung zurück­
greifen und hat deswegen auf die Form ulierung der einschlägigen A rtikel des 
Schuman-Planes Einfluß genommen.

Ü ber das, was der Verfasser abschließend über eine mehr oder w eniger „ideali­
stische“ G rundtendenz des Schuman-Planes bemerkt, läßt sich schließlich treff­
lich streiten. Es besteht kein Zweifel, daß M onnet die konkrete Interessenlage der 
französischen Industrie im Auge hatte und sich zunutze machte, als er den Schu­
m an-Plan konzipierte und sich um dessen Ratifizierung im französischen Parla­
ment bemühte -  genauso, w ie er auf die H erstellung einer G emeinsamkeit franzö­
sischer und deutscher Interessen unter den Auspizien des Schuman-Planes ab­
zielte, w ie man in seinen M emoiren nachlesen kann. Dahinter stand der Wunsch, 
auf der Basis einer solchen Interessengemeinschaft den Grund für eine franzö- 
sisch-deutsche Verständigung und dam it für eine dauerhafte Befriedung Europas 
zu legen. Es erscheint eher als eine semantische Frage, ob man diese Z ielsetzung 
nun idealistisch oder realistisch nennen möchte.



V. Die Supermächte und die 
westeuropäische Sicherheit

Marc Trachtenberg 

The United States, France, and the Question of 
German Power, 1945-1960

N ow  that the C old War is over, people look back on that conflict and wonder how 
seriously it is to be taken. Was there ever a real risk of a T hird W orld War? D idn’t 
Soviet power and Am erican pow er balance each other so com pletely in Europe 
that both sides were more or less locked into the status quo that neither Am erica 
nor Russia nor any third power had any room for maneuver, and that armed con­
flict was essentially out of the question? A  general nuclear w ar was such a horrify­
ing prospect, the argum ent runs, that neither side would want to come anywhere 
near the point where serious fighting could actually break out; the Cold War peace 
was therefore stable from the start.

That view, I th ink, is profoundly m istaken. The sense, particu larly strong at cer­
tain points, that a third w orld w ar was a real possibility, was not just an illusion. 
But if there was a serious risk of war, what was generating it? C erta in ly  not the 
ideological conflict alone: the western powers m ight not have liked Com m unist 
rule in eastern Europe, but they were never prepared to go to w ar to liberate that 
area; and the Soviets, for their part, were not going to risk w ar to impose Com m u­
nist regimes on western Europe. So w hy then w eren ’t both sides locked into the 
status quo -  more or less forced, that is, by power realities to accept things as they 
were in Europe?

This is the great puzzle of the Cold War. W hy d idn ’t the division of Europe 
lead, im m ediately and directly, to a stable international order? W hy d idn ’t we 
have a simple spheres-of-influence system , where each side accepted, in fact if not 
in words, the other side’s predominance on its side of the line of dem arcation -  a 
system , that is, in which the two sides, no matter how they felt about the arrange­
ment, respected each other’s power and coexisted w ith each other on that basis? 
W here, in other words, was the clash coming from ? Given the division of Europe, 
w hat could possib ly generate a real risk of w ar? To answer that question is to 
understand what the Cold W ar was about.
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The key point to note here is that while the western powers were w illing, prac­
tica lly  from the start, to live w ith  the status quo in Europe, the Soviet attitude was 
somewhat different. The Soviets had no problem accepting the division of Europe, 
and as a general rule were prepared to give the western powers a free hand on their 
side of the line of demarcation. But there was one very im portant exception to that 
policy. That exception had to do w ith Germany. From the Soviet standpoint, Ger­
man power had to be kept lim ited; G erm any could not be allowed to become a 
great power again, capable of posing a basic challenge to the status quo in central 
Europe. This was an area where the Soviets felt that their most basic interests were 
engaged. They therefore felt that this issue, if necessary, had to be dealt w ith be­
fore it got out of hand. D epending on power realities, this im plied that in certain 
circumstances force m ight have to be used. The threat of force was a fundamental 
instrum ent of po licy; for that threat to be effective, the Soviets m ight have to be 
prepared, in the final analysis, to follow  through on it. The USSR could most 
easily make the western powers take her concerns about G erm any seriously by 
threatening their position in Berlin, and a Berlin crisis could develop a momentum 
of its own; a major crisis in that area could conceivably lead to an armed conflict, 
and thus possib ly to a third world war.

The German question therefore lay  at the heart of the C old War. And this 
meant that the arrangements the western countries worked out among themselves 
were of fundam ental political im portance, both in terms of east-west relations and 
in terms of the stab ility of international politics in general. It was not as though 
there were N ATO  problems and problems between the two blocs, and that those 
two sets of problems were on ly m arginally related to each other. A ll these issues 
were tigh tly  intertw ined. The basic question had to do w ith  how much power 
G erm any was to have -  whether G erm any w ould reemerge as a tru ly  independent 
power, able to chart her own course in international affairs, or whether G erm any 
(and that meant essentially West G erm any) w ould be dependent on her allies and 
thus forced to live w ith  the status quo. If the West developed a political system  
which kept G erm any from becoming too strong and independent, this was some­
thing the Soviets could accept, that is, they could live w ith  a system  of that sort. 
But if it seemed that the West had embarked upon a course that would lead even­
tually  to a full resurgence of German power, the Soviets felt they m ight have to 
take action -  action that m ight conceivably lead to war.

So if the German question lay at the heart of the Cold War, the settlem ent of that 
conflict depended on how the problem  of German power was resolved -  that is, on 
whether the western countries were able to build a political system  that could 
effectively control German power. And by late 1954, it seemed that a system  of this 
sort had been constructed. In two great conferences held first in London and then 
in Paris, the western powers and the Federal Republic of Germ any qu ick ly  worked 
out a series of agreements. The Paris accords, as this set of arrangements came to 
be called, was (as G eorges-H enri Soutou has pointed out) the great settlement be­
tween the Federal Republic and the three western powers, the equivalent in the 
post-W orld W ar II period of the Versailles settlement after W orld War I.
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And this was a settlement that lim ited German power in major w ays. A lthough 
it is often said that with the ratification of the Paris accords, G erm any recovered 
her sovereignty, this is not quite correct. The Paris accords set up a regime of con­
strained German sovereignty. The western powers retained the right to station 
m ilitary forces on German soil and to take whatever action was needed to protect 
those forces. This meant that they retained the right to intervene in extreme cases 
in internal German affairs, and also the right to use those forces to deal w ith 
threats from the east; in both cases the German government did not, in the final 
analysis, have to give its consent before allied forces could be used1. The Federal 
Republic, moreover, did not have the right, as a sovereign power, to negotiate a 
reunification agreement on her own; in particular, the western powers could 
legally  block any settlement that provided for German neutralization and for the 
w ithdraw al of their troops2. West G erm any w ould have a national army, but that 
arm y was to be integrated into the NATO structure; and one fundam ental goal 
here was to make it impossible for that arm y to operate independently3.

1 The poin t that the w estern  p ow ers, un der the Paris accords, retained the right to  in tervene  
in extrem e cases if the dem ocratic system  in G erm an y  w ere threatened is not w id e ly  under­
stood, because the existence o f this right was not clear fro m  the text o f the O cto b er 1954  con­
vention  governing  relations betw een the Federal R epublic and the three w estern  pow ers. In 
fact, the p rov ision  in the unratified M ay 1952  contractual agreem ent that had exp licitly  au th­
orized  the allied authorities to declare a state o f em ergency and to take app ropriate  action, 
should  the dem ocratic o rd er be endangered, had been dropped w hen the basic convention  
w as renegotiated in 1954. But this basic allied right had not disappeared. A n o th e r section o f  
the 1952  treaty  had given each o f the three w estern  m ilitary  com m anders the right to take 
w h atever action w as necessary “to rem ove the dan ger” if the forces under his com m and w ere  
m enaced. The w estern  fore ign  m inisters had decided that this p rovision  in itse lf -  that is, “in ­
dependently  o f a state o f em ergency” - w o u ld  a llow  the allies to  take action if the dem ocratic  
regim e in G erm an y  w ere threatened, since the o v e rth ro w  o f the dem ocratic o rd er w ou ld  
autom atically  endanger the security  o f  the w estern  troops. Since this p ro v isio n  w as em bar­
rassing to the p ro -w este rn  G erm an chancellor K on rad  A denauer, the allies agreed to delete it 
from  the final 1954  agreem ent p rov id ed  that it was retained as a “practical arrangem ent”. 
A d en au er w ent along w ith  that so lution . Fie gave the allies a w ritten  assurance that the dele­
tion  o f the clause w ou ld  change nothing  because it was an “inherent right o f  any m ilitary  
com m and er” to take w hatever action p roved  necessary to p rotect the forces under his com ­
mand. T he allies thus had a broad and rather loosely-defined  right to  in tervene in extrem e  
cases in in ternal G erm an affairs. C o n ven tio n  on R elations, M ay 26, 1952, United  States, D e ­
p a r tm en t  o f  State,  Foreign R elations o f the U nited  States, 1 9 5 2 -5 4 , vol. 7, 115  [henceforth  
cited in the form : F R U S 19 5 2 —54, 7 :115 ] , A ch eson -Sch u m an -M orrison  m eeting, Septem ber 
13 , 1951, F R U S 1951, 3 :127 3 . K id d  m em orandum  on G erm an sovereignty, Septem ber 10, 
1954 , and rep ort on  term ination  o f the occupation, O cto b er 2, 19 5 4 , reference to paragraph 7 
in the con ven tion  on  relations, F R U S 19 5 2 -5 4 , 5 :1 16 9 , 13 4 1 . F o r the A d en au er assurance, see 
B ea t e  R u hm  v o n  O ppen  (Ed.), D ocum ents on G erm an y  under O ccupation, 19 4 5 —54 (L on ­
d on  1955) 628. N o te  also D u lles’s rep ort to  E isenhow er on this point, N ovem b er 12 , 1954, 
quoted in Paul Stares,  A llied  R ights and Legal C onstra in ts on  G erm an M ilita ry  P ow er  
(W ashington 1990) 1 1 - 1 2 .
2 F o r the seriousness w ith  w hich E isenhow er to o k  these rights, see his rem arks in an N SC  
m eeting held on F eb ru ary  6, 1958. The sum m ary o f discussion is in the A n n  W h itm an File, 
N SC  series, box 9, E isenhow er L ibrary, A bilene, Kansas.
3 See G ru en th er to D ulles and C on an t, Septem ber 16 , 1954; rep o rt on D ulles meetings w ith
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This whole system  was anchored in the most im portant part of the accords, the 
provisions governing the Federal R epublic’s nuclear status. In formal terms, the 
German government promised not to build nuclear weapons on its own territory, 
a promise that the allies had the right to enforce; but the settlement was under­
stood in somewhat broader terms. The assumption was that G erm any was not to 
acquire a nuclear force under her own control. And since a non-nuclear G erm any 
could never stand up to a great nuclear power like the Soviet U nion on her own, 
G erm any’s non-nuclear status im plied that the Federal Republic would be de­
pendent on her allies for protection and could therefore not be fu lly  independent 
in political terms. It followed that she would have to accept a purely  defensive pol­
icy, the po licy her allies had in effect adopted, and could thus pose no threat to the 
status quo.

This was a system  the Soviets could live w ith because it solved their number one 
security problem : the control of German power4. And the Germans, in the final 
analysis, could also live w ith  it if they had to -  m ain ly because it provided for their 
security, but also because it represented their acceptance into the western world 
on an equal, or nearly equal, basis, w ith  all that im plied in political, economic, and 
even moral terms. As for the other west Europeans, it was close to ideal. For the 
French in particular, it solved at one blow the two great problems they had to con­
tend w ith in the postw ar period: the Russian problem  and the German problem. 
The NATO alliance, a system  built on Am erican power, would keep the Soviet 
threat at bay. A t the same time any possible German threat would be contained in 
a structure dominated by Am erican power.

The French, or at least the more perceptive French policym akers, had, in fact, 
seen the advantages of such a system  relatively early on, a good deal earlier than is 
generally adm itted. In 1946 and 1947, Am erica and Britain had adopted what was 
called the “western stra tegy” for G erm any: the po licy of creating a west German 
state, oriented toward the western w orld econom ically, culturally, politically, and, 
in the final analysis, m ilitarily, a state under the m ilitary protection of the western 
powers, and aligned w ith those powers in the developing conflict w ith  the USSR. 
This was a strategy that im plied the eventual liquidation of the occupation regime. 
The controls would gradually be dism antled; one could count on the threat from 
the east to hold the Germans on the western side. Key French officials -  the 
foreign minister, Georges B idault, above all -  saw eye-to-eye w ith  the A nglo-Sa-

Adenauer and Eden, September 16 -17 , 1954; Gruenther to Dulles, September 19, 1954; 
Gruenther-Dulles meeting, September 27, 1954; and Dulles to Eisenhower, September 28, 
1954; in: FRUS 1952-54, 5 :1 19 9 -12 0 1 , 1219, 1228, 1282, 1293.
4 O ur understanding of Soviet policy in this area remains incomplete, but for an interpre­
tation along these lines by a scholar who had worked in the Soviet archives, see Vladislav 
Zubok, Soviet Intelligence and the Cold War: The ,Small“ Committee of Information, 1952-  
53, in: Cold War International H istory Project W orking Paper [CW IH P] working paper 
series, no. 4 (1992) 10; Vladislav Zubok, Khrushchev and the Berlin Crisis (1958-1962), in: 
C W IH P w orking paper series, no. 6 (1993) 3; and Yuri Smirnov, Vladislav Zubok, Nuclear 
Weapons after Stalin’s Death: M oscow Enters the H-Bomb Age, in: C W IH P Bulletin (Fall 
1984) 17.
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xons in this area practically from the start, although they could not say so openly 
until 1948 because of political circumstances w ith in  France5. But for them, a sys­
tem based on the division of Germany, w ith  western G erm any integrated into the 
western system  more or less vo luntarily  -  indeed, a system  based on sufficient ten­
sion between east and west to keep the Am ericans in Europe and to keep the Ger­
mans dependent on the western side for protection -  was the best arrangement 
they could possib ly hope for6. To be sure, G erm any’s status would be trans­
formed -  but not quite to the point where G erm any would become a full partner. 
And to be sure, G erm any would eventually have to be rearmed, but here too there 
were lim its as to how far this process could go. But those changes were acceptable, 
since the construction of the western system  (including the integration of the Fed­
eral Republic into the western bloc as an alm ost-equal partner) would solve both 
the German problem and the Russian problem. And that solution w ould be stable: 
unlike the 1919 settlement, this was an arrangem ent everybody could live with.

So the French attitude -  or at least the attitude of the French foreign ministers 
from the period, B idault and then Schuman, along w ith  their main advisors -  was 
more in line w ith the Anglo-A m erican position than people th ink. In 1949, for 
example, the French actually took the lead in pressing for a relatively liberal occu­
pation statute for G erm any7. And in 1950, the French government was not nearly 
as opposed to an eventual rearm am ent of G erm any as is often claimed. Schuman 
and other key officials personally agreed w ith  the Am ericans on a whole range of 
basic issues: the importance of draw ing G erm any into the West and transform ing 
her into a partner; the need for an effective ground defense in Europe and the im ­
possib ility of achieving this w ithout a German contribution; and the desirab ility

5 Thus Bidault and Jean Chauvel, the top permanent official at the Quai d ’Orsay, repeatedly 
told the Americans in mid- and late 1946 that they sided with the United States in the devel­
oping dispute with the Soviets over Germany, and that it was only for "internal political rea­
sons” that France could not overtly stand with America. See C affery to Byrnes, June 11, June 
22, and August 30, 1946, in: FRUS 1946, 5 :566-567, 567n, 596.
6 This sort of thinking was reflected, for example, in draft instructions to the foreign minister 
from  about August of 1949, establishing the line that the status quo of a divided Germ any 
was the best solution from  the French point of view: “Nous pouvions craindre ä la fois un ac­
cord plus vaste, ou une rupture complete: la solution intervenue etait la meilleure.” Europe 
1949-55/Allemagne/vol. 254/f. 41 (p. 10 in original document), French Foreign M inistry 
Archives [FFMA], Paris.
7 This was in part due to the fact that the policy of integrating Germ any into the western sys­
tem as a real partner had to a certain extent been sabotaged by the French m ilitary adminis­
tration in Germany. Schuman and his associates had therefore concluded that it was im port­
ant to transform the system -  to replace the m ilitary governors with a civilian Fligh Comm is­
sion, and to relax the occupation controls. On the French role in bringing about a major lib­
eralization of the occupation regime in early 1949, see Kennan notes of meeting w ith Fran- 
^ois-Poncet, March 21, 1949, and Acheson-Schuman meeting, A pril 1, 1949, in: FRUS 1949, 
3:114 , 159. On the undermining of the Schuman policy by the French occupation authorities 
in Germany, see fo r example Massigli to Chauvel, February 14, 1949, Massigli Papers, vol. 68, 
FFM A. N ote also the U.S. impression that low-level French officials in Germ any were pur­
suing a policy o f their own; meeting of U.S. ambassadors, March 22 -24, 1950, in: FRUS 1950, 
3:818.



240 M arc T rachtenberg

of integrated structures that could provide a stable long-term  basis for lim iting 
German freedom of action. In September 1950, when the Am ericans demanded 
that G erm any be rearmed, Schuman made it clear that he personally understood 
the need for German troops. He fu lly  agreed that it was illogical to think that G er­
m any should be defended w ithout a German contribution. He was ready to accept 
the principle of a German defense contribution providing this could be done se­
cretly, but the Am ericans were insisting on public acceptance now. The problem , 
he said, was that in France only a m inority understood “the importance of Ger­
m any in western defense”. It was po litica lly  impossible for him to do what the 
Am ericans wanted immediately. The French public was sim ply not ready to go 
along w ith German rearm am ent at this point. It would be better first to let the 
NATO regime take shape, for a U.S. general to come over as NATO commander, 
for a U .S. combat force to take up positions in Germany. A fter those things were 
done, it w ould be much easier to get the French parliam ent to accept some form of 
German rearm am ent8.

And in late 1954, it was the French government that took the lead in w orking 
out the arrangements that were later embodied in the Paris accords. The French 
prim e minister, Pierre Mendes France, allowed the plan for a Ehiropean Defense 
Com m unity to be voted down by the French parliam ent. He then qu ick ly  ac­
cepted the idea of a German national arm y and the direct admission of G erm any 
into N ATO. He had, in fact, begun to press for a solution of this sort at a time 
when the Am ericans still had their hearts set on the EDC, and when the British, 
out of lo ya lty  to Am erica, were still urging the French government to push the 
EDC treaty through parliam ent. But Mendes saw that this course of action was 
hopeless, that the NATO solution was better in any case, and that the sort of 
arrangem ent that was finally w orked out -  the lim its on German power embodied 
in the Paris accords -  was all that was needed9.

8 See Bevin to Foreign Office, September 13, 1950; Flarvey to Bevin, O ctober 7, 1950; and 
Schuman-Bevin meeting, December 2, 1950; in Documents on British Policy Overseas, series
II, vol. 3, 35 -36, 136, 3 12 -3 17 . See also Schuman-Acheson meeting, September 12, 1950; 
meeting of western foreign ministers and high commissioners, September 14, 1950; Acheson 
to Truman, September 14, and September 16, 1950; and Schuman-Bevin-Acheson meeting, 
September 12, 1950; in: FRUS 1950, 3 :287-288, 296-303, 3 1 1 -3 1 2 , 1200. By the Am ericans’ 
own account, Schuman’s domestic political problems were quite real. American officials had 
long recognized that the French foreign minister “was follow ing a very difficult and narrow  
road on G erm any”, that if it were not for him, the French would not have moved as far as 
they had, that he was “balanced on a needle” and, because of the internal political situation in 
France, it was important that he "not be pushed too far”. U.S. ambassadors’ meeting, March 
22-24, 1950, ibid. 819.
9 See especially Mendes-Eden-Churchill meeting, August 23, 1954, and Mendes to main 
French ambassadors, September 18, 1954, in: Pierre Mendes France, Oeuvres completes, vol. 
3 (Paris 1986) 246-247, 3 17 -32 1 . N ote also Massigli to Mendes, September 9, 1954, and Par- 
odi to Massigli, September 9, 1954, with Mendes draft proposal, France, Ministere des A f­
faires Etrangeres, Documents diplomatiques frangais, 1954, 308-310 , 3 12 -3 15 . For the real 
British view of the EDC, see especially Dulles to Eisenhower, September 18, 1954, in: FRUS 
1952-54, 5:1227. Churchill, Dulles reported, had said he was glad the “F'DC tom foolery”



So what went wrong? The problem at this point is to explain w hy the system  
embodied in the Paris accords did not lay the basis for a stable peace, for it is clear 
that the arrangements w orked out in 1954 did not lead to the kind of system  both 
sides felt they could live w ith . Just four years later, a new period of crisis began, 
and the world would have to w ait until 1963 before the threat of w ar receded, this 
time permanently.

W hy then did the Paris system  fail? The answer has to do, above all, w ith 
Am erican policy. The NATO system  would work only if, and only if, the A m eri­
cans remained present in Europe, for how could the Germans be expected to re­
main non-nuclear if the U nited States was not there to protect them? H ow  could 
they be expected to stand up to a great nuclear power like the USSR essentially on 
their own? There had to be some counterweight to Soviet power in Europe. II the 
Americans could not provide it, the west Europeans would have to do it them ­
selves. But a real political unification of western Europe was not im m inent. If the 
w ar-m aking power could not be vested in some supra-national European author­
ity  -  if a true pooling of sovereignty in that area was sim ply not in the cards, if a 
real U nited States of Europe remained a distant dream -  then any European force 
would have to be organized on what was, in the final analysis, a national basis. Yet 
a German “finger on the nuclear tr igger” was not something that the Soviets 
would read ily accept; the prospect of a nuclear force under German control could 
easily lead, as indeed it did in late 1958, to a new period of crisis.

The issue of the Am erican m ilitary presence in Europe was therefore of funda­
mental im portance. The stab ility of the system  -  the v iab ility  of the arrangement 
that had been w orked out in 1954, a system  that lim ited German power in funda­
mental w ays -  turned on the w illingness of the Am ericans to commit themselves 
to the defense of western Europe on a more or less permanent basis.

But it took m any years before the Americans finally accepted the idea that they 
were committed in Europe for good. In the 1940s, the Am erican attitude in this 
area remained ambivalent. In 1948, for example, some Am erican policym akers 
wanted western Europe to become an independent center of power, a “third 
force” strong enough “to say ,no ‘ both to the Soviet U nion and to the United 
States”10. The feeling was that the Europeans had the resources to defend them­
selves, if only they would unite politically. U nification would also solve the Ger­
man problem , and was probab ly the on ly solution if the U nited States was not to 
keep forces in Europe forever. So the Am erican attitude toward European inte-

was over, that “he had only supported it because” Eisenhower had wanted it, but that he “had 
never had faith in it”. Indeed, all along Churchill had sought to keep the door open for the 
simpler solution of admitting Germ any directly to N ATO. See also his remarks at the Ber­
muda conference, December 6, 1953, ibid. 1803.
10 Hickerson-Inverchapel meeting, January 21, 1948; Hickerson in U .S.-U .K.-Canada talks, 
March 23, 1948; Douglas to Lovett, A pril 17, 1948; in: FRUS 1948, 3:11, 64, 91. O n “third 
force” thinking at this time, see also the quotation from  an unpublished State Department 
history of the Marshall Plan, in: Max Beloff, The United States and the U nity o f Europe 
(Washington 1963) 28.
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gration was unam biguous. “We favor it”, Secretary of State Acheson told Schu­
man in 1950, “I favor it .” This was the way, he said, to build a Europe strong 
enough to defend itself “against the attacks of Com m unist nihilism  and Soviet im ­
peria lism ,” and it was “ the soundest basis on which this generation could reinsure 
the next against another dangerous German aberration”11.

On the other hand, the Americans gave certain assurances that they were not 
going to w ithdraw  so long as there was a need for a counterweight to Soviet power 
in Europe. In early 1948, in fact, as part of the process leading to the London Rec­
ommendations -  the agreements that provided the fram ework for the establish­
ment of a west German state -  the U.S. government made certain form al com m it­
ments along those lines. “As long as European Com m unism  threatens US vital 
interests and national secu rity”, Secretary of State M arshall w rote on February 28, 
“we could ill afford to abandon our m ilitary position in G erm any.” “The logical 
conclusion”, he added, “is that three-power occupation m ay be of unforeseeable 
and indefinite duration, thus offering protracted security guarantees and estab­
lishing a firm com m unity of interests.” The maintenance of the occupation, he 
pointed out, meant in particular that the French would be secure against Ger­
m any12. And on M arch 17, President Truman declared officia lly that American 
forces w ould stay in G erm any until the Com m unist threat had come to an end; 
this promise was incorporated into the June 1 three-power agreement on Ger­
many, giving it a certain contractual force13.

But these commitments, as it turned out, were not taken as binding. Even in 
m id -1951, Acheson was still th inking in terms u ltim ate ly  of a purely  European 
solution. Am erica, he assumed, would eventually w ithdraw  from Europe, but 
when she did, some sort of integrated m ilitary system  had to be left behind. A 
situation where nothing would remain on the continent "except national forces 
so lely under national contro l” -  and that meant m ain ly a German arm y under 
German control -  had to be avoided. A “w orkable European arm y” was thus the 
aim; “practical steps” toward that goal should be taken even in the short run; a 
European system  w ould eventually evolve out of the present U .S.-dom inated 
NATO structure14.

But by the end of Ju ly , this line had been abandoned. Acheson had been con­
vinced by his subordinates that a pure ly  European system  w ould never be viable. 
H e now attacked what he called the grow ing tendency to “treat European in te­
gration and a European A rm y as final solutions for a ll problems including that of

11 Acheson to Schuman, N ovember 29, 1950, in: FRUS 1950 ,3 :496 -498 .
12 Marshall to Douglas, February 28, 1948, in: FRUS 1948, 2 :101.
13 For Truman’s pledge, see his address to Congress, March 17, 1948, in: Department of State 
Bulletin (March 28, 1948) 418. For the formal security commitment and the related U.S. 
agreement to coordinate policy with her main allies, see Douglas to State Department, May
19 and M ay 30, 1948, Report of London Conference, June 1, 1948, agreed paper on security 
(Annex L o f the report), and London Communique, June 7, 1948, in: FRUS 1948, 2:256, 292, 
301n., 312, 316.
14 Acheson to Bruce, June 28, 1951, and Acheson memorandum, Ju ly 6, 1951, in: FRUS 1951, 
3:802, 804, 816.
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security against G erm any”, and he criticized what he no now saw as an unfortu­
nate tendency in Am erican circles to disregard the long-range importance of de­
veloping the A tlantic com m unity as a whole. Just two weeks earlier, he had taken 
it for granted that the Am erican presence would be temporary, but he now ex­
p lic itly  rejected the notion that U .S. participation in NATO w ould “term inate at 
some indefinite time in the fu ture”. A m erica’s “long-term  interests” w ould be 
“best served” not just by the development of the European A rm y plan, but by a 
“po licy of permanent association” w ith  the NATO allies for the defense of the A t­
lantic area as a whole. And the reason had more to do w ith G erm any than w ith 
Russia: the west Europeans, he now thought, were probably not strong enough 
“by themselves to outweigh German influence” in the future European A rm y13.

But this was a false dawn. Less than two years later, a new government came to 
pow er in W ashington, and the old notion of western Europe as a “third force”, 
independent of the U nited States, reemerged as a central tenet of Am erican policy. 
The new president, D wight Eisenhower, knew what he wanted. The United 
States, he felt, was not cut out to be an imperial power: “We cannot”, he said, “be a 
modern Rome guarding the far frontiers w ith our legions if for no other reason 
than that these are not, politically, our frontiers .”16 The Europeans, in the final 
analysis, had to defend themselves. They certa in ly had the resources to do so. 
Faced w ith  the great threat from the east, they should put their petty national d if­
ferences aside and unite both po litica lly  and m ilitarily. If they came together, they 
would be able to balance Soviet pow er on their own. Western Europe, Eisenhower 
concluded, should become “a third great power b loc”. W hen that happened, he 
explained in 1955, the U nited States would no longer have to bear the enormous 
burden of providing for the defense of Europe. Am erica could then “sit back and 
relax som ew hat”17.

This sort of th inking lay  at the heart of the E isenhower adm inistration ’s Euro­
pean policy. It was because the new U .S. leaders saw the situation in those terms 
that they pushed so hard for the ratification of the EDC. They backed that plan 
not because it was the on ly way, given French concerns about a German national 
army, to get a German m ilitary contribution. Even when the French made it clear 
that they preferred the NATO solution (which m ilitary officers on both sides of 
the A tlantic alm ost un iversally viewed as far superior in m ilitary  term s), the U.S. 
government still pressed as hard as it could for the establishm ent of the EDC. For 
Eisenhower, a solution based on national arm ies “was a second choice so far be­

15 Acheson to Bruce, Ju ly  16, 1951; cf. Acheson to Bruce, June 28, 1951, in: FRUS 1951, 
3:802, 835.
16 Eisenhower to Bermingham, February 28, 1951, in: Louis Galambos et al. (Eds.), Papers of 
Dwight David Eisenhower, vol. 12 (Baltimore 1989) 76-77. Emphasis in original.
17 N SC meeting, N ovember 21, 1955, in: FRUS 1955-57, 19 :150 -15 1 . N ote also the presi­
dent’s reference to the importance of western Europe uniting and becoming “a third great 
power complex in the w orld ”, in: Eisenhower to Gruenther, December 2, 1955, Eisenhower 
Papers, vol. 16, 19 19-20 . Eisenhower had long been thinking along these lines. See, for 
example, his remarks at a W hite House meeting, January 31, 1951, and to the N orth Atlantic 
Council, November 27, 1951, in: FRUS 1951, 3 :450-451, 734.
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hind EDC that there could be no com parison.” The fundamental objective was 
political and not m ilitary in nature. The real point of the EDC, he and Secretary of 
State Dulles both felt, was to weld France and G erm any together as the core of a 
strong European federation that could stand up to Russia on its ow n 18. They were 
therefore livid when Mendes France allowed the EDC project to collapse, and 
reacted coolly to the A nglo-French effort to w ork out an alternative based on 
establishm ent of a German national arm y w ith in  N A TO 19.

The Am ericans, in the final analysis, felt they had little choice but to accept the 
arrangem ents worked out in late 1954. But their acceptance of the system  estab­
lished by the Paris accords, a system  based on a continuing, large-scale Am erican 
m ilitary presence in Europe, was never whole-hearted. If Eisenhower said it once, 
he must have said it a thousand times: the Am erican troop presence was never 
meant to be permanent; it was o rig inally  supposed to be a stopgap measure; the 
idea had been to protect the Europeans during the period when they were bu ild ­
ing the forces they needed to defend themselves20. Paris accords or no Paris ac­
cords, this remained his basic concept.

The great test of E isenhower’s seriousness in this area was his po licy on the nu­
clear sharing issue -  that is, on the question of European control of nuclear forces. 
If the Europeans were to be independent of Am erica, if they were to stand up to 
Soviet pow er on their own, they w ould obviously need nuclear forces under their 
own control. And the key point to note about the Eisenhower po licy was that he 
very much favored the Europeans acquiring a nuclear capab ility of their own.

Eisenhower, of course, did not want a w hole series of to tally  independent Euro­
pean nuclear programs. The more un ity  there was w ith in  the alliance, the more 
un ity  there was especially w ith in  western Europe, the better from his point of 
view. Am erica had at great expense built up an enormous nuclear infrastructure. 
The best th ing would be for the U nited States to treat the NATO countries as real

18 For Eisenhower’s comment: meeting of American, British, and French leaders, December 
5, 1953, in: FRUS 1952-54, 5:1783. For the U.S. view that the EDC was important for politi­
cal far more than for m ilitary reasons, see the Annotated O rder of Business at Bermuda, 
Dulles State Papers [hereafter DSP], reel 12, frame 16320, Mudd Library [ML], Princeton 
University, and also Dulles-Mendes meeting, September 27, 1954, p. 4, State Department 
Conference Files, C F 370, R G  59, U.S. National Archives [USNA],
19 Dulles meeting with State Department officials, August 25, 1954, DSP/64/62973/ML; 
Dulles-Bonnet meeting, September 14, 1954, DSP/64/63054/ML; D ulles-Adenauer meeting, 
September 16, 1954, p. 6, DSP/64/63071/ML. Note also the grudging tone of D ulles’s re­
marks at the conference where the N ATO  solution was worked out, and also in the N SC  
meeting o f O ctober 6, 1954, in: FRUS 1952-54, 5 :1357—61, 1379-82. The point that Eisen­
hower and Dulles disliked the 1954 system and accepted the Paris accords grudgingly is not 
com m only understood. Indeed, one major w ork on Eisenhower gives the president the credit 
fo r engineering this settlement. See Stephen Ambrose, Eisenhower, vol. 2 (N ew York 1984) 
215 -2 16 .
20 Many documents record Eisenhower expressing views of this sort. For a representative 
sample, see FRUS 1952-54, 2 :444-445, 456; FRUS 1952-54, 5:386, 370, 450 -451, 483; FRUS  
1955-57, 5:274; FRUS 1958-60, 7(1):444, 479, 508, 516, 519. See also Marc Trachtenberg, 
H istory and Strategy (Princeton 1991) 185 n. 56.
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allies and supply them w ith the weapons and the technology they needed. The 
U.S. government should in particular support whatever collaborative efforts the 
Europeans embarked upon in that area.

A ll this m ay be a little hard to accept, especially since the published documents 
have been edited (or “san itized”, to use the official term) to give a m isleading im ­
pression of what Am erican po licy actually was21. But the archival evidence makes 
it abundantly clear that Eisenhower, and Secretary of State Dulles as well, sup­
ported the idea of European nuclear independence. Thus, in late 1957 , France and 
Germany, later joined by Italy, embarked on the path of nuclear cooperation. A 
number of agreements, the so-called FIG [France-Italy-G erm any] agreements, 
were signed at this tim e22. The goal was to create a “European strategic en tity”: 
the Europeans would develop some sort of nuclear capab ility of their own23. The

21 Thus all references to a N ATO  nuclear force whose use would not be subject to a U.S. veto 
were deleted from  the extracts from  the Bowie report of August 1960 that appeared in FRUS 
1958-60, 7 (l) :622 -627  -  despite the fact that an unedited version of the report had been de­
classified and made available through the Nuclear H istory Program years earlier. One should 
also compare the full version of the D ulles-von Brentano meeting of November 21, 1957, 
found in the archives (740.5/11—2157, R G  59, U SN A), with the sanitized version published 
in FRUS 1952-54, 4 :193-206. The passages deleted from  pp. 197 and 202 in the published 
version totally change the impression one gets from the document. The thrust o f D ulles’s re­
marks was that the system would have to be changed so that the allies could be sure that the 
weapons would be available to them in an emergency, that there could not be “first and sec­
ond class powers in N A T O ”, and that indeed the regime established by the Paris accords 
might have to be changed. For examples of how even the best European scholars are misled, 
note the way the sanitized document is used in Maurice Vat'sse, Aux origines du memoran­
dum de septembre 1958, in: Relations internationales, no. 58 (summer 1989) 26 1-262 ; and 
Peter Fischer, Die Reaktion der Bundesregierung auf die Nuklearisierung der westlichen Ver­
teidigung (1952-1958), in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 52 (1993) 127-128.
22 O n the FIG agreements, see Colette Barbier, Les negociations franco-germano-italiennes 
en vue de l ’etablissement d’une cooperation militaire nucleaire au cours des annees 1956— 
1958, Eckart Conze, La cooperation franco-germano-italienne dans le domainc nucleaire 
dans les annees 1957-1958 : Un point de vue allemand, and Leopoldo N uti, Le role de 1’Italie 
dans les negociations trilaterales, 1957-1958 , in: Revue d ’histoire diplomatique (1990), nos. 
1-2 ; Peter Fischer, Das Projekt einer trilateralen Nuklearkooperation, in: Historisches Jahr­
buch 112 (1992) 143-156, and also Fischer, Die Reaktion der Bundesregierung 125-129; 
Hans-Peter Schwarz, Adenauer, vol. 2 (Stuttgart 1991) 332, 394-401; and above all Georges- 
Henri Soutou, Les accords de 1957 et 1958: vers une communaute strategique et nucleaire 
entre la France, l ’Allemagne et 1’Italie?, in: Maurice Vaisse (Ed.), La France et l ’atome: Eludes 
d ’histoire nucleaire (Brussels 1994), and Soutou, L’alliance incertaine: Les rapports politico- 
strategiques franco-allemands, 1954-1996  (Paris 1996) ch. 3 -4 . Another scholar has pointed 
out that high French m ilitary officers (Generals Stehlin and Valluy) had raised the issue of 
nuclear cooperation with the top German m ilitary officer, General Heusinger -  in America, 
incidentally -  as early as Ju ly 1956. Christian Greiner, Zwischen Integration und Nation: Die 
militärische Eingliederung der Bundesrepublik Deutschland in die N ATO , 1954 bis 1957, in: 
L. Herbst (Ed.), Westdeutschland 1945-1955 : Unterwerfung, Kontrolle, Integration (Munich 
1986) 275; also cited in Greiner’s article in: Hans Ehlert et a l, Anfänge westdeutscher Sicher­
heitspolitik, vol. 3 (Munich 1993) 737, 739.
23 Georges-Henri Soutou, Les problemes de securite dans les rapports franco-allemands, in: 
Relations internationales 58 (summer 1989) 229.
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German chancellor, Konrad Adenauer, told Dulles about the FIG project at the 
NATO  Heads of Government meeting in Paris in December 1957. D ulles’s atti­
tude was not the least bit hostile. He brought up the possib ility of broadening the 
arrangem ent and creating “something like a nuclear weapons au th o rity” that 
w ould include the three continental countries plus Am erica and Britain24. A few 
months later, the U.S. Secretary of Defense, N eil M cElroy, told the NATO de­
fense m inisters that his government had “no ob jection” to such arrangements as 
the “French-Italian-G erm an collaboration, provided that the w ork is carried out 
under the aegis of N A TO ”. “In that event”, he added, “the U.S. would be able to 
furnish technical and certain financial assistance .”25

The preference was for collaborative arrangements, but the Americans at this 
point were not insisting on a structure that was so tight as to make national use 
im possible. E isenhower’s idea was that the allies -  first w ith in  NATO and then u l­
tim ately w ith in  a purely European fram ework -  would cooperate w ith each other 
voluntarily. For Eisenhower, it was normal and natural that the European coun­
tries would want to develop nuclear forces of their own -  that is, forces u ltim ately 
under the control of their national authorities26. G erm any was not considered an 
exception to this general rule: the Federal Republic, in E isenhower’s view, was one 
of the countries (referred to in the documents as “selected NATO allies”) that 
could be helped to acquire a nuclear capab ility27.

A ll this must be taken quite seriously. E isenhower was not just daydream ing 
about an eventual Am erican w ithdraw al from Europe, about western Europe be­
coming a “third great power b loc”, and about the major European allies getting 
nuclear forces under their own control. The seriousness of the Eisenhower policy 
was reflected in w hat was actually done. B y the end of the Eisenhower period, the 
NATO  allies, including Germany, had acquired effective control over substantial 
numbers of Am erican nuclear weapons. And this, it seems evident, was a direct re­
sult of the Eisenhower po licy28.

24 Dulles-Adenauer meeting, December 14, 1957, Declassified Documents Reference System  
(microfiche), 1987/750. The idea of some kind of N ATO  nuclear authority may have been 
planted in the Am ericans’ minds by the French. France’s N ATO  ambassador, Crouy-Chanel, 
had met w ith Norstad on O ctober 26 and had proposed a N ATO  “mechanism involving a 
common effort in the field of modern weapons, including evaluation, production and com ­
mon use”. Thurston to Timmons, O ctober 29, 1957, 740.5611/10-2957, RG 59, U SN A.
25 Elbrick to Dulles, A pril 24, 1958, in: FRUS 1958-60, 7(1):318. Note also Q uarles’s re­
marks in meeting with Pineau and McElroy, N ovember 20, 1957, in: FRUS 1955-57, 27:203.
26 See especially Eisenhower’s remarks in an N SC meeting, O ctober 29, 1959, in: FRUS  
1958-60, 7(2):290, and in a meeting w ith General Norstad, August 3, 1960, in: FRUS 1958— 
60, 7(1 ):610.
27 N SC meetings, Ju ly  16 and 30, 1959, in: FRUS 1958-60, 3 :260-261, 288-289, and also the 
Eisenhower-Norstad meeting cited in n. 26.
28 By the end of the Eisenhower period, about 500 American nuclear weapons were de­
ployed to non-US N ATO  forces in FLurope. See W hite Flouse briefing for Joint Congres­
sional Committee on Atom ic Energy [JCAE], M ay 1, 1962, 740.5611, RG 59, U SN A. The 
fact that the Europeans had effective control o f those weapons has been widely known for  
many years. See, for example, Peter Feaver, Guarding the Guardians: Civilian C ontrol of



The whole thrust of the Eisenhower policy, in other words, was to underm ine 
the system established by the Paris accords -  a system  that rested on the tw in p il­
lars of a non-nuclear G erm any and a more or less permanent Am erican m ilitary 
presence in Europe.

W hat role did the French p lay in all this? In the past, the French had basically 
championed the idea of a system  based on constrained German sovereignty and a 
perm anent Am erican presence in Europe. They had thrown their weight into the 
balance on behalf of the NATO system , the sort of system  the Paris accords were 
supposed to establish. At key points that po licy had p layed an im portant role. But 
by the late 1950s the French were no longer strong supporters of a system  of that 
sort. Even under the Fourth Republic, the French attitude on the question of a 
German nuclear force had become ambivalent, to say the least. This, in fact, was 
the meaning of the FIG affair.

B y 1963, under de Gaulle, the French had turned aw ay from the basic idea 
behind the NATO  system : that stab ility depended on keeping German power 
lim ited, and that w ith  G erm any weak on ly the Am erican presence could provide 
an effective counterweight to Soviet power in Europe. It was not that de Gaulle 
wanted a strong Germany, although he did toy w ith  the idea of a German nuclear 
force, conceivably one built in collaboration w ith  France29. The real point was 
that he was never quite sure how the German problem was to be dealt w ith. Even 
if he was not comfortable w ith  the idea of a full resurgence of German power, of a 
G erm any w ith  a major nuclear force under her own control, he had not faced up 
to the question w hat it would take, in terms of the w ay the European political 
system  had to be structured, and in particular in terms of the role the Americans 
w ould have to p lay in Europe, to head off such a prospect30.

In short, by the end of the Eisenhower period a stable system  had still not come 
into being. The system  outlined in the Paris accords had not been given a chance. 
That system  had been based on the premise that G erm any would be kept non-nu- 
clear, and thus dependent on her allies and locked into the status quo. The security 
of western Europe would u ltim ately be based on Am erican power. But the A m eri­
cans, under Eisenhower at least, had no interest in supporting a system  of that

Nuclear Weapons in the United States (Ithaca 1992) 178-183 . The most important archival 
source on this general subject is the Holifield Report on U.S. nuclear weapons in NATO. 
Representative Holifield had chaired an ad hoc subcommittee of the JC A E  which had been 
set up to look into the question. The summary portion o f the report is enclosed in Holifield 
to Kennedy, February 15, 1961, and is available at the National Security Archive in Washing­
ton.
29 See, for example, Georges-Henri Soutou, De Gaulle, Adenauer und die gemeinsame Front 
gegen die amerikanische Nuklearstrategie, in: Ernst Hansen et al. (Eds.), Politischer Wandel, 
organisierte Gewalt und nationale Sicherheit: Beiträge zur neueren Geschichte Deutschlands 
und Frankreichs (Munich 1995) 498-499.
30 According to the top permanent official at the Quai d ’Orsay, de Gaulle was aware of the 
problem. He was “more uncertain” about how to deal with the German question than with 
any other problem on the European scene. Bohlen to Kennedy, February 23, 1963, PO L 15 -1  
FR, State Department Central Files, RG 59, U SN A.
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sort, and even m ajor European countries like France were no longer w illing  to 
press for this kind of structure.

And deprived of political support, such a system  was bound to fail. The result 
was that things began qu ick ly  to move in a direction that the Soviets found hard to 
tolerate. The specter of a strong Germany, a nuclear-arm ed Germany, touched on 
their most sensitive political nerve. T hey therefore felt they had to force the West 
to take their concerns seriously. Berlin was the obvious lever, and the Berlin crisis 
of 1958—62 was a direct result of the failure of the Paris system . The world thus 
moved into a new period of crisis because the western countries had been unable 
to construct the sort of political system  they themselves had form ally agreed to in 
1954.



Cyril Buffet

La Sage Aventure 
Les Conditions de la Reconciliation Franco- 

Allemande, 1944-1963

Y-a-t-il un m iracle politique franco-allem and? On est en droit de se poser la ques­
tion si on observe l’histoire des relations entre la France et l ’A llem agne apres la 
Seconde Guerre mondiale. Com m ent, en moins d ’une generation, 1’ennemi here- 
ditaire est-il devenu le partenaire p riv ileg ie1? Com m ent la haine a-t-elle engendre 
l ’am itie? Com m ent le meme general de Gaulle signe-t-il en decembre 1944 un 
traite avec Staline pour enserrer l ’A llem agne et conclut-il en janvier 1963 avec 
Adenauer un traite de solidarite, d ’am itie et de cooperation2? Pourquoi et com­
ment se fait-il que ce qui n ’est pas arrive apres 1918 s ’est produit apres 1945?

Depuis 1945, Fran^ais et A llem ands ont pris conscience de ce qu ’ils ont en com- 
mun et de ce qui les d istinguent, sans que ces differences soient per^ues comme des 
oppositions inconciliables. La France et l ’A llem agne cessent desormais de se per- 
cevoir comme „des entites closes et se defiant, dans une recherche narcissique de 
leur identite3“ . Il est vrai que ces deux Etats se sont en grande partie construits et 
penses en opposition l’un ä l ’autre. Les identites allemande et francaise sont inti- 
mements melees. Il est d ’ailleurs assez facile, pour faciliter la reconciliation, de se 
referer ä un passe et ä un im aginaire communs (Charlem agne Pater Europae, 
Reims, Verdun, le Rhin, Voltaire, Fleine .. .) .  La reconciliation franco-allemande 
apparait si spectaculaire que l ’on n ’hesite pas, pour la caracteriser, ä em ployer le 
mot amide. Ce terme ne s’applique norm alem ent qu ’aux relations humaines, et 
non aux rapports entre Etats, ce qui entraine fatalement une certaine confusion, 
car ce terme tend ä faire abstraction ou ä dissim uler des mefiances et des arriere- 
pensees, meme si les uns peuvent etre feconds et les autres constructives. En effet, 
depuis la guerre, „la cooperation franco-allem ande n’a cesse de s ’approfondir sur

1 Stefan Martens (dir.), Vom „Erbfeind“ zum „Erneuerer“. Aspekte und Motive der franzö­
sischen Deutschlandpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg (Sigmaringen 1993).
2 Jacques Morizet, Horst Möller (dir.), AJIemagne France. Lieux et memoire d ’une histoire 
commune (Paris 1995) 227.
3 Jacques Leenhardt, Robert Picht, Au jardin des malentendus. Le commerce franco-alle­
mand des idees (Arles 1990) 12.
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des malentendus creatifs“4. Apres 1945, la France et l ’A llem agne ont appris ä do- 
m estiquer leurs passions et ä transformer leur rivalite en une cooperation mutuel- 
lement profitable. Elies mettent fin au cercle vicieux de la haine et de la revanche; 
elles dem ontrent que le pire n ’est pas toujours le plus sur.

La reconciliation est un phenomene complexe de la mentalite collective. II faut 
d ’abord differencier la reconciliation entre deux gouvernements de celle entre 
deux peuples. L’une et l’autre sont certes le plus souvent interdependantes, mais 
elles obeissent aussi ä des logiques propres. La prem iere poursuit evidemment des 
buts politiques alors que la seconde s’opere principalem ent sur le plan humain. De 
plus, la reconciliation n’est ni homogene ni lineaire. Elle n ’efface pas d ’un seul 
coup les ressentiments et les peurs. C ’est un processus psychologique integrant en 
meme temps un substrat ancien et une vision nouvelle. C ’est pourquoi le moindre 
incident est susceptible d ’entrainer des recessions. D ’autant plus que l ’ensemble 
du corps social ne partage pas les memes aspirations. Les inflexions de la reconci­
liation franco-allem ande correspondent ainsi ä des moments oü les craintes et les 
soup^ons resurgissent ou s’estompent. M ais analyser ce phenomene revient fatale- 
ment ä privilegier une tendance qui gomme les asperites et peut en consequence 
donner l ’im pression d ’une fausse unanim ite.

Le facteur determ inant du declenchement du processus de rapprochement entre 
Frangais et A llem ands reside sans nul doute dans le jugem ent qu ’ils portent sur la 
guerre et la conclusion q u ’ils en tirent: ils s ’accordent sur le fait que 5a ne peut plus 
continuer comme 5a. Apres trois conflits m eurtriers, ils se refusent ä en envisager 
un quatriem e qui, cette fois, risquerait bien de les aneantir definitivement, Davan- 
tage qu ’en 1914—1918, les deux peuples font, entre 1940 et 1945, Pexperience de 
l’effondrement et entrevoient la possib ility d’un effacement. M eme si elle ne 
l ’avoue pas clairement, la France prend conscience qu ’elle n’a pas gagne la guerre 
en 1945 comme elle a pu le croire en 1918.

En outre, la guerre cree des solidarites objectives. Elle temoigne une nouvelle 
fois de l ’interpenetration des histoires fran<jaise et allemande. La Seconde Guerre 
m ondiale noue indissolublem ent la destinee des deux pays. Elle procure une expe­
rience vecue qui transforme l ’ennemi abstrait en un individu proche, ce que ren- 
force les occupations. Elle rend sensible l’appartenance ä une vaste communaute, 
ainsi que le sentiment d ’une responsabilite partagee ä l’egard de l ’humanite. Elle 
semble epuiser la haine entre les deux peuples.

La debacle de la France en 1940 et l’effondrement de l ’A llem agne en 1945 ame- 
nent les deux pays ä revoir leurs conceptions fondamentales. Un grand trauma- 
tisme est une periode faste pour le developpement d ’idees nouvelles qui remettent 
radicalem ent en cause l ’ancien Systeme de pensee. Dans la mesure ou Fran^ais et 
Allem ands en ont goüte les fruits amers, ils revisent leur idee de puissance. Par 
choix ou par necessite, ils estiment que la quete de la puissance pour la puissance 
est vaine, qu ’elle ne peut pas etre un objectif de la politique, mais tout au plus un 
instrum ent au service d ’ideaux eleves. Ils portent egalement un jugem ent tres cri-

4 Daniel Verriet, L’Allemagne au eoeur du debat fran^ais, in: Le Monde (23 avril 1997) 15.
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tique sur le nationalisme considere comme le principal ferment de conflit. La 
guerre demontre definitivem ent les errements et les lim ites de l ’Etat-N ation, au 
sens exclusif du terme. Pour l ’internationaliste M onnet comme pour le frontalier 
„cosm opolite“ Schuman, le nationalisme est une aberration5. De jeunes A lle- 
mands, comme H elm ut Kohl, arrachent les poteaux frontaliers afin de temoigner 
de leur haine de la guerre et de leur hostilite au nationalisme, totalement discredite 
par la d ictature nazie6. Contrairem ent ä 1918, la defaite est cette fois pour eux evi­
dente, complete et assumee, ainsi que lourde de culpabilite. Ayant peur de dispa- 
raitre comme nation, les A llem ands acceptent et acloptent le regime des vain- 
queurs, la dem ocratic, d ’autant que ce regime peut leur faire esperer une renais­
sance morale et politique et qu ’il leur procure par la suite prosperite et stabilite.

Les deux pays ne veulent pas renouveler les fautes du prem ier apres-guerre qui 
ont conduit ä une nouvelle catastrophe. L’apres-guerre ne doit pas redevenir un 
entre-deux-guerres. Les Frangais, en particulier, sont obsedes par l’idee de ne pas 
commettre encore les erreurs de 1918-1919. Les reflexions sur l’ordre europeen 
d ’apres-guerre commencent pendant la guerre, notamment parm i la Resistance 
fran§aise. C elle-ci manifeste certes, en general, de l ’hostilite ä l ’egard de l ’A llem a­
gne qu ’il s’agit de punir et d ’empecher de nuire ä nouveau, mais eile rejette en 
meme temps une repetition de Versailles, bien qu ’elle reclame la dislocation de 
l ’unite allemande et la form ation d ’un glacis rhenan. Cependant, eile considere que 
la m eilleure garantie de securite reside dans une A llem agne reeduquee et democra- 
tisee. Partant du principe que le nationalisme, responsable de deux guerres mon­
diales, est perim e, les mouvements de Resistance veulent construire l ’Europe. Et 
pour A lbert Cam us, qui adresse des Lettres a un am i allem and pendant la guerre, 
„ l’Europe ne se reconstruira pas sans l ’A llem agne7“. Les socialistes pensent aussi 
qu ’ä terme, „l’A llem agne sera reintegree dans la civ ilisation morale et spirituelle 
de l’hum anite“ et ils envisagent clairement la constitution d ’une federation euro- 
peenne, unique garante d ’une paix durable. Q uant ä Leon Blum , il estime que la 
seule solution pour obtenir son innocuite reside dans „Pincorporation de la nation 
allemande dans une communaute internationale assez puissante pour la reeduquer, 
pour la discip liner et, s ’il le faut, pour la m aitriser8“.

Une revue de la resistance chretienne attribue ä la France la m ission „de sauver 
l ’A llem agne du desespoir“9. II est indeniable que la reconciliation franco-alle- 
mande s ’opere selon un mode religieux liant le peche, le pardon et la redemption. 
Se developpe alors, de part et d ’autre du Rhin, „un sentiment de co-responsabilite

5 Raymond Poidevin, Robert Schuman homme d’Etat 1886-1963  (Paris 1986) 9; Eric Rous­
sel, Jean Monnet (Pans 1996) 500-501.
6 Daniel Vernet, „Mieux que Bism arck...“, in: Le Monde (5 avril 1997) 2.
7 Cite par Henri Michel, Les courants de pensee de la Resistance (Paris 1962) 421.
8 Michel, Les courants de pensee 532-533. Voir aussi Wilfried Loth, Sozialismus und Inter­
nationalismus. Die französischen Sozialisten und die Nachkriegsordnung Europas 19 40-  
1950 (Stuttgart 1977).
9 Cahiers du Temoignage chretien, nos. 28 -29  (1944) 21.
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pour un avenir com m un10“. Les deux pays eprouvent un sentiment de culpabilite 
qui n’est pas equivalent mais comparable et qui, en tout cas, tend ä les rapprocher: 
la France a failli ä M unich et en 1940, PAllemagne s’est abandonnee au racisme cri- 
minel. II semble que les deux pays cherchent le salut, peut-etre reciproque, dans 
des voies differentes mais complementaires. Le philosophe Karl Jaspers declare ä 
ses etudiants en 1945-1946 que ce qui s ’est passe en Allem agne „est un enseigne- 
ment pour les autres“ et que „cela regarde chacun11“. Paul C laudel n ’affirm e-t-il 
pas en 1948 que „dans l ’A llem agne, c ’est toute notre communaute chretienne qui a 
ete blessee“ et qu ’il est urgent de lui rendre „ce bien inestimable qui ne doit etre 
ote ä aucun peuple: le dro it ä l ’horizon12“ ? Il n ’est done pas etonnant de voir 
parmi ceux qui plaident et oeuvrent en faveur du rapprochement maints ecclesia- 
stiques et croyants, comme le Pere du R ivau, Joseph Rovan, A lfred G rosser13, les 
pasteurs N iem öller et C asalis14. Certains de ces mediateurs sont des binationaux 
qui, comme les A lsaciens, prouvent que l’on peut etre Fran^ais et de culture a lle­
mande. Et la presence de responsables chretiens, de part et d ’autre du Rhin, 
comme Schuman, M onnet15, Adenauer, de Gaulle, accentuent cette tendance. Lors 
de sa prem iere rencontre avec de Gaulle, le 14 septembre 1958, Adenauer 
n ’acheve-t-il pas sa presentation generale en declarant qu ’il „fallait m obiliser les 
forces du christianism e contre le materialism e cro issant16“. Et la reconciliation 
franco-allem ande ne sera-t-elle pas scellee, ou m ieux consacree en ju ille t 1962, par 
un Te D e u m  en la cathedrale de Reims, v ille  sa in te  car lieu de bapteme du roi franc 
C lovis, cite m artyre de la guerre de 1914-1918 et theatre de la prem iere cap itu la­
tion de l ’armee allemande en mai 194517?

M ais ä la sortie de la Seconde Guerre m ondiale, la France poursuit des objectifs 
traditionnels, sans pour autant faire preuve d ’un esprit de revanche; dans l ’opinion 
publique, c ’est p lutot l ’ indifference qui predomine: en 1947, 41% des Fran$ais 
n ’eprouvent dejä ni rancoeur ni estime particuliere pour l ’A llem agne18. La France 
cherche avant tout ä garantir sa securite et assurer sa reconstruction. Elle veut ä cet 
effet affaiblir durablem ent l ’A llem agne, en la decentralisant, en la demembrant, en 
internationalisant la Ruhr et en separant la Sarre. Mais le general de G aulle se re­

10 Jacques Leenhardt, Robert Picht, Au jardin des malentendus 119.
11 Karl Jaspers, Die Schuldfrage (Frankfurt a.M. 1946) 165-166.
12 Rheinischer M erkur (3 avril 1948).
13 Alfred Grosser, Une vie de Frangais. Memoires (Paris 1997).
14 Kurt Anschütz, Gemeinschaftlich mit Deutschen unterwegs: der französische M ilitärpfar­
rer Georges Casalis in Berlin (1946-1950), in: Cyril Buffet, Bernard Genton (dir.), Die vier 
Besatzungsmächte und die K ultur in Berlin 1945-1949  (Leipzig 2000).
15 Eric Roussel, Jean Monnet (Paris 1996) 453-454.
16 Horst Möller, Klaus Hildebrand  (dir.), Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich: 
Dokumente 1949-1963 , Bd. 1 (München 1997) 709 [ulterieurement BDFD]; Wilfried Loth, 
Adenauer und de Gaulle. Probleme einer politischen Partnerschaft, in: Klaus Schwabe, Fran­
cesca Schinzineer, Deutschland und der Westen im 19. und 20. Jahrhundert, Bd. 2 (Stuttgart
1994) 159 -17 1.
17 Jean-Luc Susini, Reims, lieu de memoire, in: Jacques Morizet, Horst Möller (dir.), A llem a­
gne France 175-185.
18 Sondages, IFOP 4 (16 fevrier 1947) 35.
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fuse ä priver les A llem ands de perspective. II declare d ’ailleurs en octobre 1945 ä 
H ettier de Boislam bert, gouverneur civil de M ayence, „qu’on ne fera pas l ’Europe 
sans 1’A llem agne19“. D ’autres vont plus loin et font dejä plus.

Des in itiatives, certes marginales mais prometteuses, sont prises pour favoriser 
la comprehension franco-allemande. Des mediateurs, individuels ou institution- 
nels, etablissent des liens entre les deux pays. Bien que rivaux, Raym ond Schm itt­
lein, directeur de l ’Education Publique en zone frangaise d ’occupation (ZFO) et 
Felix Lusset, chef de la M ission culturelle ä Berlin , favorisent les echanges intellec- 
tuels franco-allem ands20. Le prem ier s ’adresse surtout ä une jeunesse desemparee 
et le second ä une elite avide. A Berlin, le journal du secteur frangais, Der Kurier, 
ouvre largem ent ses colonnes aux intellectuels frangais. Des l ’ete 1945, le pere 
jesuite Jean du R ivau, aum onier m ilitaire de la garnison frangaise d ’Offenbourg, 
fonde le Centre d ’Etudes C ulturelles, Economiques et Sociales, qui publie les 
revues Documents et Dokumente. Cette institution organise des rencontres 
franco-allemandes: quelques dizaines de participants en 1945 mais environ 5000 
en 194921. D ’autres revues voient le jour comme Verger et Lanzelot; celle-ci, sous- 
titree D er Bote aus Frankreich , est dirigee par Gerhard H eller, un A llem and qui, 
pendant la guerre, censurait la litterature frangaise et qui en est ensuite devenu un 
ardent diffuseur22. Emigre en 1933, Alfred D öblin revient en 1946 dans son pays 
comme officier culturel du gouvernement m ilitaire frangais et fonde la revue Das 
goldene Tor. Peu apres sort en ZFO M erkur, „revue allemande de la pensee euro­
peenne“. Consacrant un tournant de la politique allemande de la France, l ’annee 
1948 est faste en projets reconciliateurs. Au printemps sont crees l’U nion Interna­
tionale des M aires pour la comprehension franco-allem ande et le Com ite frangais 
d ’Eehanges avec l ’A llem agne nouvelle patronne par le philosophe personnaliste 
Emmanuel M ounier23. L’Institut franco-allem and de Ludw igsburg est aussi fonde 
en 1948 par Theodor Heuss et Carlo Schmid, ce fils d ’une Frangaise desireux 
d ’etablir un dialogue permanent entre les deux pays, afin de „cerner lentement 
leurs points com m uns“ et d ’eviter „les espoirs degus et les illusions evanouies24“. 
De nombreux intellectuels frangais -  Robert d ’H arcourt, Jean de Pange, Andre 
M aurois, Robert M inder, A lbert Cam us, Roger M artin du Gard -  participent ega- 
lement au travail de reconciliation25. A l ’instar de Raym ond Aron qui, des 1947,

19 Claude H ettier de Boislambert, Les fers de l’espoir (Paris 1978) 465.
20 Stefan Zauner, Erziehung und Kulturmission. Frankreichs Bildungspolitik in Deutsch­
land 1945-1949  (München 1994) 309-312.
21 Documents 4 (octobre 1984) 140-142.
22 Gerhard Flellei-, Un Allemand a Paris (Paris 1981).
23 Michel Winock, Histoire politique de la revue Esprit 19 30 -1950  (Paris 1975) 14—18. Esprit 
150 (novembre 1948) 726-727.
24 Cite par Michael Zipf, Les points communs toujours ä l ’esprit, in: Deutschland 2 (avril 
1997) 36.
25 Daniel Monier, Le mythe de l ’Allemagne chez les intellectuels francais dans les annees cin- 
quante, in: Allemagne d ’A ujourd ’hui 84 (avril-juin 1983) 38 -55. Voir aussi Konrad F. Bieber, 
L’Allemagne vue par les ecrivains de la Resistance frangaise (Lille 1954).
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defend l ’idee „d’une A llem agne reconstitute dans une Europe pacifique26“, 
Cam us pretend en 1947 que le danger allemand est devenu „secondaire“ face ä la 
menace sovietique27. De son cote, Paul C laudel plaide en 1948 pour un rapide re- 
tablissement de l ’A llem agne car „l’A llem agne est le coeur de l ’Europe28“. Q uant ä 
C laude Bourdet, il se prononce pour une A llem agne socialiste dans une union 
europeenne29.

Dans la mesure ou les deux pays ont affronte des situations sim ilaires, il y  a en 
quelque sorte une com munaute de pensee philosophique et psychologique apres 
la guerre. A insi, l ’existentialism e sartrien rapproche Frangais et A llem ands, pareil- 
lement traumatises par l ’effondrement des valeurs morales et des structures politi- 
ques. Les uns et les autres vivent individuellem ent la guerre et l ’occupation comme 
une experience eschatologique30. L’apres-guerre est une intense periode d ’echan- 
ges culturels franco-allemands. Les uns se passionnent pour Sartre et Cam us, les 
autres pour H eidegger et Boll. En 1947 ä Lahr et en 1948 ä R oyaum ont ont lieu les 
premieres rencontres entre ecrivains des deux pays. Le directeur des Editions du 
Seuil, Paul Flamand, est le seul observateur etranger ä la prem iere foire du livre de 
Francfort. Cet engouement mutuel perdure puisque Le Tambour de Günter Grass 
s ’arrache, en France en 1961, ä 40000 exemplaires en une semaine31. Des 1950, des 
accords officiels de coproduction cinem atographique sont signes entre les deux 
pays. Les contacts s ’intensifient avec l ’ouverture de centres culturels franeais en 
A llem agne (par exemple, en 1950, ä Berlin) et l ’ inauguration des Instituts Goethe ä 
L ille en 1956 et ä Bordeaux en 1960. L’image respective de l ’autre change rapide- 
ment, comme l ’illustrent les films franco-allem ands des annees cinquante, dans 
lesquels Gert Fröbe ou Curd Jürgens incarnent des A llem ands certes stereotypes 
mais somme toute sym pathiques. Certains films s ’inscrivent directement dans le 
mouvement de reconciliation, comme Le Passage du Rhin (1961) de C ayatte et la 
comedie pacifiste Die Gans von Sedan (1959) de H elm ut Käutner avec Jean R i­
chard et H ardy Krüger32.

Apres 1945, la France continue d ’abord de suivre le precepte traditionnel selon 
lequel elle est d ’autant plus forte que PAllemagne est faible, avant de reorienter 
progressivem ent ä partir de 1948-1950 sa politique allemande: dans un prem ier 
temps, eile cherche ä controler la puissance allemande dans un cadre m ultilateral et 
dans un second, ä utiliser celle-ci pour renforcer sa propre position. La nouvelle

2f> Combat, 7 fevrier 1947. Raymond Aron, Memoires (Paris 1983) 227-228.
27 Cite par Ernst Weisenfeld, Quelle Allemagne pour la France? La politique etrangere fran- 
gaise et I’unite allemande depuis 1944 (Paris 1989) 41.
28 Saarbrücker Zeitung, 31 juillet 1948.
29 Cf. Claude Bourdet, L’aventure incertaine. De la Resistance ä la Restauration (Paris 1975).
30 Manfred Steinkühler, Socialisme et communisme, in: Jacques Leenhardt, Robert Picht, Au  
jardin des malentendus (Arles 1990) 211.
31 Fritz Nies, Drei Musketiere und ein kleiner Prinz? Französische Literatur in der Bundes­
republik, in: Lothar Jordan, Bernd Kortländer, Fritz Nies, Interferenzen. Deutschland und 
Frankreich (Düsseldorf 1983) 138-15 1.
32 Jean Nurdin, Images de la France en Allemagne 1870-1970 , in: Ethnopsychologie (decem- 
bre 1971) 390-414.
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menace sovietique transforme les ennemis d ’hier en allies objectifs. France et A l- 
lemagne se trouvent desormais dans le meme camp. Ce danger commun entralne 
une securite commune. Peu ä peu, la France cesse de redouter l ’A llem agne, d ’au- 
tant plus que sa securite est garantie par les E tats-U nis, plus tard par ses arme- 
ments nucleaires et par son eloignement du champ de bataille in itial qui serait 
precisement le territo ire allemand qui lui sert de glacis.

La reconfiguration geostrategique de l’apres-guerre constitue une condition 
prim ordiale du rapprochement franco-allemand. L’A llem agne et la France ont pu 
cesser d ’etre l ’ennemi prefere l ’une de l’autre parce que la menace sovietique 
estompe leur antagonisme. De plus, la France obtient des garanties de securite des 
Etats-U nis, ce qu ’elle n ’avait pas eu apres la Prem iere Guerre mondiale. Cette fois, 
l ’A m erique participe activement ä l ’organisation succedant ä la SDN, les Nations 
unies, et encore plus im portant, eile s ’engage directem ent en Europe, avec l ’A l- 
liance atlantique. En outre, les Etats-U nis financent abondamment la reconstruc­
tion des deux pays, ce qui engendre une incontestable prosperite qui apaise les ten­
sions, ce qui n ’etait pas le cas avant la guerre. Les Etats-Unis jouent de plus un role 
determ inant en incitant fortement ä la cooperation franco-allemande.

La guerre froide facilite indeniablem ent la reconciliation franco-allemande; eile 
la rend meme indispensable. D ’autant plus que les A llem ands cessent assez rap i­
dement d ’etre des crim inels ä chätier, des deviants ä reeduquer pour devenir des 
vaincus affames, des victimes p itoyables, comme Pillustre le blocus de Berlin. Et 
surtout, l ’A llem agne ne represente plus une menace directe, et encore moins im ­
mediate, pour la securite de la France. La guerre froide presente l’ insigne avantage 
de depasser, ou m ieux de supplanter, l ’ancienne confrontation franco-allemande 
par la rivalite am ericano-sovietique et plus largem ent le conflit Est-Ouest. La me­
nace que fait peser l’U RSS sur l’Europe entralne la so lidarite occidentale et, par- 
tant, la reconciliation entre les ennemis d ’hier qui ont desormais des ennemis com- 
muns. Le danger sovietique soude la solidarite franco-allemande. En outre, la po­
sition geostrategique de l ’A llem agne, centrale dans le d ispositif defensif occiden­
tal, rend obligatoire une reconciliation franco-allem ande ä laquelle s ’emploient ac­
tivement les A nglo-A m ericains, dans le but de stabiliser l ’Europe occidentale et de 
contenir l ’expansion communiste. Ceux-ci sont convaincus que la reconstruction 
morale, politique, economique et m ilitaire d ’une Europe devastee ne peut se faire 
sans une reconciliation franco-allemande. Cet objectif est d ’autant plus aise ä at- 
teindre que les Fran§ais et les Allem ands sont dem andeurs; en effet, ils cherchent 
avant tout ä obtenir le concours des Am ericains. Pour les prem iers, cela constitue 
une garantie contre la renaissance du danger allemand. Pour les seconds, cela pre­
sente Favantage de moderer les revendications de la France ä son egard.

Face ä la montee des dangers internationaux, il se produit en France au cours de 
l ’annee 1948 un changement de politique et de m entalite, resolum ent pro-euro- 
peen33. La tension Est-O uest rend en effet de plus en plus illuso ire la politique

33 Henri Rollet, Pierre Gerbet, Le tournant, in: Pierre Gerbet, Le relevemcnt 1944-1949  
(Paris 1991)293 -2 95 .
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allemande de la France formulee par de G aulle et B idault en 1944-1945. C elle-ci 
envisage une hegemonie frangaise en Europe continentale, fondee sur l’entente 
avec la G rande-Bretagne et l ’URSS et la reduction du potentiel allemand. Peu ä 
peu s’impose un retour aux idees de securite collective, fondee sur un rapproche­
ment franco-allem and et une integration de l ’A llem agne dans une organisation 
europeenne. Cette tendance est surtout presente parm i les chretiens-dem ocrates et 
les socialistes34. Les pressantes incitations americaines et l ’intransigeance rigide de 
l’U nion sovietique amenent Robert Schuman, a partir de 1948, a inflechir la posi­
tion frangaise sur l’A llem agne et ä engager une active politique europeenne, d ’au- 
tant plus que cela permet ä la France de retrouver une liberte d ’action d ip lom a­
tique dont eile est privee depuis 194635.

Pour Schuman, le projet de construction europeenne vise, d ’une part, ä fournir 
aux A llem ands un autre objectif que la recherche nationaliste de l’unite, d ’autre 
part, ä les empecher de jouer un jeu de bascule entre l ’Est et l ’O uest36. En effet, 
maints Frangais sont alors tentes de resoudre le probleme allemand en le replagant 
dans le cadre europeen. Gendre de C laudel et directeur d ’Europe au Q uai 
d ’O rsay, Jacques-C am ille Paris propose, quelques jours apres le prem ier congres 
du M ouvement europeen a La H aye, de tirer „parti en A llem agne de l ’idee euro­
peenne“, puisque les A llem ands „se rendent compte actuellem ent que l ’ere du na- 
tionalism e au sens traditionnel du mot est revolue pour les Etats d ’Europe37“ . Le 
diplom ate Pierre de Leusse en conclut que „l’organisation de l’Europe occidentale 
serait un puissant derivatif aux aspirations allemandes38“ . Son collegue Rom ain 
G ary defend, lu i aussi, l ’idee que, „ä la tentation de l ’unite communiste nous de- 
vons opposer la tentation d ’une federation occidentale39“. Et dans ce but, il faut, 
selon Tarbe de Saint-H ardouin , conseiller politique du commandant en chef fran­
gais en A llem agne, „convaincre de nombreux A llem ands que le plus sur moyen 
pour eux de devenir europeen est de faire confiance ä la France40“. Meme M ichel 
Debre conseille a la France de „favoriser la creation d ’une confederation euro­
peenne dans laquelle l ’A llem agne serait encadree41“. Pour la diplom atic frangaise, 
le projet europeen presente le double avantage de lui assurer des garanties de secu­
rite et d ’offrir ä l ’A llem agne un espoir susceptible de lutter contre la resurgence 
nationaliste. C ’est pourquoi le socialiste G uy M ollet, un internationaliste pacifi- 
ste, se prononce contre le demembrement de l ’A llem agne et son affaiblissement

34 Wilfried Loth, Die Franzosen und die deutsche Frage, in: Claus Scharf, Hans-Jürgen 
Schröder (dir.), Die Deutschlandpolitik Frankreichs und die französische Zone 1945-1949  
(Wiesbaden 1983)27 -29 .
35 Jean Laloy, Der Wendepunkt in den deutsch-französischen Beziehungen: Von der Berlin­
krise zur Europäischen Gemeinschaft, in: Dokumente (fevrier 1984) 71—72.
36 Eric Roussel, Jean Monnet 501.
37 Ministere des Affaires Etrangeres [ulterieurement M AE], serie Y Internationale, vol. 306, 
note de J.-C . Paris (Paris, 21 mai 1948).
38 Cite par Raymond Poidevin, Robert Schuman 220-221.
39 MAE, serie Y  Internationale, vol. 306, note de R. G ary (Paris, 21 mai 1948).
40 MAE, serie Z-Allemagne, vol. 38, Saint-Hardouin (Berlin, 26 mai 1948) n° 1097.
41 Cite par Ernst Weisenfeld, Quelle Allemagne pour la France? 46.
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prolonge car cela risque d ’empecher la renaissance d ’une A llem agne dem ocrati- 
que42. L’idee europeenne semble du reste disposer d ’un fort courant de Sympathie  
en A llem agne. Une enquete d ’opinion realise en ZFO ä l’automne 1948 temoigne 
que 77% des sondes se declarent disposes ä renoncer ä tout nationalisme etroit et 
88% se prononcent en faveur des Etats-Unis d ’Europe43. D ’ailleurs, ä une reunion 
ä W iesbaden en octobre 1948, les participants allemands plaident pour une confe­
deration europeenne dirigee par la France44.

Les A llem ands sont convaincus que l’Europe a failli disparattre pendant la Se- 
conde Guerre m ondiale par leur faute et que leur devoir est, en consequence, de la 
preserver d ’une telle fatalite. Pour Adenauer, l ’Europe constitue une conviction et 
une opportunite, en ce sens qu ’elle permet ä la RFA de „sortir de l ’ impasse“ po li­
tico- morale dans laquelle eile se trouve depuis 1945. La RFA endosse une identite 
post-nationale que lui autorise la construction europeenne. II se produit un trans­
fer! vers l ’Europe du nationalisme politique que compensent egalement d ’ecla- 
tants succes economiques et sportifs. C elle-ci lui permet d ’obtenir la reconnais­
sance politique et m orale, l ’egalite politique, la souverainete etatique et une espe- 
rance de retablissem ent de l ’unite nationale dans un cadre plus large. Pour la ma- 
jorite des A llem ands de l ’Ouest, la securite face ä la menace sovietique prim e sur le 
retablissem ent de l ’unite nationale. Adenauer veut surtout retablir la confiance des 
A llies envers l’A llem agne, faire regagner ä celle-ci sa souverainete et sa respectabi- 
lite: l ’ancrage ä l ’O uest de la RFA, la construction europeenne et la reconciliation 
avec la France sont les trois principales voies pour y  parvenir45. La reconciliation 
avec la France rem plit egalement une fonction interne, dans la mesure oü se recon- 
cilier avec l ’ancien ennemi, c’est en quelque sorte se reconcilier avec soi-meme. 
Cela renforce sans nul doute la cohesion interne d ’un pays en quete de nouvelles 
valeurs.

L’Europe se revele une solution ideale aux problemes franco-allemands. La 
France retrouve ainsi un Statut international; eile congoit la construction euro­
peenne non seulement comme un facteur de reconciliation mais aussi comme un 
m oyen de se prem unir contre une renaissance du nationalism e allemand. L’Europe 
permet ä la RFA de rem placer la quete de l’unite nationale par un autre ideal et eile 
lui off re une identite com pensatoire46. La RFA fait provisoirem ent le sacrifice de 
son unite pour le bien du continent, ce qui rassure les O ccidentaux et la legitim ise.

D ix ans apres la fin de la guerre, l ’am bassadeur allemand ä Paris, von M altzan, 
s’etonne de Revolution, somme toute rapide, de la politique allemande de la 
France qui, au lieu de reclamer comme en 1945 Pabaissement et le morcellement

42 Sylvie Guillaume, G u y Mollet et l ’Allemagne, in: G u y Mollet, un camarade en republique 
(Lille 1987) 481-497 .
43 Raymond Poidevin, Robert Schuman 221-222 .
44 Raymond Poidevin, Robert Schuman 223.
45 Cf. Dieter Oberndorfer, Der Wahn des Nationalen. Die Alternative der Offenen Republik 
(Freiburg 1993).
46 Horst Günther, Versuche, europäisch zu denken. Deutschland und Frankreich (Frankfurt 
a.M. 1990) 7 -1 1 .
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de l’A llem agne, se prononce alors pour sa reunification. Ce changement spectacu- 
laire est „le produit d ’un developpement in ternational“. Von M altzan distingue 
une prem iere periode, de 1945 ä 1948, pendant laquelle la France tente de mener 
une „illusoire politique de grande puissance“ . Par la suite, eile essaye de compen- 
ser l ’echec de cette Strategie par la revendication du leadership europeen. L’ambas- 
sadeur souligne que la constellation po litique m ondiale d ’apres-guerre off re, 
objectivement, un point de depart favorable aux rapports franco-allemands: la 
France perd son hinterland diplom atique traditionnel en Europe orientale; eile 
perd son role privilegie de mediateur en raison de la confrontation sovieto-am eri- 
caine; elle ne peut plus chercher ä s ’entendre avec l’U RSS pour controler l ’A llem a­
gne; ses difficultes coloniales tendent ä l ’isoler dans le monde et ä la reorienter vers 
l ’Europe, d ’autant qu ’elle se sent abandonnee par ses allies anglo-am ericains. De 
leur cote, les Allem ands souhaitent un partenariat franco-allemand, voire un 
„bloc“, pour pouvoir exercer une influence internationale et creer un nouvel ordre 
en Europe47.

Non seulement les raisons de l’animosite disparaissent peu ä peu entre la France 
et l ’A llem agne, mais celles-ci realisent qu ’elles ont besoin l ’une de l ’autre. Con- 
trairem ent au prem ier apres-guerre, les relations franco-allemandes ne sont pas 
oberees par le lourd contentieux des reparations ni par un traite de paix que les uns 
chercheraient ä faire executer et que les autres voudraient sans cesse reviser. France 
et A llem agne vident leur contentieux territorial: l ’A lsace et la Lorraine regagnent 
aussitot le giron fran<;ais, la Sarre est plus tard rattachee ä la RFA. En outre, une 
Allem agne fortement reduite, par la perte des territo ires ä l’Est et par sa division, 
prive objectivem ent la France de toute revendication annexionniste ou separatiste. 
La disparition de la Prusse facilite indiscutablem ent le rapprochement de la RFA 
avec la France, A denauer detestant, il est vrai, autant la Prusse que Schuman ou de 
G aulle48.

Les divergences ideologiques et Popposition de regime s’estompent entre les 
deux pays. Les conceptions allemande et fran^aise de l ’Etat et de la societe s ’har- 
monisent. L’A llem agne interiorise les valeurs dem ocratiques et renonce aux reves 
hegemoniques. Elle devient un pays „norm al“, en se convertissant au liberalisme 
et en s ’orientant vers l ’Ouest. Selon un sondage de 1949, plus de la moitie des A l­
lemands des zones occidentales se prononce pour l ’etablissement d ’un „West­
staat“, de preference ä une A llem agne unie et neutre49. La RFA a rompu avec le 
passe m onarchique et autoritaire50. La Loi fondamentale de la RFA de 1949 ne se

47 BDFD 492-498; Henri Rollet, Le probleme allemand, in: Pierre Gerbet (dir.), Le releve- 
ment 92 -95; Alfred Grosser, La IVe Republique et sa politique exterieure (Paris 1961) 193—
213.
4S Cyril Buffet, De Gaulle et Berlin. Une certaine idee de PAllemagne, in: Revue d ’Allemagne 
23/1 (janvier-mars 1991).
49 Ingo Kolboom, Comment la Republique federale per^oit le monde depuis 1945, in: Anne- 
Marie Le Gloannec (dir.), L’etat de l ’Allemagne (Paris 1995) 365.
50 Cf. Kurt Sontheimer, Grundzüge des politischen Systems der Bundesrepublik Deutsch­
land (München 121989).
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refere pas ä la conception bismarckienne de la nation axee sur des criteres prede- 
term inistes mais ä la vision frangaise fondee sur le libre choix des citoyens. La 
structure federaliste de la RFA satisfait largem ent Paris qui n’a plus ä redouter les 
risques d ’un centralisme soi-disant agressif. De plus, le federalisme passe pour le 
garant du caractere dem ocratique de la RFA aux yeux meines des Allemands.

Par ailleurs, l ’interdependance economique de la France et de la RFA est de plus 
en plus grande. C ela facilite la reconciliation morale et la cooperation politique, 
bien qu ’on ne puisse distinguer aucun automatism e entre les deux phenomenes. 
Les economies de la France et de la RFA connaissent une forte interpenetration et 
leurs structures economiques se ressemblent de plus en plus, surtout ä partir des 
annees soixante51. Le plan M arshall et P industrialisation de la France ont intensifie 
les liens economiques entre les deux pays et les Frangais deviennent convaincus de 
la necessite d ’une cooperation franco-allemande, d ’autant que le marche allemand 
est un im portant debouche de leurs produits agricoles32. Les societes allemande et 
frangaise ne sont pas seulement devenues sim ilaires mais aussi entremelees, ce qui 
correspond du reste ä une tendance generale en Europe. Les echanges de marchan- 
dises et de personnes se sont m ultiplies, de meme que les jum elages de villes. A lors 
que Frangais et A llem ands ont entre 1870 et 1945 des experiences negatives et dif- 
ferentiatrices, ils partagent dans la seconde m oitie du XXe siecle des experiences 
historiques positives et unificatrices: le plan M arshall, l ’essor economique des 
Trente G lorieuses, la societe de consommation, la mise en place de l ’Etat-Provi- 
dence, une uniform isation des structures fam iliales et des comportements de la 
jeunesse. En corollaire, les representations mentales de l ’autre tendent ä s ’estom- 
per. Le rapprochement social et l ’interpenetration economique vident peu ä peu 
les prejuges de substance, meme s’ils ne les effacent pas totalement.

La guerre froide n ’oblige pas seulement Frangais et A llem ands ä renoncer ä leur 
desaccord mais eile les pousse aussi ä s ’associer. Conjuguee aux effets niveleurs de 
la guerre, l ’emergence de deux superpuissances, enserrant une Europe enjeu de 
leur rivalite, a une double consequence pour la France et l ’A llem agne. D ’une part, 
elles prennent conscience qu ’elles ne sont plus des grandes puissances capables de 
mener une politique solitaire; d ’autre part, elles realisent qu ’elles doivent s ’unir 
pour pouvoir regier des questions les depassant. Comme le d it plus tard Jean 
M onnet ä Valery Giscard d ’Estaing, „la France est desormais trop petite pour 
pouvoir resoudre seule ses problemes53“.

La reconciliation franco-allemande peut s ’operer de maniere convenable, car 
c ’est d ’abord une initiative de la France qui manifeste ainsi sa grandeur et peut

51 H artm ut Kaelblc, Die französische und deutsche Gesellschaft seit 1880: Unterschiede, 
Annäherungen, Gemeinsamkeiten, in: W olf D. Grüner, Klaus-Jürgen Müller (dir.), Uber 
Frankreich nach Europa. Frankreich in Geschichte und Gegenwart (Hamburg 1996) 4 9 5 -  
525; Franqois Bilger, Les relations economiques franco-allemandes 1945-1971 , in: Revue 
d’Allemagne 4 (1972) 649-674.
52 BDFD 206-207. Voir aussi Gilbert Noel, France, Allemagne et „Europe verte“ (Bern
1995).
53 Eric Roussel, Jean Monnet 911.
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ainsi contro l«- le processus. Le plan Schuman permet de dynam iser une relation 
qui tendait ä s ’enliser. Comme il est couronne de succes, le rapprochement peut se 
poursuivre, pu isqu ’il est profitable a tous. Cette initiative speetaculaire fait sauter 
les blocages, represente un saut qualitatif et institutionnalise les rapports bilate- 
raux, en les pla^ant tout de suite dans un cadre europeen. Avec le plan Schuman, la 
France abandonne une politique negative pour „un acte hardi et constructif’4“ . 
Grace ä ce plan, eile cesse de se faire porter par les evenements, comme le lui re- 
prochait A ron55, et se decide enfin ä influer sur eux, ce dont se rejouit le diplom ate 
Francois Seydoux: „il est certainement d ’une grande sagesse politique d ’essayer de 
,faire l ’Europe“ avec eux, alors que nous detenons encore certains contröles et qu ’ il 
y  a quelque generosite cle notre part ä tra iler nos voisins d ’O utre-Rhin sur un pied 
d ’egalite56“. A la double superiority morale, comme victime et comme vainqueur, 
q u ’il possedait en 1945 sur l ’A llem and, le Frangais en ajoute, ä la date synibolique 
du 9 mai 1950, une nouvelle, celle d ’in itiateur im aginatif et prospectif. D ’un seul 
coup, la France sort d ’une situation pesante, en faisant preuve d ’audace et d ’orig i- 
nalite, ce qui lu i perm et de s ’emparer du leadership en Europe occidentale. Elle 
propose une association dont elle prend clairem ent la tete. Avec le plan Schuman, 
la reconciliation franco-allem ande s’effeetue par la cooperation, ce qui constitue le 
gage de sa reussite politique. Schuman a sans nul doute raison de qualifier son pro­
jet de „M arkstein" dans les relations b ilaterales37, tant il in troduit une nouvelle 
maniere de concevoir les rapports internationaux.

Com m e il le d it lu i-m em e dans sa celebre declaration du 9 mai 1950, Schuman 
veut elim iner „Popposition seculaire de la France et de l ’A llem agne“, en creant 
une „solidarite de production“ entre les deux pays, et jeter ainsi les bases d ’une 
„Federation europeenne5s“ . M onnet avoue ä Adenauer que le plan Schuman est 
certes surtout po litique mais qu ’il poursuit aussi un objectif „moral“, en fournis- 
sant un „apport sp irituel“ contre les nationalismes. Adenauer declare considerer, 
lu i aussi, „cette entreprise sous son aspect le plus eleve“: il insiste sur le fait que la 
RFA n’a „aucune arriere-pensee hegem onique“, 1’histoire recente lu i en ayant ap- 
pris la vanite, et que, tnaintenant, „eile sait que son sort est lie au sort de PEurope 
occidentale59“. A denauer approuve Poffre de Schuman et en apprecie la portee. 
N ’avait-il pas lui-m em e des 1946 evoque a Puniversite de Cologne une „interde- 
pendance organique“ entre les economies allemande et frangaise et, quatre ans 
plus tard, n ’envisageait-il pas, sans trop y  croire toutefois, une union des deux 
pays, avec „une nationalite commune, une economie commune et un parlement 
commun60?“

54 Eric Roussel, Jean Monnet 527.
55 Raymond Aron , Le Grand Schisme (Paris 1948) 69.
56 BDFD 232.
57 BDFD 252.
5S Notes et Etudes Documcntaircs 1550 (1950) 25 -26.
59 BDFD 228-229.
60 BDFD 5.
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En 1950, la France ct la RFA etablissent une relation qui presente la caracteristi 
que d ’etre ä la fois privilegiee et desequilibree. Ce partenariat inegal se fait au p ro 
fit de la prem iere mais il est accepte par la seconde qui cherche dans la cooperation  
avec son voisin occidental a retrouver un Statut international. Cela lui est d ’au tan t 
plus aisee qu ’elle est bien placee pour comprendre, du fait de son Statut sp ec if iq Ue 
herite de la defaite, de l ’absence de traite de paix et de la presence sur son sol d 
troupes etrangeres, que la souverainete absolue n ’existe pas, qu ’ il n ’y  a q u ’une 
souverainete lim itee et que l ’interdependance est en ce cas un excellent m oyert 
d ’influence. II semble meme que l ’ inegalite des deux associes, bien qu ’elle ne so it 
jamais explicitc ou revendiquee, soit une condition du rapprochement. En raison 
de sa capitulation sans conditions, de sa division et de son occupation, [a Se 
trouve dans une position inferieure, alors que la France est l ’une des q u atre  p u is 
sanees occupantes de Berlin et siege comme membre permanent au C onseil de se 
curite des N ations unies. Pour la RFA, la reconciliation avec la France est u ne 
etape obligee sur la voie de sa rehabilitation et de sa restauration in ternationale L 
CECA lui perm et de reintegrer la communaute des nations civilisees et „de so rtir  
des contraintes de Papres-guerre61“ .

Mais si la RFA a besoin de la France pour se liberer de l ’heritage de la guerre 1 
seconde a besoin de la prem iere pour mener une po litique de grande puissance  
Cette tendance se renforce avec l ’echec de la CED et la perte des colonies qu i prive 
la France d ’un terrain d’action mondial. C ela entram e une divergence de fond en 
tre Frangais et A llem ands: alors que ceux-ci continueront d ’etre logiquem ent fa 
vorables ä une Europe supranationale, car cela leur assure une egalite de droits 
ceux-lä concevront de plus en plus la construction europeenne sur un p]an jnte ’ 
etatique, car il s’agit avant tout pour eux d ’un instrum ent d u n e  politique de pu j,s 
sance et d ’independance. L’ambassade de RFA ä Paris constate ä sa maniere cette  
divergence de points de vue: „alors que les relations franco-allernandes etaient 
vues ju squ ’ä cette date presque exclusivement dans le cadre des efforts d ’integn  
tion europeenne, le caractere bilateral de ces rapports apparait toujours p lUs 
puis la fin de 1954 au prem ier plan. Du cote allem and, on compte que les relations 
franco-allem andes s’am elioreront en etroit rapport avec [’integration europeenne 
Par contre, les Fran^ais pensent que l ’integration europeenne ne serait possibl  ̂
qu ’apres une am elioration des relations franco-allem andes6- “.

Cette double approche commence ä se faire sentir dans le projet d’arniee euro 
peenne. M onnet estime que l ’occasion se presente pour la France d ’etre le „guide“ 
de l ’Europe occidentale: „Il faut que l ’A llem agne contribue par sa force ä une 
entite plus large qu ’elle-mem e, dans laquelle eile se fonde .“6-5 Adenauer ne s ’y  0 p 
pose pas, ä condition d ’etre place sur un pied d ’egalite, car un traitem ent discrimi 
natoire de la RFA risquerait, affirm e-t-il, d ’entrainer dans son pays soit une resur 
gence nationaliste soit une tentation neutraliste. Mais il sait aussi se montrer con-

61 E rk  Roussel, Jean Monnet 550-551.
62 BDFD 522-524.
63 Eric Roussel, Jean Monnet 585.
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ciliant, afin de preserver les relations avec la France qu ’il qualifie, dans une inter­
view ä l ’hebdom adaire Die Zeit., de „pole“ et de „point nevralgique“; c’est pour- 
quoi il comprend les besoins de securite de la France et cherche ä en apaiser les 
craintes64.

A partir de 1950 se met en place ce que l’am bassadeur von M altzan denomme 
„un noyau franco-allemand, ä partir duquel la reorganisation de la situation euro­
peenne pourra etre entreprise65“ . D urant les annees cinquante, Frangais et A lle ­
mands entreprennent un long travail de connaissance, d ’apprentissage mutuel et 
de discussion. Ils mettent tout d ’abord en place des outils institutionnels favori- 
sant le dialogue bilateral. M ais il s ’agit d ’un bilateralism e ouvert, car situe dans le 
cadre europeen, ce qui permet d ’eviter un face-ä-face agressif, La mefiance et la 
confrontation bilaterales franco-allemandes se sont resolues ou diluees dans le 
m ultilateralism e (C E C A , Conseil de l ’Europe, UEO, O TAN, CEE)66. C elu i-ci 
favorise la connivence mais evite l ’isolement. L’un peut devenir ainsi le partenaire 
privilegie mais non exclusif de l ’autre. Com m e le constate l ’A usw ärtiges Am t en 
1952: „dans un cadre plus large, certaines difficultes dans les relations franco-alle­
mandes peuvent etre resolues plus facilement67“ . L’Europe a permis de transcen- 
der les clivages bilateraux.

Des lors, on assiste ä un resserrement et une intensification des liens entre la 
France et la Republique federale, au point qu ’entre 1955 et 1958, „les relations de 
l’A llem agne avec la France sont meilleures que jam ais68“. Conjuguees ä la levee 
des derniers obstacles b ilateraux, les circonstances internationales continuent de 
contribuer au rapprochement franco-allemand. La RFA s’affranchit de l ’etroite 
tutelle alliee. Certes, les Accords de Paris ouvrent, comme l ’ecrit en mai 1955 le 
m inistre frangais des Affaires etrangeres A ntoine P inay au chancelier Adenauer, 
„une ere nouvelle d ’am itie et d ’entente“, mais il insiste surtout sur le fait qu ’il faut 
„poursuivre la cooperation franco-allemande dans le cadre europeen69“ . E tu n  di- 
plomate frangais recommande ä son gouvernement de „suivre une politique active 
tendant ä associer, le plus etroitem ent possible, l ’A llem agne ä PO ccident“, meme 
si la France semble rassurer sur les intentions allemandes. A insi, il doute que, apres 
le voyage en URSS d ’Adenauer, la RFA veuille „prendre la route de M oscou“, car 
elle a „la conscience, acquise par l ’experience de deux guerres perdues, que la po­
litique de bascule est un leurre qui finit par conduire l ’A llem agne isolee ä combat- 
tre sur deux fronts70“. De son cote, l ’am bassadeur von M altzan pose la question 
aux chefs de m ission allemands reunis ä Berlin le 25 avril 1957: „La France est-elle 
un allie interessant et sü r?“ II reconnait que c’est un pays politiquem ent instable et

64 Die Zeit (3 novembre 1949).
«  BDFD 492-498.
66 Cf. Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945. M ythen und Rea­
litäten (Pfullingen 1970).
67 BDFD 131-133 .
68 BDFD 640.
<>9 BDFD 207.
7° BDFD 509-514.
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financierement faible qui recherche en outre la division de l ’A llem agne. Nean- 
moins, il se prononce pour la poursuite de la politique de rapprochement, car „le 
rapport de confiance qui a ete etabli avec la France ne revet pas seulement une 
signification pour les relations franco-allemandes, mais, ä travers le rayonnement 
de la France, a des effets lointains vers l ’Am erique et l’U nion sovietique71“.

A la suite de ses deconvenues coloniales, qui l ’affaiblissent sur le plan interna­
tional, la France opere un recentrage sur l ’Europe. Des lors, la construction euro­
peenne devient la priorite de la politique frangaise, ce qu ’encourage vivement 
Adenauer. U n diplom ate allemand observe que, „en raison des problemes vitaux 
en Afrique du N ord, la France cherche en Europe des partenaires comprehensifs, 
sans devoir trop se Her ä eux72“. De son cote, l ’ambassadeur von M altzan d istin ­
gue, en mars 1958, six facteurs ayant entraine un changement de l ’attitude fran- 
faise ä l ’egard de l ’A llem agne depuis la guerre: 1) la constance de la po litique fran- 
<jaise de la RFA; 2 ) la d iscretion allemande ä l ’egard des questions vitales frangaises 
(Suez, A lgerie); 3) la conviction frangaise que l ’A llem agne ne redeviendra pas une 
puissance m ilitaire mondiale; 4) l ’espoir que la dem ocratisation de la RFA est du­
rable; 5) une m eilleure connaissance m utuelle du fait des occupations; 6) la com­
position territoriale de la RFA avec laquelle la France a plus d ’affinites historiques 
qu ’avec les regions orientales ou septentrionales de l’A llem agne73.

II se produit aussi une dynam ique du rapprochement: plus on travaille ensem­
ble, plus on coopere, plus on se lie, plus on se sent solidaire, plus on s ’ unit et moins 
on est en mesure de rem ettre en cause cette entente. C ’est evidemment le cas avec 
la construction europeenne qui ne peut etre qu ’une oeuvre commune. On cherche 
ensemble ä obtenir des succes (C E C A , CEE) et ä surm onter des echecs (CED). Le 
ressentiment et la rivalite font place ä la necessite de la collaboration qui ne cesse 
de s’etendre, de peur de ralentir ou de cesser. En meme temps qu ’ils discutent sur 
la CEE et l ’Euratom en 1956-57, les Franeais et les Allem ands entament des nego- 
ciations sur une cooperation dans la production d ’armements et dans le domaine 
nucleaire74. L’am bassadeur von M altzan constate alors que „les relations franco- 
allemandes n ’ont jam ais ete aussi bonnes depuis des decennies“ grace ä l ’attitude 
moderee du gouvernem ent federal lors de la crise de Suez et ä la chaleur des rap­
ports personnels entre dirigeants des deux pays75. C ette intim ite devient meme 
une caracteristique des relations entre le president franeais et le chancelier alle­
mand, au point de form er un couple76. L’ambassadeur B lankenhorn se p lait ä sou-

71 BDFD 550-552.
72 BDFD 522-524.
73 BDFD 570-571.
74 Maurice Vaisse, A utour des „accords Chaban-Strauss“ 1956-1958 ; Colette Barbier, Les 
negociations franco-germano-italiennes en vue de l ’etablissement d’une cooperation militaire 
nucleaire; Eckart Conze, La cooperation franco-germano-italienne clans le domaine nu­
cleaire; Leopoldo N uti, Le role de 1’Italie dans les negociations trilaterales, in: Revue d ’hi- 
stoire diplomatique 104/1-2 (1990) 77-158.
75 BDFD 550-552.
76 Cyril Buffet, Beatrice Heuser; Michel et Marianne. The myth of the Franco-German cou-
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ligner dans son journal que de Gaulle se sent „apparemment chez lui au sein d ’un 
cercle allem and77“. C ’est d ’ailleurs quelques mois apres Suez que les sondages 
montrent un renversement de tendance significant: ce ne sont plus les Britanni- 
ques mais les Allem ands qui desormais obtiennent, en prem ier lieu, la Sympathie 
des Frangais78.

La RFA cherche le soutien de la France dont elle fait son allie principal en Eu­
rope, mais apres les Etats-Unis. Bonn batit sa securite, au sens large, sur la France 
et les E tats-U nis, en accordant la priorite absolue ä ceux-ci. De Gaulle tente, sinon 
de rompre, tout au moins de renverser ce rapport mais c ’est une vaine operation, 
comme le souligne l ’adjonction par le Bundestag du celebre pream bule atlantiste 
au Traite de l ’E lysee. Schematiquement, on peut dire qu ’entre 1949 et 1963, la 
France utilise d ’abord les Etats-Unis contre la RFA puis la RFA contre les Etats- 
Unis. De G aulle joue la carte allemande apres avoir essaye en vain de renforcer la 
position frangaise dans l ’OTAN  et d ’assurer le leadership frangais en Europe79. 
Au contraire, la RFA augmente son influence au sein de l ’OTAN, et encore plus 
apres le retrait frangais des structures integrees de 1’organisation80.

Le retour au pouvoir du general de G aulle suscite bien des interrogations ä 
Bonn. M ais le M in isteriald irektor Karl Carstens refuse, „en aucun cas“, de renon- 
cer ä „Paspect le plus positif“ survenu depuis 1945, car „la cooperation franco- 
allemande n ’est pas seulement la condition prem iere d ’une politique europeenne, 
mais la condition elle-mem e du renforcement et de la survie du continent euro­
peen81“ . Les prem ieres entrevues entre Adenatier et de Gaulle, ä C olom bey et ä 
Bad Kreuznach, dissipent les inquietudes outre-Rhin puisque le General se de­
clare en faveur du rapprochement franco-allem and. De G aulle ressent une adm i­
ration certaine pour les Allemands. N e parle-t-il pas d ’eux ä plusieurs reprises 
comme d ’un „grand peup le“ ? D ’ailleurs, ä quoi bon s ’allier ä un „petit peuple“ ? 
Selon de G aulle, la grandeur d ’un pays ne se mesure pas seulement ä ses capacites 
propres mais aussi ä l’am itie ou ä l ’in im itie qu ’il suscite. Dans la meme logique, la 
quete gaullienne du rang im plique qu ’il faut se defin ir par rapport aux Grands 
pour etre considere comme Pun d ’eux. II faut done soit s ’opposer soit d ialoguer 
avec les E tats-Unis et l ’U RSS; la RFA rentre alors en ligne de compte comme 
appoint.

pie, in: Cyril Buffet, Beatrice Heuser, Haunted by History. Myths in International Relations 
(O xford, Providence 1997).
77 Herbert Blankenborn, Verständnis und Verständigung. Blätter eines politischen Tage­
buchs (Frankfurt a.M. 1980) 404.
78 Rene Girault, Frankreich von de Gaulle bis de Gaulle 1944 bis 1969, in: W olf D. Grüner, 
Klaus-Jürgen Müller (dir.), U ber Frankreich nach Europa 491.
79 Stephen A. Kocs, A utonom y or Power? The Franco-Germ an Relationship and Europe’s 
Strategie Choices, 1955-1995 (Westport 1995) 18-26.
80 Anne-Marie Le Gloannec, L’Allemagne, l’Europe et la securite, in: Defense Nationale 52 
(juillet 1996) 37 -42. Se reporter aussi ä Pierre Maillard, De Gaulle et l ’Allemagne. Le reve 
inacheve (Paris 1990) et ä Klaus Manfrass (dir.), Paris -  Bonn. Eine dauerhafte Bindung 
schwieriger Partner (Sigmaringen 1984).
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|:;r1nce ont besoin l’une de l’autre pour renforcer sa position par 
La RFA et la /{jm s. De G aulle cherche ä creer en Europe une alternative ä la 

rapport aux Etats Adenauer cherche ä u tiliser la France pour faire pres-
predom inance at pOUr empecher ceux-ci de se rctirer d ’Europe ou de nego- 
sion sur les ^'tats eC Je Kremlin et les obliger ä tenir compte des besoins strategi- 
cier d irectem ent  ̂  ̂ federate. Afin de capter la puissance ouest-allem ande pour 
ques de la R ep u  ̂ je sse in s, de Gaulle met en valeur aupres d ’Adenauer les con- 
pouvoir rea lise i s , -qUes de leurs pays. A la veille de la conference au sommet de 
vergences geostr< j^ cjare qUe J es interets de la France et de l ’A llem agne sont 
mai 1960 ä P lUp Q L,est reculait sur la question allem ande, cela entrainerait aussi 
identiques. S i  ̂ Serieuse situation“. Les deux Etats ont done „une bonne 
pour la F rance UJ.1C. |-’un avec l’autre82". Cette argum entation semble convaincre 
raison d ’etre so Q̂rtet- dans sa resolution „de nouer des liens encore plus serres 
A denauer et ^ icCjI,1llttant que l ’issue de ce sommet le deprim e et l ’inquiete serieu- 
avec la F rance , ‘ j£ term ination am ericaine83. De Gaulle developpe ä nouveau 
sement, q u a n t  ä ^  conference de presse du 15 mai 1962: „Il y  a une solidarite 
cette p o sition ,  ̂ ^  j,t p rance. De cette so lidarite depend la securite immediate 
entre l ’A lle m ag n t . conSequent, le destin de l ’Europe toute entiere84“. La
des deux peup*c“ soutien system atique: la RFA ne gene pas la France en A l- 
so lidarite les interets allemands ä B erlin85. A insi, l'am bassadeur Blan-
gerie; la F ran ce  c . |%1, au Jendemain de l ’echec du putsch des generaux a
kenhorn a ff im 16 eI ferme de la France sur la question de Berlin et de l ’A llem a- 
Alger, que, „1 a ttItj , lUie valeur inestim able“, c’est pourquoi „la critique necessaire 
gne est p o u r n ous  ^ -eIine de de Gaulle ne doit pas venir en prem ier lieu de l ’allie
U a  conception o t a ^ end de sa fermete dans le conflit Est-O uest“ . Blankenhorn 
de la F rance <3Ll* >jnands sont „tout particulierem ent interesses, eu egard ä la me- 
ajoute que les „ g u f 0 pe, ä une France -  hinterland de la Bundeswehr -  interieu- 
nace pesant su i ^  phypotheque algerienne et m ilitairem ent forte. L’entente 
rement sa ine , s l un  elem ent decisif de la defense occidentale86“. 
franco -a llem ande pour l ’autre, le rapprochement est une question de secu-

Pour un p a y s  c °  rtance. La RFA con^oit la France comme son hinterland, 
rite de p re m ie ie  u1 n s jdere la RFA comme son glacis87. Lors de la visite triom- 
alors que la F ra n c e  Adenauer lu i confirme que, dans la mesure oü la France
phale du G en e i a l e £tats voisins menaces conjointem ent par l ’U nion sovieti- 
et l’A llem agn e so n  en com nlun“ et ;J a  nature des choses contraint ces deux
que, elles o n t „ b ea u

„o-en, 1959-1963  (Stuttgart31983) 42.
*  Adenauer, E r i n n e r n  51. .....................................
83 Adenauer, E r in n eI L e couple franco-allemand apres l’unification, in: Defense Natio-
84 Cite par D a n ie l  C ö  
nale 50 (juin 1994) 1 Q p tio n  für Paris? Unionsparteien, SPD und Charles de Gaulle 1958
85 Reiner Marco'to’̂ 2 ’ „ q  146- 164. 
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87 Cyril B u ffe t, Z w is c ^ ^ n er (dir.), Deutschland und der Westen. Festschrilt fü r Klaus 
1944-1962 , in : G u ^ o ,  l 7 4 -18 5 .
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pays ä constituer un barrage politique contre l ’avancee du comnumisme orien­
tal88“ . De G aulle semble dire la meme chose lors de la conference de presse du
15 mai 1962. Il reitere sa conviction „qu’il y  a une solidarite entre l ’A llem agne et la 
France. De cette solidarite depend la securite im m ediate des deux peuples. Il n’y a 
qu ’ä regarder la carte pour etre convaincu. De cette solidarite depend tout espoir 
d ’unir l ’Europe dans le domaine politique et dans le domaine de la defense comme 
dans le dom aine econom ique89“. Or, cette so lidarite strategique ne debouche sur 
rien de concret, car Paris cherche ä reequilibrer les rapports au sein de l ’OTAN en 
faveur des Europeens (c’est-ä-dire des Frangais), ce qui apparait totalement inac- 
ceptable pour Bonn qui redoute par dessus tout un affaiblissement de la protec­
tion americaine. C ’est pourquoi le Traite de l ’E lysee est, en ce qui concerne la de­
fense sur laquelle de Gaulle avait fonde beaucoup d ’espoir, un leurre en grande 
partie mais un leurre productif.

Le Traite de l ’E lysee exploite le mouvement de reconciliation franco-allemand 
anterieur; il ne le cree pas; en revanche, il l ’ institutionnalise et lui donne une im ­
pulsion nouvelle. Des ju in  1960, M onnet et Adenauer caressent l ’idee d ’un „traite 
d ’am itie et de liquidation du passe90“. L’affaire se concretise deux ans plus tard, 
apres une serie de voyages officiels reciproques. Com m entant la prem iere visite en 
France du president de la Republique federale Lübke, l ’am bassadeur Blankenhorn 
souligne ce qui unit maintenant les deux pays: „prem ierement, la reconnaissance 
de la com munaute de destin des peuples europeens face ä la menace sovietique; 
deuxiemement, la conscience de l’appartenance ä une culture commune de liberte 
et de responsabilite; troisiem em ent, la necessite po litique et sociale d ’une etroite 
communaute econom ique europeenne91“. A cette date, 40% des Frangais estiment 
que leur pays doit entretenir une relation privilegiee avec la RFA. Q uelques mois 
apres est signe le Traite de l ’Elysee. II paracheve le processus de reconciliation qui 
a penetre les mentalites. En effet, la perception frangaise de l ’A llem agne s ’inflechit 
rapidem ent en une decennie: alors que seulement 9% des Frangais ont en 1954 une 
bonne opinion de leurs voisins, ils sont dejä 23% en 1957 et 53% en 196492. Q uel­
les sont les raisons qui president de chaque cote ä la conclusion de ce traite?

Lors de la celebre conference de presse du 14 janvier 1963, de Gaulle, empörte 
par son lyrism e, confie qu ’il voit dans ,,le fait franco-allem and“ l ’un des „plus 
frappants et plus feconds“ qui fagonnent le monde actuel: „Deux grands peuples, 
qui se sont longuement et terriblem ent opposes et com battus, se portent m ainte­
nant l ’un vers l ’autre dans un meme elan de S ym p ath ie  et de comprehension. Il ne 
s ’agit pas seulement d ’une reconciliation commandee par les circonstances. Ce qui 
se produit, en verite, c ’est une espece de decouverte reciproque des deux voisins, 
dont chacun s’apergoit ä quel point l’autre est valable, m eritant et attrayant [ .. .]  les 
Germains et les G aulois constatent qu ’ils sont solidaires. Ils le sont evidemment

88 Adenauer, Erinnerungen 177.
89 BDFD 903.
90 BDFD 811.
91 BDFD 857.
92 Michel Korinman (dir.), L’Allemagne vue d’ailleurs (Paris 1992) 94.
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quant ä leur securite, puisque la meme menace de dom ination etrangere se dresse 
devant eux, tandis que leurs territoires constituent une meme aire strategique.“ Ils 
sont aussi solidaires econom iquem ent et culturellem ent „parce qu’en fait de pen­
see, de philosophie, de science, d ’art, de technique, ils se trouvent complementai- 
res“. La reconciliation est d ’autant plus spectaculaire qu ’elle s ’opere entre deux 
ennemis farouches, et d ’autant plus genereuse qu ’elle est ä l’ in itiative de deux 
„grands“ peuples, ce qui illustre et conforte leur grandeur. Comme le dit de 
Gaulle, „ l’A llem agne et la France donnent un exemple qui peut etre utile ä la 
cooperation de tous93“.

De son cote, Adenauer attire, dans une allocution televisee le 23 janvier 1963, 
l’attention sur le caractere „unique“ de ce traite qui met fin ä quatre siecles d ’ho- 
stilite franco-allemande. Il souligne que, sans „cette veritable reconciliation, il n ’y 
aurait pas eu d ’Europe“ et „tout bien pese, la Republique federale n ’aurait pas la 
position dans le monde qu ’elle detient m aintenant94“. Devant les deputes chre- 
tiens-dem ocrates, A denauer expose, deux semaines plus tard, les m otivations ca- 
chees du Traite de l ’Elysee. Rappelant la convention m ilitaire franco-russe de 1892 
et le traite de 1944 signe par Staline et de Gaulle, le chancelier affirme que ,,1’une 
des principales raisons po litiques“ de ce traite am ical vise ä eviter que „se realise 
dans notre dos une alliance de la Russie avec la France95“. Cette declaration relati- 
vise la cordialite des relations franco-allemandes et la confiance que l ’un accorde ä 
l ’autre. Dans l ’esprit du General, ce traite ne constitue qu ’une etape; il represente 
un instrum ent de politique internationale. Des le lendem ain de sa signature, de 
Gaulle annonce ä A denauer que, le prem ier but de la reconciliation etant atteint, il 
faut ä present developper une „am bition“ europeenne qui soit portee par la France 
et l’A llem agne unies par un „lien fort“ et visant ä rendre „independante“ l ’Europe 
de l ’A m erique96. De Gaulle cherche ä attirer la RFA, afin de pouvoir modifier les 
rapports am ericano-europeens et se poser en leader du continent: Helm ut 
Schmidt parlera plus tard de la conception gaullienne „d’une Europe guidee par la 
France97“. La manoeuvre echoue, car les A llem ands ne souhaitent pas emprunter 
cette voie qu’ils jugent aventureuse. Le bilan de ce traite est loin d ’etre negatif. Ne 
faudrait-il se rappeler que la creation en ju ille t 1963 de POffice Franco-A llemand 
pour la Jeunesse (DFJ) destine ä intensifier les liens et les echanges entre les jeunes 
des deux pays98.

Les reactions au Traite de l’Elysee, de part et d ’autre du Rhin, temoignent que 
les spectres du passe continuent de hanter la memoire de certains. En matiere po­
litique, il n ’y  a pas de reconciliation tout ä fait pure et complete. M ais il ne faut pas 
confondre les intentions et les calculs, plus ou moins dissim ules et machiaveliques,

'» BDFD 928-929.
94 Adenauer, Erinnerungen 2 11 -2 12 .
«  BDFD 964.
96 Adenauer, Erinnerungen 210.
97 Europa-Archiv, 11/1987, 306.
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des responsables politiques avec l ’attitude generale des populations. Certes, la 
CE C A , la CED, la CEE et le Traite de l’E lysee contiennent des arriere-pensees, 
qui sont somme toute assez naturelles, mais celles-ci n ’ont pas empeche la recon­
ciliation franco-allem ande et la construction europeenne ni remis en cause la veri­
table revolution des esprits intervenue depuis 1945.



Hermann-Josef Rupieper

Kommentar zu 
V. Die Supermächte und die westeuropäische 

Sicherheit

Professor Trachtenberg deals w ith three im portant problems in the context of the 
German question since 1945: He addresses the question whether a serious risk of a 
nuclear conflict existed between East and West and what m ight have generated 
that conflict. H e convincingly argues that the W estern powers could live w ith the 
situation created by West German en try into the NATO alliance, while the Soviet 
U nion could not have allowed G erm any to become a great independent power 
again. So far so good. G erm any was indeed a m ajor problem of Soviet strategy, a l­
though we should not underestim ate the Soviet inclination to think globally in 
political, economic, and ideological affairs. However, dealing w ith G erm any as a 
potential threat to European security, there were hard ly any differences between 
the Western powers and the Soviet Union. One can cite, for example, Acheson’s 
and D ulles’s repeated assurances to the Western European partners, but also to the 
Soviet leadership, E isenhower’s statements as NATO commander, and the Eisen- 
hower-Zhukow talks in Geneva in 1955. And there were p lenty of diplomatic 
contacts on different levels. A ll agreed that, after two European wars which had 
developed into w orld wars, there had to be security from Germany, but also for 
Germany. The Paris Agreements of 1954 guaranteed that West G erm any would 
not be perm itted the status of an independent Power comparable to the position it 
held in the in terw ar years. W hat has to be explained is w hy the Soviet U nion did 
not accept Western security proposals from the Byrnes Plan in 1946 to the Berlin 
conference of 1954 and the Geneva Conference in 1955. It seems to me that the 
answer is missing. Soviet leaders were pursuing both R ealpo litik and psychologi­
cal and ideological warfare.

Trachtenberg argues persuasively that the conferences in London and Paris pro­
vided the basis for a West German settlement w ith  the West. H e overemphasizes 
French enthusiasm, however, and neglects Am erican pressure on France to reach 
an agreement. For the West, the treaties meant the liquidation of World W ar II and 
the end of instab ility in Central Europe. But w ere they really  considered aggres­
sive by the Soviet U nion? We don’t know and w ill on ly know when we learn more 
about Russian decisionm aking. Perhaps Soviet po licy was quite satisfied with
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those developments. N ow  East G erm any could be integrated into the Eastern 
Bloc despite the yearn ing of parts of the population in the GDR for German 
unity. M ost lik e ly  the Soviets understood that the West European Powers were as 
much interested in the control of West G erm any as was Moscow. The problem for 
the Soviet U nion was the U nited States, or form ulated d ifferently the perception 
of West G erm any as the aggressive American representative on the continent. 
O nly if the U nited States identified w ith West German po licy to regain the lost 
territories in the East and if “Am erican and German im perialism  and capitalism ” 
should attempt to liberate Eastern Europe would there be a security problem and 
a threat to Soviet hegem ony in Eastern Europe. We all know that terms like “ro ll­
back” and “liberation” were propaganda directed to the domestic audience in the 
United States as well as means in the psychological warfare against Soviet dom i­
nance in Eastern Europe. They were not meant to be serious in the age of contain­
ment. Am erican po licy toward the East German uprising in 1953, and toward Po­
land and H ungary in 1956, prove the case. Am erican non-entanglem ent must have 
made it clear to the Soviet foreign po licy apparatus that spheres of influence had 
been established.

The same applies to nuclear armaments, Trachtenberg’s second argument. True 
enough, atom ic weapons had been stationed in G erm any since September 1953. 
But they were never exclusively under German control. That would have sent 
shock waves throughout Europe. The key to an atomic threat lay  in the warheads 
under US control. N obody could be as much interested in deterrence as the front­
line state, Germany. However, even as a member of NATO German m ilitary rep­
resentatives were during the fifties -  and this is the period we are talking about -  
hard ly informed about Am erican nuclear plans. D uring the NATO maneuver 
“B lack L ion” in 1957, representatives of the Bundeswehr learned for the first time 
that a total of 108 tactical nuclear weapons had been released for use in the combat 
areas, and they were shocked. Trachtenberg also presents another argument. He 
argues correctly that under the Eisenhower adm inistration the concept of creating 
“a third force” p layed an im portant role in Am erican thinking. However, beside 
offering a solution to domestic fiscal problems, the crucial idea behind Eisen­
how er’s reasoning was that “a third force” created the chance of w elding France, 
Germany, and the other West European countries closer together, politically, 
econom ically, and m ilitarily.

Nevertheless, neither Eisenhower nor Dulles were w illing  to go so far as to sug­
gest a unified and independent European atomic force. Their approach was differ­
ent. European unification was not m aking further progress. The Geneva confer­
ences had shown that there would be no new developments in the tangled German 
question. W hat would happen if the Germans became disillusioned and turned to 
the country that possessed the on ly key to unification, nam ely the Soviet U nion? 
Thus whoever and whatever created a new impetus for European integration 
would receive full Am erican support. The new issue was the creation of Euratom. 
There were no vested interests yet, and there was “an appeal of a peaceful atom for 
the public im agination”. It hard ly mattered whether French policy, or Belgian
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concern about her bilateral agreements w ith the U nited States concerning ura­
nium supplies, lay behind the in itial move. The Eisenhower adm inistration sup­
ported the peaceful use of atomic energy as a means of w eld ing Western Europe 
closer together, notw ithstanding problems with the U .S. Atom ic Energy C om ­
mission. It was quite clear to foreign-policy elites in Washington, as Belgian 
Foreign M inister Pau l-H enri Spaak acknowledged, that the French proposal for 
European cooperation was at once an attempt to gain access to Belgian ores, con­
trol potential German aspirations in the field, prevent bilateral American-German 
agreements, and co-opt German financial resources in support of expensive 
French research efforts. In fact, when it became evident that French po licy­
makers insisted on pushing their own nuclear program  including nuclear 
weapons, this was w ide ly  considered a threat to a European solution. There was 
another reason w hy a cooperative European agency was necessary. To quote A d­
m iral Strauss of the AEC: “The Com m ission assumed that involved in the project 
were as m any doubtful characters from the security standpoint proportionately as 
were to be found in France generally.” R igh tly  or wrongly, Robert Bowie, then d i­
rector of the State D epartm ent’s Policy Planning Staff, also felt that a security 
problem existed, but hoped to get around it if a new European agency selected 
personnel according to U.S. standards.

I have mentioned these examples showing that West G erm any could participate 
in the peaceful use of atomic energy w ithout enlarging on the economic preoccu­
pations of M inister Ludw ig Erhard, German industry, or Franz-Josef Strauß as 
the responsible minister. But there is one point I w ish particu larly to emphasize. 
Certain ly, West G erm any had the right to develop new rocket technology, even to 
produce delivery vehicles. D iscussions about German nuclear weapons indeed 
took place. Chancellor A denauer wanted them at some point. But German re­
liance on the Am erican nuclear um brella as w ell as earlier commitments by A de­
nauer not on ly prevented German production, but also excluded atomic warheads 
in German hands that would have proven unacceptable to the public in all Euro­
pean countries.

One last point. I do not see how the Eisenhower adm inistration, by supporting 
the creation of Euratom , departed from what Trachtenberg calls “the basis of the 
Paris A greem ents”. Furtherm ore, if the Paris Agreem ents created security for the 
West, the same security could have been made available to the Soviet Union, as the 
discussions at the Geneva conferences show. Since Trachtenberg does not discuss 
Soviet intentions and policies, he reaches conclusions that appear to be lopsided. 
There was certa in ly a Soviet traum a about a m ilitarized G erm any dating from 
1941, but this was also used to gain advantage in security diplomacy.

C yril Buffet’s paper takes a different approach. Fie places French policy toward 
Germany in the larger context of 20th century relations and deals broadly with 
political rivalries, national perceptions, political, economic, and security interests. 
This makes it difficult for a com mentator to carp. Basically, I agree w ith his inter­
pretation. He argues persuasively that rem arkable changes characterize Franco- 
German relations: from arch-enemies and open hostility  in the first half of the
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20th century to cooperation, solidarity, and even privileged partnership. Buffet 
himself has contributed to this thesis by showing that the Berlin Blockade in 1948 
signaled a significant change in French policy. True enough, the foundation for a 
rapprochement was laid in the experience of German occupation and the thinking 
of members of the Resistance, not only in France but all over Western Europe. 
Buffet also stresses that the context of reconciliation was to tally different in the 
1940s from that of the 1920s. The U nited States had not w ithdraw n from Europe. 
Am erican m ilitary presence and economic aid were the pillars of reconstruction as 
well as security. A war-torn France suffering from German exploitation had no 
opportunity to recreate its traditional system  of alliances in Eastern Europe, liber­
ated and occupied by the Soviet Union, the new hegemonic power. The reorien­
tation of French po licy was certain ly a slow process and did not develop w ithout 
doubts or delays. Yet when it became evident that French po licy could not head 
off an Am erican model for the integration of Western Europe, out of necessity 
foreign-policy elites in Paris generated initiatives in order to influence and to par­
ticipate in developments that lay in the French national interest. Welding Ger­
m any and France together under French tutelage in a European context augured 
the most prom ising results. In broad terms, French goals were to achieve political 
stability, economic reconstruction, and m ilitary security. A fter the experience of 
N ational Socialism  and moral devastation, this unequal partnership meant for 
G erm any regaining respectability and access to the west European com m unity of 
nations, new opportunities for economic reconstruction, and m ilitary security 
against the Soviet Union. But there was more to it than this. Both Germ any and 
France, as w ell as the other west European nations, recognized that the age of the 
nation-state was ending.
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